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Zum 150jährigen Jubiläum 
der Oftpreußifchen Landfchaft 


Der am 16. Februar 1938 bevorftehende Tag des 150jährigen Beſtehens 
der Oſtpreußiſchen Landfchaft ließ den Gedanken aufkommen, ſich ein- 
gehender mit der Geſchichte dieſer erſten großen Genoſſenſchaft der Provinz 
Oſtpreußen zu befaſſen, als dies ſonſt bei derartigen Anläſſen in Form 
etwa einer Denkſchrift zu geſchehen pflegt. Die Tatſachen, daß die An— 
fänge der Oſtpreußiſchen Landfchaft bis in die letzte Regierungszeit 
Friedrichs des Großen zurückreichen und daß ihre Geſchichte eng mit der 
Geſchichte Preußens verbunden iſt, machen den Wunſch wohl verſtändlich, 
die Akten der Vergangenheit zu öffnen, um zu prüfen, von welchem Geifte 
dieſe Einrichtung beſeelt war, die in der Notzeit nach dem Siebenjährigen 
Kriege dank der Förderung preußiſcher Könige zur Stützung und Förderung 
des ländlichen Grundbefiges begründet wurde. Insbeſondere mußte von 
Intereſſe ſein, wie die Landſchaft die durch politiſche und wirtſchaftliche 
Vorgänge, insbeſondere auch durch Kriege, bedingten Kriſenzeiten zu 
meiſtern verſtand, um daraus gegebenenfalls Nutzanwendungen für die 
Zukunft zu ziehen. Auch mußte es weiter von Intereſſe ſein, zu unter— 
ſuchen, inwieweit das Schickſal der Landfchaft bedingt war durch die 
Entwicklung der Landwirtſchaft von der Gutsherrſchaft des 18. Jahr— 
hunderts mit ihrer Dreifelderwirtſchaft über die ſogenannte Bauern— 
befreiung zur heutigen hochintenſiven Wirtſchaftsweiſe, wobei anderer— 
ſeits auch die Auswirkung der jeweiligen politiſchen Richtungen und 
Meinungen betrachtet werden mußte. 

Der Hiſtoriker hat ſich darauf beſchränkt, zunächſt eine Darſtellung der 
Geſchichte der erſten hundert Fahre der Oſtpreußiſchen Landſchaft zu geben. 
Immerhin bieten auch dieſe erſten hundert Jahre bereits eine ſolche Fülle 
von Material, daß zu hoffen iſt, daß der Leſer dieſes Werkes daraus 


erfieht, wie auf der einen Seite oft die Selbſthilfe der in der Landſchaft 
zuſammengeſchloſſenen Landwirtidaft erfreuliche Erfolge erzielte, wie es 
andererſeits aber auch oft der wärmſten Fürſorge des Staates bedurfte, 
um ſchwere Kriſenzeiten zu überſtehen, ſo daß die Landſchaft nunmehr 
auf 150 Jahre ihres Beſtehens zurückblicken kann. Die Schwierigkeiten der 
oſtpreußiſchen Landwirtſchaft waren in dieſer ganzen Zeit, immer wieder 
bedingt durch beſondere unglückliche Ereigniſſe, oft ſehr groß, ſo daß die 
Hilfe des Staates auch über die Landſchaft unvermeidlich war. Das 
zeigt der Inhalt des vorliegenden Werkes mit beſonderer Deutlichkeit. 

Wenn dies Buch, das von dem Leiter des Königsberger Staatsarchivs, 
Herrn Staatsarchivdirektor Dr. Hein, im Auftrage der Oſtpreußiſchen 
Landſchaft verfaßt wurde, nunmehr der Gffentlichkeit übergeben wird, 
Jo verbinde ich damit den Wunſch, daß es dem Derftändnis für den land- 
ſchaftlichen Gedanken dienen möge. 

Herrn Dr. Hein ſpreche ich an dieſer Stelle wärmſten Dank dafür aus, 
daß er ſich der großen Mühe unterzogen hat, aus dem Archiv der Land— 
ſchaft das Material zutage zu fördern, das die Grundlage für dies Werk 
geliefert hat. 


Königsberg (Pr), im Januar 1938. 


Lechler, 
General-Landſchafts⸗Direktor. 
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Erſter Abſchnitt 


Die Verhandlungen bis zur Gründung (1780-1788) 


Die Einrichtung der ritterſchaftlichen Kreditſyſteme unter Friedrich dem 
Großen iſt ein Teil des großen „Retablijfements”, durch das der König 
die Schäden des Siebenjährigen Krieges zu überwinden ſuchte. Es iſt 
darum kein Zufall, daß die vom Krieg am ſchwerſten betroffene Provinz, 
Schleſien, als erſte (1769/70) ihre Landſchaft erhielt und als zweite die 
gleichfalls, wenn auch nicht fo ſchwer, heimgeſuchte Mark (1776/77), als 
dritte das weniger betroffene Pommern (1780/81). Sehr bezeichnend ſind 
die Worte, die der König an die pommerſchen Vertreter richtete, die ihn 
um die Genehmigung einer landͤſchaftlichen Kreditanftalt baten: „Ich will 
Ihnen gerne helfen, denn ich liebe die Pommern wie meine Brüder; ... denn 
ſie ſind brave Leute, die mir jederzeit in Verteidigung des Vaterlandes 
ſowohl im Felde als zu Haufe mit Gut und Blut beigeftanden haben“). 

Ganz anders ſtellte ſich der König jedoch zu den entſprechenden Wün⸗ 
ſchen der Oſtpreußen. Der Gedanke zur Einrichtung eines Kreditſyſtems 
in Oſtpreußen ging dabei nicht von der Ritterfchaft, ſondern von der oberften 
Provinzialbehörde, dem Etatsminiſterium in Königsberg, aus. Dieſes über- 
Jandte der Ritterfchaft am 13. April 1780 einen Grundriß zur Errichtung 
eines Kreditwerks; gegenwärtig wäre eine königliche Beihilfe zu erwarten, 
aber wenn der jetzige Augenblick verſäumt würde, ſpäter vielleicht nicht. 
Schleſien und Brandenburg hätten große Vorteile von einer ſolchen Ein— 
richtung gehabt. Während vorher in Schleſien ein Adliger kaum 10 Taler 
geliehen bekommen hätte, würden der dortigen Ritterfchaft Kapitalien jetzt 
zu 5, ja zu 4 Prozent angeboten; dagegen litten die oſtpreußiſchen Grund- 
beſitzer noch aufs empfindlichſte unter Kapitalmangel; unter 6 Prozent 
könnten fie kein Geld haben. Eine anſehnliche Zahl der Ritterfchaft müßte 
ſich verpflichten, mit einigen 100000 Talern zur erften Einrichtung 
Sicherheit zu geben; dann wäre der König um ein Darlehen von einigen 
100000 Talern zu 2 Prozent zu bitten. Die Pfandbriefe würden zu 
5 Prozent ausgegeben werden und die Differenz von 3 Prozent ſollte zur 


1) Koſer, Friedrich der Große 3 Bd. 2 S. 361. 


Beſtreitung der Verwaltungskoſten dienen; gewiß würden alsbald private 
Kapitaliſten Gelder anbieten. Die Pfandbriefe müßten an erſter Stelle 
eingetragen werden. In der Mark werde nur die erſte Hälfte des Gutes 
beliehen, aber in Oſtpreußen fei die, Verſchuldung fo hoch, daß den Guts— 
beſitzern nur bei Beleihung bis zu zwei Drittel geholfen werden könne. Alle 
Beſitzer adliger Güter, auch wenn es Bürgerliche find, ſollen beitreten können, 
ein Beitrittszwang aber nicht ausgeführt werden; wer ſeine Schuld bezahlt 
habe, könne wieder austreten. Taxen wären nur erforderlich bei den ſeit 
1756 erworbenen Gütern, weil die Gutspreiſe ſeither ſehr geftiegen ſeien, 
während ſonſt der Erwerbspreis als Grundlage der Beleihungsſumme 
genügen würde. 

Dieſe Anregung fiel auf fruchtbaren Boden, weil ſie geeignet war, dem 
ſtarken Geldbedürfnis des Grunoͤbeſitzes abzuhelfen. Graf Dönhoff— 
Friedrichſtein, der die Leitung der Verhandlungen übernommen hatte, 
konnte dem König ſchon am 1. Juni melden, es ſei bereits eine Summe 
von 807296 Talern garantiert. Am 13. Juli bat er den König um einen 
Gnadenfonds zu 2 Prozent. Der Geloͤmangel ſei ſehr groß, Anleihen ſeien 
gar nicht oder nur zu hohen Zinſen zu haben, ſo daß die Steuern nun nicht 
mehr geleiſtet werden könnten und ein allgemeiner Verfall drohe. Aber der 
König winkte zur allgemeinen Aeberraſchung ab. Die oſtpreußiſche Ritter- 
ſchaft müſſe ſich noch „was geoͤulden“. Er ſei „nicht längſt erſt aus dem 
Kriege (d. h. dem Bapriſchen Erbfolgekrieg) gekommen, welcher ein Haufen 
Koften verurſacht hat, und habe auch noch andere nötige Ausgaben zu 
beſtreiten“ ). 

Etatsminiſterium und Ritterſchaft ließen ſich durch dieſe Ablehnung 
nicht einſchüchtern. Nach einigen Vorverhandlungen verſammelten ſich am 
19. Juni 1781 in Königsberg bei Obermarſchall von der Groeben Deputierte 
der meiſten Kreiſe. Man war in der Mehrheit dagegen, aus dem Kredit— 
ſyſtem eine Zwangseinrichtung zu machen, hielt auch an der Beleihung 
bis zu zwei Drittel des Wertes feſt. Drei Departements, mit dem Sitz in 
Königsberg, Schippenbeil und Saalfeld, ſollten unter einem Engeren Aus— 
ſchuß ſtehen, der aus ſechs Perſonen beſtehen ſollte. Nach mehrtägigen 
Verhandlungen wurde am 28. Juni der Entwurf zu einem „Oſtpreußiſchen 
Kitterſchaftskreditreglement“, der übrigens weitgehend dem Reglement von 
1788 entſprach, und zu Generaltaxprinzipien angenommen; tags darauf 
gingen die Entwürfe an den König. Diefer entſchied am 6. Juli, für dies 
Jahr könnte er nichts tun, da Froſt und Dürre große Ausgaben verurſacht 
hätten. „Aeberdem mögen fie ſich nur hübſch zurückerinnern, wie fie ſich im 
Kriege von 1756 betragen haben, und ihre Söhne dienen auch nicht, fie 


S. Kgl. Maj. welche vor fie haben follen, Die Pommern und auch die 
andern dagegen haben in allen mit ausgehalten und ihre Liebe für das 
Vaterland bewieſen, weshalben denn auch Höchſtdieſelben für deren Erhal— 
tung und Wohlſtand am erſten wieder geſorget haben. Welches ihnen alſo 
zur Antwort erteilet wird.“ 

Die Deputierten der Ritterfchaft waren nicht gemeint, ſolche Vorwürfe 
hinzunehmen. „Sicherlich ſind wir überzeugt“, ſchrieben ſie dem König am 
17. Juli, „daß Eure Kgl. Maj. uns von dieſem Tadel, dem größten, der 
treuen Ständen gemacht werden kann, loszuſprechen geruhen werden, 
wenn Allerhöchſtdieſelben aus denen Vaſallentabellen fic) huldreichſt vor— 
tragen laſſen, daß außer denen, die ihre Gefundheit in dem Siebenjährigen 
Kriege de anno 1756 angeſetzet haben, und denen wenigen, welche Eurer 
Kgl. Maj. im Zivilſtande zu dienen . veranlaßt waren, niemand ſich entzogen, 
unter der Armee Dienſte zu nehmen. Die Liſten der Regimenter beweiſen 
nicht allein, wie viele ihr Leben willig aufgeopfert, ſondern zeigen auch, 
daß ſämtliche dienſtfähige Jugend ſelbſt während dem damaligen Kriege mit 
Gefahr ihrer Perſon und Vermögens aus Dienſteifer heimlich zu Eurer Kgl. 
Maj. Armee gegangen find. Die Dafallentabellen tun ferner dar, wie wir 
noch jezzo unſere Kinder, ſobald ſie irgend zum Militärdienſte tauglich ſind, 
demſelben mit Freuden widmen." Sie werden in Devotion warten, bis der 
König ihnen für das Kreditwerk eine Hilfe gewährt. 

vielleicht ſprach bei der Ablehnung des Königs auch ein rein fachlicher 
Grund mit, der dann freilich ſeltſamerweiſe nicht ausgeſprochen worden 
wäre. Als im September 1781 der Großkanzler von Carmer, dem das 
Landſchaftsweſen unterftand, in Königsberg weilte, baten ihn die ritter— 
ſchaftlichen Deputierten unter Hinweis auf die Notlage der Gutsbeſitzer 
um Befürwortung des Kreditwerks. Er erwiderte, daß er eine ſolche 
ablehnen müßte, ſolange das Kreditwerf nicht auf den geſamten oſt— 
preußiſchen adligen Grundͤbeſitz begründet würde, wie das in Schleſien der 
Fall wäre. Die Deputierten lenkten ſofort ein und verſicherten, man habe 
nur den Schein eines Zwanges vermeiden wollen und fei überzeugt, daß 
„nur einige wenige eigenſinnige und ſchlecht unterrichtete Individuen“ ſich 
ausſchließen würden; Carmers Forderung ſollte erfüllt werden”). 

Verhandlungen im November und Dezember 1781 führten dann zur 
Annahme der Generalgarantie. Aber als das Etatsminiſterium den König 
daraufhin erneut um die Genehmigung des Kreditſuſtems bat, erfuhr es am 
27. Januar 1782 wieder eine Ablehnung; er könne „dieſem Geſuch noch 
zur Zeit nicht deferieren, und ſind vor dies Jahr ohnedem nicht imſtande, 
dabei etwas zu tun wegen anderer großer Ausgaben. ... Das muß alſo 


Allein die Mot des Jahres 1782 forderte Hilfe. Am 11. Mai ſchrieb 
Kammerdirektor von Oftau, der fi) von Anfang an der ritterſchaftlichen 
Intereſſen lebhaft angenommen hatte, an Carmer, baldige werktätige Hilfe 
ſei notwendig, „da viele Fatalitäten die Eigentümer adliger Güter ſchon 
ſeit einigen Jahren zurückgeſetzt und befonders im vergangenen Jahr Miß— 
wachs und Futtermangel, der ſeinesgleichen ſeit undenklichen Jahren nicht 
gehabt, eine allgemeine Not im ganzen Lande verurſachet, die durch das 
ſpäte Frühjahr und die bis jetzo zu noch fortdauernde Kälte ... vermehret 
wird. Wenig Hoffnung bleibet dem bedrängten Landmann zu feiner Er— 
haltung übrig, wenn er genötigt ift, in ſolchen Jahren, wo die Revenuen 
der Güter faſt gänzlich ausfallen, hohe Prozente an Finfen zu entrichten, 
und wenn er bei ſolchen Zeitläuften, die ihn neue Schulden zu machen 
zwingen, ſich der Willkür der Geldwucherer ausgeſetzet ſiehet.“ Es würde 
vorausſichtlich eine gedeihliche Entwicklung des Kreditwerks möglich fein. 
Allein Carmer riet ab, ohne Zuſtimmung des Königs etwas zu unter- 
nehmen. Doch ſollten immerhin die Vorbereitungen beginnen, er würde 
dem König dann erneut zur Bewilligung raten‘). 


Mit ſolchem Rat war freilich nicht viel anzufangen. Es ſcheint, daß 
zunächſt nichts geſchah. Einen Beſuch des Königs in Weſtpreußen im Juni 
1785 benutzten Oſtau und Graf Dönhoff zu erneuten Dorftellungen. 
Friedrich erwiderte, „daß die Amſtände ſolches noch zur Zeit nicht geftatten, 
und daß es alſo vor das Jahr nicht angehet“. Darauf folgte ein eigen— 
händiger Zuſatz: „Die Herren haben ſich in Sibenjährigen Krieg nicht ſo 
aufgeführet, das man an fie denden fol, fie feint auf dem Landt ſchlechte 
Wirte und Wintbeutels, und durch der Armee fallen fie durch wie durch 
ein Sip“. Der Adel antwortete mit einer Ergebenheitserklärung und hatte 
immerhin die Genugtuung, daß der König ihn darauf verſicherte, er hätte 
keineswegs die ganze preußiſche Xitterſchaft mit feiner Anklage gemeint, 
„ſondern einzig und allein dieſenigen unter ſolcher, deren eigenes Bewußt— 
fein ſolche rechtfertiget“. Die andern hätten auf ſeine Gnade die gleichen 
Anſprüche, wie der Adel der übrigen Provinzen, „ob ich gleich ſonſt ihnen 
zu dem erbetenen Kreditfyftem nicht behülflich fein kann. Hierbei wird ſich 
mein preußiſcher Adel ganz beruhigt finden“. Oſtau, dem Dönhoff dieſe 
Entſcheidung mitteilte, bemerkte dazu: „Gott wird zu ſeiner Zeit das Herz 
unſeres großen Königs zu andern Geſinnungen lenken und denen böſen 
Leuten ihren verdienten Lohn geben, welche aus unlauteren Abſichten ſich 
ein Vergnügen daraus machen, den preußiſchen Nationalcharakter ſchlecht 
zu ſchildern. Von unferer Krediteinrihtung wird indeſſen vor der Hand 
nichts werden.“). 


4) 228 und 2027. 
5) 2097. 


Geheimer Staats= und Rriegsminifter 


Oberburggraf von Oftau-Lablack 


General=Landichafto=Direktor 1788-1805. 


Allein zu Friedrichs Lebzeiten wurde an diefer Frage nicht mehr gerührt. 
Eine Woche nach feinem Tode, am 24. Auguſt 1786, ſchrieb Carmer an 
Oſtau, der junge König würde bald nach Königsberg kommen und dann 
ſollten die Derhandlungen über das Kreditſuſtem wieder beginnen. „Da... 
id) von der Notwendigkeit einer ſolchen Einrichtung zur Conſervation des 
dortigen Adels vollfommen überzeugt bin, fo werde ich es mir zur Pflicht 
machen, inſofern der Sache wegen etwas an mich gelangen ſollte, diefelbe 
nach meiner beſten Einſicht und, ſoviel an mir iſt, zu unterſtützen.“ Oſtau 
war damals übrigens zweifelhaft, ob ein Kreditfyftem noch nötig wäre; denn 
der Zinsfuß wäre auf 5 Prozent geſunken, das Pupillenkolleg fordere 
ſogar nur 444 Prozent; machten die öffentlichen Kaſſen es ebenſo, dann 
würde es eines Kreditſyſtems „beinah nicht bedürfen”. Freilich zog er es 
vor, Carmer von ſolchen Gedanken nichts zu ſchreiben. Dieſer aber äußerte, 
offenbar aus dem Wunſch, ſeine frühere Zurückhaltung wieder gut zu 
machen, am 28. September, wenn bei der Generalgarantie Schwierig— 
keiten entſtünden, ſo könnte man die wenigen, die ſich von der Wohltätig— 
keit dieſer Einrichtung nicht überzeugen ließen, weglaljen‘). 

Carmers Fürſprache war wohl auch die gnädige Antwort zu danken, 
die Friedrich Wilhelm II. bei ſeinem erſten Beſuch Weſtpreußens den Depu— 
tierten des oſtpreußiſchen Adels auf ihre Bitte um Abhilfe ihrer Beſchwerden 
am 7. Juni 1787 in Mockerau erteilte: Sie ſollten ſich erſt verſtändigen und 
dann zwei Deputierte zu Verhandlungen nach Berlin entſenden; er werde 
gern die Hand zu ihrer Erleichterung bieten. Schon wurde bekannt, daß 
der König der Landſchaft 200 000 Taler zum Einrichtungsfonds gewähren 
wollte’). 

Anfang September 1787 wählten die Kreife ihre Deputierten, die ſich 
am 18. September in Königsberg verſammelten. Zum Vorſitzenden wählten 
ſie Oſtau. Die Frage, ob ein Kreditſyſtem anzunehmen wäre, wurde ohne 
Debatte bejaht, „weil ein jeder einſehen werde, daß die huldreiche An— 
erbietungen und Aufforderungen des landesväterlichen Monarchen abzu— 
lehnen, niemand gemeint fein könne“. Leber die Notwendigkeit einer 
Zwangsaſſoziation des Adels war man jedoch noch nicht ganz einig. In 
den nächſten Tagen wurden das Reglement unter Zugrundelegung des 
für Weſtpreußen erlaſſenen und die Taxprinzipien durdyberaten. Es wurde 
beſchloſſen, daß nicht wie dort nur die Hälfte, ſondern zwei Drittel des 
Gutswerts beleihbar fein ſollten. Ohne Taxe ſollten Anleihen bis zu zwei 
Drittel erhalten die bis 1756 erworbenen Güter, bis zur Hälfte die 1756 
bis 1780, bis zu ein Drittel die ſeither gekauften; jedoch ſollten inzwiſchen 
erfolgte notoriſche Verſchlechterungen berückſichtigt werden. Ein Engerer 


6) 208. 
7) Bezzenberger. Aktenſtücke des Provinzialarchivs aus den Jahren 1786-1820 ©. 145 f. 
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Ausſchuß follte den Direktor und die Rate der Generallandſchaftsdirektion 
wählen, für diesmal jedoch ſollten das die anweſenden Deputierten tun. 
Zum Engeren Ausſchuß ſollte jedes der drei Departements zwei Deputierte 
und ein Mitglied des Departementskollegs entſenden. Die Departements- 
direftoren und die Käte follte für diesmal die Derſammlung wählen; fpáter= 
hin follte dies Recht je einem Kreis, deren Reihenfolge durchs Los zu 
beſtimmen war, zuſtehen; die nicht durch Räte vertretenen Kreiſe ſollten 
Deputierte ins Departementskolleg entſenden dürfen. Die Wahlperiode 
ſollte drei Jahre betragen. Nachdem am 24. September noch feſtgeſetzt war, 
daß nur die in einer Feuerſozietät befindlichen Güter aufnahmefähig ſein 
ſollten, erfolgten am 25. September, dem Geburtstag des Königs, die 
Wahlen. Kammerpräſident von Oſtau wurde Generaldirektor, Graf Dohna— 
Kondehnen und Baron Buoͤdenbrock-Powarben Generallandſchaftsräte; 
zum Syndikus des Generallandſchaftsdirektors wurde Konſiſtorialrat 
Manitius erwählt. Mit der Deputation nach Berlin wurden Buddenbrock 
und Graf Sindenftein-Roffitten beauftragt. Im Oktober und November 
wurde zu dieſem Beſchluß in Kreisverſammlungen des Adels Stellung 
genommen; die meiſten ſtimmten dem Beitritt des geſamten Adels zu. Nur 
im Tilſiter Gebiet war wenig Neigung für den ganzen Plan; man meinte 
dort, wer Geld brauchte, hätte Gelegenheit genug, es ſich zu leihen. Immer— 
hin in der Mehrzahl war man einig. Auf Carmers Rat wurde die Depu— 
tation nach Berlin bis zum Januar verfchoben?). 

In jenem Monat reiſten die beiden Deputierten denn auch nach Berlin. 
In einer am 30. Januar mit Carmer geführten Verhandlung erhielt das 
Reglement ſeine endgültige Faſſung, der König Friedrich Wilhelm II. am 
16. Februar die Sanktion erteilte”). 


8) 391, 599, 634, 
9) Denkſchriſt zum einhundertjährigen Beſtehen der Landfhaft S. 5 f. 
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Zweiter Abfchnitt 


Das Reglement vom 16. Februar 1788 
und die Einrichtung der Landfchaft 


Wenn das Reglement vom 16. Februar 1788 auch weitgehend nad) 
den Reglements der älteren Landſchaften, zumal der weſtpreußiſchen, 
gearbeitet iſt, ſo wird die Darſtellung ſeiner wichtigſten Beſtimmungen hier 
doch nicht fehlen dürfen, denn es ſtellt ja die rechtliche Grundlage der 
oſtpreußiſchen Landfchaft dar. Als eigentliche Abſicht der Begründung der 
Landfchaft wird die Verbeſſerung und Erhaltung eines dauerhaften Kredits 
der Kitterſchaft angegeben. Die Vorzüge der Pfandbriefe gegenüber bloßen 
Hypotheken liegen, ſofern der Gutswert nicht mit Sicherheit aus dem Er— 
werbspreis zu erſehen iſt, in der genauen Taxe, ferner darin, daß bei der 
Anlehenbewilligung ſehr vorſichtig verfahren wird, endlich darin, daß „die 
geſamte verbundene Ritterfhaft in Oſtpreußen die Garantie dafür der- 
geſtalt übernimmt und leiſtet, daß dem Inhaber eines Pfandbriefs außer 
dem darin ſpecialiter verſchriebenen Gute auch die Güter der geſamten 
zur Landfchaft verbundenen Stände in der Art verpfändet ſind, daß aller, 
auch durch die außerordentlichſten Unglücksfälle an dem ſpecialiter ver= 
pfändeten Grundͤſtücke ſich ereignende Ausfall dem Creditori von der Land- 
ſchaft vertreten und ihm deshalb ohne alle prozeſſualiſche Weitläufigkeit 
und Koſten an Kapital und Zinſen bare Zahlung geleiſtet werden muß“. 


„Die Pfandbriefe werden nur auf die erſten zwei Drittel des von 
der Landfchaft zu beftimmenden, zu 5 Prozent taxierten Wertes eines 
Gutes ausgefertiget.“ 

Die Zinſen der Pfandbriefe werden regelmäßig halbjährlich gezahlt, 
auch wenn das betreffende Gut in Konkurs geraten iſt; die Zinſen zahlt die 
Landͤſchaftskaſſe. Die Pfandbriefe zirkulieren ohne Zeſſion, Giro oder 
ſonſtige Weitläufigkeiten. Sie lauten auf Silberkurant und werden auf 
50-1000 Taler ausgeftellt, fteigend um je 50 Taler. „Die Realifierung 
oder Ablöſung der Pfandbriefe geſchiehet durch die Lanoͤſchaft, welche die 
Pfanoͤbriefe, wenn ſolche ein halb Jahr zuvor aufgekündiget worden, in 
den Terminen am 1. Juli und am 2. Januar durch bare Zahlung ablöſet“ ). 


1) Reglement S. 4-6, 
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„Lanoͤſchaftliche Pfandbriefe werden nur auf Adlige Güter, das ift 
auf ſolche, die zu adligen Rechten verſchrieben find und in den Hypothefen- 
büchern als adlig aufgeführt werden, erteilet, der Beſitzer mag adligen oder 
bürgerlichen Standes fein. Unadlige, kölmiſche und Freigüter bleiben alſo 
von dieſem Kreditwerke völlig ausgeſchloſſen . . . Auf königliche Domänen- 
ſtücke und auf ſtädtiſche Kämmereigüter ſollen unter keiner Bedingung 
Pfandbriefe gegeben werden“). 


Den fal. Kommiſſar oder Hauptlandfchaftspräfidenten ernennt der 
König. Die Stände hoffen aber, der König werde dazu ſtets „einen Oſt— 


preußiſchen wirklich angeſeſſenen von Adel“ dazu beſtimmen. Der Präſident 


hält auf die Beobachtung der Grundfäße und die Wahrung der königlichen 
Gerechtſame und der Landesverfaſſungen. Er iſt berechtigt, allen Der- 
ſammlungen vorzuſitzen, Berichte einzufordern, Kaſſenprüfungen vorzu— 
nehmen. 

Der Direktor und die Generallandfchaftsräte werden von den zum 
Engeren Ausſchuß ernannten Deputierten der Stände aus allen drei 
Departements durch Stimmenmehrheit gewählt. Sie erhalten auf Vortrag 
des Präfidenten die königliche Beſtätigung. Die Wahl erfolgt auf drei 
Jahre. Wählbar zu dieſen Amtern find nur in Oſtpreußen angeſeſſene 
Adlige in guten Dermögensumftänden. „Die Stände werden ſelbſt darauf 
bedacht fein, daß .. . nur Männer von untadelhaftem Charakter, von be— 
kannter Geſchicklichkeit und einer genauen Kenntnis des Landes gewählt 
werden. Auch müſſen ſie einige Studia beſitzen und ſich wo möglich in 
öffentlichen Geſchäften ſchon einigermaßen geübt haben. Dieſes Collegium 
verſammlet ſich in Königsberg, ſo oft es die vorkommende Geſchäfte er— 
fordern, und feine Conclufa werden nach der Stimmenmehrheit abgefaſſet.“ 

Als Syndikus bei der Generallandſchaft wird ein Mann erfordert, „der 
feine Studia juridica abſolviert hat, in Geſchäften geübt und von gutem 
Lebenswandel iſt, auch in keinen andern Verbindungen oder Dienſten ſtehet.“ 
Er wird von der Generaldirektion dem Engeren Ausſchuß vorgeſchlagen. 
Die übrigen Beamten werden von der Generaldirektion beſtellt, „welche 
dafür haften muß, daß die von ihr gewählte Subjekte die erforderliche 
Qualitäten haben“. 

Einigt ſich ein Departementskolleg in einer Anlehenſache nicht, ſo ſind 
die Akten an die Generaldirektion zu ſenden, die mit Juziehung des Engeren 
Ausſchuſſes entſcheidet. Jedoch iſt inzwiſchen das Anlehen für den nicht 
ſtrittigen Betrag zu gewähren. Sämtliche Bewilligungen der Departements 
unterliegen der Superreviſion der Generaldirektion. Sie hat auch die 
Aufſicht über die Departementskaſſen. Wenn ſie es nötig findet, kann ſie 


2) Desgl. S. 6 f. 
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mit Zuziehung des Engeren Ausſchuſſes einen Senerallandtag aus— 
ſchreiben '). 

Der Engere Ausſchuß wird beſtellt, „teils um der Generallandfchafts- 
direktion zur Kontrolle zu dienen, teils um das Land deſto näher zuſammen 
zu bringen und gleichwohl die oftmalige mit vielen Koſten verbundene Aus⸗ 
ſchreibung des Generallandtages zu vermeiden“. Die Ritterſchaft jedes 
Departements wählt dazu ein bis zwei Deputierte aus ihrer Mitte, und 
jedes Departementskolleg entſendet ein Mitglied. Die Wahlen erfolgen auf 
Kreisverſammlungen, wobei die Kreiſe nach feſtem Turnus wechſeln. Fede 
Wahl gilt nur für eine Derfammlung des Ausſchuſſes. Diefer tritt jährlich 
am 25. September, dem Geburtstag des Königs, zuſammen. Hauptſächlich 
obliegt ihm die Superrevifion der Departementsrechnungen; die General— 
direktion hat ihm über alles Auskunft zu geben. Beide gemeinſam ſetzen 
die Tagesordnung des Generallandtags feſt. Wichtige Fragen dürfen nur 
mit Zuziehung des Ausſchuſſes entſchieden werden, der auch befugt iſt, von 
ſich aus einen Generallandtag zu berufen“). 

Es werden drei Provinzialdepartements errichtet, und zwar in Königs— 
berg, Angerburg und Saalfeld oder Oſterode. Zu Königsberg gehören 
die Hauptämter Fiſchhauſen, Schaaken, Labiau, Neuhauſen, Tapiau, 
Brandenburg, Balga, Pr. Eylau, Bartenftein, Raftenburg und Barten und 
das Frbamt Gerdauen und Nordenburg; zu Angerburg Memel, Ragnit, 
Tilſit, Infterburg, Luck, Olegto, Johannisburg, Rhein, Lötzen, Angerburg, 
Seeheſten und Erbamt Neuhoff; zu Saalfeld oder Oſterode Pr. Holland, 
Pr. Mark, Liebemühl, Mohrungen, Liebftadt, Saalfeld, Oſterode, Hohen⸗ 
ſtein, Neidenburg, Soldau, Ortelsburg, die Erbämter Dt. Eylau, Schön⸗ 
berg, Gilgenburg, das Bistum Ermland und vielleicht auch die zunächſt 
zu Weſtpreußen geſchlagenen Hauptämter Marienwerder und Rieſenburg. 

Zu jeder Departementsdirektion gehören ein Direktor, einige Räte, ein 
Sundikus, ein Rendant, ein Kanzliſt, der zugleich Kalkulator und Regiftrator 
iſt, und ein Bote. Sie vereinigt ſich jährlich im Juni und Dezember zum 
Departementskolleg, das die Beſchlüſſe über die Pfandbrieferteilungen faßt. 
Die Wahl des Direktors erfolgt von je einem Kreiſe nach feſtem Turnus, 
und zwar auf drei Jahre; Wiederwahl iſt zuläſſig. Die Beſtätigung erfolgt 
durch den König. Der Direktor muß adlig und angeſeſſen ſein und ſich den 
größten Teil des Jahres in ſeinem Departement aufhalten. Er erhält alle 
Eingaben in Pfandbriefſachen und verfügt die Aufnahme von Taxen. 

Zu den Departements Königsberg und Angerburg gehören je zwei, zu 
dem dritten drei Räte. Für ihre Wahl gelten etwa dieſelben Bedingungen 
wie für die der Direktoren. Staatsbeamte dürfen nicht gewählt werden. 


3) Desgl. S. 8-11. 
4) Desgl. S. 11 f. 
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Nur ſehr triftige Gründe geftatten Ablehnung der Wahl. „Es wird indeſſen 
niemand, der den Namen eines Patrioten verdienen will, ſich auf dieſe 
Entſchuldigungsurſachen ohne Not berufen, vielmehr die Beförderung des 
gemeinen Beſtens, wenn ſolche auch mit einiger perſönlichen Beſchwerlich⸗ 
keit für ihn verknüpft wäre, ſein hauptſächliches Augenmerk fein laſſen“. 

Das Departementskolleg tritt jährlich zweimal auf zwei bis vier Wochen 
zuſammen. Jeder Kreis wählt dazu einen Deputierten, kann auch noch 
ein bis zwei weitere Deputierte wählen, die namentlich bei Taxgeſchäften 
helfen. Die Deputierten der nicht durch Räte vertretenen Kreiſe haben Sitz 
und Stimme im Kollegium. Das Departementskolleg behandelt Anleihe⸗ 
geſuche, Taxſachen, Verhängung von Sequeftrationen und Subhaftationen, 
Rechnungsweſen, Anſtellung von Beamten. Nur nach Rückſprache mit den 
Kreisſtänden dürfen neue Beamtenſtellen eingerichtet, Gehaltserhöhungen 
und ſonſtige Neuerungen vorgenommen werden. 

Die Direktion hat darauf zu achten, daß die Wirtſchaften in Oroͤnung 
bleiben, damit der Landfchaft Anſicherheit und Nachteil erſpart bleiben. 
„Wenn daher jemand wahrnimmt, daß einer ſeiner Mitſtände ſeinen Acker 
nicht behörig beſtellt und außer Dünger kommen läßt, ſeinen Viehſtand 
ſchwächt oder ... nicht wieder retabliert, wenn derſelbe Wohn- und Wirt⸗ 
ſchaftsgebäude verfallen läßt ..., Dämme eingehen läßt, die Holzung 
devaſtiert uſw., ſo iſt er als Patriot verbunden, ſolches der Direktion be= 
ſtimmt anzuzeigen. Auf anonymifche oder ganz unbeſtimmte Anzeigen aber 
ſoll keine Rüdficht genommen werden“. Namentlich muß die Direktion auf 
gute Behandlung der der Landfchaft verpfändeten Wälder halten; bei 
ſchweren Waloͤſchäden kann die Ablöſung eines Teiles der Pfandbriefe ver⸗ 


langt werden. Wird die Verſchlechterung eines Gutes feſtgeſtellt, ſo iſt 


der Gutsbeſitzer zu deſſen Retabliſſement in beſtimmter Friſt verpflichtet; 
bei Säumigkeit erfolgt ſofortige Sequeſtration bis zum völligen Retabliſſe⸗ 
ment der Wirtſchaft. Die Landſchaftsräte haben Taxen aufzunehmen. Die 
Deputierten werden auf ein Jahr gewählt und erhalten nur Diäten Wieder⸗ 
wahl iſt zuläffig®). 

Die Departementsfyndici haben etwa dieſelben Bedingungen zu er⸗ 
füllen wie der Generallandſchaftsſyndicus. Sie werden vom Departements⸗ 
kolleg der Generaldirektion präſentiert, die ſie einer Prüfung unterzieht. 
Sie haben die Rechtsficherheit der Anlehengeſuche zu prüfen, bei den Der- 
ſammlungen das Protokoll zu führen und in der Regel den Taxationen 
beizuwohnen. Syndikus und zwei Deputierte des Departementskollegs 
bilden gemeinſam mit einem Kommiſſar des Gerichts, bei dem die In— 
groſſation der Pfandbriefe erfolgen foll, den hierfür zuſtändigen „Konvent“. 


5) Desgl. S. 12-23. 
6) Desgl. S. 23 f., 20. 
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Kreistage follen jährlich zweimal ftattfinden. Nur adlige Gutsbefiger 
dürfen anweſend ſein, aber keine Wirtſchaftsbeamten oder nicht ohnehin 
berechtigte Dormiinder und Kuratoren. Wer ſich wiederholt weigert, teil- 
zunehmen, kann aus der Landſchaft ausgeſchloſſen werden. Es werden 
hier allgemeine Landſchaftsangelegenheiten beſprochen und Wahlen vor- 
genommen. Bei Wahlen hat jeder eine Stimme, ſonſt Beſitzer von Gütern 
bis zu 30000 Talern Wert eine, bis zu 60 000 Talern zwei, darüber hinaus 
drei Stimmen’). 

Ein Generallandtag tritt nur nach Bedarf zuſammen, da der Engere 
Ausſchuß jährlich tagt. Zum Erſcheinen verpflichtet find die Departements 
direktoren mit ihren Syndici und aus jedem Kreis zwei Deputierte. Den 
Dorfig hat der Präſident, das Protokoll führt der Generallandfchafts- 
ſundikus. Die Generallandſchaftsdirektion erſtattet Bericht über alle Dor- 
gänge ſeit dem letzten Generallandtag; die Rechnungen werden geprüft, 
Beſchwerden gegen die Generaldirektion erledigt, Vorſchläge zur Ab— 
änderung des Suſtems beraten. Die Kreiſe haben das Recht, Vorſchläge 
ſolcher Art einzureichen. Die Vorſchläge der Generaldirektion gehen durch 
die Departements den Kreiſen zur Stellungnahme zu. Die Tagesordnung 
iſt dem Präſidenten vorzulegen. Beſchlüſſe, die auf eine Aenderung des 
Syſtems zielen und nicht bloß ſeine ökonomiſche Verfaſſung betreffen, unter- 
liegen der Approbation des Königs“). 

Wer ſich den Anordnungen der Landͤſchaftsbehörden widerſetzt, z. B. 
die Durchführung einer Sequeftration zu verhindern ſucht, kann durch Geld— 
ſtrafen und durch Arreſt zur Nachgiebigkeit angeregt werden. Bleiben 
dieſe Mittel wirkungslos, ſo kann der Gutsbeſitzer zur Auslöſung ſeiner 
Pfandbriefe und mit Erlaubnis des Königs zum Verkauf ſeiner Güter 
angehalten werden. Erfolgt die Ablöfung der Pfandbriefe nicht in beſtimmter 
Friſt, ſo treten Sequeſtration und nach einer Nachfriſt Subhaſtation ein“). 

Auf Güter, die bis Ende 1756 gekauft oder ererbt find, können Dar— 
lehen ohne Taxe bis zu zwei Drittel des Erwerbswertes gegeben werden, 
auf die zwiſchen 1757 und 1780 erworbenen hingegen nur bis zur Hälfte, 
und auf die feit 1781 gekauften bis zu einem Drittel. Wer ſedoch einen 
vor 1757 bzw. vor 1781 gezahlten Kaufpreis zugrunde legen läßt, erhält 
eine entſprechend höhere Bewilligung. In allen Fällen iſt jedoch eine 
Prüfung erforderlich, ob ſich der Wert des Gutes ſeit der Erwerbung nicht 
vermindert hat. Taxaufnahmen ſind erforderlich, wenn der Beſitzer höhere 
Bewilligungen verlangt, wenn der Verdacht beſteht, daß er ſich überkauft 
hat, wenn ein Gut ſeit dem letzten Kauf durch Veräußerung von Grund— 


7) Desgl. S. 27 f. 
8) Desgl. S. 28-30. 
9) Desgl. S. 31. a 
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ſtücken oder durch beträchtliche Erbverpachtungen geſchwächt worden ift, 
wenn endlich fonft eine weſentliche Verſchlechterung des Gutes erfolgt iſt. 
Allzu tief verſchuldete und dabei in ſchlechtem Wirtſchaftszuſtand befindliche 
Güter erhalten keine Darlehen. Auch kann eine Taxe zur Feſtſtellung neuer 
Meliorationen vom Beſitzer verlangt werden. Wer keiner Feuerſozietät 
angehört, erhält nur ein um ein Viertel gekürztes Darlehen. Die Höhe des 
Darlehens wird vom Departementskolleg feſtgeſetzt. 

Bei Abſchätzung von Gütern, deren Wert nicht über 6000 Taler beträgt, 
genügt ein Taxkommiſſar und ein Protokollführer, der nicht Juſtizbedienter 
fein muß, während ſonſt zwei Taxkommiſſare und der Syndicus oder bei 
deſſen Behinderung ein Juſtizbeamter anweſend zu ſein haben. Die ein— 
gegangenen Taxen läßt der Direktor durch einen Landfchaftsrat und einen 
Deputierten, die bei der Aufnahme nicht zugegen waren, prüfen. Ver— 
urſachen die Taxatoren oder diefe Reviforen durch ihre Schuld der Land— 
ſchaft einen Ausfall, ſo haften ſie für dieſen. Die Taxen ſind den Kreiſen 
vorzulegen, ſofern fie den Erwerbspreis ums Doppelte überſchreiten“). 

Die Zinſen für die Pfandbriefe find zu Johannis und zu Weihnachten 
zahlbar, und zwar an die Departementsdirektionen. Dieſe verſammeln ſich 
acht Tage vor jedem Termin zur Entgegennahme der Zinſen. Nach Ablauf 
der acht Tage müſſen alle Zinſen beiſammen ſein „und haben alsdenn die 
Reftanten die ohnfehlbare exekutiviſche Beitreibung zu gewärtigen“. 

Am Tage nach dem Abſchluß der Einzahlungen beginnt die Auszahlung 
der Zinſen an die Pfandbriefinhaber. Dieſe Zahlungen erfolgen in Königs— 
berg bis zum 24. Januar und 15. Juli, bei den beiden andern Departements 
bis zum 10. Januar und 2. Juli. Die bis dahin nicht abgeforderten Finfen 
können bei der Generaldirektion bis 24. Januar und 15. Juli abgehoben 
werden. Noch nicht abgeforderte Zinſen werden dann dort hinterlegt und 
können jederzeit abgehoben werden“). 

Ueber Schuldner, die ihre Zinſen nicht zahlen, wird ſofort die Sequeſtra— 
tion verhängt. zu dieſem Zweck ſetzt ein Landſchaftsdeputierter einen 
Sequeſter ein. Der Gutsbeſitzer darf auf dem Gut bleiben, ſolange er den 
Sequeſter ungeſtört arbeiten läßt. Außer dem Sequeſter wird mit der Auf— 
ſicht über das Gut ein benachbarter Gutsbeſitzer als curator bonorum 
betraut, der die Tätigkeit des Sequeſters kontrolliert. Die Sequeſtration 
endet mit der Bezahlung der rückſtändigen Zinſen und der Sequeſtrations— 
koſten, bei ſchlechter Bewirtſchaftung jedoch außerdem erſt nach erfolgtem 
Retabliſſement; unter Amſtänden fo lange, bis der Beſitzer ſich zum Verkauf 
entſchließt. Die Landfchaft vollſtreckt nicht bloß die von ihr, ſondern auf 
verpfändeten Gütern auch die von den Gerichten veranlaßten Exekutionen; 


10) Desgl. S. 35-40. 
11) Desgl. S. 41-45. 
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in beiden Fällen hängt die Aufhebung der Sequeftration von ihrem Er= 
meſſen ab. Bei Zwangsverkäufen braucht die Landſchaft ihre Zuſtimmung 
zum Verkauf nur zu geben, wenn mindeſtens die auf dem Gut haftenden 
Pfandbriefe hinlänglich gedeckt find. Auch ſoll die Landfchaft berechtigt 
fein, ihre eignen Sequeſtrationskoſten aus dem Gut zu nehmen. Nächſt 
den Steuern muß der Sequefter vor allem auf Beitreibung der Forderungen 
der Landfchaft bedacht ſein. 

Gegen Schuldner, die durch von einer höheren Hand herrührende An⸗ 
glücksfälle unvermögend zur Zinszahlung find, iſt billige Nachſicht zu üben. 
Allerdings muß der Derluft jo groß ſein, daß die Zinſen nicht aufgebracht 
werden können. Dem Schuldner wird eine Friſt zur Zahlung geſetzt, nach 
deren Ablauf mit aller Schärfe und ohne weitere Entſchuldigung die Bei- 
treibung des Rückſtandes erfolgt“). 

Wer feinen Pfandbrief in bares Geld verwandeln will, muß ihn der 
Landſchaft ein halbes Jahr zuvor kündigen; Kündigungen ſind nur zu den 
beiden Zinsterminen zuläſſig. Das Departementskolleg muß für die Be— 
ſchaffung der zur Honorierung erforderlichen Gelder ſorgen, und zwar 
geſchieht das durch Subſtituierung eines andern Gläubigers, der den gekün⸗ 
digten Pfandbrief kauft oder aus dem eigentümlichen Fonds oder durch 
Anleihen. Der erſte Weg iſt der gewöhnliche; die Landſchaft muß ſich daher 
die im Lande befindlichen Gelder zu Nutze zu machen ſuchen. Der König 
íft zu bitten, „daß das dem Lande fo nachteilig geweſene Metier der Proxe- 
neten und Geldmafler in Anſehung des Adels gänzlich abgeſchafft fein und 
aller Geldverkehr zwiſchen dieſem und den Kapitaliſten, inſofern er die 
Landſchaft intereſſiert, durch die Landschaft beſorgt werden ſolle.“ Diel- 
mehr foll jeder, der Geld auf Pfandbriefe leihen will, ſich direkt an eine 
landſchaftliche Behörde wenden. Iſt das erforderliche Geld in Oſtpreußen 
nicht zu haben, ſo muß die Generaldirektion es aus andern Provinzen, 
namentlich aus Berlin, zu bekommen ſuchen und zu dieſem Zweck mit dem 
in Berlin beſtellten Agenten in ſtändiger Korreſpondenz ſtehen. Will ein 
Gutsbeſitzer einen auf ſein Gut lautenden Pfandbrief ablöſen, ſo muß er 
das ſpäteſtens vier Wochen vor Johannis oder Weihnachten anzeigen; dem 
Pfandbriefinhaber wird dies bei dem Halbjahrstermin mitgeteilt und im 
nächſten Halbjahrstermin erhält er Kapital und Zinſen. 

Anleihen außerhalb des geſamten Königreichs dürfen nur mit könig⸗ 
licher Genehmigung und auf Beſchluß des Generallandtags auf Vorſchlag 
der Generaldirektion aufgenommen werden“). 

Die Landſchaft braucht eigentümliche Fonds zur Beſtreitung der Ver— 
waltungskoſten, zur Ergänzung ausbleibender Zinſen, zur Anterſtützung 


12) Desgl. S. 47-53. cee 
18) Desgl. S. 55-59. ALL 


der Gutsbeſitzer mit Vorſchüſſen, zu Retabliſſementsvorſchüſſen, zur Deckung 
von Ausfällen bei den Gütern. Zu dieſen Bedürfen dienen die Aus— 
fertigungsgebühren für die Pfandbriefe, die 2 auf 1000 betragen, der 
Gewinn aus gegen geringere Prozente abgeſchloſſenen Anleihen, der Quit— 
tungsgroſchen. Diefe Fonds hat jedes Departement für ſich. Der Quittungs- 
groſchen iſt halbjährlich mit den Finfen zugleich zu entrichten; er ſoll ſpäter 
fortfallen. Dieſe Beſtände find möglichſt in Pfandbriefen anzulegen. Jedes 
Departement hat zwar ſeinen eignen Fonds, ſie ſollen ſich aber nötigen— 
falls gegenſeitig unterſtützen. Wird ein Fonds hoch genug dazu, fo iſt er zu 
andern gemeinnützigen Anſtalten zu verwenden“). 


Dieſes Reglement beſtätigt der König und erklärt es zu einem zu ewigen 
Zeiten geltenden Landesgeſetz. Die oſtpreußiſchen Pfandbriefe follen die- 
ſelben Vorrechte genießen wie die der übrigen Provinzen. Alle Sequeſtra— 
tionen adliger Güter follen durch die Landfchaft geführt werden. Am den 
unmittelbaren Verkehr zwiſchen Kapitaliften und Landfchaft zu fördern und 
einen ſolchen den Händen der Wucherer und Proxeneten zu entreißen, darf 
auf ein für Anterbringung von Geldern auf adlige Güter verſprochenes 
Mäklergeld keine Klage von den Gerichten angenommen werden. Der König 
erwartet aber auch, „daß keiner von allen Gutsbeſitzern in der Provinz Oſt— 
preußen, die ihm durch die landſchaftliche Verbindung widerfahrene Wohl- 
tat verkennen oder ſich gar davon auf immer ausſchließen werde“ ). 


Endlich fei wenigſtens der wichtigſten Beſtimmungen der „General— 
Detaxations-Principia“ vom 25. September 1787 gedacht. Die Ausfaat iſt 
wenigſtens durch ſechsſährige Wirtſchaftsrechnungen und Saatregifter, und 
wo vier Felder gehalten werden, wenigſtens durch achtjährige nachzuweiſen. 
Fehlen ſolche, ſo iſt der Boden nach vier Bonitätsklaſſen zu vermeſſen. Der 
Ertrag wird durchſchnittlich nach dem fünften Korn angenommen. Dom fo 
ermittelten Einſchnitt ſind abzuziehen: Ausſaat, Dreſcherlohn, Speiſung des 
Geſindes und der Wirtſchaftsbedienten, Deputatgetreide, Pferdefutter und 
ſonſtiger Wirtſchaftsbedarf. An Preiſen pro Scheffel ſind zu rechnen: 
Weizen 75 Groſchen, Roggen, Erbſen, Bohnen, Linſen je 60 Groſchen, 
Gerſte 45 Groſchen, Hafer und Wicken je 20 Groſchen, Buchweizen 
24 Groſchen. Sehr ausführlich ſind die Beſtimmungen über die Wert— 
ermittelung der Waldungen, kürzer die betreffend Jagd, Fiſcherei, Brauerei 
und Brennerei, Gerichtsgefälle, Eiſenhämmer, Teeröfen, Aſchbrennerei, 
Glashütten, Kalk- und Fiegelöfen, Bienenzucht und Mühlen aller Art. Nach 
ſechs Jahren kann der Gutsbeſitzer eine neue Abſchätzung verlangen, damit 
die von ihm vorgenommenen Meliorationen berückſichtigt werden können. 
14) Desgl. S. 60-62. 

15) Desgl. S. 66 f. 
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Auf diefen beiden Grundlagen, dem Reglement und den Taxprinzipien, 
beruhte die nun beginnende Arbeit der Landschaft. Don Berlin wurde deren 
Selbſtändigkeit und Bedeutung ſtark betont. Der König ſchrieb dem Ober= 
landesgericht am 18. Februar, die Landfchaft ſei als ein beſtändiges, unter 
einem von ihm felbft ernannten Präſidenten ſtehendes Collegium ein- 
gerichtet. Er befahl, ihr ein vollftändiges Verzeichnis aller in den Hypo⸗ 
thekenbüchern eingetragenen Güter zu geben und den Gutsbeſitzern die zur 
Bepfandbriefung erforderlichen Auszüge aus den. Hypothekenbüchern zu 
erteilen. Die Eintragungen ſollen „nicht durch unnütze Weitläuftigkeiten 
und Pointillen erſchwert werden“. 

Auch der mit der Einrichtung beauftragte Marienwerderſche Land» 
ſchaftsdirektor von Auerswald war von der Selbſtändigkeit der Landfchaft 
tief durchdrungen. In einer damals entſtandenen Denkſchrift führte er aus, 
die Operationen der Landſchaft müßten ohne Einmiſchung der übrigen Be- 
hörden erfolgen, und die Stände müßten ihre Geſchäfte durch die von ihnen 
gewählten Bevollmächtigten betreiben; die Departementskollegien repräſen⸗ 
tierten das Corps der geſamten Kreisſtände. 

Carmer hatte am 9. Februar angeordnet, daß die Arbeiten im Juni zu 
beginnen hätten und daß die erforderlichen Vorbereitungen vorher zu er— 
folgen hätten. Königliche Beauftragte luden die Stände am 18. März auf 
Ende April in die drei Departementsſtädte, und zwar war damals bereits 
als Sitz des Oberländiſchen Departements Mohrungen beſtimmt. Auf 
dieſen Derfammlungen erfolgten die Wahlen der Beamten, die erſten An— 
meldungen für Darlehen“). Ferner erfolgten die Beſchlüſſe über die erforder- 
lichen Hauskäufe. Für Königsberg war bereits am 28. März das in der 
Landhofmeifterftraße gelegene Haus des Oberſtwachtmeiſters von Diericke 
für 7000 Taler gekauft worden; die erforderlichen Reparaturen beanſpruch— 
ten außerdem 2749 Taler. Das Haus hatte damals drei Aufgänge, eine 
Auffahrt und eine nach der Straße offene Wagenremiſe. Es war zwei 
Stock hoch und hatte einen Boden mit verſchaltem Dach. Im Eroͤgeſchoß 
waren ſieben Stuben, drei Kammern und drei Küchen, im Obergeſchoß acht 
Stuben, eine Kammer, zwei Küchen. Der Saal lag im Obergeſchoß; er 
hatte vier Fenſter, zwei Flügeltüren mit Meſſingbeſchlag und Tapeten von 
gewichſter Leinwand. Dieſes Haus gehörte dem Königsberger Departement, 
das der Generaldirektion dort einige Räume vermietete, wofür die Koſten 
auf die drei Departements verteilt wurden. 

In Mohrungen wurde ein Teil des „Schlößchens“, des heutigen Land- 
ratsamts, von Graf Dohna für jährlich 200 Taler gemietet. 1803 erhielt 
Dohna für die von ihm vorgenommenen Bauten, namentlich für Einrichtung 
eines Kaſſengewölbes, 500 Taler; der Mietpreis blieb wie bisher, doch 


16) 1896, 224, 592, 2028. 
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wurde damals beiderfeits auf eine Kündigung verzichtet. Außerdem erwarb 
das Departement 1800 von Juftizrat Schelg das „Haus am Waſſertor“ 
für 4000 Taler, das Graf Dohna 1859 beim Eingehen des Departements 
für 1900 Taler faufte. 

In Angerburg wurde 1788 das in der Schloßſtraße belegene Haus eines 
Mälzenbräuers für 2400 Taler erworben. Dieſes ftellte ſich aber bald als 
baufällig heraus und wurde 1804 für 800 Taler losgeſchlagen, nachdem 
das Departement das acht Jahre zuvor erbaute Haus des Juſtizrats Leitner 
am Neuen Markt für 6500 Taler gekauft hatte; dieſes einſtöckige Gebäude 
war einhundertundzwei Fuß lang, achtundzwanzig Fuß breit, neun Fuß hoch 
und enthielt vierzehn Stuben, vier Kammern, zwei Keller, ein Gewölbe; 
ein Speicher und zwei Ställe gehörten dazu“). 

Am 20. Mai konnte die Generaldirektion Carmer melden, daß die er— 
forderlichen Einrichtungen getroffen wären. Sie bat, mit der Aeberweiſung 
des vom König bewilligten Fonds von 200 000 Talern zu beginnen, damit 
die Gehälter ab Juni gezahlt und die erforderlichen Sachausgaben vor— 
genommen werden könnnten. Aus dem Königsberger Departement wären 
bisher 161 000 Taler Anlehen beantragt, aus dem Angerburger 20766 und 
aus dem Mohrunger 77 950 und täglich gingen neue Anträge ein. Als Ge- 
hälter ſeien beſtimmt: Bei der Generaldirektion für den Direktor 400 Taler, 
für die beiden Räte je 250, für den Syndikus 500, für den Rendanten 400, 
für den Kanzliſten 150 und für den Diener 80 Taler; der Agent in Berlin, 
Kammergerichtsrat Graun, erhielt 300 Taler. Beim Departement Königs» 
berg bezogen Direktor, Syndikus und Rendant je 400 Taler, die beiden 
Räte je 250, der Kanzliſt 150 und der Bote 80. Bei den beiden andern 
Departements hatten die Rendanten nur 300 Taler; das ergab einen 
Geſamtetat von 7870 Talern. Am 24. Juni genehmigte Carmer dieſen 
Antrag”). 

Die Kreistaxatoren, um das einmal zu erwähnen, waren ehrenamtlich 
tätig. Meiſt wurden Gutsbeſitzer, aber auch Inſpektoren, Pächter, Dorf- 
ſchulzen, Vermeſſungs- und Sorftbeamte zu dieſem Amt auserſehen. Im 
Königsberger Departement hatte 1800 jeder Kreis zwei Taxatoren. In 
Mohrungen arbeitete man damals hauptſächlich mit etwa 10 Taxatoren, es 
waren zwei Amtsmänner (Domänenpächter), ein Gutspächter, ein Konduk⸗ 
teur, drei Landgefhworene und einige andere; doch waren des weiteren 
auch andere, ſo ſechs adlige Gutsbeſitzer als Taxatoren tätig. Für Anger— 
burg wurden damals nur zwei Taxatoren, ein Gutsbeſitzer und ein Konduf- 
teur, genannt“). 


17) 3798, 4059, 3801, 3803, 3794, 3854. 
18) 599, 
19) 3684, 2413. 
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Sitz der 


Ddepartements-Landſchafts- direktion Angerburg 1804-1859. 


Endlich fei noch die räumliche Zuſtändigkeit der drei Departements nach 
heutigen Kreiſen angegeben, die während der erſten 100 Jahre des Be⸗ 
ſtehens der Landschaft keine Veränderung erfuhr. Zu Königsberg gehörten 
die Kreiſe Königsberg, Fiſchhauſen, Pr. Eylau, Heiligenbeil, Wehlau, 
Labiau, Gerdauen, Friedland und Kaſtenburg, zu Mohrungen die Kreiſe 
Mohrungen, Pr. Holland, Braunsberg, Heilsberg, Allenſtein, Rofel, 
Ortelsburg, Neidenburg, Ofterode und Rofenberg, zu Angerburg der ganze 
Regierungsbezirk Gumbinnen und die Kreiſe Luck, Johannisburg, Lötzen, 
Sensburg, Memel und Heydetrug”). 5 

Dem Wert der adligen Güter nach waren dieſe drei Departements frei- 
lich recht verſchieden. Ohne die Aemter Marienwerder und Riefenburg 
wurde deren Geſamtwert 1788 auf 14389428 Taler angenommen und 
zwar für Königsberg mit etwa 500 Gütern auf 8 619 897 Taler, für Anger⸗ 
burg mit 200 Gütern auf 1797 225 Taler und für Mohrungen mit rund 
400 Gütern auf 3976306 Taler. Es wurde daher erwogen, daß der 
Königliche Fonds von 200 ooo Talern, der am 18. Februar offiziell bewilligt 
worden war, nicht gleichmäßig, ſondern nach Wertverhältnis auf die Depar⸗ 
tements zu verteilen fei; doch blieb es bei der vorgeſehenen Verteilung zu 
gleichen Teilen. Die zinsbringende Anlegung dieſes Fonds, aus deſſen 
Zinſen vor allem die regelmäßigen Sachausgaben und die Gehälter zu 
decken waren, wurde die erſte und wichtigſte Aufgabe der drei Departe⸗ 
ments. Die Aeberweiſung der 200 ooo Taler erfolgte im Juli und 
Auguſt 1788”). 


20) Altrock S. 5. 
21) 208, 2334, 651. 
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Dritter Abfchnitt 


Die Entwicklung der Landfchaft 1788-1806 


Dem Reglement entjprechend trat am 25. September 1788 der erſte 
Engere Ausſchuß in Königsberg zuſammen. Er beſtand aus den drei Mit- 
gliedern der Generaldirektion, von Oſtau, Graf von Dohna und Baron von 
Korff, und je drei Vertretern der drei Departements. Da von Oſtau kurz vorher 
Staatsminiſter geworden war, Beamte aber nicht Lanoͤſchaftsämter bekleiden 
ſollten, hielt man im Ausſchuß ſein Amt für erledigt und wählte Graf 
Dohna zu ſeinem Nachfolger. Oſtau war der Anſicht, daß ihm das vom 
König beſtätigte Amt nicht ohne weiteres entzogen werden dürfte, und 
Carmer gab ihm recht; das ganze Land habe ihn gewählt und der König 
habe ihn beftätigt, fo dürfe der Ausſchuß ihn nicht abſetzen. Nur Mohrun— 
gen wollte ſich dabei nicht beruhigen und erklärte, daß, wenn der Ausſchuß 
feine Rechte, wozu auch die Wahlen gehörten, nicht ausüben dürfe, wäre er 
außer aller Tätigkeit; das möge Carmer mitgeteilt werden. Aber eine ſolche 
Mitteilung hat man lieber unterlaſſen. 

Carmer hat offenbar die Hoheit des Staats bei dieſem Anlaß umſo ſtärker 
gewahrt, als der Ausſchuß einen Beſchluß gefaßt hatte, den er nicht billigen 
konnte: Obwohl noch nicht einmal der ganze Beſtand des Kgl. Fonds unter- 
gebracht und 3. T. zu zwei Prozent bei der Bank hinterlegt worden war, 
hatte der Ausſchuß die Reifediäten von drei auf fünf Taler täglich erhöht. 
Carmer lehnte das unter Hinweis darauf, daß die Finfen für die laufenden 
Ausgaben noch gar nicht gedeckt wären, entſchieden ab; es müſſe „Patriotis⸗ 
mus und nicht Abſicht auf Privatvorteile ſein, welcher einen ſeden zur 
Aebernehmung landͤſchaftlicher Bedienungen und Funktionen, zu denen er 
durch das ehrenvolle Vertrauen ſeiner Mitſtände berufen wird, aufmuntern 
ſollte“). 

Königsberg hatte ſeinen Anteil am Kgl. Fonds zwar recht bald angelegt, 
hingegen verzögerte ſich dies bei den andern Departements, ſo daß die 
Generaldirektion im November 1788 Königsberg zur Unterbringung auch 
dieſer Fonds mahnte, denn auf deren Zinſen beruhten ja die Gehälter. 
Königsberg übernahm denn auch von Angerburg 30 200 Taler, alſo faft die 
Hälfte ſeines Anteils, den Angerburg dann erſt im April 1789 anlegen 
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fonnte; geringer war der von Königsberg vorübergehend übernommene 
Mohrunger Anteil. Daß aber faft ein Jahr feit Beginn der Bepfandbrief- 
nahme verging, ehe der Fonds untergebracht war, beweift die Berechtigung 
von Carmers Haltung). 

Seine Vorſicht war auch noch unter einem andern Geſichtspunkt an— 
gemeſſen. In einer Eingabe vom Juni 1790 nach Berlin erklärte die 
Generaldirektion, 1789 hatte die Provinz ein mittelmäßiges Erntejahr ge- 
habt, nachdem die drei vorangegangenen Jahre ſchlechte Ernten und Vieh— 
und Pferdeſterben gebracht hätten; auch für 1790 wären die Ausſichten 
nicht gut. And in einer Aeberſicht über die erſten zehn Jahre wurde 1798 
geſagt, nur wenige Ernten wären geſegnet geweſen, die von 1794 geradezu 
ſchlecht. Dazu hätten die politiſchen Spannungen und Handelsſperren Ge 
knappheit und Zinserhöhungen verſchuldet, wofür die hohen Getreidepreiſe 
einiger Jahre keinen Ausgleich geboten hatten. Gleichwohl hätte die Land- 
ſchaft alle ihre Verpflichtungen erfüllt; nur zwei Güter hätten ſequeſtriert 
werden müſſen, deren Rüdftände bezahlt wären. Ein halbes Menfchen- 
alter ſpäter wäre eine ſolche Entwicklung gewiß als außerordentlich be= 
friedigend bezeichnet worden, und der letzte Satz des Berichts zeigt ja deut- 
lich genug, daß man die Lage zu ungünſtig beurteilte“. 

Auch erwähnt dieſer Bericht nicht, daß gerade dank dem Kreditſyſtem 
ſchon 1791 ein Steigen der Güterpreiſe zu beobachten war und adlige Güter 
ſehr begehrt waren. Die Entwicklung hielt zunächſt an und trieb die Preiſe 
allzu raſch in die Höhe. Die Spekulation mit Gütern begann. Es ſetzten 
nicht bloß häufige Beſitzwechſel ein, fo daß die Güter, wie ein Zeitgenoſſe 
ſagt, von Hand zu Hand gingen wie holländiſche Blumenzwiebeln, es be- 
gann auch unter Benutzung der lanoͤſchaftlichen Kredite die Aufhäufung von 
Gütern in einer Hand“). 

War dies alles eine ungewollte Folge des Kreditſuſtems, Jo weckte dieſes 
erſt bewußt das Streben nach beſſerer Bewirtſchaftung, nicht bloß durch die 
enge Verbindung zwiſchen Beleihbarkeit und Ertragswert, durch die Kon— 
trollmöglichkeit über ſchlechte Bewirtſchaftung, die das Reglement bot, 
ſondern auch durch die Art des Taxverfahrens, das in ſeiner Berück— 
ſichtigung aller Erwerbsmöglichkeiten jeden tüchtigen Landwirt zu möglichſt 
erſchöpfender Ausnutzung feiner Wirtſchaft anregen mußte“). 

Auf ſorgfältigſte Ausführung der Taxen war die Landſchaft, ſchon in 
ihrem eigenen Intereſſe, von vornherein ſehr bedacht. Schon 1790 kam es 
vor, daß die Gerichte von ihnen ſelbſt aufgenommene Taxen als land- 


2) 213, 1998. 
8) 1944, 4743. 
4) 195, v. d. Goltz S. 74 f., Mauer S. 23, 54-56. 
5) Mauer 24 und 27. 


ſchaftliche bezeichneten, fo daß Carmer auf eine Dorftellung der General— 
direktion dies verbieten mußte. Die Landͤſchaft hätte es gern geſehen, wenn 
ihr das geſamte Taxweſen übertragen worden wäre, weil ſie in den oft 
ſehr irrigen Gerichtstaxen eine Gefahr dafür ſah, daß das Vertrauen der 
Gutsbeſitzer in das Taxverfahren überhaupt erſchüttert werden konnte. 
Oſtau lag die Zuverläſſigkeit der Taxaufnahmen beſonders am Herzen. Vor 
dem Engeren Ausſchuß 1796 begründete er die Einſtellung eines beſonderen 
Kalkulators bei der Generaldirektion mit der Notwendigkeit, eine genaue 
Superrevifion vornehmen zu können. Er empfahl damals, erfahrene Wirt: 
ſchaftsſachverſtändige und das Publikum zu Verbeſſerungsvorſchlägen auf— 
zufordern; für das beſte Gutachten wollte er 100 Taler ausſetzen“). 


In einem allerdings wohl kaum weſentlichen Punkt hatte ſchon der 
Engere Ausſchuß von 1788 die vorſichtige Begrenzung der Beleihbarkeit der 
1781-1787 erworbenen Güter auf das erſte Drittel bis auf die Hälfte des 
Kaufpreiſes erweitern wollen. Nachdem inzwiſchen die Kreiſe zugeſtimmt 
hatten, faßte der Ausſchuß von 1789 einen entſprechenden Beſchluß, in dem 
den Departements freilich vorſichtige Prüfung in jedem Fall eingeſchärft 
wurde; dieſer Beſchluß wurde von Carmer genehmigt und am 28. November 
1789 bekanntgegeben. Für die ab 1788 erworbenen Güter verblieb es 
jedoch bei der Drittelgrengze’). 


Regte [don dieſe Maßnahme zu erhöhter Inanſpruchnahme des land— 
ſchaftlichen Kredits an, fo war das noch mehr der Fall bei der Feſtſetzung der 
Anablösbarkeit der Pfandbriefe. In Schleſien, Pommern und Weſtpreußen 
galt die Anablösbarkeit unbegrenzt, in Brandenburg für ein Drittel der 
Pfandbriefe. Graun empfahl daher im Zuli 1789 wenigſtens eine teilweiſe 
Einführung der Anablösbarkeit, weil die Berliner Kapitaliſten ſonſt mit der 
Hergabe von Geld zu zurückhaltend wären. Vor dem Engeren Ausſchuß 
dieſes Jahres legte die Generaldirektion dar, daß das „inländiſche“ Kapital 
noch zaudere, ſo daß man ſich in den andern Provinzen nach Geld umſehen 
müßte; das fet aber nur gegen Einführung der Anablösbarkeit zu haben. 
Demgemäß beſchloß der Engere Ausſchuß die unbegrenzte Anablösbar— 
keit. Kündigt die Landfchaft einen Pfandbrief, fo kann deſſen Inhaber ſtatt 
barer Bezahlung einen andern Pfandbrief verlangen; kündigt er ſelbſt, ſo 
erhält er bares Geld. Gutsbeſitzer, die ihre Pfandbriefe ablöſen wollen, 
können andere Pfandbriefe ohne Agio haben und die von ihnen der Land⸗ 
ſchaft angebotenen Gelder ſollen vorzugsweiſe angenommen werden. Carmer 
hatte ſtets ſchon die Einführung der Anablösbarkeit im Intereſſe der Hebung 
des Kredits empfohlen und billigte dieſen Beſchluß. 

6) 1896, 4052, 9260. 
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Die Folge dieſes Beſchluſſes war ein reichlicher Zuſtrom an Geld und ein 
Steigen des Pfandbriefkurſes über Pari. Die Gutsbeſitzer verlangten da- 
her gern ſtatt Geld Pfandbriefe und verkauften dieſe mit Aufſchlag weiter. 
So konnten wieder Geldangebote nicht ausreichend berückſichtigt werden. 
Königsberg forderte daher 1791 verſchiedene Einſchränkungen, Jo 3. B., daß 
ein Agio von über 3 Prozent unzuläſſig ſein ſollte. Carmer erklärte ſich 
einverftanden; die Anablösbarkeit müßte bleiben, aber es wäre zu verhüten, 
daß die Pfandbriefe wie in Schleſien zum Objekt merkantiliſtiſcher Spekula⸗ 
tion würden‘). 

Der Beſchluß über die Anablösbarkeit führte zu einem raſchen Steigen 
des Pfandbriefkurſes bis auf 104-106. Die Kapitaliſten, zumal die 
Juden, kauften Pfandbriefe auf. Es herrſchte außerdem ein ſolches Aeber— 
angebot an Geld, daß die Bank den Kapitaliſten kaum 2 Prozent 
zahlte und die Gutsbeſitzer geneigt waren, den Pfandbriefen billigere 
Hypotheken vorzuziehen. Gingen ſie aber zur Landſchaft, ſo forderten 
ſie Pfandbriefe, um dieſe mit Agio zu verkaufen, ſo daß die Landſchaft 
eine Entwicklung vorausſah, die fie außerſtande ſetzte, neue Pfandbriefe 
ohne Agio auszugeben oder Gelder von den pia corpora und von den 
Pupillenkollegien anzunehmen, die fie zwingen konnte, Pfandbriefe mit 
Agio zu kaufen. So glaubte Carmer zur Aufhebung der Unablösbarkeit 
raten zu follen; der Kredit wäre in Oſtpreußen nie fo völlig zerſtört ge- 
weſen wie in Schleſien, daher brauchten zu ſeiner Sicherung auch die Vor⸗ 
teile für die Kapitaliſten in Oſtpreußen nicht ſo groß zu ſein wie dort. 

Im Einvernehmen mit Carmer ſchlug die Generaldirektion in einem 
Rundſchreiben vom 5. Juni 1792 folgendes vor: Die Anablösbarkeit der 
Pfandbriefe, alfo das Recht des Pfandbriefinhabers, ftatt eines ihm ge- 
kündigten Pfandbriefs einen andern Pfandbrief zu verlangen, bleibt bis 
Ende 1796 beſtehen; doch ſollen die Pfandbriefinhaber der von der Land- 
ſchaft gekündigten Pfandbriefe nach deren Entſcheidung entweder Pfand- 
briefe oder Bargeld mit 2 Prozent Aufſchlag annehmen. Ab Weih— 
nachten 1796 darf der Pfandbriefinhaber nur Bargeld und zwar ohne Agio 
verlangen. Die Landſchaft behält ſich vor, den Gutsbeſitzern Geld oder 
Pfandbriefe als Darlehen zu geben. Da fie auf dieſe Weiſe die Dispofition 
über die Pfandbriefe erhält, wird ſie den ablöſenden Gutsbeſitzern die zur 
Ablöſung erforderlichen Pfandbriefe ohne Agio gegen Barzahlung zur 
Einwechſelung der gekündigten Pfandbriefe liefern. Dieſer Vorſchlag wurde 
vom Engeren Ausſchuß am 26. September im weſentlichen angenommen. 
Der Spekulation, dem Steigen der Pfandbriefe über 102, war damit 
ein Riegel vorgeſchoben, die Landſchaft hatte bis Ende 1796 die Pahl, 
ob ſie den Gutsbeſitzern Pfandbriefe oder Geld gab, und ſie gewann damit 


8) 9631, 195, 2560. 
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wieder die Möglichkeit, Geldofferten nach ihren Intereſſen anzunehmen. Die 
Begrenzung bis 1796 war auf Carmers Wunſch gewählt, der gemeint hatte, 
ſpäter würde das Bedürfnis nach neuen Pfandbriefen gering fein’). 


Die Geldangebote aus Oſtpreußen hatten ſich zunächſt in beſcheidenen 
Grenzen gehalten, meiſt ein paar 100 oder ein paar 1000 Taler. Größere 
Summen kamen aus den Depoſitalbeſtänden der Gerichte, die Carmer ſchon 
1788 angewieſen hatte, Gelder, die nicht höher als zu 4 Prozent unter- 
zubringen waren, der Landfdaft anzubieten. Ein entſprechender Erlaß 
erging 1789 an die pia corpora. Schon 1789 war der Geloͤbedarf ſo ſtark, 
daß er nur mit Hilfe Grauns in Berlin aufgebracht werden konnte, der 
Darlehen von 150000 Talern zu 4 Prozent vermittelte, was angenom- 
men werden mußte, obwohl die Landidaft nicht über 394 Prozent 
hatte geben wollen. In den folgenden Jahren nahmen die Angebote 
aus Oſtpreußen raſch zu, namentlich ſeitens der Gerichte und der Kirchen, 
ſo daß ſie nicht alle ſofort berückſichtigt werden konnten. 1798 konnte der 
Bedarf wieder nur dadurch gedeckt werden, daß Graun unter nicht gerade 
günftigen Bedingungen in Berlin 150000 Taler zuſammenbrachte; auch 
dort war, wie er ſchrieb, das Geld knapp, weil die Truppendurchmärſche 
und großen Bauten der letzten Jahre aufgehört hätten. Eine gewiſſe Sicher— 
heit bei mangelnden Geldangeboten gab der Landfchaft ein im Oktober 1789 
mit der kgl. Bank getroffenes Abkommen, das ihr einen Kredit bis zu 
100000 Talern gegen 4% Prozent und Verpfändung von Pfandbriefen 
eröffnete und vorzeitige Rückzahlung der Anleihen geſtattete“). 


Carmers Vermutung, bis 1796 würde der Hauptbedarf an Pfandbriefen 
gedeckt ſein, erwies ſich als völlig falſch. Die Landſchaft ſelbſt hatte ja 
durch die verbeſſerte Kreditgewährung zu einer Steigerung der Güterpreiſe, 
zu einer Hebung der landwirtſchaftlichen Kultur, gewollt und ungewollt, Anlaß 
gegeben, und dementſprechend ſtieg der Geldbedarf der Gutsbeſitzer, der ſich 
am deutlichſten an der Höhe der Derfuren ermeſſen läßt. Dieſe betrugen 
Johannis 1789 853 600 Taler, Johannis 1790 1597350 Taler, Johannis 
1791 2176250 Taler, Johannis 1792 2389350 Taler, Johannis 1795 
3171850 Taler und Johannis 1797 4371200 Taler. Der Anteil der 
einzelnen Departements war übrigens ſehr verſchieden. 1797 3. B. betrug 
er für Königsberg 2503100 Taler, für Mohrungen 1026350 und für 
Angerburg 841 750 Taler. 


Im Dezember 1790 waren von 920 adligen Gütern 131 bepfandbrieft. 
1791 waren es 145, 1794 179, 1797 247, davon 107 aus dem Departement 

9) 195, 2631. 
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Königsberg, 61 aus dem Departement Mohrungen und 79 aus dem Depar— 
tement Angerburg! ). 


Dieſer günſtigen Entwicklung entſprach es, daß die Generaldirektion 
dem Engeren Ausſchuß alljährlich berichten konnte, daß die Ein- und Aus⸗ 
zahlung der Zinſen völlig normal verlief. So konnte man ſchon daran 
denken, die Beleihbarkeitsgrenze der Güter von 5000 Taler aufzuheben. 
Der Engere Ausſchuß von 1794 wollte alle adligen Güter aſſoziationsfähig 
machen, deren feſte Einnahmen die ſichere Zahlung der Landſchaftszinſen 
erwarten ließen. Aber dagegen erhob Carmer Einſpruch; bei kleinen 
Gütern könnten allzu leicht Derlufte entſtehen; das müſſe nochmals beraten 
werden. Im nächſten Jahr wurde die Herabſetzung der Beleihbarkeits⸗ 
grenze auf 3000 Taler beſchloſſen, freilich mit der weſentlichen Ein⸗ 
ſchränkung, daß bei Gütern von 3000-5000 Talern Wert eine Sequeſtration 
bereits nach einem Jahr in Subhaſtation übergehen müßte. Carmer erklärte 
ſich damit bis zu einer Entſcheidung des nächſten Generallandtags ein- 
verſtanden. In ſeiner Antwort auf den Bericht über dieſen Engeren Aus⸗ 
ſchuß erkannte er „ſowohl den unverrückten guten Fortgang des Syftems 
als die in dem Betrieb der Geſchäfte herrſchende vollkommene Regelmäßig- 
keit und Ordnung” an”). Der Beſchluß von 1795 kam vielen kleineren 
Beſitzern zugute und zeigt, wie fern der Landfchaft fon damals ſoziale 
Engherzigkeit lag. 


Es verdient übrigens hervorgehoben zu werden, daß die ſteigenden 
Geſchäfte nur eine geringe Erhöhung des Perſonals zur Folge hatten; ſo 
wurden 1794 in Mohrungen ein Sekretär und ein Regíftrator neu ein- 
geftellt; die Gehälter der Direktoren und Räte blieben unverändert, während 
die Sundici und die übrigen Beamten Gehaltsaufbeſſerungen erfuhren. 
Generallandſchaftsſundikus Manitius war am 23. Januar 1793 geftorben 
und durch den ſpäter zu hohen Würden aufgeſtiegenen Juſtizkommiſſar 
Friedrich Auguſt Staegemann erſetzt worden, der bis dahin Syndikus des 
Königsberger Departements geweſen war“). 


Am 16. November 1797 war Friedrich Wilhelm II. geſtorben. Nach der 
Sitte der Zeit mußte dem neuen Monarchen, Friedrich Wilhelm III., auf 
einem Huldigungslandtage gehuldigt werden. Die Generaldirektion bat 
Carmer am 6. Februar 1798, dieſe Gelegenheit zur Einberufung eines land» 
ſchaftlichen Generallandtags zu benutzen; zwei wichtige Fragen ſtünden zur 
Entſcheidung: Die Aufnahme der kölmiſchen Gutsbefiger in die Landſchaft 
und die Verlängerung der Anablösbarkeit der Pfandbriefe, die infolge der 


11) 4052, 2098, 2091, 2788. 
12) 9691, 2692, 2668, Mauer S. 55. 
18) 4755, 246, 2751, Lewed in Altpr. Monatsſchrift Bd, 52 ©. 15-17. 


herrſchenden Geloͤknappheit notwendig geworden wäre. Carmer ftimmte 
dem Antrag zu. 

Die liberale Geſchichtsforſchung hat gemeint, der Adel hätte den Beſchluß 
wegen Aufnahme der Kölmer „aus Angſt“ gefaßt; die Bauern wären unzu— 
frieden geweſen, und da wäre es wichtig geweſen, die Kölmer für den Adel 
zu gewinnen. Ich halte dieſe Auffaſſung für unbeweisbar und im Wider— 
ſpruch mit den Tatſachen ſtehend. Den ſozialen Dünkel ſpäterer Zeit kannte 
jener Adel gar nicht. So wurde es z. B. 1791 auf dem Inſterburger 
Kreistag bedauert, daß ſelbſt anſehnliche bürgerliche Beſitzer adliger Güter 
„aus Beſcheidenheit“ nicht auf den Kreistagen erſchienen. Vielmehr wird 
der Adel hauptſächlich aus wirtſchaftlichen, aber auch aus ſozialen Er— 
wägungen dieſen Beſchluß gefaßt haben. Die Staatsbehörden ſcheinen die 
Amwandlung adliger Güter in kölmiſche, wofür die Erwerbung des Gutes 
durch einen Bürgerlichen die Vorausſetzung bildete, begünſtigt zu haben, 
weil die damit verbundene Aufhebung der Brau-, Brennerei- und Jagoͤ⸗ 
gerechtigkeit, die Verpflichtung zu den ſogenannten Burgdienften und 
Fouragegeldern im fiskaliſchen Intereſſe lagen. Die Generaldirektion bat 
daher Carmer, um den Kreis der adligen Güter nicht zu verringern, ſolchen 
Amwandlungen vorzubeugen; denn der Adel hätte zu ſeinem Anterhalt 
nur Militárdienft und Landwirtſchaft; feine Exiſtenzmöglichkeiten ſollten 
alſo nicht eingeſchränkt werden. Nun hatte der Ausſchluß der kölmiſchen 
Güter vom land wirtſchaftlichen Kredit deren Wertminderung veranlaßt 
und es anderſeits adligen Beſitzern erleichtert, ſolche Güter mit Hilfe der 
landſchaftlichen Kredite zu erwerben. 1792 war zwar die Vereinigung 
adliger und kölmiſcher Güter verboten worden, doch war dies Verbot nicht 
wirklich wirkſam geworden. 1798 waren 278 kölmiſche Güter in adliger 
Hand, während anderfeits 163 adlige Güter, alſo ein ſehr ſtattlicher 
Prozentſatz, Bürgerlichen gehörten. Die Aufnahme der Kölmer mußte 
alſo auch eine wirtſchaftliche Erleichterung für den Adel bedeuten, mußte 
das Intereſſe der bürgerlichen Beſitzer an der Lanoͤſchaft weſentlich heben. 
Auch war die Wertminderung der kölmiſchen Güter geeignet, ſich ungünſtig 
auf die Preiſe der adligen Güter auszuwirken. Auch wenn man die Hal- 
tung der Engeren Ausſchüſſe von 1794/95 hinſichtlich der Herabſetzung 
der Beleihungsgrenze berückſichtigt, wird man es für keine Phraſe halten, 
wenn die Generaldirektion vor dem Generallandtag von 1798 den Antrag 
auf Aufnahme der Kölmer mit der Abſicht begründete, „den Beſitzern 
kölmiſcher Güter in Erleichterung ihres Kredits die Hand zu bieten“). 

Der erſte Generallandtag tagte vom 21. bis 24. Mai 1798, unmittelbar 
danach begann der Landtag. Zum Generallandtag verſammelten ſich die 
drei Mitglieder der Generaldirektion mit ihrem Syndikus, die drei Depar- 
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tementsdireftoren mit ihren Syndicí und 20 Vertreter der Kreiſe, alfo 
Jo Perſonen. Hinſichtlich der Anablösbarkeit wurde beſchloſſen, daß alle 
bis Johannis 1798 ausgefertigten Pfandbriefe bis Weihnachten 1825 un- 
ablösbar fein follten, fo daß alſo der Inhaber eines gekündigten Pfand⸗ 
briefs von der Landſchaft nicht bares Geld, ſondern einen andern Pfand- 
brief anzunehmen hatte. Gutsbeſitzer, die ihre Pfandbriefe bar ablöſen 
wollen, erhalten mit ihren Geld angeboten vor allen andern den Vorzug. 
Neue Darlehen werden nach Ermeſſen der Landfchaft bar oder in Pfand— 
briefen gegeben. Gutsbeſitzer, die die Anablösbarkeit nicht annehmen 
wollen, können ihre Pfandbriefe bis Johannis 1799 bar ablöſen. Wie man 
ſieht, zielen alle diefe Beſtimmungen darauf, der herrſchenden Geldfnapp- 
heit zu begegnen. 


In Taxſachen wurde beſchloſſen: Gibt ſich ein Departement nicht mit 
der Superreviſion der Generaldirektion zufrieden, ſo darf es zwar nach 
gewiſſenhafter Prüfung das Darlehen in der von ihm feſtgeſetzten Höhe 
geben, jedoch entſcheidet der nächſte Engere Ausſchuß endgültig; weicht diefe 
Entſcheidung um mehr als ein Zwanzigſtel von der Höhe des gewährten 
Darlehens ab, ſo muß die Taxe umgearbeitet und das Mehr gekündigt 
und abgelöſt weroͤen. 


Wegen der Aufnahme der Kölmer wurde beſchloſſen: Kölmiſche, 
ſchatullkölmiſche und Freigüter von 3000 Talern Wert an können der Land— 
ſchaft unter denſelben Bedingungen beitreten wie adlige. Jedoch muß ihr 
Hypothekenweſen wie das der adligen dem Oberlandesgericht in Königsberg 
oder dem Hofgericht in Inſterburg unterftellt werden. In jedes Depar— 
tementskolleg tritt ein Kölmer mit Sitz und Stimme ein. Bei den Kreis- 
tagen erſcheint ein kölmiſcher Deputierter, der, im übrigen gleichberechtigt, 
an den Wahlen keinen Anteil hat. Das Departementskolleg kann ſein 
kölmiſches Mitglied zum Engeren Ausſchuß entfenden, das übrigens an den 
Generallandtagen teilnimmt. All das unterliegt der Zuſtimmung der 
Deputierten des Kölmerſtandes. Außerdem wurde beſchloſſen, daß die 
bürgerlichen Beſitzer adliger Güter in jeder Beziehung adligen Beſitzern 
gleichſtehen ſollten. 


Auf einer Verſammlung am 26. Mai beſchloſſen die kölmiſchen Depu— 
tierten den Anſchluß an die Landfchaft; zu ihren Bevollmächtigten er— 
wählten ſie den Kriegs- und Domänenrat Roerdanz und den Kriminalrat 
Brauſewetter. Dieſe beiden beantragten am 24. Juli bei der General- 
direktion die Aufnahme der Kölmer. Adel und Kölmer hätten hieran ein 
gemeinſames Intereſſe, weil ihre Güter dadurch an Wert gewinnen müßten. 
Der allgemeine Zuſammenſchluß würde dem Anweſen der Agioteurs, 
Wucherer und Rentiers ſteuern. Im übrigen gingen fie über die Beſchlüſſe 
des Generallandtags hinaus: Die Beleihungsgrenze möchte bis auf Soo 
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Taler herabgeſetzt werden, wenn auch mit der Einſchränkung, daß die An- 
leihequote mit dem Wert des Gutes ſinken und bei Gütern von 500 bis 
1000 Talern Wert nur drei Zwölftel betragen ſollte. In jedem Departement 
möchten zwei kölmiſche Deputierte gewählt werden; umfaſſe doch der nicht— 
adlige Beſitz 15000 Hufen, der adlige 45000, allerdings ſollten dieſe 
Deputierten nicht in die Kreiſe, Generallandtage und in die Generaldirektion 
gewählt werden. Auch ſollte ein Kölmer Mitglied der Generaldirektion 
werden, wenn auch nicht mit dem Titel eines Generallandͤſchaftsrats, 
ſondern als Beiſitzer“). 


Kurz nach dem Generallandtag, am 18. Juni 1798, ernannte der König 
den Miniſter von Maſſow wegen Carmers zunehmender Altersſchwäche 
zum Präfidenten der Lanoͤſchaft. Maſſow ſprach ſich am 20. Juli 1799 
gegen die Aufnahme der Kölmer aus. Die Sicherheit der Landfchaft würde 
dadurch gefährdet werden, denn die Einheitlichkeit des Hypothekenbuch— 
weſens, die doch eine weſentliche Dorausfegung für ihre Aufnahme wäre, 
könnte nicht verwirklicht werden, unterſtänden die Kölmer doch den Amtern, 
und das Finanzoͤepartement würde nicht zugeben, daß dieſen das Hypo» 
thekenbuchweſen der Kölmer entzogen würde; die Ausſtellung von Dupli⸗ 
katen aber dürfte zu koſtſpielig fein. Endlich würde ſich über die Repräfen- 
tation der Kölmer kaum ein „konvenables Arrangement" treffen laſſen. 
Dieſe Einwände waren gewiß nicht grundlos, aber auch bei gutem Willen 
kaum unüberwindbar; vielleicht hatten die zum Teil zweifellos unbegrün- 
deten zahlreichen Beſchwerden der Kölmer auf dem Landtag von 1798“) 
die Neigung, ihnen entgegenzukommen, ihre ſtändiſchen Rechte und ihre 
wirtſchaftliche Stärke zu erweitern, erſtickt. 


Der Engere Ausſchuß von 1799 machte kein Hehl daraus, daß er Maſ— 
ſows Bedenken nicht für unüberwindlich hielt; eine Berichtigung des köl— 
miſchen Hupothekenweſens wäre freilich notwendig und Duplikate müßten 
angelegt werden, aber bei einem ſo wichtigen Werk dürfte es auf die Koſten 
nicht ankommen. Einen Proteſt gegen Maſſows Entſcheidung wagte man 
freilich nicht und ſtellte den Kölmern anheim, ſich ſelbſt an den König zu 
wenden. Möglich, daß die Haltung der Kölmer auf dem Landtag von 1798 
und ihre über die Wünſche des Adels hinausgehenden Forderungen zu 
dieſem lahmen Beſchluß geführt haben. Ein Punkt erleichterte den adligen 
Beſitzern, ſich hierbei zu beruhigen: Der Generallandtag hatte die Auf— 
nahmefähigkeit der mit adligen Gütern verbundenen kölmiſchen beſchloſſen, 
ſo daß immerhin das eigene wirtſchaftliche Intereſſe gewahrt war. Die 
Kölmer haben das angeregte Geſuch an den König übrigens nicht gemacht. 


15) 4743, 195. 
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Wie die früheren Ausſchüſſe hat ſich auch der von 1799 gründlich mit 
Taxfragen befaßt und beſchloſſen, daß aus jedem Kreis zwei erfahrene 
Landwirte ſich hierüber äußern ſollten. Das geſamte Material ſollte die 
Generaldirektion prüfen und verarbeiten und dann die Taxprinzipien 
drucken laſſen. 

Die Anablösbarkeit der Pfandbriefe wurde von dieſem Ausſchuß bis 
Weihnachten 1825 verlängert“). 

In den Jahren von 1798 bis 1800 wuchs die Teilnahme der Gutsbeſitzer 
an der Landfchaft raſch und die wirtſchaftliche Lage war im weſentlichen 
ſehr befriedigend; nur rückſchließend dürfte man von einer Scheinblüte 
ſprechen. 

Dem Engeren Ausſchuß von 1800 konnte dargelegt werden, daß die 
Derfur auf 6444 150 Taler und die Zahl der bepfandbrieften Güter auf 
357 geftiegen waren. Ein Jahr danach betrug die Verſur 7 308 875 Taler. 
Dem Ausſchuß von 1803 konnten eine Derfur von 8682025 Talern und 
ein Anwachſen der bepfandbrieften Güter auf 413 gemeldet werden. 1805 
betrug die Derfur 9231 950 Taler“). 

Schon damals wirkten ſich die politiſchen Spannungen aber in Oſt— 
preußen aus. 1805 war eine Mobilmachung erfolgt, zu deren Durch— 
führung eine „allgemeine Landeslieferung“ ausgeſchrieben werden mußte. 
Zum erſtenmal in der Geſchichte der Landfchaft blieben die Gutsbeſitzer zu 
Johannis 1805 infolgedeſſen einen namhaften Zinſenbetrag, 19350 Taler, 
ſchuldig. Die Generaldirektion mahnte im Herbſt die Departements zur 
Dorfidt bei Bewilligung neuer Darlehen. Königsberg äußerte ſich aber 
am 1. November hoffnungsvoll: Die Ernte wäre eher gut als ſchlecht, ſo 
daß Zinsrückſtände wohl nicht mehr zu befürchten wären. Eine Bezahlung 
der Landeslieferung wäre zwar noch nicht erfolgt, aber doch verſprochen. 
So werde man bei Finsrüdftänden nur auf die Güter mit viel Wald Rück⸗ 
ſicht nehmen; denn die hätten das für die Landeslieferung erforderliche 
Getreide und Futter kaufen müſſen. Irgend eine Gefahr für die Land= 
ſchaft beſtünde nicht, doch würden in Kriegszeiten Anleihen nur mit ver— 
ſtärkter Vorſicht bewilligt werden. 

Aber die Generaldirektion ſah die Lage ernſter an und ſtellte dem König 
am 1. Dezember vor, daß die Landeslieferung Oſtpreußen namentlich durch 
die geforderten Fuhren unverhältnismäßig ſchwer getroffen hätte; die 
Provinz hätte ebenſoviel aufzubringen gehabt wie die andern, die aber 
hätten beſſere Preiſe, längere Kulturzeit und brauchten alſo weniger Ge— 
ſpanne. Zudem ſei die Saat, nicht der Ertrag zur Grundlage der Lieferung 
gewählt, und der fei in Oſtpreußen geringer als ſonſt. Die Getreidehändler 
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in der Mark und in Pommern follten das oſtpreußiſche Getreide kaufen, 
dann würden die Preiſe dort fallen, hier aber ſteigen. Es wäre billig, 
die Dergütungspreife für gelieferten Roggen in Oſtpreußen ebenſo hoch 
anzuſetzen, wie in den übrigen Provinzen, ſonſt hätte das Land einen 
Schaden von einer Million“). Zum erſtenmal wird betont, daß die be- 
ſonderen wirtſchaftlichen Verhältniſſe Oſtpreußens eine beſondere Berüd- 
ſichtigung des Staats verdienen. 


Der Johannistermin 1806 war da, ohne daß die Landeslieferung von 
1805 bezahlt war. So ſtiegen die Zinsrückſtände zu dieſem Termin auf 
39168 Taler. And am 19. Auguſt erfolgte unter dem Druck der politiſchen 
Lage die Ausſchreibung einer zweiten Landeslieferung, und zwar ohne 
Berückſichtigung der Dorftellungen der Generaldirektion unter denſelben 
Bedingungen wie die von 1805. Wieder warnte Generallandͤſchaftsdirektor 
von Korff und empfahl Nachricht. Sobald es im Ernſt auf die Verteidigung 
des Vaterlandes ankomme, werde alles geſchehen. Aber bis dahin müſſe 
der traurige Zuftand des Landes berückſichtigt werden. Namentlich fei der 
Mangel an Pferden ſehr empfindlich, das Heu wie im Vorfahr ſchlecht 
geraten, desgleichen der Roggen, fo daß beſſer nur Gerſte und Hafer an- 
gefordert würden. Schon ſei die Bezahlung der Steuern gefährdet. Die 
Behörden bemühten ſich auch wirklich um Erleichterungen, namentlich auf 
dem Gebiet des Fuhrweſens, aber der Kriegsausbruch im September ſchnitt 
alle Möglichkeiten auf Rückſichtnahme jäh ab. An der Gefamtroggen- 
lieferung von 1806 war Oſtpreußen übrigens mit 14% Prozent beteiligt, 
Schleſien mit 22%, die Mark mit 1344 Prozent“). 


Als der Engere Ausſchuß ſich kurz vor Kriegsausbruch am 25. Sep- 
tember 1806 verſammelte, konnte er einen ſchließlich doch befriedigenden 
Bericht entgegennehmen. Die Johannisverſur betrug faſt 9 400 ooo Taler, 
479 Güter waren bepfandbrieft, und nur 18 bepfandbriefte Güter ftanden 
in Sequeſtration. Außer dem fal. Fonds von 200000 Talern hatten die 
Departements ein Vermögen von 114130 Talern. So durfte man wohl 
hoffen, daß die Landfchaft den Krieg ohne beſondere Schwierigkeiten über- 
ſtehen würde. 


Die zuverſichtliche Stimmung dieſer Tage ergibt ſich am klarſten daraus, 
daß der Engere Ausſchuß von 1806 den Ankauf eines Hauſes für die 
Generallandſchaftsdirektion beſchloß. Das Königsberger Departement hatte 
infolge der Zunahme feiner Geſchäfte die in feinem Haufe gelegene Dienft- 
wohnung des Generallandſchaftsſyndikus gekündigt, fo wurde das gegen- 
überliegende Haus (Landhofmeiſterſtraße 16-18) für 14000 Taler gekauft, 


10) 368, 281, 4770. 
20) 4770, 281, 2180. 
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Das von der Oftpreußifchen General=Landfchafts=Direktion im Jahre 1806 erworbene Grundftück Rönigsberg (Pr), Landhofmeifter= 
ftraße 16/18, in feinem damaligen zuſtand. In diefem Kaufe rief Yorck am 5. februar 1813 Oftpreußen zur Erhebung gegen Napoleon auf 
(vergl. S. 71). 


in das auch die Büroräume der Generaldireftion überführt werden follten. 
Dom Kaufpreis waren übrigens 1821 noch 5343 Taler unbezahlt“). 

Immerhin mahnte die Generaldirektion wenige Tage nach der Aus— 
ſchußſitzung, am 29. September, die Departements zur größten Vorſicht 
bei der Bewilligung von Darlehen, da mit Geldmangel zu rechnen wäre. 
Einen Monat ſpäter riet ſie, keinem Gutsbeſitzer ein Darlehen zu gewähren, 
der im Verdacht ſtünde, die Pfandbriefe an Agioteure weiterzugeben, die 
dann durch raſche Kündigung die Kaſſe in Verlegenheit bringen könnten. 
Königsberg meldete am 8. November, ihm feien faſt 100000 Taler an- 
geboten; aber freilich könne man nicht wiſſen, ob unter den obwaltenden 
verhältniſſen die Kapitaliſten ihre Angebote aufrechterhalten würden“). 

Solche Vorſicht iſt für das Verantwortungsbewußtſein der Leiter der 
Landfchaft um fo anerkennenswerter, als die Landfchaft bis dahin nicht 
bloß durch ihre ſtändig wachſende Inanfpruchnahme ſeitens der Gutsbeſitzer, 
ſondern ebenſo durch die außerordentliche Wertſteigerung der Landwirt: 
ſchaftsbetriebe, die ihr weſentlich zu verdanken war, eine ungewöhnlich 
günſtige Entwicklung genommen hatte. Für die Steigerung der Gutspreiſe 
ſeien einige Beiſpiele angeführt: Baitkowen war 1789 17333 Taler wert, 
1791 28673, 1798 33988; Blumberg 1790 7000 Taler, 1800 10919, 
1806 16 427; Breitenſtein 1787 30000 Taler, 1799 60288, 1802 65 764; 
Reufchendorf 1788 12000 Taler, 1796 26 604, 1804 35 622 Taler. Ebenſo 
hatten die Getreidepreiſe eine ungewöhnliche Steigerung erfahren. Der 
Scheffel Weizen koſtete in Königsberg 


1790: 1 Taler 20 Groſchen 5 Pfennig 


1805: 3 „ 1 5 8 ie 
der Scheffel Roggen 1796:0 „ 25 1 N 
180522 16 2 0 
der Scheffel Gerſte 17960: 0 „ 17 9 Ns 
NEO Ss To Be 6 ; 
der Scheffel Hafer 179005 32414 i 0 E 
„ 1 „ 


Arbeitermangel war ſchon im Mittelalter für die oſtpreußiſche Landwirt- 
ſchaft peinlich fühlbar und ſo iſt es wohl faſt ſtändig geblieben. Doppelt fühl⸗ 
bar mußte er ſich in Zeiten raſchen wirtſchaftlichen Aufſchwungs wie um 1800 
machen. Aus dieſem Geſichtspunkt wird die Haltung der Lanöfchaft zur 
Dismembrationsfrage, die kurz vor dem Kriege ſehr akut war, zu beurteilen 
fein. Am 8. Juni 1805 forderte die Generaldirektion die drei Departements 
zu gutachtlichen Aeußerungen hierüber auf. Mohrungen warnte vor der 


21) 2960, 2312, Denkſchrift zum loo jährigen Beſtehen S. 9. 
22) 913, 2067. 
28) 2098, 4053. 


Durchführung von Dismembrationen unter Hinweis auf den Menſchen— 
mangel. Den Bauern auf den adligen Gütern ginge es leidlich; meiſt 
meldeten ſich für einen erledigten Hof daher auch mehrere Bewerber; nur 
ſelten hätten ſie täglich für das Gut zu arbeiten, und in den beſſeren Gegen— 
den würden ihre Leiſtungen vielfach durch Geld abgegolten. Weſentlich 
höher ſtand das Königsberger Gutachten. Wohl wies es auf den Arbeiter— 
mangel hin, der im Samland ſo groß wäre, daß man den Leuten ihre 
Schulden bezahlte, wenn ſie ſich nur als Arbeiter verdingten. Aber dann 
betonte Königsberg allgemeine Geſichtspunkte: Die kleinen Wirtſchaften 
nutzten ihre Arbeitskräfte nicht voll aus und produzierten weniger als die 
großen, wären auch in ihren Wirtſchaftsmethoden rückſtändiger; den in 
Oſtpreußen häufigen Mißwachsjahren wären kleine Beſitzer ſchlechter ge- 
wachſen als große. Die Dienſte wären übrigens ſo bemeſſen, daß der Bauer 
zu ihrer Ableiſtung nicht mehr Geſpann und Geſinde halten müſſe als 
ohnehin zu ſeinem eigenen Wirtſchaftsbetrieb. Beide Departements rieten 
ab, die Frage vor den Engeren Ausſchuß zu bringen. Anders Angerburg. 
Ganz abzulehnen ſei die Sache nicht, „denn ſo viel bleibt doch ausgemacht, daß 
. . noch viele unurbare und unfultivierte Ländereien in den adligen Gütern 
ſich finden, die zum Beſten des Landes auf eine beſſere Art genutzt werden 
könnten“. Die Dismembration eines Teils der ungenutzten Ländereien 
könnte für die Beſitzer nur vorteilhaft ſein, alſo möge der Engere Ausſchuß 
darüber beraten. Jedoch die Generaldirektion hat von einer Beſprechung 
dieſer Frage abſehen zu ſollen geglaubt“). 

Bei dem raſchen Steigen der Derfur war die um die Jahrhundertwende 
ſtändige Geloͤknappheit doppelt ſtörend. Mohrungen brauchte z. B. im 
Herbſt 1800 120000 Taler, von denen gerade 10 Prozent durch Angebote 
gedeckt werden konnten. Graun konnte für die ganze Landfchaft damals mit 
Mühe 200000 Taler vermitteln. Zu Johannis 1801 fehlten 340000 Taler; 
Graun brachte 75000 auf. Aber es fanden ſich andere Geldgeber: Königs 
berger Juden. Ifaac Caſpar lieh 120000 Taler, Levin Hirſch 75000, Jakob 
10 ooo; dank ihren Beziehungen zum Geldmarkt konnten fie ſich mit 1% bis 
2 Prozent Provifion begnügen, während die „chriſtlichen“ Banken 2%, Pro- 
zent forderten. In Berlin waren 2 Prozent üblich. Staegemann empfahl 
im November 1801, es mit direkten Anleihen bei der Bank zu verſuchen; 
die Geldbeſchaffung für die letzten drei Termine hätte 11 401 Taler gekoſtet, 
jetzt würden 1800 Taler zugeſchoſſen werden müſſen. Er gab zu erwägen, 
daß die Gutsbeſitzer nicht mehr 4% ſondern 5 Prozent Zinſen zahlen ſollten, 
um die Koſten zu decken. 

Zu dieſer bedenklichen Maßnahme brauchte jedoch nicht gegriffen zu wer— 
den, da die allgemeine Geldfnappheit bald überwunden wurde. Von 1803 


24) 9303. 
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freiherr von Rorff-Bledau 


General=Landfchafts=Direktor 1805-1813. 


bis 1805 wurden immer wieder Befhwerden über abgelehnte Geldangebote 
laut; felbft ein fo kleines Angebot wie 8080 Taler der Generalſchulkaſſe 
konnte 1805 nicht berückſichtigt werden. Der Berliner Geldmarkt wurde 
übrigens auch in jenen Jahren, und zwar zunehmend, in Anſpruch ge— 
nommen. So wurden Weihnachten 1803 in Berlin 42 517 Taler Zinſen 
gezahlt, Weihnachten 1804 49 044 und Weihnachten 1805 57 382 Taler”). 
Mit der Geldfnappheit hörten auch die hohen Provifionen für die Geld- 
beſchaffung auf. 


Eine andere, aber regelmäßige und daher leichter überwindbare Be- 
laſtung ſtellten die wachſenden Ausgaben für die Gehälter dar. Es mußten 
in jenen Jahren infolge der Zunahme der Geſchäfte nicht bloß einige 
Beamte mehr eingeſtellt werden, ſondern auch die Gehälter wurden in An— 
erkennung der Mehrarbeit erhöht. So bezogen 1806 die Direktoren 600 bis 
900 Taler, die Rate 400, die Deputierten 400-480, der Generallandfchafts- 
fyndifus 1150, die übrigen Syndici 700-1000 Taler, die mittleren Beamten 
im Durchſchnitt 500, die Boten 120-230. Die Gehälter bei den einzelnen 
Departements waren verfchieden hod, wenn aud) feineswegs im Derhältnis 
zu ihren Derfuren. So waren z. B. 1804 in Königsberg 4 487 275 Taler 
in Pfandbriefen im Kurs, in Mobrungen 2267350, in Angerburg 
1280900. Der neue Präfident, Minifter von Maſſow, erhielt Soo Taler, 
während Carmer fein Amt ohne Entſchädigung verſehen hatte. 


Der erſte Generallandſchaftsdirektor, Staatsminiſter von Oſtau, ftarb 
am 3. Juni 1805; Nachfolger wurde Freiherr von Korff. Ebenſo bedeutungs- 
voll war der ein Jahr danach erfolgte Wechſel im Amt des Generalland- 
ſchaftsſyndikus. Staegemann war in dieſer Eigenſchaft wiederholt (1789, 
1802) zu Beſprechungen in Berlin geweſen und dort durd) feine Tüchtigkeit 
aufgefallen. Im April 1806 empfahl Stein ihn dem König als einen Mann 
von Geiſt, Kenntnis, Tätigkeit und Geſchäftserfahrung und riet, ihn mit der 
Leitung der preußiſchen Bank zu betrauen, was denn auch geſchah. An— 
mittelbar vor Kriegsausbruch, am 25. September 1800, erwählte der Engere 
Ausſchuß zu feinem Nachfolger Chriſtoph Friedrid) Scheltz, 1757 in Grunau 
als Sohn eines Pfarrers geboren, der, urſprünglich Juſtizbürgermeiſter 
von Mohrungen, 1788 Syndikus des Mohrunger Departements geworden 
war. Im Kriege hat er ſein neues Amt angetreten, und der Krieg und ſeine 
Folgen haben der ganzen Amtsführung des tüchtigen, fleißigen Mannes 
das Gepräge gegeben“). 


25) 913, 2389, 1950. 

26) 3016, 2712, 2432, 2960, v. Petersdorff in Allg. Deutſche Biographie Bd. 35, 
S. 384 f., Lewed in Altpr. Monatsſchrift Bd. 52 S. 18, Bujad und Bezzenberger 
zum Andenken an die Mitglieder des Pr. Landtags im Februar 1813, S. 105 f. 


y 35 


Vierter Abfchnitt 


Krieg und Kontinentaliperre (1806-1815) 


Die Kriegsereigniſſe von 1806/07 zu ſchildern, iſt hier nicht der Ort. Es 
muß genügen, daran zu erinnern, daß die Franzoſen Mitte November die 
Weichſel überſchritten, dann das weſtliche Oſtpreußen beſetzten, deſſen vom 
Feinde freie Gebiete die eignen Truppen und die verbündeten Ruffen zu 
unterhalten hatten und daß trotz des Friedensſchluſſes im Juli das Land 
erſt gegen Ende des Jahres vom Feinde frei wurde. Die Derlufte aller 
Art werden auf 90 Millionen Taler berechnet. Die Provinz verlor 
245 312 Pferde, 49431 Fohlen, 137 616 Ochſen, 175109 Kühe, 133 805 
Stück Jungvieh, 478 719 Schafe, 320039 Schweine und lieferte 3 596 348 
Scheffel Getreide, die nicht bezahlt wurden. Ein deutliches Bild von der 
Kotlage, in die auch die Landſchaft geraten war, gibt eine Berechnung von 
Scheltz aus dem März 1807. Danach waren 361 Güter mit 7 207 075 Talern 
Pfandbrief- und 2916975 Talern Privatſchulden vom Feinde beſetzt und 
nur 117 Güter mit 2916975 Pfandbrief- und 1277 725 Talern Pivat- 
ſchulden frei‘). Bezzenberger hat eine Reihe erſchütternder Schilderungen 
von der Not jener Tage veröffentlicht“). Erwähnt fei daraus ein Bericht des 
Staatsminiſters von Dohna vom Oktober 1810, in dem es heißt, in den 
Aemtern Allenſtein, Heilsberg und Wormditt ſeien rund 600 Höfe wüſt. 
Es ſeien nur 378 374 Scheffel Getreide weniger ausgeſät als 1805, ſo daß 
ein bedeutender Teil der Felder wüſt läge, andere aus Mangel an Gefpann 
nur ſchlecht beſtellt werden könnten. Gegen die letzten Jahre vor dem Kriege 
fehlten 71851 Pferde, 76847 Ochſen, 114175 Kühe, 245985 Schafe. Ein 
lebendiges Bild von der Notlage gibt ein noch unbekannter Bericht des 
Mohrunger Departementsdirektors vom 12. Auguſt 1807. Noch wiſſe man 
nicht, ob der Frieden geſchloſſen ſei. „Denn in dieſer ganzen Provinz, ſelbſt 
ich, der Direktor, habe noch ſolche läſtige Einquartierungen, die noch mehr 
als jemals requirieren, wo ihnen noch immerwährend Lebensmittel von 
aller Art unentgeltlich geliefert werden müſſen, und wo mitunter noch große 
Exzeſſe und gewaltſame Fouragierungen geſchehen. Das Kollegium hat alſo 
in keiner Hinſicht ſich bis jetzt verſammeln und Beratſchlagungen anſtellen 
können, indem das ganze Provinzialdepartement noch mit franzöſiſchen 


1) 4730, 2391, Bezzenberger in Das Grenzland Oſtpreußen S. 34. 
2) Oſtpreußen in der Franzoſenzeit; Dohnas Bericht S. 50. 
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Truppen dergeftalt bequartiert ift, daß ſich niemand von feinem Gute auch 
[don wegen Beraubung des Angeſpanns auf der Landftraße entfernen 
kann. Die Lage der ſämtlichen adligen Güter ift unbeſchreiblich traurig, 
denn die mehreſten derſelben haben das Sommerfeld wegen Mangel an Ge= 
treide nicht beſtellen können, und die geweſene Winterſaat iſt durch den 
Feind fo fouragiert, daß an den mehreſten Orten faſt gar keine Ernte ſchon 
deshalb und auch weil kein Angeſpann übrig geblieben, ſtattfinden kann. 
Die mehreſten Güter ſind ſo devaſtiert, daß auch nicht das Mindeſte vom 
Inventario an Vieh, Pferden und Ackergerät übrig geblieben, und Wohn⸗ 
und Wirtſchaftsgebäude ſind zu den geweſenen Baracken abgetragen, auch 
verbrannt.“ An Zinszahlungen fei nicht zu denken“). 

Am die heilloſe Notlage der Gutsbeſitzer nicht noch durch Zwangs— 
verfahren zu ſteigern, erließ der König am 19. Mai ein Generalindult für 
Kapital⸗, laufende und rückſtändige Zinszahlungen, das nach einer Neu⸗ 
regelung im September für die Zinſen am 1. Januar, für Kapital am 
31. Dezember 1808 erlöſchen ſollte. Aber bereits im November wurde es 
für Kapitalzahlungen bis Johannis 1810 verlängert; zugleich wurden der 
Landſchaft Kündigungen verboten; neue Subhaſtationen durften nicht ver⸗ 
hängt, ſelbſt ſchon ſchwebende nicht unbedingt fortgeſetzt werden. 

Das Indult in feiner urſprünglichen Ausdehnung war für die Landͤſchaft 
ſehr läſtig. Am 18 Auguſt 1807 ſchrieb Scheltz an Maſſow, aus Mohrun⸗ 
gen ſeien zu Johannis überhaupt keine Zinſen gezahlt, aus Königsberg und 
Angerburg, die zu Weihnachten noch gezahlt hätten, wenig. Zur Deckung 
der Ausfälle müſſe eine hohe Anleihe aufgenommen und zu dieſem Zweck 
ein Generallandtag berufen werden; denn vom Indult habe die Landſchaft 
noch keinen Gebrauch gemacht, der Kredit des Adels ſei ſchon geſchwächt 
genug; ſehr nachteilig ſei namentlich die Ausdehnung des Indults auf die 
laufenden Zinſen. Maſſow gab ihm recht, Anleihe und Generallandtag 
wären notwendig, die Landfchaft müſſe ihre Verpflichtungen zu erfüllen 
ſuchen. „Wenn die Landſchaft ihren Kredit ganz vernichten und ſich den 
Wucherern in die Arme werfen will, fo braucht fie nur von dem General- 
indult Gebrauch zu machen und ihren landͤſchaftlichen Vertrag zu brechen.“ 
Bei Geldmangel ſchreibe der Creditor, nicht der Debitor die Geſetze im Geld— 
verkehr vor‘). 

Auch Graun warnte Anfang Auguſt vor den Wirkungen des Indults; 
als die ſchleſiſchen Gutsbeſitzer 1767 ein Indult auf ein Jahr erhalten 
hätten, wären fie um allen Kredit gekommen. Die übrigen Landͤſchaften 
hätten ihre Finfen gezahlt. Bisher habe er die Gläubiger hingehalten mit 
dem Hinweis auf die Anterbrechung des Verkehrs. Er empfahl, wenigſtens 


3) 2391. 
4) 2910, 4700. 
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die Hälfte zu zahlen. Die Generaldirektion ſuchte zu beſchwichtigen: Zu 
Weihnachten 1806 hätten viele ihre Finjen erhalten, zu Johannis 1807 im- 
merhin einige. Vom Indult ſolle möglichſt kein Gebrauch gemacht, und nach 
der Räumung des Landes durch die Franzoſen werde hoffentlich alles 
bezahlt werden. Ende September konnte fie Graun mitteilen, im Oktober 
bis Dezember würden Zinſen von Weihnachten 1806 und zu Anfang 1808 
ein Teil der Finfen von Johannis 1807 gezahlt werden, aber die Aus- 
zahlung müßte in Königsberg erfolgen. So groß war die allgemeine Not, 
daß Graun damit ſchon zufrieden war. Er ſchrieb im Dezember, die oft- 
preußiſchen Pfandbriefe ſtünden auf 86, während die Bankpapiere mit 
74 gehandelt und weſtpreußiſche Pfandbriefe gar nicht mehr gehandelt 
würden. Nur dürften keine Zahlungseinſtellungen erfolgen. Im Februar 
1808 konnten die geſamten Johanniszinſen nach Berlin überwieſen werden. 

Am eheſten hatte ſich das vom Kriege wenig berührte Departement 
Angerburg erholt. Bis Mitte Auguſt 1807 hatten dort 52 Güter ihre 
Johanniszinſen gezahlt, 59 noch nicht, während die Weihnachtszinſen 1807 
gut eingingen, ſo daß Angerburg ſeine Verpflichtungen erfüllen konnte. 
Aber ſchlechter ſtand es in Königsberg, und aus Mohrungen kam ſo gut wie 
nichts. Insgeſamt waren 1807 von den Johanniszinſen zwei Fünftel, von 
den Weihnachtszinſen die Hälfte eingegangen’). 

Unter ſolchen Amſtänden blieb der Landfchaft nur die Wahl, ſich wenig— 
ſtens teilweiſe unter den Schutz des Indults zu ſtellen oder durch Anleihen 
ihre Verpflichtungen zu decken, ſo gut es ging. Sie entſchied ſich damals 
mit Recht für den zweiten Weg, ſo hart die Bedingungen für Anleihen 
auch waren. 

Zuerſt, im April 1807, hatte die Generaldirektion den König um einen 
vorſchuß von 100000 Talern gebeten, da fie ſonſt ihre Verpflichtungen nicht 
erfüllen könnte, und der König hatte erwidern müſſen, ſo gern er helfen 
würde, fo machten doch „die dringenden Bedoͤürfniſſe, welche die Rettung des 
Staats hervorbringen, die Zuſammenhaltung aller Fonds zu dieſem Zweck 
vor allen andern unumgänglich notwendig“. Die Landfchaft müßte alſo 
verſuchen, die Ausfälle aus ihren Beſtänden und durch ihren Kredit zu 
decken. 

So blieb nur die Möglichkeit, zu den „Wucherern“ zu gehen. Im Juni 
1807 lieh Cafpar 15000 Taler zu 5 Prozent auf drei Monate. Im uli 
war in Königsberg überhaupt kein Geld aufzutreiben und die General- 
direktion riet den Departements, in Tilſit, Memel und Elbing, alſo in den 
andern Handelsſtädten, Anleihen zu ſuchen; denn wenn die Couponinhaber 
nicht befriedigt werden, müßte das Kreditſyſtem einen vielleicht unheilbaren 
Schaden erleiden. Als damals ein Privatmann in Königsberg ganze 


5) 1950, 377, 2284, 2391, 2301. 


38 


3950 Taler anbot, wurde ihm erwidert, man wäre jeden Dormittag von 
9 bis 12 Uhr zur Annahme des Geldes bereit, und von einem Kaplan aus 
Rófel wurden 150 Taler gern angenommen’). 

Nach der Wiederherſtellung des Friedens, am 29. Auguft 1807, wandte 
ſich die Generaldirektion wieder an den König. Sie bat, ihr den während 
des Krieges bei der Bank geſperrten Kredit von 100000 Talern wieder zu 
eröffnen, ſonſt müßte im Oktober ein Landtag zur Aufnahme einer Anleihe 
einberufen werden. Man brauche zur Zahlung der Johanniszinſen 
120000 Taler, freilich nicht auf einmal, ſondern im Laufe von zwei Jahren. 
Auf dem Landtag ſollte zu Verhandlungen über die zur Deckung der 
franzöſiſchen Forderungen erforderliche Zwangsanleihe, die Adel und 
Kölmer mit 250 ooo Talern träfe, aus jedem Kreis ein Deputierter teil- 
nehmen dürfen. Den Bankkredit mußte der König ablehnen, aber er erklärte 
ſich mit der Einberufung eines Landtags im Oktober zu dem angegebenen 
Zweck einverſtanden. Aber von der Zuziehung von Kreisdeputierten wollte 
er nichts hören. Die Einberufung des Landtags wurde dann bis zur völligen 
Räumung Oſtpreußens durch den Feind bis Anfang 1808 verfchoben‘). 

So blieb wieder nur der Weg zu Caſpar. Dieſer lieh am 7. September 
20 000 Taler, von denen er 2000 gleich für Diskont, Provifion und Speſen 
einbehielt; kleine Poſten von Pfandbriefen waren mit 6-10 Prozent 
Derluft umzuſetzen, größere, wenn überhaupt, mit noch ſchwererem Verluſt. 
Immerhin, man konnte Graun am ſelben Tage ſchreiben, daß wieder Fins- 
zahlungen möglich waren, und Graun erwiderte, dieſe Nachricht habe den 
Kurs von 80 auf 88-89 gehoben, während die Seehandlungsobligationen 
62, Treſorſcheine 88 ſtünden. Zum Weihnachtstermin 1807 lieh Caſpar 
zunächſt 50000 Taler gegen ein Aeberpfand von 20 Prozent in Pfand- 
briefen auf ein Jahr zu 12 Prozent Zinſen und 1% Prozent Proviſion. 
Das Leidige diefer Bedingungen falle in die Augen, bemerkte die General— 
direktion dazu, aber die Zinſenzahlung fei für die fernere Exiſtenz der Land- 
ſchaft entſcheidend, und zu beſſeren Bedingungen ſei Geld kaum zu haben. 
Kurz danach gewährte Caſpar noch zwei kleinere Anleihen zu 5 Prozent. 
Im Zanuar 1808 entlieh General von Lettow 4600 Taler zu 4 Prozent auf 
ſechs Monate, Bankier Jacobi 20000 Taler zu 12 Prozent, ein Rendant 
Mori kurz danach 3000 Taler zu 11 Prozent. Den ſtattlichſten Gewinn 
ſteckten alſo damals die Juden ein’). 

In dieſer ernſten Situation wurde am 2. Februar 1808 der General- 
landtag eröffnet, der in der Geſchichte der Landfchaft eine ganz beſondere 
Bedeutung gewinnen follte. Den Vorſitz führte Landhofmeifter von Auers- 


6) 2391, 377, 213. 
7) 9391, 377, 212, 2932, 2630. 
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wald, der dann am 27. Februar 1808 zum Präfidenten der Landfchaft er- 
nannt wurde, da Maſſow [don im Auguft 1807 zur Vereinfachung der Der- 
waltung entlaffen worden war”). 

Als Derhandlungsgegenftände hatte die Generaldirektion Auerswald im 
Dezember angegeben: Anleihen zur Deckung ausgebliebener und künftig 
ausbleibender Zinſen und vielleicht auch zum Retabliffement der Güter, die 
ſich ſelbſt nicht helfen können, die Aufnahme kölmiſcher und ſonſtiger nicht⸗ 
adliger Güter in das Kreditſyſtem, die Herabſetzung der Beleihungsgrenze 
von 5000 auf 3000 Taler Wert, Verbeſſerung des Sequeſtrationsweſens. 
An die Departements wurde außerdem geſchrieben, man werde über die 
Aufnahme der Domänen und über die Erhöhung der Zinszahlungen zwecks 
Amortiſation der Pfandbrieffhulden zu verhandeln haben“). 

Die Aufnahme der Domänen in das Kreditſyſtem war notwendig, damit 
zur Bezahlung der franzöſiſchen Kriegsſchulden auf die Domänen Pfand- 
briefe ausgegeben werden konnten. Es iſt klar, daß der Landſchaft unter 
den obwaltenden Derhältniffen eine Aufnahme der Domänen als ſchwere 
Gefährdung erſcheinen mußte, ganz abgeſehen davon, daß dieſe Maßregel 
den Charakter des Inſtituts als einer Kreditorganiſation des adligen 
Großgrundͤbeſitzes völlig verändern mußte. Dieſe Veränderung erſtreckte ſich 
auch darauf, daß eine Landͤſchaft, die einen ſolchen Schritt tat, ſich nach 
dem Willen der Regierung nicht auf den adligen Beſitz beſchränken durfte, 
ſondern den geſamten größeren Grunoͤbeſitz umfaſſen mußte. Schrötter 
ſchrieb der Generaldirektion am 21. Dezember 1807, auf Steins Anoroͤnung 
wären auch Kölmer zu dem Landtag zu laden, weil über deren Aufnahme 
zu beſchließen fein würde. And Stein teilte ihr am ſelben Tage den Ent- 
ſchluß des Königs mit, der Landfchaft für die Domänen beizutreten und 
auf dieſe Pfandbriefe ausfertigen zu laſſen. Die bisher geltende Anver— 
äußerlichkeit der Domänen werde fallen. Der König wolle die Garantie 
für die Privatgüter mit übernehmen, einen Repráfentanten in der 
Generaldirektion und in jedem Departement beſtellen, zu den Generalland— 
tagen und Engeren Ausſchüſſen einen Deputierten entſenden. Es ſollten 
befondere Domänenpfandͤbriefe ausgefertigt werden, auf die die Landſchaft 
nicht verpflichtet ſei, Geld zu beſchaffen. Der Betrag der Domänenpfand- 
briefe ſollte ſich nach dem Wert der Domänen richten. Am einer 1798 
geltend gemachten Schwierigkeit von vornherein zu begegnen, beſtimmte 
eine Kabinettsordre gleichzeitig, die Hypothekenverſur der nichtadligen 
Güter ſolle nicht an die Landesjuſtizkollegien übergehen, da das eine zu 
große Beläſtigung der Eingeſeſſenen bedeuten würde. Auch ſollte über eine 
Zwangsanleihe beraten werden. 


9) 4700. 
10) 2932. 
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Die Generaldirektion antwortete Stein am 24. Dezember, die Auf- 
nahme der Domänen fei fo wichtig, daß fie ſich dieferhalb mit den Depar— 
tements in Verbindung geſetzt habe. Zur Zwangsanleihe werde jeder 
Preuße gern beitragen, wäre nur der Geldmangel nicht fo drüdend. Ob— 
wohl die Pfandbriefe auf 75 gefallen ſeien, könnten fie kaum verkauft 
werden, „weil es ſogar hier an Gelde fehlt und auf dem Lande garkeins zu 
haben iſt, indem die Kaufleute kein Getreide kaufen“. 

Am 29. Januar 1808 konnte fie Stein melden, wie die Departements 
und die Kreiſe über die Aufnahme der Domänen dachten. Friedrich Mil- 
helm I. habe 1713 deren Anveräußerlichkeit feſtgeſetzt und dementſprechend 
verbiete das Reglement von 1788 die Aufnahme von Domänen. Dabei 
möchte es bleiben; denn die Öffentlichkeit ſehe in den Domänen das Rüd- 
grat der Staatsfinanzen und würde an der Möglichkeit einer Gefundung 
der Staatsfinanzen zweifeln, wenn die Domänen verkauft oder verpfändet 
würden. Bliebe es aber dabei, fo könnte von der Landͤſchaft nur die 
Garantie für die Domänen verlangt werden, und die zu übernehmen fei 
unmöglich, zumal bei der durch den Krieg verſchuldeten Wertverminderung 
der Güter“). 

Auerswald ſah mit Recht Schwierigkeiten voraus und erwirkte eine 
Kabinettsordre vom 31. Januar, nach der die Abſtimmungen perſönlich 
erfolgen ſollten und nicht nach Departements; es ſollte alſo niemand an 
ſeine zu Hauſe erhaltene Inſtruktion gebunden ſein. Aber die Kölmer 
beſagte die Kabinettsordre: „Die bisherige Ausſchließung eines fo bedeuten- 
den Teils des Landeigentums der Provinz von der Kreditaſſoziation und 
die der letzteren zu teil gewordenen Vorzüge haben auf den Nationalwohl— 
ſtand nachteilig gewirkt, indem der Kredit einer begünſtigten Klaſſe zu— 
gewendet und einer unbegünſtigten entzogen worden.“ Doch ſollen die 
ritterſchaftlichen Mitglieder über die Aufnahme der Kölmer zunächſt allein 
beraten; lehnen ſie ſie wider Erwarten ab, ſo iſt ſofort zu berichten. 

Die Regierung war alſo feſt entſchloſſen, durchzuſetzen, was das Geſamt— 
wohl verlangte. An gnädigen Worten ließ es der König darum bei der 
Eröffnung des Generallandtags nicht fehlen. Er erkenne lebhaft und tief 
gerührt an, was Oſtpreußen im Krieg ſtand haft erduldet hat und werde ſich 
die Heilung der Wunden des Krieges angelegen ſein laſſen. Er hege zu 
der Derfammlung das Vertrauen, daß ſie von Gemeinſinn und von edelm 
Eifer für das Vaterland einmütig belebt die Gegenſtände des gemeinen 
Wohls mit Einſicht und nach freier Aberzeugung patriotiſch beherzigen 
und beratſchlagen werde. Der Eröffnungsſitzung wohnten außer der 
Generaldirektion und den Vertretern der Departements 23 ritterſchaftliche 
und 12 kölmiſche Vertreter, im ganzen außer Auerswald 44 Perſonen bei. 


11) 9630, 1864, 2932. 


4 


Die Derfammlung beftand nur aus Vertretern des Grundbefíges, die Städte 
fehlten, fonft wäre fie ein Landtag alten Stils gewefen. Denn ihre Auf- 
gaben gingen über die eines landfhaftlihen Generallandtags erheblich 
hinaus. Sie hatte über die Aufbringung von Steuern, über die Entſendung 
einer Deputation zum Zaren zur Bezahlung der Leiſtungen an die ruf- 
ſiſchen Truppen und über andere allgemeine Landesangelegenheiten zu 
beraten. Im Mittelpunkt ſtanden freilich die landſchaftlichen Fragen. 


Mit der Beratung wegen der Aufnahme der Domänen wurde am 
4. Februar begonnen. Auerswald führte einleitend aus, der Staat wolle 
auf ſeine Dorwerfe und Bauerndörfer, aber nicht auf die Forſten unter Mit— 
garantie der Stände Domänenpfandbriefe ausfertigen, die als Anterpfand 
für die durch eine auswärtige Anleihe aufzubringende franzöſiſche Kriegs— 
fontribution dienen ſollten. Dieſe Pfandbriefe würden außer Kurs geſetzt 
und durch den Verkauf von Domänen und Forſten allmählich abgelöſt 
werden. Die Deputierten erklärten darauf, die Kreiſe und die Departements 
lehnten die Aufnahme ab. Dieſer Fall war vorausgeſehen. Auerswald 
wies die Herren auf die KRabinettsordre vom 31. Januar hin; fie müßten 
für ihre Perſon abſtimmen, könnten erklären, daß die Kreiſe dadurch nicht 
gebunden wären, und der König würde dann entſcheiden, ob ſolche Voten 
hinlänglich wären. Aber eine Rückfrage an die Kreiſe verbiete der Mangel 
an Zeit. Er ſuchte mit neuen Beweisgründen die Deputierten umzu— 
ſtimmen: Der Verkauf der Domänen werde dem Staat vorteilhaft ſein, weil 
dieſe dadurd in produftivere Hände kämen; es würde keine größere Schul- 
denlaft auf die Domänen gelegt werden, als ihrem Wert entſpräche und 
der genannte Zweck verlange; die Summe könnte er freilich nicht nennen. 
Schlage die Bepfandbriefung fehl, jo müßte das erforderliche Geld durch 
Kontribution aufgebracht werden. Die Deputierten machten zunächſt ihre 
ſchweren Bedenken geltend: Sie fürchteten die Garantie der Domänen- 
ſchulden, weil das Land nur noch wenige Millionen unverſchuldeten Beſitzes 
hätte und weil ſie bei einer neuen feindlichen Beſetzung für noch nicht ver— 
kaufte Domänen als Garanten aufkommen müßten. Aber gleichwohl 
würden ſie dieſe Gefahr für König und Vaterland auf ſich nehmen, wenn 
es nicht anders ginge. Doch müßten ſie die feierliche Aufhebung der An— 
veräußerlichkeit der Domänen, die Aufnahme der Kölmer in den Kredit- 
verband, Sicherung gegen unzeitige Kündigungen und eine begrenzte Be— 
leihung der Domänen mit Pfandbriefen bedingen; auch ſollten den ver— 
kauften Domänen keine neuen Rechte wirtſchaftlicher Art zugeſtanden 
werden; die Taxation der Domänen folle die Landfchaft vornehmen. Die 
Kreiſe ſollten durch ihre Zuſtimmung nicht gebunden fein. 

Die anweſenden Kölmer erklärten ſich ſofort zum Eintritt in die Land- 
ſchaft bereit. In den nächſten Tagen wurde über die Vertretung der Kölmer 
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beraten. Obwohl der adlige Grundbefiz das Dreifache des kölmiſchen 
umfaßte und durch Verkauf von Domänen noch wachſen mußte, billigte der 
adlige Beſitz dem kölmiſchen in jedem Departement einen Rat und einen 
Deputierten zu, wehrte ſich aber gegen die Zulaſſung eines kölmiſchen Ver— 
treters in der Generaldirektion, die dann durch königliche Entſcheidung 
gewährt wurde. Auf den Kreistagen ſollten nur Beſitzer von wenigſtens 
ſechs Hufen erſcheinen dürfen und die Dörfer je eine Stimme haben. Auf 
dem Engeren Ausſchuß forderten und erhielten die Kölmer ſechs Vertreter, 
während der Adel für jeden der 12 landſchaftlichen Kreiſe je einen Der- 
treter entſandte. Der Generallandtag ſollte entſprechend doppelt fo viele 
Vertreter haben. Kölmiſche Güter ſollten von adligen Beſitzern taxiert 
werden und umgekehrt. Eine andere Schwierigkeit wurde im beiderſeitigen 
Einvernehmen leicht beſeitigt: Das Hypothefenwefen der Kölmer ſollte auf 
die Landesjuſtizkollegien übergehen. Sehr wichtig war ferner der Beſchluß, 
daß alle adligen und kölmiſchen Güter an der Generalgarantie teilzunehmen 
hätten, gleichgültig, ob fie bepfandbrieft waren oder nicht. 

Mit den Bedingungen wegen der Aufnahme der Domänen erklärte der 
König ſich am 16. Februar einverſtanden. Im beſonderen ſagte er zu, daß 
die Domänenpfandbriefe nicht in Kurs geſetzt, ſondern nur als Anterpfand 
für die Staatsanleihe dienen ſollten. Sie würden durch Verkauf der 
Domänen abgelöſt werden. Die Garantie erlöſche durch Verkauf oder durch 
fonftige Tilgung. Er werde Maßnahmen treffen, die eine Gefährdung des 
Privateigentums verhindern müßten. Die feierliche Aufhebung des Haus— 
geſetzes über die Anveräußerlichkeit der Domänen erfolgte am 17. Dezember 
1808”). 

Mauer hat gemeint, der adlige Grundbefig habe ſich das Zugeſtändnis 
der Aufnahme der Domänen durch Entgegenkommen der Regierung auf 
wirtſchaftlichem Gebiet gleichſam abkaufen laſſen. Die Akten enthalten 
darüber nichts, und die Entwicklung der einzigen Frage dieſer Art, die in 
jenen Monaten behandelt wurde, die der Dismembrationen, ſpricht gegen 
dieſe Auffaſſung. Schon im Oktober 1807 hatte die Generaldirektion ver— 
langt, daß zur Vornahme von Dismembrationen die Zuſtimmung der Land- 
ſchaft eingeholt werden müßte, ſonſt dürften dem Beſitzer die Pfandbriefe 
gekündigt werden. Das war zwar nicht genehmigt, wohl aber verfügt 
worden, daß die Behörden den Departementsdirektionen zur Wahrnehmung 
ihrer Intereſſen von geplanten Dismembrationen Nachricht geben ſollten. 
Auf dem Generallandtag wurde außerdem gefordert, daß die Behörden die 
Gerechtſame der Landſchaft bei der Durchführung von Dismembrationen 
wahren und die Eintragungen in die Hypothefenbücher nur mit deren 


12) 9695, 2626, 387, 1907, 330, 386, Brünneck S. 39 Mauer S. 12-14, Ritter, 
Stein Bd. 1 S. 422 ff., Bd. 2 S. 31 ff. 
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Zuſtimmung vornehmen follten. Das war am 11. Februar, alſo bereits 
nach Erledigung der Domänenfrage. Erſt im März und April fanden Be- 
ſprechungen zwiſchen der Lanoͤſchaft und den zuſtändigen Behörden über 
die Regelung diefer Frage ftatt, deren Ergebnis im Landſchaftsreglement 
vom 24. Dezember 1808 $ 198 zum Ausdruck kommt, wonach der Land» 
ſchaft ſchwebende Verfahren mitzuteilen und bei Wertminderungen eine 
entſprechende Summe von Pfandbriefen abzulöſen bzw. von dem Käufer 
zu übernehmen ift, alſo nichts als eine ſelbſtverſtändliche Sicherung. Wollte 
man aber ſagen, daß eine Derordnung vom 14. Februar über die Zufammen= 
ziehung bäuerlicher Grundſtücke oder deren Verwandlung in Vorwerks— 
land den Wünſchen des Adels, die übrigens gar nicht laut geworden 
waren, entgegenkam, fo beweiſt die feſte Haltung der Regierung hinficht- 
lich der Aufnahme der Domänen und der Kölmer am beſten, daß ſie damals 
von jeder einſeitigen Bevorzugung des Adels frei war und nach rein 
ſtaatlichen Geſichtspunkten handelte“). 

Don den ſonſtigen Beſchlüſſen dieſes Landtags ſeien die folgenden 
erwähnt: Die Generaldirektion wurde ermächtigt, auf mehrere Jahre eine 
große Anleihe zu machen, mit der die laufenden kurzfriſtigen Anleihen 
bezahlt werden ſollten. Es ſoll immer mindeſtens der dritte Teil der 
Kollegienmitglieder im Amt bleiben, damit nie lauter neue Mitglieder ein⸗ 
treten. Den Gutsbefigern ſoll höchſtens ein zweijähriger Zinſenbetrag 
geſtundet werden. Geloͤmangel und die Höhe der Kriegsſchäden machen 
allgemeine Gewährung von Anträgen auf Retabliſſementsvorſchüſſe un- 
möglich; ſolche können erteilt werden, wenn ſie ſich innerhalb eines zwei— 
jährigen Zinſenbetrages halten und die Sanierung des Beſitzers mit Sicher— 
heit davon zu erwarten iſt. Zinsrückſtände müſſen bis Johannis 1811 
zurückgezahlt fein; der Schuldner muß Verzugszinſen tragen und ſich an 
den Koſten der Anleihe beteiligen; denn dieſe könne die Landfchaft nicht 
tragen, ſo wenig ſie „im gegenwärtigen betrübten Falle lukrieren wolle“. 
Das durch den Krieg geſchädigte Inventar muß bis Trinitatis 1814 ergänzt 
ſein, ſonſt erfolgt Kündigung eines verhältnismäßigen Teils des Kapitals. 
Sind bei Gütern von 5-10 ooo Talern Wert nach einjährigem Sequefter 
Vorſchüſſe und Rate nicht gedeckt, fo erfolgt Verpachtung oder, falls eine 
ſolche nicht gelingt, Subhaſtation; bei Gütern ab 10000 Taler Wert 
dauert die Sequeſtration zwei Jahre, bei ſolchen unter 5000 Talern erfolgt 
nach einjähriger erfolgloſer Sequeſtration die Subhaſtation ohne Der- 
pachtung. Bei Aufhebung des Pachtverhältniſſes darf dem Pächter vor- 
zeitig gekündigt werden. 

Am 16. Februar erging eine Kabinettsordre an den Landtag: Der König 
habe „mit völliger Zufriedenheit wahrgenommen, daß ein vaterländiſcher 
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Geiſt und ein rühmliches Beſtreben, ihre Beſchlüſſe nach ruhiger Heber- 
legung mit Freimütigkeit und den Bedürfniffen der gemeinſamen Wohl⸗ 
fahrt gemäß abzufaſſen, die Derfammlung belebe“. Er genehmige daher 
ihre Beſchlüſſe. Am 17. Februar konnte Auerswald den Landtag mit 
einer Rede ſchließen, in der er diefen zu der Zufriedenheit des Monarchen 
beglückwünſchte. Der König habe ſich durch Einſichtnahme in die Protokolle 
ſelbſt vom Gang der Verhandlungen unterrichtet „und ſelbſt in Ihren 
beſorglichen Außerungen bei ſolchen Gegenſtänden, deren wichtiger Einfluß 
auf das Wohl der Provinz nicht zu leugnen iſt, Ihren Patriotismus nicht 
verkannt. Notwendig muß hierdurch feine Zuneigung zu unſerer Provinz 
ſich verſtärken, welches für dieſe die wohltätigſten Folgen nach ſich ziehen 
wird“). 


Anmittelbar nach Schluß des Landtags fanden wegen der Domänen 
wichtige Beratungen zwiſchen Staegemann und der Generaldirektion ſtatt. 
Staegemann gab den Wert der Domänen auf 15, die Pfandbrieffumme auf 
7 Millionen Taler an. Die Generaldirektion müßte eine Verſicherung 
ausſtellen, daß zum Anterpfand der an Frankreich zu zahlenden Kontribu- 
tion 7 Millionen Taler in Pfandbriefen unter Garantie des gefamten 
Landeigentums bewilligt ſeien und ausgeliefert werden könnten, ſo bald es 
nötig wäre. Eine ſolche Verſicherung wäre nötig, um die Räumung der 
Monarchie vom Feinde zu erlangen. Die Veräußerung der Domänen dürfte 
noch nicht laut werden, weil die Regierung es abgelehnt habe, den Sran= 
zoſen Domänen in Zahlung zu geben. Jedoch folle die Ausfertigung der 
Domänenpfandbriefe erſt verlangt werden, wenn die Anveräußerlichkeit der 
Domänen aufgehoben ſei. Die geforderte Verſicherungsſchrift wurde am 
18. Februar ausgeſtellt. Der König ſagte darauf am 23. Februar zu, er 
werde von den 7 Millionen erſt Gebrauch machen, wenn eine volle 
Derftändigung mit Napoleon über die Kriegsſchuld erzielt ſei, zu der 
übrigens die gefamten Kräfte des Staats beitragen müßten. And Auers⸗ 
wald ſchrieb der Generaldirektion am 25. Februar, die Ausfertigung der 
Domänenpfandbriefe werde erfolgen, nachdem das königliche Haus in die 
veräußerlichkeit der Domänen gewilligt und auch die Städte ihre Zu— 
ſtimmung erteilt hätten“). 


Die Hauptaufgabe der Generaldirektion beſtand nach der Neugeſtaltung 
der Landſchaft in der Beſchaffung des zur Zinſenauszahlung erforderlichen 
Geldes. Scheltz nahm im März 1808 einen Anleihebedarf von je 200 000 
Talern für die beiden Termine des laufenden Jahres an. Caſpar hatte 
von Dezember 1807 bis Februar 1808 zuſammen 84643 Taler geliehen, 


14) 2625, 2626, Rep. 2 Tit. 23 Ar. 1. 
15) 1864, 


zum Teil auf wenige Monate. Die Generaldirektion mahnte das Depar— 
tement Mohrungen daher im April zur energiſchen Zinſeneintreibung; 
denn das Syſtem könnte nur erhalten bleiben, wenn die Gutsbeſitzer aus 
allen Kräften, mit Aufopferung gewohnter Annehmlichkeiten und mit An⸗ 
wendung ihres perſönlichen Kredits rückſtändige und laufende Zinſen zu 
zahlen anfangen. Antwort aus Mohrungen: Trotz aller Mahnungen ſeien 
nur einige 100 Taler eingegangen. Neue Mahnung aus Königsberg am 
9. Juni: Bis zum 2. Juli habe Caſpar ſeine Anleihe verlängert, dann müſſe 
ſie bezahlt werden. Hält die Landſchaft ihren Gläubigern nicht Wort, ſo 
geben dieſe keinen Kredit mehr, und fo läſtig das Leihen auch iſt, es iſt un= 
vermeidlich. Das Departement ſoll die reglementsmäßigen Mittel anwenden. 
Aber Mohrungen kann das Kapital nicht zahlen, es hat vielmehr im 
Johannistermin 1808 30000 Taler Zinſenrückſtände und im ganzen bis 
dahin 134393 Taler. Das könne unmöglich gedeckt werden, erklärt die 
Generaldirektion im Auguſt, man müſſe nach dem Reglement vorgehen. 


Man wußte in Königsberg ſehr gut, daß das Reglement bei dem herr— 
ſchenden Notſtand keine Rettung bot, aber man mußte das Mögliche ver— 
ſuchen und ſtand auch unter dem Druck einer Kabinettsordre vom 13. Juni, 
die der Landfchaft die tätigſte Eintreibung der Zinsrückſtände und die An— 
wendung der 3wangsmíttel des Reglements zur Pflicht machte; Rückſtände, 
für die keine Deckung vorhanden ſei, müßten ſchließlich auf die Landfchaft 
verteilt werden - eine harte, aber auch undurchführbare Drohung. Die 
Generaldirektion erhob denn auch dagegen am 21. Juni Einſpruch; Seque- 
ſtrationen würden bei der Notlage den Ruin der Güter bedeuten und eine 
Deckung des Ausfalls durch die Landfchaft wäre unmöglich. In beiden 
Terminen von 1808 kamen insgeſamt zwei Fünftel der laufenden Finfen ein. 


Im Mai 1808 mußte die Generaldirektion an Graun ſchreiben, daß 
zunächſt die Zinfen von Weihnachten 1807 nach Berlin nicht gezahlt werden 
könnten. Dem Königsberger Departement empfahl ſie im Juni, ſoweit 
angängig Zinſen auszuzablen, keine Suspenſion der Zinszahlungen zu 
verkünden, denn dann würde der Kurs der Pfandbriefe, der in dieſem 
Jahr zwiſchen 75-80 ſchwankte, noch weiter fallen; ſie werde ſich um An— 
leihen bemühen. 


Eine Aufforderung an das vom Krieg verhältnismäßig verſchont ge- 
bliebene Angerburg um Hergabe von Pfandbriefen blieb erfolglos. Das 
Departement teilte im Juli mit, 1807 ſeien nur 6576 Taler rückſtändig 
geblieben, aber vom letzten Johannistermin zwei Drittel. Eine Beſſerung 
fei um fo weniger zu erwarten, als eine Diehfeuche herrſche und Geld ſelbſt 
zu hohen Zinſen von den Gutsbeſitzern nicht aufgetrieben werden könne“). 


16) 1939, 2391, 368, 2301, 1950, 2312, 1948. 
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Es blieben, wollte man feinen Verpflichtungen einigermaßen nachkommen, 
nur die beiden Möglichkeiten, daß der Staat oder das Privatkapital halfen. 


Im Mai wandte ſich die Generaldirektion an Stein: Solange der Staat 
noch nicht vom Feinde geräumt ſei, könne keine Anleihe verwirklicht werden. 
Zu Johannis fehlten 230 000 Taler, die von der Bank vorgeſchoſſen werden 
möchten, ſie würden ſo bald als möglich mit Hilfe einer Anleihe zurück— 
gezahlt werden. Stein erwiderte, die Fonds ſeien erſchöpft; die Landfchaft 
ſollte ihre Zinſen energiſch eintreiben, bei Kapitalkündigungen ſich auf den 
Indult berufen. Staegemann beſtätigte die Unmöglichkeit einer Bank— 
anleihe; die Landſchaft müßte, auch unter ſchweren Bedingungen, eine aus— 
wärtige Anleihe ſuchen. Am 21. Juni ging ein Geſuch direkt an den König. 
Eine Anleihe ſei nur gegen Verpfändung von Pfandbriefen zu haben, und 
zwar wären bei deren niedrigem Kurs 330 000 Taler in Pfandbriefen dazu 
nötig, und die hätte man nicht, könnte fie höchſtens von Pupillenfollegien 
und andern Depoſitalbehörden geliehen bekommen. Der König möchte die 
Ausfertigung von 600000 Talern in Domänenpfandbriefen geſtatten, fo 
wäre der Jahresbedarf gedeckt. Auch die Bitte um Wiedereröffnung des 
Bankkredits wurde wiederholt. „Wir bemerken noch, daß jetziger Zeit, wo 
die Gutsbeſitzer gänzlich erſchöpft ſind, keine Kreſzenz der Produkte zu ver— 
kaufen haben, wohl aber Brot und Inventarium ankaufen und demolierte 
Gebäude retablieren müſſen, dabei noch Kriegsſteuern und andere Abgaben 
zahlen ſollen, die Sequeſtrationen kein Mittel ſein können, um die Zinſen 
aufzubringen, und die notwendigen Subhaſtationen nur dazu dienen wür— 
den, die Güter dergeſtalt herunterzubringen, daß unzählige Beſitzer an den 
Bettelftab geraten müßten und dennoch die Kreditoren und auch die Land— 
ſchaft ihre Befriedigung nicht erlangen könnten.“ Der König erwiderte 
am 4. Juli, höchſtens könnten 300000 Taler in Domänenpfandbriefen 
geliehen werden, worüber Auerswald ſich äußern möge; zum Weihnachts- 
termin aber müßte die Landſchaft ſich durch Zinſeneinziehung helfen. Das 
war alſo zur Zeit des Fälligkeitstermins der Johanniszinſen. Die General— 
direktion dankte Stein am 6. Juli, daß ihr 300 ooo Taler in Ausſicht geſtellt 
wären. „Allein dieſe Operation iſt bei weitem nicht ſo nahe als die Gefahr, 
welche dem Kreditſyſtem droht, wenn die Zinſenzahlung gehemmt werden 
müßte.“ Die Bank möchte daher eine Anleihe von 60000 Talern garan— 
tieren, die Caſpar in Hamburg haben könnte. Aber ſelbſt das wurde von 
Stein tags darauf abgelehnt, aber wieder einen Tag ſpäter vom König 
bewilligt und 300000 Taler in Domänenpfandbriefen auf ein Jahr ver— 
ſprochen. Im Auguſt lieh die Bank 60000 Taler auf ſechs Monate zu 
6 Prozent. 


In den ſchweren erſten Julitagen mußte die Generaldirektion wieder den 
Weg zu Caſpar gehen. Sie bat ihn um alsbaldige Entleihung von 100000 
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Talern, und Caſpar regte an, die Hälfte auf reinen perſönlichen Kredit im 
Ausland zu beſchaffen, jedoch nur auf vier Monate. So bat ihn die General= 
direktion, 150-200 ooo Taler langfriſtiger zu beſorgen, und er übernahm 
den Verſuch, dies bis Weihnachten zu erreichen. Ende Juli meldete er, 
nur gegen eine Garantie durch Kaufleute wäre eine ſolche Anleihe zu haben, 
und außer ihm wollte dies niemand übernehmen. „Indeſſen wollen wir 
auch hierbei die Hoffnung nicht aufgeben.“ 

Im September wurde Caſpar erneut um 150-200 ooo Taler zu Weih— 
nachten gebeten; die vom König gegebenen 300 000 Taler Domänenpfand⸗ 
briefe könnten dafür verpfändet werden. Erfolge über ein Jahr nicht 
Rückzahlung oder Verlängerung, fo würden fo viele realiſierbare Pfand- 
briefe hergegeben werden, daß die Gläubiger befriedigt werden könnten; 
doch ſollten Zinſen und Diskont nicht über 15 Prozent betragen“). 

Dem Engeren Ausſchuß, der vom 25. bis 28. September tagte, wurden 
folgende Angaben gemacht: Die Johannisverſur habe 9781875 Taler 
betragen gegen 9 680 350 im Jahr vorher; 491 (Vorjahr 490) Güter ſeien 
bepfandbrieft. Das nominelle Vermögen habe Weihnachten 1807 ſich auf 
137772 Taler belaufen, aber davon entfielen auf Königsberg und Mob- 
rungen 114824 Taler und das wären nur Vorſchüſſe und rückſtändige 
Forderungen. Sequeſtriert wären auf Veranlaſſung der Landfdaft 15 
und auf Veranlaſſung des Gerichts ſieben Güter. 

Hauptſächlich drehten ſich die Verhandlungen um die Behandlung der 
ſäumigen Schuldner. Es wurde beſchloſſen, von militäriſcher Exekution 
abzufehen; man gab ſich der Erwartung hin, daß die Gutsbeſitzer alle Kräfte 
anwenden würden, um ihre Rückſtände und laufenden Zinſen aufzubringen 
und fo den Zuſammenbruch des Syſtems zu verhüten“). 

Im Dezember 1808 lieh Caſpar 16000 Taler zu 13 Prozent auf ein 
Jahr. Er wies darauf hin, daß im Januar 55000 Taler Anleihen rück— 
zahlbar wurden, von denen 20000 gedeckt waren. Am die ſeit Monaten 
geplante große Anleihe abzuſchließen, reiſte er damals nach Berlin und be— 
richtete von dort, die 150-200 000 Taler wären nur zu beſchaffen, wenn der 
gleiche Betrag in Pfandbriefen hinterlegt würde und fünf bis ſechs Guts— 
beſitzer fic) dafür verbürgten; die Bürgſchaft übernahmen Korff, der Kriegs- 
rat von Fahrenheid, Miniſter von Schrötter, Generalfeldmarſchall von Brün- 
neck und geſchloſſen das Mohrunger Kollegium unter ſeinem Direktor 
Baron von Hoverbeck. Auf Auerswalds Betreiben lieh die Seehandlung 
im Dezember 20000 Taler auf einen Monat, deren völlige Rückzahlung - 
1828 erfolgt iſt. Welche Zinſen damals übrigens auch von Flichtgefchäfts- 
leuten gefordert wurden, zeigt ein Angebot des Kammerpräſidenten von 
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der Reck vom 18. Dezember: Er wolle 30-40 000 Taler auf vier Wochen 
geben, wenn er für dieſe Zeit 2 Prozent des Kapitals bekäme“). 

Bevor auf die Weiterentwicklung des Anleiheweſens und damit auf die 
Geſchichte der Landfchaft im Jahre 1809 eingegangen wird, fei kurz auf die 
weſentlichſten Neubeſtimmungen des Reglements vom 24. Dezember 1808 
eingegangen, deſſen Neufaſſung namentlich durch die Aufnahme der 
Domänen und der kölmiſchen und ſonſtigen nicht adligen, aber zu vollem 
Eigentum beſeſſenen Güter notwendig geworden war. Es werden hier alle 
die Beſtimmungen übergangen, die ſich aus dem Vorhergehenden ergeben. 

Aufnahmefähig find zu vollem Eigentum beſeſſene Güter ab 500 Taler 
Wert. Bei Erbzins- und Erbpachtgütern wird der vierte Teil des auf ihnen 
ruhenden Kanons als Kontribution angenommen und die Anleihe wird auf 
die erſten zwei Drittel der übrigen drei Viertel erteilt. Der Generalland- 
ſchaftsſyndikus wird mit Zuftimmung der Departementsdirektionen von der 
Generallandſchaftsdirektion gewählt. Die Departementsdirektoren müſſen 
im Beſitz eines adligen Gutes fein. Die Deputierten in den Kollegien, d. h. 
alſo die Deputierten der im Kollegium ſonſt nicht vertretenen Kreiſe, und die 
Deputierten der Kölmer im Kollegium erhalten den Titel Landſchaftsrat und 
beziehen ſtatt Diäten Gehalt. Die Deputierten werden auf drei Jahre 
gewählt. 

Auf dem Engeren Ausſchuß haben die Deputierten zwar ihre Inſtruk— 
tionen vorzutragen, dürfen aber, wenn die Verhandlungen ſie umſtimmen, 
anders ſtimmen. Die Departements und Kreiſe ſind dadurch jedoch nicht 
gebunden. Der Generallandtag darf nur noch von der Generaldirektion 
berufen werden, wenn auch mit Zuſtimmung des Engeren Ausſchuſſes und 
der Departementsdirektionen. 

Der Gläubiger eines durch Pfandbriefe abzulöſenden Kapitals kann 
gegen ſeinen Willen zur Annahme von Pfandbriefen ſtatt baren Geldes 
weder von der Landfchaft noch vom Schuldner gezwungen werden. 

Taxen erfolgen gemeinſchaftlich durch einen adligen und einen bürger- 
lichen Beſitzer; bei kleinen Gütern unter 5000 Talern genügt ein Taxator. 
Das Protokoll führt in der Regel der Syndikus, doch genügt bei kleinen 
Gütern ein tüchtiger Sachverſtändiger. 

Die bei den Departements nicht abgeforderten Zinſen können bei der 
Generaldirektion vom 24. Januar bis 7. Februar und vom 20. Juli bis 
5. Auguſt abgehoben werden. Auch werden in Berlin halbjährlich Zinſen 
ausgezahlt. 

Aufträge zur Verhängung von Sequeftrationen müſſen ſchleunigſt aus- 
gefertigt, und wenn fie mit der Poſt nicht befördert werden können, durch 
expreſſe Boten dem Kommiſſar zugeſtellt werden. 


19) 9981, 377. 


Ausgebliebene Zinjen werden zunächſt aus dem eigentümlichen Fonds 
gedeckt; ſolche Vorſchüſſe find mit 5 Prozent zu verzinſen; erſt wenn der 
Fonds nicht ausreicht, iſt auf andere Deckungsmittel bedacht zu ſein. 

Gekündigte Pfandbrieffhulden find in der Regel in Pfandbriefen 
zurückzuzahlen; jedoch foll die Landfchaft ihren Vorrat neu auszufertigender 
Pfandbriefe zum Bedarf aufkündigender Gutsbeſitzer, die bare Ablöſung 
wünſchen, vorzüglich verwenden; daher ſind deren Angebote denen aller 
übrigen Offerenten vorzuziehen. 

Anleihen außerhalb des Königreichs können nur mit Genehmigung des 
Königs und unter Zuſtimmung des Engeren Ausſchuſſes oder des General— 
landtags erfolgen. Die Generaldirektion allein vermag zu überſehen, ob 
ein ſolches Anleihen erforderlich iſt. Anleihen unter 50000 Taler kann fie 
ohne vorherige Zuſtimmung des Engeren Ausſchuſſes aufnehmen. Anleihen 
von 50-100 ooo Talern muß der Engere Ausſchuß vorher genehmigen und 
noch höhere der Generallandtag. Bis Weihnachten 1810 darf die General- 
direktion jedoch ohne ſonſtige Zuſtimmung auswärtige Anleihen aufnehmen, 
wenn ſie auch dem Engeren Ausſchuß oder dem Generallandtag darüber zu 
berichten hat. 

Die Einführung eines Amortiſationsſyſtems zur allmählichen Tilgung 
der Pfandbrieffchulden wird vorgeſehen. 

Am die Jahreswende 1808/09 erfolgte eine Aenderung in der Fuftändig- 
keit der Aufſichtsbehörde. Durch das Geſetz vom 16. Dezember 1808 über die 
Organiſation der oberſten Staatsbehörden ging, wie Miniſter von Dohna 
der Generaldirektion am 11. Januar mitteilte, die Aufſicht über die Land⸗ 
ſchaften auf die Oberpräſidenten über, was in Oſtpreußen ja ſchon der Fall 
war. Die Landfchaften wurden dem Miniſterium des Innern unterſtellt, 
und zwar ſoweit es ſich um ihre Fundamental- und Korporationsverfaſſung 
und um die Beziehung der Landſchaften zu den Ständen handelte der 
Sektion der allgemeinen Polizei und für Geld- und Zahlungsoperationen 
der Sektion der Gewerbe; dieſe Sektion leitete übrigens damals Schön und 
ſeit Juni 1809 Dohna felbft”’). 

Das neue Jahr 1809 begann wie das alte geendet hatte voll ſchwerer 
Sorgen. Für die erforderlichen Auszahlungen und Rückzahlungen lieh 
Conrad Jacobi namens der Zuckerſiederei 20000 Taler auf ſechs Monate 
zu 12 Prozent, von denen die Hälfte gleich einbehalten wurde. Caſpar 
teilte Mitte Januar mit, die von ihm betriebene Anleihe in Hamburg auf 
150 ooo Taler wäre nur zu haben gegen 15 Prozent und Verpfändung von 
Pfandbriefen in doppelter Höhe; fo genügten die 300000 Taler in vom 
König vorgeſtreckten Domänenpfandbriefen gerade für diefen zweck; die An⸗ 
leihe lief ein Jahr. Es war nun immerhin möglich, die Zinſen zu Weih— 
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nachten 1808 in Oſtpreußen ganz und außerhalb der Provinz zum großen 
Teil zu bezahlen. Die Generaldirektion teilte dies Schön am 11. Februar 
mit. Sie konnte mit dieſem Erfolg um ſo zufriedener ſein, als die Zinsreſte 
der Gutsbeſitzer, die Weihnachten 1806 80456 Taler betragen hatten, bis 
Johannis 1808 auf 361 205 Taler geftiegen waren. Stehen, ſo ſchrieb fie, 
die Pfandbriefe erſt wieder auf Pari und iſt mehr Geld im Amlauf, wird 
die Gefahr überwunden. Inzwiſchen - und bis dahin war ein weiter Meg - 
wird auf kräftige Maßregeln des Staates gehofft. Schöns Antwort war 
hart: Derlufte für die Landſchaft wären unvermeidbar, aber erträglich, , wenn 
man von dem bisher beobachteten, ſelbſt nur in ruhigen Zeiten zu tolerieren- 
den Prinzip, nämlich Erhaltung des Schuldners im Beſitz des verſchuldeten 
Gutes abſtrahiert und dagegen ohne Feitverluft unbedingte Erfüllung der 
übernommenen Verpflichtung von jedem Schuldner fordert und hierbei von 
den beſtehenden Geſetzen nachſichtslos Gebrauch macht. Es kommt darauf 
an, einen Teil zu verlieren, um das Ganze als ein wohltätiges Inſtitut zu 
erhalten. Geſchieht dies nicht, ſo ſteht der wohlhabende Mann, der noch 
etwas zu verlieren hat, in Gefahr, ſelbſt dies für andere zu verlieren.“ Mit 
dem Verkauf einzelner Güter müſſe begonnen werden und zwar ſolcher, die 
dabei der Landſchaft keine Koften verurſachen. Das werde alle Reftanten 
zum freiwilligen Verkauf oder zur Bezahlung veranlaſſen, während jetzt 
der Schuldner auf Koſten des Gläubigers lebe und der Verfall der Güter 
ſich ſteigere. „So wie in allen Dingen, ſo glaube ich auch hier, daß ſtrenges 
echt allein die Verlegenheit heben kann. Es kann den einzelnen ſehr 
drücken, aber dem Ganzen muß es wohltätig ſein.“ 


Auch die Landſchaftsbehörden wußten, daß es ohne Härte nicht ging. 
Noch bevor Schöns Erlaß eingetroffen war, hatte Generallandſchaftsrat 
Brauſewetter, der Vertreter der Kölmer, ſich ähnlich geäußert. Ausfälle 
könnten nicht mehr aus dem eigentümlichen Sonds gedeckt werden, denn der 
wäre verbraucht. Güter, die ſo tief verſchuldet wären, daß ſie ſich nicht 
helfen könnten, müßten an vermögendere Perſonen übergehen, die ſie in 
beſſere Kultur bringen. Wohin müßte es führen, wenn die Zinſen zwei 
Jahre lang geſchuldet bleiben könnten, während dann das Subhaftations- 
verfahren noch ein Jahr beanſpruchte. Es wurde darauf an die Departe— 
ments verfügt, daß fie das Reglement ſtreng anzuwenden hätten. Mohrun- 
gen verſicherte darauf, es hätte das ſchon getan; ſechzehn Güter ſeien in 
Sequeſter, davon neun ohne Ausſicht auf Erfolg, ſo daß die Subhaſtation 
nötig fein würde. Von ſiebzehn ſequeſtrierten Gütern bezeichnete Königs 
berg dreizehn als rettungslos, ſehr viel günſtiger freilich Angerburg 
drei von fünfundzwanzig. 


Die Landfchaft verſuchte energiſch gegen ihre Schuldner durchzugreifen, 
aber fie war auch hart gegen ſich ſelbſt: Da die Anleihe der 150000 Taler 
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in Hamburg nur zu haben war, wenn die Mitglieder der Direktionen 
Königsberg und Mohrungen dafür perfönlich hafteten, übernahmen fie die 
Bürgſchaft, Mohrungen ohne Zögern, Königsberg nur auf Druck der 
Generaldirektion. Angerburg war an der Anleihe nicht beteiligt“). 

Eine unerwartete Sorge ſchuf die Forderung des Staats auf Kurſieren 
der 7 Millionen Domänenpfandbriefe, die ja nach den Abmachungen von 1808 
nicht in Kurs kommen ſollten. Am 25. Februar teilte Auerswald mit, 
Frankreich fordere zu ſeiner Sicherheit deren Auslieferung und zwar ſollten 
ſie in der üblichen Form ausgeſtellt werden, um als Billets au porteur 
dienen und verzinſt werden zu können. Zwar ſolle die Realifation erſt im 
November beginnen, die im April 1811 enden ſolle, aber es wäre natürlich 
fraglich, ob Frankreich ſich an dieſe Termine halten werde. Die General— 
direktion erwiderte, eine fo raſche Realifation müßte den Kurs der Pfand- 
briefe noch weiter drücken - im Mai, um das vorweg zu nehmen, ſtanden 
fie 61 -, ohne die Zuftimmung der Kreiſe und ohne eine Sicherung der Land- 
ſchaft gegen alle aus dieſer Veränderung zu erwartenden Verluſte könnte 
ſie dieſer Forderung nicht zuſtimmen. 

vom Miniſterium wurde Auerswald erklärt, bei Nichtauslieferung der 
Pfandbriefe müßten die 7 Millionen aus dem Privateigentum eingezogen 
werden, darauf werde die Landfchaft es wohl nicht ankommen laſſen. Die 
Departements erklärten ſich auf Befragen geſchloſſen gegen die Ausliefe— 
rung. „Von Seiten der Landfchaft iſt die Realifation der Domänenpfand- 
briefe bei dem jetzigen allgemeinen Geldmangel und Hemmung des See— 
handels (Kontinentalſperrel) unausführbar.“ Die Einberufung eines 
Generallandtags wäre unerläßlich. Die Regierung weigerte ſich zunächſt 
wegen des damit verbundenen Zeitverluſtes, dies zu geſtatten, aber die An— 
nachgiebigkeit der Landſchaft nötigte den König, am 3. April den Zuſam— 
mentritt eines Generallandtags im Mai zu geftatten”). 

Am 5. Mai wurde der Landtag von Auerswald eröffnet. Er erklärte die 
Inkursſetzung der 7 Millionen Domänenpfandbriefe für unvermeidlich zur 
Erfüllung des Vertrages mit Napoleon; die Pfandbriefe ſollten auf Paris 
und Magdeburg lauten, würden alſo in Oſtpreußen nicht gehandelt werden 
und dort den Kurs nicht drücken. Der Staat werde dafür ſorgen, daß das 
Land hierdurch nicht gefährdet würde. Aebrigens würden auf die noch un- 
verpfändeten Domänen und auf die Staatsforſten noch 4 Millionen 
Domänenpfandbriefe ausgegeben werden müſſen. Andere Provinzen hätten 
die Domänenpfandbriefe bereits ausgeliefert. Allein die Deputierten waren 
einig in der Ablehnung; es habe keine Provinz gelitten wie Oſtpreußen, die 
Garantie dieſer Pfandbriefe treffe es alſo beſonders ſchwer, die Realiſierung 
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gekündigter Pfandbriefe würde unmöglich fein; kämen derartige Maſſen von 
Pfandbriefen auf den Markt, fo bedeute das bei dem dann zweifelloſen 
Sinken des Kurſes eine neue Vermehrung der Kriegslaſten. Es wurde 
nichts beſchloſſen. Auerswald mußte berichten. 


Das Miniſterium erwiderte am 6. Mai: Jeder Deputierte muß darüber 
abftimmen, 1. ob die Pfandbriefe mit oder ohne Außerkursſetzungsvermerk 
an Frankreich auszuliefern wären; 2. was ſonſt zur Befriedigung Frank— 
reichs vorgeſchlagen werde; 5. welchen Erfolg ſie von einer Verletzung des 
Vertrages mit Frankreich erwarteten; 4. ob ſie eine Beſetzung Oſtpreußens 
durch Napoleon verantworten wollten. 

Tags darauf legte ihnen Auerswald dieſe Fragen vor und verlangte 
Antwort bis zum 8. Mai. Die Deputierten proteſtierten gegen eine ſolche 
Eile, die der Wichtigkeit der Frage nicht entſpräche und ihrer Verfaſſung zu— 
wider ſei. Auerswald erklärte, ſie unterſtünden dem Miniſter des Innern, 
der Verfügungen an ſie erlaſſen dürfte. Noch am 7. Mai einigten ſie ſich 
auf eine gemeinſame Antwort. Zu 1: Es ſei unmöglich und untergrabe den 
Kredit im Ausland. Fu 2: Man kenne die Staatseinkünfte nicht und über- 
laſſe das der Weisheit des Königs. Zu 3: Es fei zu erwarten, daß Frank— 
reich die Anmöglichkeit einſehen und daß annehmbare Möglichkeiten ge— 
ſchaffen werden würden. Zu 4: Da die Annahme unmöglich iſt, kann jeder 
die Verantwortung übernehmen. 

Die Regierung erkannte, daß ſie die Derfammlung nicht umſtimmen 
würde und ſchritt daher unter dem Zwang ihrer Notlage zur Gewalt. Eine 
Kabinettsordre vom 12. Mai forderte eine nochmalige Abſtimmung; im 
Fall der Ablehnung aber würden die Domänenpfandbriefe durch die Ober- 
landesgerichte in Kurs geſetzt werden. Auerswald verfehlte nicht, am 
15. Mai auf die peinlichen Folgen einer Ablehnung hinzuweiſen. Die Ab— 
ſtimmung aber ergab 16 Stimmen für die Inkursſetzung gegen 25. Aber 
der Ausgabe weiterer 4 Millionen Domänenpfandbriefe auch auf die Forſten 
wurde unter der Bedingung zugeſtimmt, daß das ganze Land die Garantie 
übernehme und daß die Forſten vermeſſen würden. Das wurde von Auers- 
wald unter Vorbehalt höherer Genehmigung zugeſtanden, worauf er gemäß 
kgl. Weiſung den Landtag auflöſte. 


Die ſchweren Bedenken, die die Deputierten zu ihrer Haltung veranlaßt 
hatten, ſind vollſtändig nicht eingetroffen, und inſofern mag man die Ab— 
lehnung der Mehrheit verurteilen; aber aus der ungeheuern Not der Zeit 
heraus iſt fie begreiflich. Es iſt auch nicht zu überſehen, daß der Staat 
feine Fufagen nicht hatte erfüllen können: Die 1808 als weſentliche Be— 
dingung erfolgte Zuſage der Außerkursſetzung der Domänenpfandbriefe 
hatte nicht durchgeſetzt werden können, und die von Rußland an Preußen 
für die Lieferungen von 1800/07 erfolgten Zahlungen hatte der Staat noch 
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nicht an die Gutsbeſitzer weitergegeben, worüber auf dem Landtag übrigens 
kein Wort der Klage laut wurde. Es iſt begreiflich, daß die Deputierten 
unter dieſen Amſtänden auch die Zufage, dem Lande ſollte kein Schaden aus 
der Inkursſetzung erwachſen, mit Zweifeln aufnahmen. Schaden genug 
hat dem Lande dieſe Angelegenheit in den folgenden Jahren auch wirklich 
verurſacht. 

Am zur Geneſung des Kreditſyſtems zu kommen, beſchloß der Landtag 
am 6. Mai: Die Anleihen find am Verfallstag zu bezahlen, falls Derlänge- 
rung nicht gelingt. Neue Anleihen ſollen in der Regel nur zur Tilgung 
alter aufgenommen werden, nicht aber zur Deckung ausgefallener Zinſen. 
Die Gutsbeſitzer haben daher fortan ihre Zinſen pünktlich zu zahlen. 
Sequeſtrationen ſollen nur in ausſichtsreichen Fällen erfolgen, Subhaſta— 
tionen durch die Gerichte nicht verzögert werden. Güter ohne Saat und 
Inventar ſind ohne Sequeſter zu ſubhaſtieren. Man mag gehofft haben, 
durch ſolche energiſchen Beſchüſſe die Regierung zur Nachgiebigkeit hinſicht— 
lich der Domänenpfandbriefe veranlaſſen zu können, und hat dann bei neuer 
Beratung am 9. Mai ſich milder gezeigt. Die am 6. beſchloſſenen ſtrengen 
Maßnahmen ſollen, ſo lautet der neue Beſchluß, nur angewandt werden, 
wenn vier Zinstermine rückſtändig ſind oder wenn das Gut rettungslos iſt. 
Noch nicht retablierte Güter follen mit der Zahlung rückſtändiger Finfen erſt 
Weihnachten 1810 beginnen und bis Johannis 1812 je ein Viertel des Rück— 
ftandes tilgen; etwa ein Drittel iſt in Pfandbriefen nach dem Nominalwert 
zu zahlen, um den Kaſſen die Wiederherſtellung ihrer Fonds zu ermöglichen, 
und etwa zwei Drittel in bar zur Auszahlung der Anleihen. Dieſes Ent— 
gegenkommen nötigte freilich am 10. zu dem Beſchluß, daß zur Bezahlung 
der Johanniszinſen eine neue Anleihe gemacht werden durfte“). 

Bereits am 13. Mai war an die Oberlandesgerichte der Befehl zur Doll- 
ziehung der kurſierfähigen Domänenpfandbriefe ergangen und am 14. wurde 
die Generaldirektion zur Hergabe der Pfandbriefe binnen acht Tagen an— 
gewieſen. Leber die Art der Bepfandbriefung der Domänen und Forſten 
gab es im Juli und Auguſt noch Auseinanderſetzungen zwiſchen Auerswald, 
der Generaldirektion und den Departements. Der Generallandtag hatte 
dieſe Regelung den Landfchaftsbehörden überlaſſen, jedoch fand das Departe- 
ment Königsberg es gegen den Willen der Generaldirektion erforderlich, die 
Kreiſe zu befragen, wie das geſchehen ſollte, weil es ſich um ſehr weitgehende 
Entſcheidungen dabei handelte. „Es iſt vielleicht für die Konſervation des 
letzten Reftes ſtändiſcher Verfaſſung beim Kreditſyſtem weſentlich, den Ein— 
fluß der Stände bei allgemeinen Gegenſtänden des Syſtems lieber zu ver— 
größern als ihn durch Verweisung aller Deliberation hierüber an einzelne 
Ausſchüſſe zu vermindern.“ 


23) 9456, 4767, Rep. 2 Tit. 2 Ar. 22. 
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Der Konflikt mit dem Staat ließ alſo alte Wünſche ſtändiſcher Selbft- 
herrlichkeit wieder wachſen. Umgekehrt ſteigerte er aber auch das Be- 
dürfnis des Staates, auf die Leitung der Landfchaft ſtärkeren Einfluß zu 
gewinnen. Am 7. Juli 1809 erging folgende Rabinettsordre an Auerswald: 
„Daß die Inkursſetzung der Domänenpfandͤbriefe durch die landschaftlichen 
Direktionen fortdauernd hartnäckigen Widerſpruch fand und das Individual- 
intereſſe der Kreditſyſtemsteilnehmer die höhere Rückſicht auf die Lage des 
ganzen Staats zu unterdrücken vermochte, iſt mir von Anfang an ſo un— 
erwartet als unangenehm geweſen. Ich will, daß Ihr dies und mein Mif- 
fallen den Ständen zu erkennen geben ſollt und ſehe mich durch die 
bewieſene Einſeitigkeit genötigt, das Wahlrecht der Stände zu allen 
oberen landfchaftlihen Funktionen dahin zu modifizieren”, daß zu allen 
Stellen, die der König oder der Miniſter des Innern beſtätigt, drei Subjekte 
zur Auswahl präſentiert wurden. Es bedurfte zweier Bittgeſuche der 
Generaldirektion, bis der König am 14. November dieſe Beſtimmung 
aufhob. 


In denſelben Tagen ordnete der König unter Bezugnahme auf die 
Landtagsbeſchlüſſe an, daß rettungsloſe Güter ohne vorherige Sequeſter 
ſubhaſtiert werden konnten. Es bleibt der Landfchaft überlaſſen, ob fie 
rückſtändige Güter verpachtet oder verwalten läßt“). 


Daß in dem Machtkampf zwiſchen Staat und Ständetum, der in dieſen 
Monaten wieder einmal lebendig geworden war, die Landfchaft als Trägerin 
des Ständegedankens erſcheint, wird zwar ſchon in gewiſſer Weiſe aus der 
Organiſation des Kreditſyſtems begreiflich, aber noch mehr bei der Meber= 
legung, daß die Krone 1808 die Verbindung zwiſchen Landidaft und 
Ständegedanken ſelbſt enger geknüpft hatte, als ihr bald danach erwünſcht 
war. Am 27. Februar 1808, unter dem Eindruck wahrſcheinlich des kurz 
vorher beendeten Generallandtags, hatte der König ein fünfköpfiges Comité 
zur Beratung der Behörden in Angelegenheiten der Landeigentümer unter 
Leitung des Generallandfchaftsdireftors eingerichtet, ja noch mehr, er hatte 
beſtimmt, daß jährlich ein Landtag zum Zweck ſtändiſcher Verhandlungen in 
Königsberg ſich verſammelte. Die Deputierten des Generallandtags waren 
im großen ganzen zugleich die dieſes Ständetages. 


Anter dem Eindruck des Konflikts von 1809 legte Korff den Vorſitz im 
Comité nieder und der König betraute mit der Leitung des Comités den 
Geheimen Juſtizrat von Brandt”). 


24) 386, 387, 4767. 
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Kurz nad) dem Landtag, am 18. Mai 1809, warnte Schön wenigſtens 
indirekt vor weiteren Anleihen. Die oſtpreußiſche Landſchaft hätte mehr 
geliehen als eine andere und verhältnismäßig am wenigſten Pfandbriefe 
abgelöft. Die oſtpreußiſchen Zinsreſte wären um ein Vielfaches höher als 
in den übrigen Provinzen, die doch auch vom Feinde beſetzt geweſen wären. 
Das geringe Vertrauen des Publikums ergebe ſich daraus, daß die oſtpreußi⸗ 
ſchen Pfandbriefe 57-60, die andern aber 73-80 ſtänden. Durch pünkt⸗ 
lichſte Erfüllung ihrer Verpflichtungen und durch angemeſſene Zinserhöhung 
werde die Landfchaft ſich um Wiedergewinnung des öffentlichen Vertrauens 
bemühen müſſen. Scheltz bemerkte dazu, die Landfchaft habe ihre Ver⸗ 
pflichtungen erfüllt und die Pfandbriefe ſeien doch gefallen. Vor einer 
Zinserhöhung, für die der Generallandtag zuſtändig wäre, müßte ein 
erfahrener Bankier gehört und die Haltung der älteren Kreditſyſteme ab— 
gewartet werden. 

Ohne Anleihen war freilich eine Erfüllung der Zahlungsverpflichtungen 
nicht möglich. Zu Johannis 1809 ging nicht die Hälfte der Zinſen ein, genau 
ſiebzehn Vierzigſtel. Mohrungen berechnete am 1. Auguſt ſeinen Zuſchuß⸗ 
bedarf auf 30000 Taler, während Angerburg feinen Verpflichtungen nach— 
kommen zu können hoffte. 

Aeblen Willen wird man den Gutsbeſitzern nicht vorwerfen wollen. Es 
ſei nur darauf hingewieſen, daß 1806/07 der fünfte Teil der Bevölkerung 
geftorben war, fo daß es alfo Schon an Arbeitskräften zur Beſtellung des 
Landes fehlte und daß 1809 der Derluft an Inventar in der Kriegszeit auf 
10 540 512 Taler berechnet wurde”). 

Am die Johanniszinſen auszahlen zu können, vermittelte Caſpar am 
24. Mai ein Anlehen bei Friedländer von 50000 Talern in Pfandbriefen 
und Königsberger Stadtobligationen, die er allmählich zu realiſieren über- 
nahm. Das Anlehen lief 20 Jahre und war mit 6 Prozent zu verzinſen, 
alſo ein günſtiger Abſchluß; aber beim Verkauf der Papiere konnte nur auf 
etwa 30000 Taler gerechnet werden. Ende Juni vermittelte Caſpar 
6500 Taler auf feds Jahre zu 6 Prozent. Angünſtiger waren andere Ab- 
ſchlüſſe; fo gab Simpſon Meyer im Juni 15 000 Taler zu 15% Prozent und 
Derpfándung von 27000 Talern in Pfandbriefen, am 1. Juli unter ent- 
ſprechenden Bedingungen 6000 Taler, und Robert Motherby erhielt damals 
für 1000 Taler diefelben Bedingungen. 

Am 23. Juni meldete Königsberg einen Bedarf von 74000 Talern zur 
Zinſenzahlung und 20000 zur Rückzahlung des Darlehens der Zucker— 
raffinerie. Könnten die Mittel nicht beſchafft werden, ſo müßten die Zins⸗ 
zahlungen ausgeſetzt werden. Wieder mußte Caſpar um Hilfe gebeten 
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werden und er gab das Geld teils ſelbſt, teils vermittelte er auf wenige 
Monate laufende Anleihen zu 12 Prozent gegen Verpfändung von Pfand- 
briefen in doppelter Höhe. Auch Beamte gaben kleine Darlehen zu 
12 Prozent, fo ein Poſtſekretär 1000 Taler, der Poſtinſpektor von Nidden 
100 Golddufaten. Im Lauf des Spätſommers mußten an Juden und 
Chriſten für kleinere einjährige Anleihen bereits 14 Prozent und doppelte 
Verpfändung von Pfandbriefen bewilligt werden. Es ging nicht immer 
ohne Verkauf der Verſatzpfandbriefe, wenn Caſpar auch zuſagte, er würde 
fie allmählich verkaufen, damit der Kurs nicht zu ſehr litte“). 

Man hätte meinen ſollen, daß der Engere Ausſchuß, der auch 1809 an 
dem herkömmlichen 25. September zuſammentrat, dringendere Sorgen hätte 
haben müſſen als eine Erweiterung der ſtändiſchen Rechte. Es beweiſt ſo 
recht die Schärfe des Konflikts vom Mai 1809, daß trotz der Not der Zeit 
gerade die ſtändiſche Vertretung und damit der Anſpruch auf Wahrnehmung 
allgemeiner Landesintereſſen bei dieſen Beſprechungen eine Rolle ſpielte. 
So wurde verlangt, daß jeder Kreis im Comité vertreten ſein müßte, daß 
die ſtändiſchen Deputierten bei der Regierung nicht auf längeren Urlaub 
gehen dürften; Revuen ſollten nicht zur Erntezeit ſtattfinden; auch unter- 
hielt man ſich über die Verpflegung von Wahnſinnigen und Dagabunden. 
Auf all das bekam der Ausſchuß zur Antwort, er habe ſich in ſtändiſche An= 
gelegenheiten nicht zu miſchen. 

Anfreundlich genug war auch die Antwort der Regierung in einer An— 
gelegenheit, die die landfchaftlihen Intereſſen [hon näher berührte. Auf 
dem Ausſchuß war die Befürchtung laut geworden, entgegen dem beftehen- 
den Recht würde die Ablöſung der Naturalabgaben in Geld eingeführt wer- 
den, was bei den damaligen Verhältniſſen in der Tat kaum möglich geweſen 
wäre. Die Antwort beſagte, dergleichen wäre nicht beabſichtigt, und hätten 
die Stände den oberen Staatsbehörden mehr Achtung gegen die wohl— 
erworbenen Rechte des Eigentums zutrauen ſollen. 

Wenn der Ausſchuß gebeten hatte, als erſatzfähige ruſſiſche Lieferungen 
möchten auch Lebensmittel, Einquartierungskoſten, verkaufte Pferde und 
Wagen anerkannt werden, ſo wurde das bejaht, nur erfolgte vorläufig keine 
Zahlung. 

Viel Sorge machte der Landſchaft, daß der Generalindult zu Johannis 
1810 enden ſollte. Der Ausſchuß bat, bei dem ſchlechten Stand der Pfand- 
briefe Kündigungen erſt annehmen zu brauchen, wenn die Pfandbriefe wie⸗ 
der auf Pari ſtanden. Auerswald bezeichnete in ſeinem Bericht an die 
Kegierung dieſe Forderung als zu weitgehend; der Pariſtand würde wohl 
gerade bei Annahme von Kündigungen zu erreichen ſein. Aber eine 
unbeſchränkte Aufhebung des Indults hielt er für falſch und er riet zu 
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baldiger Entſcheidung über deſſen Fortbeſtehen. Aber diefe Entſcheidung 
erfolgte erſt im Juni 1810; ſie verlängerte die Dauer des Indults um ein 
Jahr. 

Die Sektion für die Gewerbepolizei empfahl im Oktober erneut eine 
Zinserhöhung auf 5 Prozent, da das den Kurs der Pfandbriefe heben 
müßte. Korff erklärte das, zumal auch im Hinblick auf die hohen Staats— 
ſteuern für untragbar. Solange der Seehandel unterbunden ſei, müſſe der 
Getreidehandel daniederliegen, denn in Oſtpreußen mache der Ausländer die 
Getreidepreiſe. Auch Auerswald warnte davor“). 

Die Möglichkeit, durch die Mittel des Reglements zu den Zinſen zu 
kommen, verſagte weitgehend. „Von den Gutsbeſitzern iſt in der Regel 
nichts zu erzwingen, da ſie durch die ſtrengen Exekutionen und Aus— 
pfändungen der Regierung und anderer Behörden, welche mehr Gewalt 
als die Landſchaft in Händen haben, ſchon erſchöpft ſind und nicht einmal 
die ſich täglich mehrenden weltlichen und geiſtlichen Abgaben uſw. auf- 
bringen, geſchweige denn die Zinfen, am wenigſten aber die Rücftände 
bezahlen können“, jo ſchrieb die Generaldirektion am 3. Oktober an Auers- 
wald. Zu Weihnachten ging die Hälfte der Finfen ein. 

Aeber die Lage der Landwirtſchaft berichtete Königsberg im Dezember: 
„Die Leiden des Krieges und der Seuche wirken auf den Landmann noch 
immer nachteilig fort und haben ihm ſchon den mehr ſchädigenden Anbau 
edlerer Getreidearten verkümmert. Günſtige Witterung begünſtigte noch 
etwas den Getreidebau, das Unglück der Handelsſperre benimmt ihm aber 
die Ausſicht nicht allein auf entſchädigende Preiſe, ſondern ſogar die Ausſicht 
auf allen Abſatz, indem der Kaufmann aus Mangel an Nachfrage größere 
Poſten nicht kaufen mag.“ Zudem hätte das milde Wetter die Wege grund- 
los gemacht, ſo daß nicht einmal in die benachbarten Städte Getreide 
gebracht werden könnte. Sie würden Finfen einziehen, wo fie könnten, doch 
ſollte der Zinsauszahlungstermin um vier bis ſechs Wochen verſchoben 
werden. Angerburg freilich könnte pünktlich zahlen, weil es den größten 
Teil ſeiner Kreſzenz nicht roh, ſondern in Branntwein und Butter verkaufe. 
Die Verſchiebung der Zinstermine wurde von Auerswald genehmigt. 

Das Miniſterium des Innern (Dohna) war über dieſe Maßnahme ſehr 
ungehalten. „Sie gibt mir zum äußerſten Mißvergnügen mit dem Der- 
fahren und der ganzen Wirtſchaft der Direktion neuen Anlaß. Dieſelbe 
ſcheint ganz ihr eigentliches Verhältnis, in dem fie als Schuldner gegen die 
Pfandbriefinhaber, ihre Gläubiger, ſteht, und ebenſogut wie jeder andere 
Schuldner den allgemeinen Landesgeſetzen unterworfen iſt, ja als privi⸗ 
legierte Korporation zur prompten Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten noch 
höhere Verpflichtungen hat, zu verkennen. Verabſäumte oder zur Angebühr 
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verzögerte Zahlung der Zinſen iſt zumal jetzt, da der Kriegszuftand längſt 
aufgehört hat, durch nichts zu entſchuldigen. . .. Ein zweites Mal darf 
eine ſolche Anordnung nicht wieder vorkommen; denn ich darf es nicht 
geſtatten, daß durch die Fahrläſſigkeit der Mitglieder der oſtpreußiſchen 
Generaldirektion die dortigen Pfandbriefe noch mehr dekreditiert werden 
- fie ftanden damals auf 46 — als ſchon nach dem Kurs derſelben, ver⸗ 
glichen mit dem Kurs der ſchleſiſchen, pommerſchen und märkiſchen Pfand- 
briefe augenſcheinlich der Fall iſt; künftig ſollen die Mitglieder der General- 
direktion für ſolche Ordnungswidrigkeiten mit ihrer Perſon und mit ihrem 
Vermögen haften. 


Die Generaldirektion beſchwerte ſich direkt beim König über dieſe 
„erniedrigende, unwürdige Methode“. Die Landſchaftsbehörden träfe 
keine Schuld, ſie täten zur Erfüllung ihrer verbindlichkeiten, was ſie 
könnten, nähmen Anleihen zu 12-15 Prozent auf und verkauften Pfand⸗ 
briefe mit 38-45 Prozent Derluft, was ohne den Ruin der Landͤſchaft nicht 
weitergehen könnte. Nur die ungewöhnliche Witterung hätte den Zahlungs- 
aufſchub nötig gemacht“). 


Dohnas aus grundſätzlichen Erwägungen und aus der Sorge um die 
Zukunft feiner heimatlichen Landſchaft durchaus erklärliche Härte wird 
erft recht begreiflich, wenn man bedenkt, daß das Finanzminiſterium im 
Dezember der Landſchaft auf die ruſſiſchen Lieferungen 200 000 Taler in 
Domänenpfandbriefen als zinsloſes Darlehen überwieſen hatte zur Be⸗ 
richtigung von Zinſen. Zwei Monate zuvor hatte die Regierung aller- 
dings einen ſolchen Antrag abgelehnt und zwar zu einer Zeit äußerſter 
Geldverlegenheit, die zum Verkauf verſetzter Pfandbriefe unter hohen 
Derluften gezwungen hatte; meiſt brachten die Pfandbriefe nur etwa die 
Hälfte des Nennwertes. 


Die Einlöſung der kurzfriſtigen Anleihen, die Notwendigkeit der Finfen- 
auszahlung bei den hohen Rüdftänden nötigten außerdem zu immer neuen 
Anleihen, oft ſchon zu 15 Prozent. Eine Anleiheverlängerung um 
6 bzw. 12 Monate von zuſammen 11000 Talern wurde nur erreicht, 
nachdem der ſofortige Abzug von 14 Prozent Zinſen bewilligt worden war. 
Auf Caſpars Mahnungen wurden endlich im Dezember in Berlin die 
letzten zinſen von Johannis und Weihnachten 1808 bezahlt; Caſpar gab 
dazu die Mittel auf zwei Monate zu 14 Prozent, ſonſt hätten weitere 
Pfandbriefe verkauft werden müſſen. Vorangegangen waren dringliche 
Erinnerungen Grauns und namentlich des kurmärkiſchen Pupillenkollegs, 
dem im Dezember 13856 Taler bis einſchließlich Johannis 1808 und 
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1809 ausgezahlt wurden“). 

Die Bilanz von Weihnachten 1809 gab folgendes Geſamtbild: Die 
Derfur betrug etwas über 10 Millionen Taler. Die von den Gutsbeſitzern 
Ihuldig gebliebenen Finfen waren von rund 486600 Talern zu Johannis 
1809 auf rund 532740 Taler geftiegen, die von der Landſchaft geſchul⸗ 
deten Zinſen jedoch von rund 95 650 Talern zu Johannis auf 80117 Taler 
geſunken; die Schulden der Landfchaft aber beliefen ſich auf 490334 
Taler. 

Schon nach Prüfung der günſtigeren Bilanz von Johannis 1809 hatte 
Auerswald im Januar 1810 der Generaldirektion geſchrieben, ſeiner 
Meinung nach verführen die Departements den Säumigen gegenüber nicht 
ſtets mit dem erforderlichen Nachoͤruck; hätten doch auch wohlhabende 
Perſonen ihre Zinſen nicht voll bezahlt. Mit folder Nachſicht machten 
ſie ſich für die entſtehenden Schäden verantwortlich. Können die Pfand⸗ 
briefinhaber nicht befriedigt werden, fo ordnet das Miniſterium ſicherlich 
eine Anterſuchung an, und dann würden die Direktionsmitglieder zur Der- 
antwortung gezogen werden. Die Generaldirektion erwiderte, ſie habe 
dies Schreiben den Departements zur Beachtung mitgeteilt. Es ſeien 
wohl viele Sequeſter und Subhaſtationen veranlaßt, aber ſie hätten wenig 
Erfolg; denn es fehle überall an Inventar, vielfach auch an Menſchen und 
an Saat; dazu kämen jämmerliche Getreidepreiſe und hohe Steuern. Die 
Gutsbeſitzer, die noch Kredit hätten, zahlten ihre Zinſen, aber fie ver- 
mehrten dadurch ihre Schulden, da Geld nur zu hohen Zinſen und kurz— 
friſtig zu haben ſei. „Das Elend des Landes iſt mit einem Wort un— 
beſchreiblich und kann durch Exekution zwar ſehr vermehrt, aber um nichts 
gemindert werden.“ 

Dem Staat blieb natürlich keine andere Möglichkeit, als die Wieder— 
herſtellung geordneter Verhältniſſe zu betreiben, auch wenn die Mittel 
hart, im Einzelfall ungerecht ſchienen. Am 24. Juni verordnete der König, 
wenn bei fáumigen Zahlern die Sequeftration ausſichtslos fei, müſſe das 
Gut ſofort verpachtet werden, und wenn auch das nicht lohnt, ſofort ſub⸗ 
haſtiert. Kommt ein Kaufangebot dem Wert auch nur annähernd gleich, 
fo ift der Zuſchlag zu erteilen. Bei Reften von 200 Talern abwärts folle 
freilich nur ſequeſtriert oder exekutiert werden. Dieſe Beſtimmung follte 
vorläufig drei Jahre gelten. 

Auch Dohna machte, wie Auerswald vorausgeſehen hatte, den Land— 
ſchaftsbehörden den Vorwurf unzeitiger Nachſicht. Der nächſte General— 
landtag werde ſich dazu äußern müſſen, wieweit die Behörden durch ihre 
Nachgiebigkeit, die ſich ſogar auf Wohlhabende erſtrecke, ihre Befugniſſe 
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überſchritten hätten. Solche Gutsbeſitzer müßten unbedingt bis Weih— 
nachten alles bezahlen oder ſofort ſubhaſtiert werden. Auch müſſe viel ver= 
pachtet werden. Eine teilweiſe Zinſeneinſtellung fei zuläſſig, ſofern genau 
feſtgeſetzt würde, wann die Pfandbriefinhaber ihre reſtlichen Finfen 
erhielten; verfallene und hochprozentige Anleihen müßten eingelöſt werden, 
weniger dringende könnten der Zinſenzahlung nachſtehen (Erlaß vom 
10. September 1810). 


Auerswalds Antwort vom 23. Oktober verhehlte nicht, daß auch er 
die Landſchaftsbehörden für zu nachſichtig hielt. Aber entſcheidend wäre 
die allgemeine Notlage, das fehlende Inventar, die ungewöhnlich niedrigen 
Preiſe infolge Stockens des Handels. Sequeſtrationen und Subhaſtationen 
brächten unter ſolchen Amſtänden wenig Erfolg. Gute Pächter wären 
kaum zu finden oder ſie kündigten die Pacht oder forderten Herabſetzung 
der Pachtſumme bis über ein Drittel. Verkauf ſubhaſtierter Güter ſei 
kaum möglich“). 


Ich habe in der Darſtellung zeitlich etwas vorgegriffen, um zunächſt 
den wirtſchaftlichen Hintergrund für die Finanzoperationen der Landfchaft 
im Jahre 1810 zu ſchildern. 


Königsberg meldete am 4. Januar einen Kaſſenbeſtand von 2958 
Talern 16 Groſchen, einen Pfandbriefbeftand von 48000 Talern und 
einen erhofften Zinſeneingang von 30 ooo; damit könnte es ſeine fälligen 
verpflichtungen nicht decken, es wäre alſo Hilfe nötig. Die fällige Ab- 
zahlung einer Schuld von 20 ooo Talern an die Bank kam nicht in Frage, 
ebenſowenig konnten damals die Schulden an die Seehandlung und in 
Hamburg abgetragen werden. Wieder wurde der koſtſpielige Verkauf von 
Derfakpfandbriefen nötig. Der Verſuch, in Hamburg 60000 Taler zu 
leihen, ſcheiterte, weil die erforderlichen 120000 Taler in Derfagpfano- 
briefen nicht beiſammen waren; ganze 5000 Taler brachte der Abgeſandte 
mit, gegen 12 Prozent und 10000 Taler Verſatzpfandbriefe und nur auf 
ein Jahr. Caſpar brachte bis Anfang März 17000 Taler zuſammen, 
hoffte aber, das Fehlende aufzutreiben. 


Scheltz verfaßte, wie um ſich ſelbſt und der Generaldirektion Rechen- 
ſchaft über ihre Haltung zu geben, am 21. April eine Denkſchrift, in der 
er ausführte, der Beſchluß der vorjährigen Generallandtage, Anleihen nach 
Möglichkeit zu vermeiden, weil die Verluſte dabei allzu hoch geweſen 
wären, und vielmehr die Zinſen der Gutsbeſitzer energiſch einzufordern, 
habe wohl zu einer Vermehrung der Sequeſtrationen und Subhaſtationen, 
nicht aber der Zinseingänge geführt. So konnte der Johannistermin 1809 in 
Königsberg nur durch Anleihen notdürftig bezahlt werden, der Weihnachts— 
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termin für Königsberg im Sebruar und März; Mobrungen aber vermochte die 
erforderlichen Finfen nicht aufzubringen. Für die Weihnachtszinſen 1809 
in Berlin iſt kaum Ausſicht, nachdem das Getreide billig verkauft iſt und 
damit zunächſt ein Teil der alten Rüdftände von den Gutsbeſitzern ab- 
gedeckt iſt. Die Steuern und die Preiſe für den Bedarf der Landwirte 
ſind im Steigen, mehr Leiſtungen von den Gutsbeſitzern ſind nicht zu ver— 
langen und mit den Anleihen muß, zumal ſo lange der Seehandel geſperrt 
iſt, auch Schluß gemacht werden. Es bleibt alſo nur ein Mittel übrig: 
Einſtellung der Zinſenzahlungen an die Pfandbriefinhaber bis zur all- 
mählichen Bezahlung der Anleihen. Maſſenhaftes Subhaſtieren wäre 
ſinnlos, denn das würde nur die Güterpreiſe weiter drücken und damit die 
Ausfälle erhöhen. Vor dem Kriege wurden 11 Güter im Departement 
Königsberg auf 502392 Taler taxiert, nachher auf 395720; 12 Güter im 
Departement Mohrungen auf 231289 bzw. auf 171240 Taler. Don 
502 bepfandbrieften Gütern ſeien 55 in Sequefter und 112 ſtünde das- 
ſelbe Schickſal bevor. Die bisherigen Derlufte der Landſchaft durch Verkauf 
von Pfandbriefen, hohe Zinſen und Einſtellung jeder Erſparniſſe berechnete 
Scheltz auf 170235 Taler; vorausſichtliche Ausfälle an rettungsloſen 
Gütern berechnete er damals noch nicht. 


Am ſelben Tage wurde Auerswald mitgeteilt, daß bis zur Bezahlung 
der vielen kleinen Anleihen und bis zur Einlöſung der verſetzten Pfand— 
briefe die Zinjen in einigen Terminen nicht gezahlt werden würden. Bevor 
das Miniſterium zuftimmte, verlangte es genauen Bericht. In einer aus 
führlichen Denkſchrift vom 28. Juni legte Scheltz die Lage aufs neue dar 
und erklärte, wenn der Staat endlich die Entſchädigungen für die Leiſtungen 
an die ruſſiſchen und preußiſchen Truppen aus dem Kriege 1806/07 be⸗ 
zahlen und der Landfchaft für die Domänenpfandbriefe den bei den 
übrigen Pfandbriefen üblichen Quittungsgroſchen bewilligen wollte, fo 
wäre dem Kreditfyftem geholfen. Auerswald berichtete hierauf ſehr peſſi— 
miſtiſch: Sequeſtrationen wären zwecklos, denn ſie beſchafften weder das 
fehlende Inventar, noch das fehlende Vieh. Die meiſten Gutsbeſitzer er— 
klärten ſich bei den niedrigen Getreidepreiſen zur Zinszahlung außerſtande. 
„Es ſind überhaupt traurige Ausſichten für die Folge.“ 


Er hatte damit nur allzu recht: Don den Johanniszinſen dieſes Jahres 
gingen drei Achtel, von den Weihnachtszinſen nur drei Zehntel ein. 
Sein Bericht war offenſichtlich von einigen Angaben Korffs beeinflußt: 
Der Viehſtand fei auf ein Sechftel der Vorkriegszeit geſunken, fo daß aus 
Mangel an Düngung nur zwei Drittel des Winterfeldes gedüngt werden 
könnten und nur halben Ertrag brächten. Den niedrigen Getreidepreiſen 
ſtänden hohe Steuern und infolge Aufhebung der Erbuntertänigkeit hohe 
Löhne gegenüber. 
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Im Mal hatte Caſpar eine günftige Anleihe vermittelt: 10000 Taler 
zu 6 Prozent auf 15 Jahre; damit konnte ein Teil der fälligen kleinen 
Anleihen bezahlt werden, aber es mußten auch Pfandbriefe verkauft 
werden, in einem Fall 2000 Taler, die 1088 Taler brachten“). 


Dem am 25. September verſammelten Engeren Ausſchuß konnte mit— 
geteilt werden, daß der König die einſtweilige Einſtellung der Zinjen- 
zahlungen genehmigt hatte, ſo daß mit der Abzahlung der Schulden be— 
gonnen werden konnte. Aber ſchlimm genug war das Geſamtbild, das die 
Generaldirektion dem Ausſchuß entwerfen mußte. Zwar die Derfur war 
etwas geftiegen und betrug 10113000 Taler, auch die Zahl der bepfand- 
brieften Güter hatte etwas zugenommen (513). Aber die Refte der Guts- 
beſitzer betrugen 532739 Taler, die Schulden der Landfchaft 506188 
Taler; für 485000 Taler waren Pfandbriefe verpfändet. 


Wenn die Zinſenauszahlungen auch eingeſtellt wären, ſo erfolge doch 
eme teilweiſe Befriedigung der Kuponinhaber in der Weiſe, daß dieſe den 
Gutsbeſitzern für ihre Produkte Kupons gäben, die diefe der Landſchaft 
einzahlten. Das ließe ſich nicht ändern. Aber um überhaupt zu Bargeld 
zu kommen, müßte die Landfchaft verlangen, daß wenigſtens ein Viertel 
der Einzahlungen bar geleiſtet würde, und das ſolle als Reſtabzahlung 
gelten, das übrige für den laufenden Termin. Es wurde gebilligt, daß die 
Landſchaftsdirektion Königsberg von den Säumigen Derzugszinfen von 
9-12, Mohrungen von 9-15 Prozent forderte, da ja die Landſchaft ihre 
Anleihen meiſt mit 13-15 Prozent verzinſen mußte. Die Notwendigkeit 
einer ſtrengen Anwendung der reglementsmäßigen Mittel wurde wieder 
betont. Weiter wurde gebeten, den geſetzlichen Zinsfuß von 6 auf 5 Pro- 
zent herabzuſetzen, die Aufhebung der Brau- und Brennereigerechtigkeit 
als ſchwere Schädigung der damit privilegierten Güter rückgängig zu 
machen. Das Miniſterium mußte dieſe beiden Anträge ablehnen, die 
übrigen Beſchlüſſe wurden beſtätigt“). 


Die Ende 1810 und 1811 erfolgten neuen Steuergeſetze und die Ein- 
führung der Gewerbefreiheit, ſo notwendig und ſelbſtverſtändlich ſie waren, 
bedeuteten freilich einen ſchweren Derluft für die bisher Bevorrechteten; 
und dieſer Derluft trat während einer allgemeinen Notlage ein. Die 
Generallandſchaftsdirektoren von Oſt- und Weſtpreußen entſchloſſen ſich, 
Hardenberg in einer gemeinſamen Eingabe vom 26. November 1810 die 
den Landſchaften daraus erwachſenden Gefahren darzuſtellen. Durch die 
Aufhebung der Brau-, Brennerei- und Mühlengerechtigkeiten müßte ſich 
der Wert der damit beliehenen Güter erheblich vermindern. In Oft- 
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preußen ertrage die Brau- und Brennereigerechtigkeit 96844 Taler, was 
einem Kapital von 1936880 Talern entſpräche bei einem Gefamttax- 
quantum von 14827786 Talern. Die Mühlennutzung ergäbe 21 718 Taler 
oder kapitaliſiert 434360 Taler. Die Landfchaft müßte alſo den Guts- 
beſitzern Darlehen im Wert dieſer Gerechtigkeiten kündigen, was in den 
meiſten Fällen zur Subhaſtation ſolcher Güter führen würde. Doch wären 
Käufer nicht zu haben, da die Kapitaliſten ihr Geld lieber zu hohen Finfen 
ausliehen. Die Güter würden in jedem Fall im Wert gemindert, und 
die Preiſe wären ohnehin durch Verkäufe von Domänen gedrückt. Auch 
baten ſie, wie auch ſpäter noch, daß bei Kündigungen die Pfandbriefe zum 
Nominalwert angenommen werden möchten. Die Notlage und die For⸗ 
derungen einer neuen Zeit ließen jedoch höchſtens eine kleine Milderung, 
niemals aber eine Aufhebung der neuen Geſetze zu, ſo hart ſie den ein— 
zelnen damals auch trafen. 


Vom Standpunkt der Landſchaft waren ſolche Eingriffe in den Wert 
der beliehenen Güter zweifellos zumal damals kaum tragbar. Im 
Dezember 1810 benötigte Königsberg zur Bezahlung fälliger Anleihen 
13 780 Taler; es hatte 787 Taler zur Verfügung, und fo mußten 24000 
Taler in Pfandbriefen verkauft werden, die 13176 Taler brachten. Oder 
zur Tilgung einer kleineren Anleihe mußten 6000 Taler in Pfandbriefen 
verkauft werden, die 3140 Taler ergaben. Aber auch weſentlich höhere 
Anleihen, fo eine Rate von 15000 Talern nach Hamburg, waren nur 
auf dieſe Weiſe pünktlich abzuzahlen. Allein das Departement Königs- 
berg erlitt bis Ende 1810 durch den Verkauf von Pfandbriefen einen 
Derluft von 63033 Talern. 


Eine tiefe Hoffnungsloſigkeit hatte Platz gegriffen. Der bevorftehende 
Weihnachtstermin, ſo ſchrieb die Königsberger Direktion an die General— 
direktion am 15. Dezember, erfülle ſie mit Sorge, denn auf hinreichende 
Zinszahlungen ſei nicht zu rechnen. „Aus welcher Quelle ſollte der Guts— 
beſitzer auch wohl hinreichendes Geld ſchöpfen können, da fein Ader- 
bauertrag wegen zurückgekommener Düngung jährlich ſchlechter wird, der 
wenige Ertrag entweder gar keinen Käufer findet oder für ſo unbedeutende 
Preiſe weggeworfen werden muß, daß ſie gegen die Preiſe in Berlin und 
Breslau kaum die Hälfte betragen, ſeine Viehſtämme noch lange nicht 
komplettiert ſind und ſeine Wirtſchaftsausgaben bedeutend erhöht ſind, 
gegenwärtig aber das neue Steuerſyſtem ihm auch die letzten Groſchen aus 
der Taſche holt.“ Die Direktion habe nichts zur Eintreibung der Zinſen 
unverſucht gelaſſen. 50 Güter würden ſequeſtriert, ohne daß dabei etwas 
herauskäme. „Auch Subhaſtationen ſind in grauſenvoller Menge ein— 
geleitet“, aber niemand kauft Güter. Kurz, ohne Staatshilfe muß das 
Kreditſyſtem zuſammenbrechen. 
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Der Bilanz von Weihnachten 1810 entnehmen wir folgende An— 
gaben: Die Derfur betrug 10135150 Taler. Die Finfenrefte waren von 
642773 Talern zu Johannis auf 779268 Taler geftiegen; an Zinſen 
ſchuldete die Landfchaft 208 528 Taler, ihre Schulden betragen 937 351 
Taler“). 

Das Jahr 1811 begann günſtig: Am 4. Januar bewilligte der König 
einen unverzinslichen Vorſchuß von 300000 Talern zur Bezahlung von 
Schulden, damit die eingehenden Finfen zur Zinſenzahlung an die 
Kuponinhaber verwandt werden konnten. Er ſprach dabei die Erwartung 
aus, daß die Stände alles zur Wiederherſtellung der zerrütteten Ord— 
nung tun würden. Die nicht zur Zinszahlung gebrauchten eingehenden 
Zinsrückſtände ſollten zur Erſtattung ſeines Vorſchuſſes dienen, doch wolle 
er ſich anderweitige Verfügung über den Vorſchuß vorbehalten, wie er 
denn überhaupt durch angemeſſene direkte Anterſtützung helfen wolle, fo 
bald die auf der Staatskaſſe ruhenden dringenden Verpflichtungen beſeitigt 
wären. 

Dieſe Bewilligung ermöglichte die Tilgung kurzfriſtiger Privatanleihen, 
die Bezahlung wenigſtens der Hälfte eines Darlehens von 60000 Talern 
an die Staatsbank, die Zahlung der Zinſen bis Johannis 1810; das er— 
forderte zuſammen 293 401 Taler. 

Damit nicht genug, auch mit der Bezahlung der Forderungen für Liefe- 
rungen an die ruſſiſchen Truppen aus den Jahren 1806/07 wurde begonnen. 
Eine Kabinettsordre vom 28. Januar 1811 fette feſt, daß quittierte For— 
derungen voll, nichtquittierte halb zu vergüten wären, freilich nicht in 
barem Gelde, ſondern in Bons, die an Fahlungsftatt anzunehmen wären. 
Den Forderungen der Landſchaft an die Gutsbeſitzer ſollten die der Staats— 
falle (Steuerrückſtände) vorangehen. Die Bons bepfandbriefter Güter 
wurden der Landſchaft direkt überwieſen. Doch zog ſich das ſchwierige 
Vverrechnungsgeſchäft Jahre lang hin und die Bons fielen bis auf 30, ja 
25 Prozent. Immerhin erhielt die Landſchaft auf dieſe Weiſe allmählich 
456810 Taler, wodurch die Zinsreſte der Gutsbeſitzer eine weſentliche 
Verringerung erfuhren“). 

Die Mahnung des Königs zur Wiederherftellung der Ordnung ver— 
anlaßte Generaldirektion und Königsberger Departement am 19. Februar 
zu folgenden Vereinbarungen: Milde darf nur walten, wenn die Xück— 
ſtände ohne Verſchulden entſtanden find, wenn nicht mehr als drei Ter— 
mine rückſtändig find, wenn der wirtſchaftliche und der hypothekariſche 
Zuſtand des Gutes in keinem gefährlichen Verhältnis ſtehen, endlich wenn 
die Refte durch Kuſſenbons gedeckt werden können. Einer Verantwortung 
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ſetzen ſich die Departements aus, wenn fie die Refte anſchwellen laſſen, 
ohne ſich um den Zuſtand des Gutes zu kümmern und ohne gegebenenfalls 
zu ſequeſtrieren. Eine ausſichtsloſe Sequeſtration iſt durch Subhaſtation 
zu beenden. Da nicht zu viel gleichzeitig ſequeſtriert werden kann, ſoll das 
zunächſt mit den Gütern geſchehen, die mehrere Termine ſchulden, dann 
mit denen, die die Johanniszinſen von 1810 ſchulden, danach die Säumigen 
von Weihnachten 1810, ſodann die nicht das Viertel der alten Reſte ab⸗ 
gezahlt haben und endlich die, die einen Teil der letzten Weihnachtszinſen 
reſtieren. 


Anfang März machte die Generaldirektion darauf folgende Zuſammen⸗ 
ſtellung: Von 509 bepfandbrieften Gütern haben 309 Rüdftände; 85 Güter 
ſind im Sequeſter, davon 49 zur Subhaſtation beſtimmt, und 182 Güter 
ſind zur Sequeſtration geeignet. Anfang Auguſt waren 107 Güter in 
Sequefter, davon 54 in Königsberg, deren Zinſenſchuld, wie das Depar⸗ 
tement mit deutlicher Verurteilung des Sequeſtrationsverfahrens bemerkt, 
bei Beginn der Sequeſter 158 254 Taler betragen hätte und ſeither auf 
292 599 Taler geſtiegen ſei. 


Immerhin, das Mögliche mußte verſucht werden, um in Ordnung zu 
kommen. Das war auch die Forderung Schuckmanns, der als Geh. Staats- 
rat im November 1810 die Abteilung für Handel und Sewerbe beim 
Miniſterium des Innern übernommen hatte, deſſen Leiter er dann 1814 
bis 1834 geweſen iſt. Mit Schuckmann gewann nicht bloß ein Derwal- 
tungs= und Finanzbeamter von hohem Können, fondern auch ein Patriot 
auf die Geſchicke der Landfchaft weſentlichen Einfluß, deſſen Charakter 
ſich in den ſchweren Jahren der Eniedrigung glänzend bewährt hatte. 
Schuckmann ſchrieb unter dem Eindruck über die großen Zinsreſte von 
Weihnachten am 10. März 1811 an Auerswald: Daß der Roggen in 
Oſtpreußen zwiſchen 36 und 51 Groſchen liege, ſei bedauerlich. Aber man 
dürfe nicht die Preiſe von 1805-1808 als Maßſtab nehmen, ſondern müſſe 
die mittleren Preiſe von 1790-1804 zugrunde legen, d. h. in Oſtpreußen 
1% Taler (120 Groſchen). Andere Produkte ſeien zudem weniger ge- 
fallen, ſo ſtände die Gerſte faſt ſo hoch wie der Roggen gegenüber einem 
Dorkriegswert von 60 Groſchen. Brot, Fleiſch und Holz hätten die Preife 
gehalten. In Berlin ſei der Roggen auch um die Hälfte gefallen und koſte 
1 Taler, ähnlich in Schleſien. Wohl habe Oſtpreußen unter dem Krieg 
ſchwer gelitten, aber als Kampfgebiet dürfte nur ein Drittel des Landes 
angeſprochen werden, und die übrigen Provinzen hätten den Feind ſehr viel 
länger im Lande gehabt. In den preußiſchen Häfen ſeien 1808-1810 noch 
große Geſchäfte gemacht worden. Die andern Kreditſpſteme hätten ſich 
aus eigener Kraft gehalten, ihre Pfandbriefe ſtünden 79-85, ſie zahlten 
ihre Zinfen. Hingegen habe Oſtpreußen bei Anterſtützung mit 300 000 
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Talern einen Pfandbriefftand von 54 und ſehr unregelmäßige Finjen- 
zahlung. Er vermiſſe bei den oſtpreußiſchen Gutsbeſitzern die gerechte 
Sorge für die Aufrechterhaltung ihrer Kredite und bei der Landfchaft die 
Tätigkeit, Energie und Ordnung, die er in andern Provinzen findet. Auers- 
wald ſolle alles zur Abſtellung dieſer Mängel aufbieten. 


Auerswald trat in ſeiner Antwort für die Landfchaft ein. Jetzt würden 
die zinſen für Johannis 1810 und früher bezahlt. Die Preiſe ſeien unter 
die nicht ebenſo gefallenen Wirtſchaftskoſten geſunken, Eiſen, Teer, Seiler- 
waren ſind eher teurer als früher, der Tagelohn iſt von 3-4 auf 6-12 
Groſchen geſtiegen infolge des Menſchenſterbens, wie es andere Gegenden 
nicht gehabt hätten. Gerſte werde weniger angebaut als früher. Wenn 
Fleiſch⸗ und Butterpreiſe ſich behaupteten, fo käme das daher, daß der Dieh- 
beſtand kaum ein Drittel der Vorkriegszeit erreiche. Die Holzpreiſe hätten 
ſich nur in der Nähe Königsbergs gehalten, ſonſt ſeien ſie bis auf ein Viertel 
geſunken. Der Handel 1808-1810 habe hauptſächlich der Einfuhr von 
Kolonialwaren gegolten, davon hätten die Gutsbeſitzer nichts gehabt. Er 
werde alles tun, um die Zinſenzahlung in Gang zu halten. 


Allein die kataſtrophalen Wirtſchaftsverhältniſſe waren ſtärker als Auers⸗ 
walds guter Wille. Der Johannistermin 1811 brachte etwa ein Fünftel der 
laufenden Zinszahlungen (43560 ſtatt 215900 Taler), dazu 63387 Ab- 
zahlungen auf alte Reſte, während zu Weihnachten neun Vierzigſtel der 
laufenden Finfen eingingen“). 


Es iſt bewunderungswürdig, wie der Staat unter ſolchen Verhält- 
niſſen den Weg zur Geſundung weiter verfolgte. Der abnorme Zuſtand, 
den der Indult durch die Aufhebung der Zahlungsverbindlichkeiten ge⸗ 
ſchaffen hatte, hörte am 24. Juni 1811 auf; einige berechtigte Einſchrän⸗ 
kungen wurden freilich getroffen. So ſollten gekündigte Kapitalien erſt 
nach einem Jahr und in der Regel in Pfandbriefen nach dem Nennwert 
zurückgezahlt werden. Kündigt der Schuldner, ſo muß er bar zahlen, ebenſo, 
wenn ſeine Schuld unter einem Drittel des Taxwerts beträgt. Bei Sub- 
haſtationen kann das Gebot in bar oder in Pfandbriefen erfolgen, Aus- 
zahlungen gekündigter Kapitalien an Gläubiger nur in Pfandbriefen. Am 
den Zuſammenbruch eines noch rettungsfähigen Schuloͤners zu vermeiden, 
können auf deſſen Antrag die geſetzmäßigen Moratoriumsbeſtimmungen 
angewandt werden, wenn auch im allgemeinen nicht für Zinszahlungen. 
„Wir werden Sorge tragen, die Sicherheit der Pfandbriefe dadurch zu 
befeſtigen, daß bei den Kreditaſſoziationen allenthalben zweckmäßige und 
auf richtige Derzinfung und Amortiſation der Kapitalien gerichtete Maß— 
regeln ergriffen werden.“ 
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Das Königsberger Departement beſchloß Ende Juli, daß auch weiterhin 
ſolche reſtierenden Gutsbeſitzer von Zwangsmaßnahmen zu verſchonen 
wären, deren Reſte durch Ruſſenbons gedeckt werden könnten. Bei nicht 
mehr als zweijährigem Zinſenrückſtand folle nur Kuratel durch einen ver- 
eidigten und ſtändig auf dem Gut anweſenden Verwalter erfolgen, der 
die Verwendung der Einkünfte des Gutes für die Gläubiger und die Der- 
meidung einer Wertminderung zu verantworten hatte. Ein ſolches Ent— 
gegenkommen überraſcht um ſo mehr, wenn man daneben die eben damals 
gemachte Feſtſtellung hält, daß dem Departement bis dahin durch hohe An— 
leihezinſen, die ſonſtigen Koſten der Anleihen und durch den Verkauf von 
Derfagpfandbriefen ein Derluft von 154050 Talern erwachſen war. Aber 
es wird etwas begreiflicher durch den Amſtand, daß das Jahr 1811 eine 
ſchwere Mißernte, namentlich für Heu, brachte, ſo daß der ohnehin ſchon 
ſchwache Pferdebeſtand weiter vermindert werden mußte. So mochte die 
Direktion damals durch Entgegenkommen gerade weiterem Anglück vor- 
beugen zu können hoffen. 


Während die Aufhebung des Indults ſich faſt unmittelbar fühlbar 
machen mußte, traten die Auswirkungen des Regulierungsedifts vom 
14. September 1811 und der Gemeinheitsteilungsordnung vom ſelben Tage 
zunächſt noch nicht ein; beide Geſetze ſind aber doch ſo charakteriſtiſch für 
die beſonnene Energie, mit der der Staat aller Mot und mancher ſchein⸗ 
baren Härte zum Trotz den Weg in eine neue Zeit fand, daß ſie hier wenig⸗ 
ſtens erwähnt werden follen”). 

Man hoffte damals wohl in Oſtpreußen, gerade infolge der energiſchen 
Haltung des Staats der Not der Zeit gegenüber, ſchon das Schwerſte über- 
wunden zu haben. Nur aus ſolcher Vorausſetzung wird die Denkſchrift 
ganz verſtändlich, mit der Scheltz ſich zu Beginn des neuen Jahres, am 
7. Januar 1812, Kechenſchaft über die Lage zu geben verſuchte. Die Land⸗ 
Schaft ſchulde an Finfen ſeit Weihnachten 1810 283914 Taler. Anleihen 
zu deren Bezahlung aufnehmen, hieße die Landfchaft ruinieren, ganz ab- 
geſehen davon, daß gar nicht genug Pfandbriefe zur Deckung vorlágen, 
nämlich nur für rd. 450 000 Taler Nennwert, von denen 179 800 Dománen= 
pfandbriefe wären, die dem Staat zurückerſtattet werden müßten. Es 
bleibe nur übrig, den König um einen zinsloſen Barvorſchuß von 280- bis 
300000 Talern zu bitten. Sollten ab Weihnachten 1811 wieder Finfen 
ausgezahlt werden, fo wäre ein Halbjahresbedarf von 218,888 71 Talern 
nötig. Die ſchlechte Ernte und die Teuerung gäben ſchlechte Ausſichten für 
die Zinszahlungen der Gutsbeſitzer, außer die Ruſſenbons würden bald 
ausgegeben und auch die Kriegslieferungen an die preußiſchen Truppen 


87) Geſetzſammlung 1811 S. 200 ff., Bezzenberger, Oſtpreußen in der Franzoſen— 
zeit S. 15-17; 591, 4552. 
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bald bezahlt. Die Refte der Gutsbeſitzer müßten bis zur Abzahlung ſicher— 
geſtellt werden. Zur Sicherſtellung follen ein zweijähriger Zinsrückſtand 
ſowie die Ketabliſſementsvorſchüſſe nebſt den zweijährigen Zinſen dafür pri- 
vilegiert werden und allen anderen Forderungen vorgehen; höhere Refte 
könnten freilich nicht privilegiert werden. Die Gutsbeſitzer aller Departe— 
ments ſchuldeten 913311 Taler. Am die 1813 an die Bank fällige Schuld 
von 30000 Talern abzahlen zu können, müßten in Königsberg von jedem 
Taler Reft 6, in Mohrungen 18 Pfennige erhoben werden, das ergäbe 
31140 Taler. Die Geſamtſchulden der Landͤſchaft betragen 697 939 Taler, 
darunter 300000 tal. Vorſchuß und die oben genannte Zinsſchuld von 
283914 Talern. Der König ſollte gebeten werden, daß mit der Rückzah— 
lung feines Vorſchuſſes erſt 1815 begonnen werden dürfte“). 


Am 20. Januar trat der Engere Ausſchuß zuſammen, und zwar offtziell 
für das Jahr 1811. Die Jahreszinſen für Anleihen und verkaufte Fonds- 
und Domänenpfandbriefe beliefen ſich auf 15858 Taler. Im fie aufzu— 
bringen, wurde beſchloſſen, daß die Gutsbeſitzer von ihren Reſten pro Taler 
5 Pfennige zu zahlen hätten, und zwar ab 1811; für die Zeit vorher ſollte 
es bei den Verzugszinſen bleiben. Finseingänge follen zum Rückkauf von 
Fonds- und Domänenpfandbriefen dienen, um fo den Zinſenbedarf herab- 
zuſetzen. Bis einſchließlich Johannis 1810 ſind die Kuponzinſen bezahlt, 
von den beiden ſpäteren Terminen find 283914 Taler rückſtändig, eben- 
ſoviel dürfte in den beiden nächſten Terminen rüdftändig bleiben. Dieſe 
Summe iſt nicht aufzubringen. Es ſoll daher ein Moratorium von Weih— 
nachten 1810 - Johannis 1812 bis 1816 erbeten werden; als Sicherheit 
würden die Ruffenbons dienen, in denen die bepfandbrieften Güter 
rd. 620000 Taler zu fordern hätten. Allerdings müßte der Staat dann 
darauf verzichten, von dieſen Bons feinen Vorſchuß von 200000 Talern 
abzuziehen. Ferner ſoll von Weihnachten 1812-1815 eine Herabſetzung des 
Zinsfußes von 4 auf 2% eintreten. 


Bei der Zinszahlung der Gutsbeſitzer iſt Nachſicht zu üben, wenn das 
Gut wirtſchaftlich in Ordnung iſt und höchſtens 4 Termine reſtiert. Sonft 
aber iſt zu ſubhaſtieren unter möglichſter Abkürzung des Verfahrens. Ge— 
lingt die Herabſetzung des Zinfußes, fo iſt unbedingt auf Zahlung der 
laufenden Zinſen zu halten. Das Sequeftrationswejen hat ſich nicht be- 
währt, da die Sequeſtratoren zu eigennützig ſich gezeigt haben, ſo daß 
gerade die Refte ſequeſtrierter Güter gewachſen find. Daher ſoll künftig 
dem Gutsbeſitzer die Dispoſition über ſein Gut bleiben und ihm nur ein 
Kontrolleur beigeſellt werden. Jeder nicht ſequeſtrierte Gutsbeſitzer iſt zur 
Abernahme mindeſtens einer Kontrolle verpflichtet. 


Sonft wurde nod) beftimmt, daß die beiden adligen Generallandfchafts- 
räte von den Deputierten der Ritterfchaft, der kölmiſche von den kölmiſchen 
Deputierten gewählt werden ſollte. Bei der Wahl des Generallandſchafts— 
direktors vereinigte Korff die meiſten abgegebenen Stimmen auf ſich - 
9 von 20 - und war damit wiedergewählt. 

In feinem Bericht nad) Berlin vom 8. Februar empfahl Auerswald die 
Annahme aller Beſchlüſſe mit Ausnahme der Zinſenherabſetzung. Mehr 
als 75 % der Gutsbeſitzer, fo ſchrieb er, wären nur durch die vorgefchlagenen 
Erleichterungen zu retten. An der Landſchaft liege es nicht, wenn deren 
Schuldenlast immer weiter ſtiege. Reftiere die Provinz doch an Kriegs- 
ſteuern rund 264000 Taler und an Feſtungsverpflegungsbeiträgen rund 
916000 Taler. Die Proving fei in befammernswertem Zuftand. „Von dem 
lebenden Inventar der Güter, welches durch die Diehpeft hingerafft wurde, 
fehlt noch jetzt ein ſehr großer Teil. viele der im Kriege abgebrannten oder 
zerſtörten Gebäude fehlen noch jetzt, ganze Ortſchaften ſind noch nicht 
wieder erbaut und die z. T. ſchon vor dem Kriege abgebrannten Städte 
liegen noch jetzt halb in Schutt.“ Zum Retabliſſement fehle es an Kapital, 
ebenfo zum Giiterfauf. Dazu kommen Mißernte, Arbeitermangel, Ein- 
ziehungen, hohe Preiſe für Wirtſchaftsbedürfniſſe. Kurz, Erleichterungen 
wären gerechtfertigt. Eine Entſcheidung auf dieſen Bericht iſt niemals 
erfolgt“). 

Noch während der Engere Ausſchuß tagte, am 25. Januar, hatte Har⸗ 
denberg die Erteilung weiterer Pfandbriefdarlehen verboten. Auch das 
war eine für den einzelnen harte, aber durch die Notlage und wachſende 
politiſche Anſicherheit gerechtfertigte Maßnahme; Proteſte der Landjdyaft 
blieben denn auch ergebnislos. Nur in Ausnahmefällen durfte auf Grund 
einer beſonderen Konzeſſion ein Pfandbriefdarlehen gewährt werden. Diefe 
Sperre beftand bis 1816"). 

Im Mai und Juni erlebte Oftpreufen den Durchzug der „großen 
Armee“ nach Rußland. Die Franzoſen hauſten wie in Feindesland. Ge⸗ 
treide, Heu, Vieh und Pferde wurden aufs rückſichtsloſeſte requiriert; war 
Oſtpreußen doch die letzte Etappe vor der Grenze des feindlichen Zaren— 
reichs. Diesmal wurde daher namentlich der Regierungsbezirk Gumbinnen 
ſchwer geſchädigt, deſſen Derluft auf etwa 7% Millionen Taler geſchätzt 
wird, der des Königsberger Bezirks auf rund 5 Millionen. Die Zinjen- 
einzahlung zum Johannistermin betrug unter dieſen Amſtänden mit drei 
zehntel der Geſamtſumme noch verhältnismäßig viel; beim Weihnachts⸗ 
termin aber ſank ſie auf ein Achtel. Die Pfandbriefe ſtanden in dieſem 
Jahr 34-40. Mohrungen konnte von den eingehenden Zinſen nicht einmal 


39) 2777, Rep. 2 Tit. 25 Nr. 12. 
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Anfprache Yorcks an die oftpreußifchen Stände am 5. februar 1813. 


die Gehälter zahlen und machte zu diefem Zweck eine kleine Anleihe bei 
Königsberg. 

Eine Hilfe wurde der Landfchaft und den Gutsbeſitzern in den letzten 
Monaten des Februar nur dadurch zuteil, daß 200000 Taler Domänen- 
pfandbriefe gegen Ruffenbons eingetauſcht wurden. Es gibt ein ganz an⸗ 
ſchauliches Bild von der Lage, wenn man hört, daß am 31. Dezember 1812 
im Departement Angerburg 111 Güter, deren regelmäßige Zinſen 32 780 
Taler betrugen, 109 625 Taler ſchuldeten, wovon 34728 Taler durch die 
Bons gedeckt waren. : 

Der Weihnachtsbilanz von 1812 ſeien folgende Angaben entnommen: 
Die Derfur betrug 10091275 Taler; die Zinsrückſtände waren von 
1177484 Talern zu Johannis auf 1 202 289 Taler geſtiegen; die Schulden 
an die Kuponinhaber beliefen ſich auf 443511 Taler, die Geſamtſchulden 
auf 1468275 Taler“). 


Als der Engere Ausſchuß am 11. Februar 1815 ſich wieder verſammelte, 
war der große Wendepunkt in der preußischen Geſchichte eingetreten: Die 
jämmerlichen Refte der großen Armee hatten in der Weihnachtszeit Oſt⸗ 
preußen als hilfloſe Flüchtlinge durchzogen, am 5. Februar hatte Jorck im 
Landſchaftshauſe zur Erhebung gegen die Fremoͤherrſchaft aufgerufen. 
Scheltz, der bei der Verſammlung zugegen geweſen war, erinnerte ſich 
ſeiner Worte: „Ich hoffe die Franzoſen zu ſchlagen, wo ich ſie finde, und 
die Provinz baldigſt zu befreien. Ich rechne hierbei auf die kräftige Teil⸗ 
nahme aller Einwohner. Iſt die Abermacht zu groß, nun, ſo werden wir 
ehrenvoll zu fterben wiſſen““). 


Don der Hochſtimmung dieſer Tage ließen die Verhandlungen des am 
11. Februar zuſammengetretenen Engeren Ausſchuſſes nichts ſpüren. And 
groß genug war ja die Not, der man Herr zu werden verſuchen mußte. Die 
Zahlen der Bilanz waren niederdrückend. Von 507 bepfandbrieften Gütern 
ſtanden 129 in Sequeſter oder Kuratel, 26 in Subhaſtation. Der Finfen- 
dienſt ſtockte ſozuſagen vollſtändig. Die für Lieferungen an die Truppen 
1812 ausgegebenen Bons wollte die Landfchaft beſchlagnahmen. Sie wollte 
weiter bis 800000 Taler in Ruſſenbons von den Gutsbeſitzern nach dem 
Nennwert annehmen, gleichgültig, ob dieſe ſie für Forderungen an den 
Staat erhalten oder ſonſtwie beſchafft hatten. Damit wären % der Fins- 
rückſtände gedeckt. Das letzte Drittel könnte durch Kupons bezahlt werden, 
und zwar von beliebigen, ſchon fälligen Terminen. Gequeftrationen follen 
nur verhängt werden, wenn die Landſchaft es für nötig hält; auf die vier 


1) Bezzenberger in Das Grenzland Oſtpreußen S. 31-33; 2301, 2312, 2116, 
445, 362, 2473. 


2) Bujack und Bezzenberger, zum Andenken an die Mitglieder des Preußiſchen 
Landtages von 1813 S. 11. 
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rückſtändigen Termine foll es nicht mehr ankommen. Sind nur zwei Ter- 
mine rückſtändig, ſo kann bei guter Wirtſchaftslage die Sequeſtration auf— 
gehoben werden. An laufenden Zinſen ſoll außer dem Quittungsgroſchen 
nur der achte Teil bar eingezahlt werden. Herrenloſe Güter will die Land- 
ſchaft ſelbſt erwerben dürfen. 


In ſeinem Bericht nach Berlin über dieſe Tagung empfahl Auerswald 
Genehmigung dieſer Beſchlüſſe und Erweiterung des 1812 beantragten, 
aber noch nicht bewilligten Moratoriums auf den Weihnachtstermin 1812. 
Staegemann äußerte ſich darauf zu Hardenberg im weſentlichen zuſtim— 
mend: Die Ruffenbons ſtänden ſchlecht, die Gutsbeſitzer würden alfo gut 
wegkommen, wenn die Landfchaft fie ihnen zum Nennwert abnähme. Eben 
800000 Taler - 300000 bar und 500000 in Domänenpfandbriefen - 
ſchulde die Landfchaft dem Staat, der alfo ſeine eigenen Schuldfcheine, die 
Ruffenbons, dafür werde annehmen müſſen. Aber es hieße, um jeden 
Preis aus der Verſchuldung herauskommen. Zedoch follte bedingt werden, 
daß dies nur für die Kückſtände bis einſchl. Johannis 1812 gilt und daß 
ab Weihnachten 1812 die Kückſtände bar oder in Kupons zu berichtigen 
ſind. Die Zinſenzahlung ab Johannis 1815 aber müſſe regelmäßig erfolgen, 
mindeſtens die Hälfte müſſe unbedingt gezahlt werden, zumal der Krieg 
ſich von Oſtpreußen entfernt habe. Daher dürfe ab Weihnachten 1812 auch 
nur in jeweils fälligen Kupons gezahlt werden, für die früheren Termine 
aber in beliebigen, denn das erleichtere der Landfchaft die Abtragung der 
Refte, und die Kuponinhaber können durch Verkauf ihrer Kupons an die 
Gutsbeſitzer ſchneller befriedigt werden. Nur in einem allerdings ſehr 
wichtigen Punkt lehnte Staegemann die Wünſche des Ausſchuſſes ab: Don 
den Lieferungsbons für 1812 müßte zunächſt die Dermögens- und Grund- 
ſteuer eingezogen werden, und dann würde für die Landfchaft wohl nichts 
übrig bleiben. 


Hardenberg hat zu dieſem Bericht nicht Stellung genommen. Auf eine 
Erinnerung Auerswalds wurde am 2. September erwidert, jetzt, wo das 
wichtigſte Intereſſe des Staats der Entſcheidung nahe wäre, könnten dem 
Staatskanzler die verwickelten Fragen der Landſchaft nicht vorgetragen 
werden. Man ſollte ſich einſtweilen nach Staegemanns Bericht richten“). 


Der Rückgang der Zahlungen in den erſten Monaten 1813 ließ die 
Generaldirektion die Zügel etwas ſtraffer anziehen. Am 10. März ſchrieb 
fie den drei Departements, ſelbſt ertragsfähige Güter zahlten wenig oder 
nichts; auch Mitglieder der Kollegien blieben im Rüdftande. Es müſſe 
Sequefter oder Kuratel verhängt werden, ſobald vier Termine geſchuldet 
würden, und wenn dieſe Mittel nichts verſchlügen, ſei das Gut zu ver— 
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pachten. Sicherlich würden ſich jetzt, wo auf Freiheit des Handels Hoff- 
nung beſtehe, viele Pächter finden. Königsberg erwiderte, die Lieferungen 
von Pferden, Vieh und Wagen hemmten die Beftellung aufs empfindlichſte, 
auf Zinſen ſei nicht zu rechnen. Gute Pächter ſeien zumal infolge des 
erleichterten Erwerbes von Grundeigentum ſelten; angemeſſene Pacht— 
ſummen könnten gerade bei den in Sequefter ſtehenden devaſtierten 
Gütern nicht gegeben werden. So bringe die Pacht meiſt nur die Derwal- 
tungskoſten ein. Aber die Generaldirektion beharrte auf ihrem Stand- 
punkt: Gute Pächter ſeien da, viele tüchtige Landwirte zögen Pachtung 
einem Eigenbeſitz vor. 


Doch auch Mohrungen wollte von Verpachtungen nichts wiſſen. Drei 
Güter hätte es vergeblich zur Verpachtung ausgeboten. Jede Abſatzmög⸗ 
lichkeit fehle. 


Auch ſonſt blieb die Generaldirektion feft: zu Weihnachten müßte un- 
bedingt mindeſtens die Hälfte der Finfen gezahlt werden, verfügte ſie am 
24. Juni. Wo das nicht mit Beſtimmtheit zu erwarten fei, müſſe die Land⸗ 
ſchaft ſich rechtzeitig des Einſchnitts verſichern. Eine ſolche Haltung einzu⸗ 
nehmen war nicht leicht. Berichtete doch Angerburg, das immer noch am 
beften ſtand, am 1. Juli, 103 Güter hätten 121 157 Taler Zinsreſte gegen 
93129 am 1. Januar; niemand wolle Güter mit mehr als vier Terminreſten 
pachten. 


Die Haltung der Generaldirektion iſt um ſo anerkennenswerter, als 
ſelbſt die Staatsbehörden den Mut ſinken ließen. Die Königsberger 
Regierung berichtete am 24. Auguſt nach Berlin, der innere Zuſtand Oſt⸗ 
preußens ſei weit kläglicher als der einer anderen Provinz. Eine Dieh- 
ſeuche drohe das ganze Land zu ergreifen. Dann hätte Oſtpreußen in ſechs 
Jahren zweimal faſt feinen ganzen Viehſtand und den größten Teil des 
Pferdebeſtandes eingebüßt. Große und kleine Landwirte litten gleichmäßig. 
Trotzdem „verfahren wir bei Einziehung der Gefälle mit dem größten 
Ernſt. In den Monaten Zuni und Zuli ſind mehr als 20 Militárexetutions= 
kommandos in der Provinz gleichzeitig beſchäftigt geweſen und haben in 
einigen Kreiſen und Amtern mehrere Wochen hindurch geſtanden, ohne viel 
ausgerichtet zu haben. Wir mußten ſolche endlich abrufen, weil die Be- 
zahlung der Gebühren den Zuftand der Eingeſeſſenen noch mehr ver— 
ſchlimmerte“. 


Erſt wenn man dazu die wiederholt geſchilderten ſonſtigen Notſtände 
und die Opfer, die der Krieg dauernd erforderte, bedenkt, wird man der 
Haltung der Generaldirektion ganz gerecht werden können. Welche 
Lefftungen die Provinz damals trotz aller Not möglich gemacht hat, wird 
ſich kaum genau ermitteln laſſen; für den Regierungsbezirk Königsberg 
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ſchwanken die Angaben für die Zeit von Januar 1813 bis Zuni 1814 zwi⸗ 
ſchen 2-3 ½ Millionen Talern“). 

Der Johannistermin brachte */20 der fälligen zinſen. In Berlin mußten 
die ſchwerſten Sorgen um den Beſtand des Kreditſyſtems hochkommen. 
Das Finanzkollegium (Staegemann) führte in einem Erlaß vom 15. Sep⸗ 
tember eine ſehr ernſte Sprache, wies auf die Staatsbeihilfen, auf die Er- 
leichterung, die die Zahlungsmöglichkeit in Kupons gewährte, hin: „Es 
iſt ganz unverkennbar, daß das Nichtzahlen der Zinſen erſt dann zur Regel 
wurde, als die Gutsbeſitzer zu der Aberzeugung gelangten, daß die gewöhn- 
lichen zwangsmittel von Sequeſtrationen und Subhaſtationen ganz un⸗ 
fruchtbar bleiben würden, ſobald es nur erſt dahin gediehen, daß die Mehr- 
heit keine Zinſen mehr zahlte. Bei der glücklichen Wendung der allge- 
meinen Angelegenheiten kann der Zeitpunkt nicht mehr fern ſein, wo die 
innere Ordnung wieder hergeſtellt ift und die Verpflichtung zur Zahlung 
ſeiner Schulden nicht mehr bloß vom guten Willen abhängt. Auch bei 
ſchonendſter Anwendung werden dann die durch Maßnahmen der Gerech⸗ 
tigkeit ſchwer getroffen werden, die ihre Zinſen aufhäufen ließen, weil es 
an Exekutionsmitteln fehlte.“ Die Gutsbeſitzer ſollen erhalten bleiben, 
aber nicht auf Koſten der Gerechtigkeit. Der Engere Ausſchuß gab in ſeiner 
Antwort vom 27. September der Notlage und dem mangelhaften Erſatz 
in Lieferungen die Schuld. 

And dann war es ſchließlich der Staat ſelbſt, der Entgegenkommen für 
notwendig hielt. Eine Kabinettsordre vom 17. November verfügte die 
grundſätzliche Einſtellung der Sequeſtrationen bis zum 1. April. Die 
Generaldirektion hielt das für falſch. Sie erörterte am 21. Dezember, das 
werde den Landwirt veranlaſſen, im Winter auf eigene Rechnung Produkte 
und Holz zu verkaufen, und feine Kückſtände würden dadurch nur wachſen. 
Es ſolle daher beantragt werden, daß die Fortſetzung laufender Sequeftra- 
tionen geſtattet werden möchte. In jedem Fall müßten die Gutsbeſitzer ſich 
verpflichten, kein Inventar zu veräußern und nicht über den Etat abzu⸗ 
holzen. Eine Antwort aus Berlin iſt darauf nicht erfolgt. Aber am 
14. April 1814 verfügte der König aus Paris, daß alle Exekutionen gegen 
die Gutsbeſitzer vorläufig zu unterbleiben hätten. 

Im September 1813 war der Engere Ausſchuß wieder zuſammen— 
getreten, und zwar zu ſeiner letzten Tagung überhaupt. Es wurde be- 
ſchloſſen, daß ab Weihnachten 1815 die Gutsbeſitzer in Königsberg und 
Mohrungen ein Sechſtel der Zinſen in bar, den Reft in Kupons zahlen 
könnten, die in Angerburg, das keine Anleihen hatte, nur in Kupons; auch 
können Forderungen an den Staat aus Lieferungen ftatt Zinſen angenom⸗ 
men werden. Die der Bank noch geſchuldeten 30 000 Taler ſollten in Ruſſen— 


4) 362, 401, Bezzenberger, Oſtpreußen in der Franzoſenzeit S. 32 und 47. 
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Staatsminifter 


Burggraf und Graf zu Dohna-Schlobitten 


General=Landfchafts=Direktor 1813-1831. 


bons gezahlt werden. Die Landſchaftsdepartements follen mit Genehmi⸗ 
gung der Generaldirektion ſubhaſtierte Güter kaufen dürfen, wenn ſie nur 
auf dieſe Weiſe Derlufte vermeiden können. Mit der Zahlung der Bankſchuld 
in Bons erklärte Finanzminiſter von Bülow ſich einverſtanden, wegen An- 
kauf von Gütern durch die Landfchaft behielt er ſich noch eine Entſcheidung 
vor. Im März 1814 hatte die Landfchaft übrigens bereits rund 300000 
Taler in Ruſſenbons von den Gutsbeſitzern angenommen. 

Dieſem letzten Engeren Ausſchuß oblag noch die Wahl eines General— 
landſchaftsdirektors. Korff war im Juli 1813 geſtorben. Man entſchied 
ſich für Graf Alexander Dohna-Schlobitten. Es iſt nicht ohne weiteres 
klar, warum man einen Mann mit der Leitung der Landfchaft betraute, 
der als Miniſter bisweilen ſehr ſcharfe Töne gegen die Haltung der Direk— 
tion gefunden hatte, der zu Hardenberg nicht in den beſten Beziehungen 
ftand, der noch kein landfchaftliches Amt bekleidet hatte. Am wahrſchein— 
lichſten iſt eine Erklärung aus der patriotiſchen Einſtellung jener Zeit: 
Dohna hatte ſich 1806 als Beamter und zumal als Charakter prächtig 
bewährt und er hatte bei der Erhebung von 1813 an führender Stelle ge— 
ſtanden, ſo daß es unter den in Frage kommenden Männern kaum einen 
gab, der ihm an allgemeinem Anſehen gleichkam. Möglich iſt auch, daß 
der Adel von ihm eine kräftige Förderung der ſtändiſchen Intereſſen er— 
wartet haben wird“). 

Dohna übernahm eine ſchwere Erbſchaft. Die Zinſenauszahlung der 
Landſchaft ruhte. Es hieß, vor allem dieſe in Gang bringen, ſollte die 
Landſchaft gerettet werden. Die Kabinettsordre vom 17. November 1813 
hatte beſtimmt, daß den Pupillen mindeſtens ein Viertel der Jahreszinſen 
zu zahlen fei, alſo von den Pfandbriefen 1 Prozent. Da etwa der 
ſechſte Teil der Gelder in Pupillengeldern beſtand, wurde am 2. Februar 
verfügt, daß mindeſtens ein Zwölftel der Halbjahreszinfen bar zu 
entrichten war. Damals ſtanden noch ſchwere Kämpfe bevor, ſchien 
das Ende des Krieges nicht ganz gewiß. Als aber die General- 
direktion am 20. April mit den Departementsdirektoren beriet, war 
der Sieg errungen. Im Mittelpunkt der Erörterungen ſtand der Be— 
ſchluß, mit den laufenden Zinszahlungen Weihnachten, wenn nicht Johannis 
1814 zu beginnen. Wegen der rückſtändigen Zahlungen wollte man ftaat- 
liche Beſtimmungen abwarten; man hoffte, fie durch Bons begleichen zu 
können. Zur Zinſeneinziehung ſoll jedes Departement zwei Exekutoren 
einſetzen; Mobiliar, Getreidebeſtände, überflüſſiges Inventar find in erſter 
Reihe zu verſteigern. In jedem Kollegium werden zwei Rate und der 
Sundikus mit der Aufficht über die Einziehung der Refte beſonders beauf— 
tragt. Wo Verpachtung nicht hilft, iſt zu ſequeſtrieren. Die hoffnungslos 


45) 2301, 368, 2634, 2749, 2615, Rep. 2 Tit. 93 Sr. 15. 
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devaftierten Güter möchte der Staat auf den Staatsſchuldentilgungsfonds 
übernehmen. 

Angerburg meldete darauf 20 Güter als hoffnungslos; weitere 16 
wären zu retten, falls der Staat die Deckung der Finsrefte übernehmen 
würde. 

Eine Kabinettsordre vom 3. Juni forderte regelmäßige Zahlung der 
laufenden Finfen. Königsberg ordnete darauf am 6. Auguſt an, daß ab 
Johannis 1814 von den laufenden Finfen ein Viertel in bar, drei Viertel 
in Kupons gezahlt werden könnten; außerdem müßten die Rückſtände 
nach Möglichkeit beglichen werden. Sequeſtration ſollte nur ſtattfinden, 
wenn der ungedeckte Riidftand vier Termine ausmache oder das Gut 
in ſchlechtem Zuſtand ſei, ſonſt genüge Exekution. Die Generaldirektion 
bemerkte dazu, man ſollte vier rückſtändige Termine nicht etwa als 
Norm anſehen, und Angerburg riet geradezu zur Verhängung von 
Sequeſtrationen; denn ohne ſtrenge Kontrolle beſtände die Gefahr, daß 
die Beſitzer ihre Güter vernachläſſigten. Von 31874 Talern Zinſen zu 
Johannis 1814 waren in Angerburg 11362 Taler eingegangen, einen 
Wonat ſpäter 18 256; aber die Generaldirektion war damit nicht zufrieden 
und forderte energiſcheres Durchgreifen; Anfang Februar betrug in Anger— 
burg der Zinſenreſt von Johannis 1814 noch 7768 Taler, der aus früheren 
Terminen 76435 Taler. 

Nicht ſo energiſch konnte die Generaldirektion dem Departement Moh— 
rungen gegenübertreten, da dieſes 1814 eine Mißernte erlitt. Sie warnte 
ſogar am 2. Juni, den Beſchluß vom 20. April nicht zu ſcharf anzuwenden; 
Saat und Brotgetreide müſſe den Gütern bleiben, auch folle man die Der- 
käufe in Hoffnung auf beſſere Zeiten nicht übereilen. Mißbrauch dürfe 
mit ſolchem Entgegenkommen nicht getrieben werden. Mohrungen er— 
widerte, ſeit Menſchengedenken fei keine Ernte fo Schlecht geweſen, dazu 
ſei noch nicht alles beſät geweſen. Zinszahlungen möchten auch in älteren 
Kupons geſchehen dürfen. Das wurde zwar mit Rüdficht auf die „trüb— 
ſeligen Zeiten” genehmigt, aber die laufenden Zinſen müßten aufgebracht 
werden, ſonſt ſei Exekution oder Sequeſter zu verhängen, da Subhaſtationen 
ja verboten ſeien. Doch ging nicht einmal Y, der Johanniszinſen ein, und 
Sequeſtrationen, ſo erklärte das Departement am 5. November, könnnten 
die Schulden nur vermehren. 

In Königsberg war bis Ende Oktober gut % der Johanniszinſen ein- 
gegangen, und in dieſem Departement griff die Generaldirektion auch 
ſchärfer durch. Sie hatte ſofortige Beſchlagnahme der zu Martini fälligen 
baren Gefällen der Gutsleute angeordnet und gegen den Willen des Depar— 
tements daran feſtgehalten, daß zwei Exekutoren eingeſetzt wurden“). 


46) 304, 270, 4007. 
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Nach Berlin mußte fie freilich eine andere Sprache führen. In zwei 
großen Berichten vom 13. Oktober und 28. November ſchilderte fie die Ge— 
ſamtlage: Don 503 bepfandbrieften Gütern find 121 in Sequeſtration. 
Seit dem Kriege hätten 3033333 Taler Zinſen und Quittungsgroſchen von 
den Gutsbeſitzern gezahlt werden follen; gezahlt find 1900183 Taler. Die 
Lanoͤſchaft ſchuldet den Kuponinhabern 900925 Taler, hat aber 400 022 
Taler in Ruſſenbons, die in Kupons umgeſetzt werden ſollen. Die fehlen⸗ 
den 500903 Taler wären leicht einzutreiben, wenn die Gutsbeſitzer endlich 
ihre Lieferungen voll vergütet erhalten würden; man bemühe ſich, die 
Zinſen einzutreiben, aber die Verarmung ſei zu groß, die Hilfsquellen 
zu gering; dazu brachte 1814 eine ſchlechte Ernte. 


Seit Weihnachten 1810 iſt die Zahlung der Kuponzinſen ſo gut wie 
eingeſtellt; von Johannis 1806-1814 wären von 2998 560 Talern 900 095 
rückſtändig. Von 1807-1810 ſind Anleihen von über Zoo doo Talern zu 
6-15 Prozent aufgenommen; die Zinſen davon ſind ftets bezahlt und von den 
Anleihen alles bis auf 67025 Taler, von denen 50000 erſt 1829 fällig 
werden (Friedländerſche Schuld). 200000 Domänenpfandbriefe find zurück— 
gegeben. 


Die ungewöhnlichen Unglücksfälle, die die Provinz ſeit 1806 betroffen 
hatten, werden in Erinnerung gebracht, desgleichen die Derlufte der Land- 
wirte durch Aufhebung der Brennerei- und Brauereigerechtigkeit und des 
Mühlenzwanges. Verändern ſich auch die bäuerlichen Verhältniſſe, fo ver— 
mindern ſich die Taxanſchläge von 2249266 Taler, d. h. um einen Be— 
leihungswert von 1% Millionen, nachoͤem die eben genannten Derände- 
rungen bereits eine ebenſo hohe Verminderung verurſacht haben. 

An einen vollſtändigen Eingang der Zinsrückſtände der Gutsbeſitzer iſt 
nicht zu denken. Nur zwei Mittel könnten das Kreditſyſtem retten: Verkauf 
der Güter um jeden Preis oder energiſche Staatshilfe. Nur zu dieſem 
Mittel kann geraten werden. Denn dem Staat muß daran liegen, „daß 
eine Menge ländlicher Beſitzungen, die vor dem Kriege in hoher Kultur 
ſtanden, im Kriege aber die außerordentlichſten Hilfsmittel an Menſchen, 
Derpflegungsmitteln und andern Kriegsbedürfniſſen geleiſtet und viele 
Landeslaſten getragen, dagegen aber das Ihrige verloren haben, wieder in 
Aufnahme kommen und daß eine große Anzahl rechtſchaffener Beſitzer, die 
ihre Treue und Anhänglichkeit an König und Vaterland durch Gut und 
Blut betätigt haben, nicht dem Elend und Hungertod preisgegeben werden, 
währenddem die übrige Provinzen ſich der Aushülfe des Staats erfreuen“. 
Es möchten 5 Millionen Taler — das wären 2 Prozent des ganzen 
Schadens - im Laufe von ſechs Jahren gegeben werden. Die Regierungen 
müßten fo viel, als zum Ausgleich der rückſtänodͤigen und nicht vollſtändig 
aufzubringenden Zinſen erforderlich wäre, der Landfchaft von dieſer Summe 
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vorſchießen dürfen. Sequeftrierte und devaſtierte Güter müſſen ohne Auf⸗ 
ſchub in andere Hände übergehen. Zur Deckung der dabei unvermeidlichen 
Ausfälle werden 1% Millionen erbeten. Kapitalkündigungen müßten 
unterbleiben, bis die Pfandbriefe den Parikurs erreicht hätten; jetzt ſtänden 
ſie auf 80“). 

Finanzminiſter von Bülow verſuchte zunächſt mit einem kleinen Mittel 
zu helfen: 1815 wäre von der Kaufmannſchaft eine Zwangsanleihe von 
250000 Talern erhoben; deren Rückzahlung könnte zunächſt zugunſten 
der Landſchaft verzögert werden. Auerswald erwiderte, ganz abgeſehen 
davon, daß eine ſolche Maßnahme böſes Blut machen müßte, wäre mit 
einer ſolchen Summe nicht geholfen. Der Miniſter des Innern von Schuck⸗ 
mann aber verſprach, ſich für eine Staatshilfe einzuſetzen. Aber die laufen⸗ 
den Zinſen ab Johannis 1814 müßten unbedingt gezahlt werden, für die 
ausbleibenden Beträge der Gutsbeſitzer wolle er Bülow um einen verzins- 
lichen Vorſchuß bitten. Das ginge freilich erſt ab Weihnachten 1814. Zum 
Johannistermin wäre ein andrer Ausweg zu ſuchen. 

zu Johannis 1814 war ein Viertel der Zinſen eingegangen. Da eine 
allgemeine Zinſenauszahlung unmöglich war, beſchloß die Generaldirektion 
am 18. Dezember, nur die Pupillen und pia corpora zu befriedigen. Vom 
Weihnachtstermin ging allmählich im ganzen ein Drittel ein. 

Das Jahr 1814 brachte übrigens wiederholt Konflikte zwiſchen der 
Regierung und dem Ständiſchen Komitee, an deſſen Spitze Dohna ftand, 
während Scheltz ſozuſagen deſſen Schriftführer war. Näher kann darauf 
nicht eingegangen werden, weil alles Weſentliche bereits veröffentlicht ift 
und eine Rückwirkung dieſer namentlich im April und Dezember ſehr 
ſtarken Spannungen auf die Haltung der Regierung zur Landſchaft nicht 
erkennbar ift; im März 1815 erfolgte auch eine Derföhnung zwiſchen Dohna 
und Schuckmann. Es handelte ſich um die neue Kreiseinteilung, die Wahl 
der Landräte, das Gendarmerieedikt und um die Durchführung der bäuer- 
lichen Regulierungen. Scheltz erſcheint bei der Oppoſition als treibende 
Kraft. Nur eine unbekannte Eingabe der Generaldirektion an die Imme- 
diatkommiſſion zur Leitung der Beratungen der interimiſtiſchen Landesver- 
ſammlung vom 2. April 1814 ſei wiedergegeben: Da dieſe Derfammlung 
über die Eigentumsverleihung der Bauerngüter und über die Parzellierung 
der Güter verhandeln ſolle, wird unter Berufung auf $197 des Landſchafts⸗ 
reglements daran erinnert, daß die Landſchaft bei Dismembrationen, Der- 
Äußerungen und Vererbpachtungen mitzuwirken habe. Auf die bäuer- 
lichen Dienſte ſei ein Kredit von etwa 1% Millionen Talern gegeben, die 
Landſchaft fei an der Angelegenheit alſo aufs höchſte intereſſiert. Zudem 
ſind viele nicht taxierte Güter mit Bauern beſetzt. Am beſten unterbliebe 
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die ganze Aktion, mindeftens aber dürfte fie nicht zwangsweiſe und in 
einer beftimmten Zeit durchgeführt werden, ſondern nur durch freiwilliges 
Aebereinkommen zwiſchen Gutsbeſitzern und Bauern ſowie bei bepfand- 
brieften Gütern nur mit Zuſtimmung der Landͤſchaft“). 


Am die Johanniszinſen von 1814 auszahlen zu können, beantragte die 
Generaldirektion im Januar 1815 bei Schuckmann, aus ihrem Beſtande 
von rund 337000 Talern in Ruffenbons für dieſe Zahlung 70000 Taler 
und für die Weihnachtszahlung 105-120 ooo Taler; der Reft würde für 
die Finfenzahlung von Johannis 1815 zu realiſieren fein. Bülow, an den 
Schuckmann dieſen Antrag weitergab, ſtimmte zu; fobald die Landͤſchaft 
bekanntgäbe, daß ſie die Johannis 1815 fälligen Zinſen auszahlen wolle, 
werde er den Reft überweiſen, 70000 Taler fofort, 105-120 ooo in zwei 
Monaten. / 

Indem fo die Ruſſenbons zur Grundlage der Wiederaufnahme der 
Zinſenauszahlung wurden, mußte den Gutsbeſitzern, die fie bei der Land- 
ſchaft hinterlegt hatten, die freie Verfügung darüber entzogen werden, 
ſofern ſie nicht entſprechende Barzahlungen zuvor leiſteten. 

Ganz gewiß genügte dieſe Unterftügung bei weitem nicht. Aber was 
Dohna in einem Schreiben an Schön vom 22. Februar 1815 zur Geneſung 
der Landſchaft forderte, ging weit über das Erreichbare hinaus: Sechs— 
jähriger Erlaß der Grundfteuer, Aufhebung der feít 1810 eingeführten 
Abgaben, Aufhebung des Zwangsregulierungsgeſetzes, das das den Guts- 
herren gehörende Land und Inventar „ſchenkt“ und die gutsherrlichen Rechte 
auf Erhaltung der Grundſätze des Rechts und des Kredits und die Sicher- 
heit der Erhaltung eines kräftigen Bauernſtandes untergräbt. Erreichbar 
konnte allein fein Dorfchlag fein, einen Fonds zur Befeftigung des Kredits 
und zur Anterſtützung notleidender Beſitzer (Amortiſationsfonds) zu ſchaffen. 

Eine große Beruhigung brachte eine Derordnung vom 1. März, daß 
Sequeſtrationen nur wegen der ſeit Johannis 1814 eingetretenen Refte 
verhängt werden ſollten, aber nicht wegen älterer Refte. Einem Mißbrauch 
dieſes ſtaatlichen Entgegenkommens ſuchte die Generaldirektion durch die 
Beſtimmung vorzubeugen, daß die Departements ſich auch weiterhin um 
Einziehung der alten Refte zu kümmern hätten, daß beſtehende Sequeftra- 
tionen nicht geradezu aufzuheben ſeien; es müßten Aufſeher über die Er- 
haltung von Inventar und Waldungen beſtellt werden, und wo keine 
Gewähr für volle Zinszahlung zu Johannis 1815 beſtände, müßte es beim 
Sequeſtrieren bleiben. Ein weiteres ſtaatliches Entgegenkommen ſtellte die 
Beſtimmung dar, daß für 1814 die Bezahlung nur eines Termins zunächſt 
genügen ſollte; die Generaldirektion konnte daher erklären, daß dem, der 


48) 2303, vgl. im übrigen Bezzenberger, Aktenſtücke des Provinzialarchivs [in 
Königsberg 1786-1820 S. 28-30, 37 f., 39, 51, 125-128, 133. 
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mehr als einen vollen Termin bezahlt hätte, der Aberſchuß zu Johannis 
1815 angerechnet werden durfte. 

Am 1. Juli verfügte die Generaldirektion weiter mit Bezug auf den 
Erlaß vom 1. März, daß gegen Säumige ſtreng eingeſchritten werden 
müßte, ſobald Ausſicht auf Erfolg beſtünde. Wer nur Ackerbau treibe, 
dürfe Zahlungsaufſchub höchſtens bis Martini erhalten. Zu Weihnachten 
1815 aber dürfe überhaupt nichts geſtundet werden und zu Johannis bei 
den Gütern nicht, deren Sequeſter auf ihren Antrag aufgehoben ſei. Anger⸗ 
burg mußte dann aber doch bis Ende des Jahres die Johanniszinſen ſtunden 
und meldete am 1. Dezember noch einen Zinſenfehlbetrag von 17 810 Talern. 


Immerhin konnte die Generaldirektion am 24. Juli beſchließen, im 
Herbſt die ſämtlichen Finfen vom Weihnachtstermin 1814 auszuzahlen, zum 
Teil unter Realifierung von Ruſſenbons, wozu Hardenberg feine Zu— 
ſtimmung gab. 


Es war gleichſam die Beendigung der Kriegszeit für die Landfchaft, 
wenn der König ihr am 6. Auguft ſchrieb, er werde dem Anvermögen der 
Gutsbeſitzer, ſoweit die Kräfte der Staatskaſſe es geſtatteten, zu Hilfe 
kommen. Das Finanzminiſterium fei ermächtigt, zum Retablifjement der 
Wirtſchaften und zur Beſtellung der Winterfelder ſolche Vorſchüſſe zu 
gewähren, die ohne Zurückſetzung anderer dringender Aufgaben zuläſſig 
ſeien; die Bedingungen für die Rückzahlungen der Vorſchüſſe ſollten mög— 
lichſt günſtig geſtaltet werden. 

Im Juni verfaßte Scheltz eine von Dohna ergänzte Denkſchrift, die für 
den Generallandtag beſtimmt war, aber ſchon hier behandelt ſei, weil fie 
einen guten Kückblick über die Entwicklung ſeit 1805 bietet. Im die Finfen- 
zahlungen aufrecht erhalten zu können, machte die Landfchaft 437 256 Taler 
Schulden, die bis auf 67 025 Taler bezahlt find. Auch die vom Staat 1809 
geliehenen Domänenpfandbriefe von 300000 Talern find zurückgegeben, 
jedoch noch nicht ein weiterer ebenſo hoher Vorſchuß in Domänenpfand⸗ 
briefen. Das Anleiheſyſtem war zu koſtſpielig und mußte daher aufhören; 
durch Verkauf von Verſatzpfanoͤbriefen und durch hohe Zinſen entſtand ein 
Derluft von 151255 Talern. Die Folge war aber, daß ab Weihnachten 
1809 kaum noch Zinſen ausgezahlt werden konnten. Die Johanniszinſen 
1810 wurden mit Hilfe eines unverzinslichen Staatsdarlehns von Zoo ooo 
Talern bezahlt, das außerdem zur Schuldentilgung und zur Einlöſung von 
verſatzpfanoͤbriefen diente. Durch das Kompenſationsſyſtem konnten die 
Gutsbeſitzer von Maklern Kupons kaufen und dieſe zum Nennwert an die 
Landfchaft geben, wodurch in einer für die Beſitzer vorteilhaften Weiſe 
Zinſen eingezahlt werden konnten. Weitere umfangreiche Berichtigungen 
wurden durch die Ruffenbons ermöglicht, von denen die Landfchaft noch 
307 971 Taler in Beſitz hat. 
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Bei der Mobilmachung 1805 erfolgten die erften Lieferungen und 
infolge davon die erſten Rüdftände; Johannis 1805 waren es 19 350 Taler, 
Johannis 1806 39 168 und ein Jahr danach 195 567. Die Provinz verlor 
im Kriege 245312 Pferde, 49431 Fohlen, 137 616 Ochſen, 175109 Kühe, 
133803 Stück Jungvieh, 478 719 Schafe, 320039 Schweine, und lieferte 
3596348 Scheffel Getreide, die nicht bezahlt wurden. 1812 wurden ab- 
geſehen von Plünderungen 104 710 Pferde, 151561 Rinder, 3030457 
Scheffel Getreide geliefert. Beiden Kriegen folgten Menſchen- und Dieh- 
ſterben. Es fehlt an Menſchen, Vieh und Inventar, der Düngungszuſtand 
iſt ſchlecht. Trotz ſeiner dünnen Bevölkerung von 950 auf die Quadrat— 
meile gegen 1500 in der Mark und 3000 in Schleſien hat die Provinz 1813 
von 158766 Mann 73446 geſtellt. Preußen hat für Lieferungen 
152 558 030 Taler und für Beſchädigungen 130 341 615 Taler zu fordern, 
aber ein Antrag auf eine Staatshilfe von 5 Millionen iſt nicht beantwortet 
worden. Durch die Aufhebung der Brau- und Brennereigerechtigkeit und 
des Mühlenzwangs ſowie durch die Kegulierungsgeſetzgebung ift ein 
Kredit von 3 Millionen betroffen; die Zinſen hierfür werden ſchwer auf— 
zubringen ſein“). 


19) 1655, 543, 2301, 364, 2036, 532, 4770, 4778, 4771. 


Fünfter Abfchnitt 


Neue Krifen und allmähliche Gefundung (1815-1832) 


Am 25. September 1815 wurde der exfte Generallandtag nad) dem 
Kriege unter Auerswalds Vorſitz eröffnet. Erſchienen waren die vier Mit— 
glieder der Generaldirektion, je zwei Mitglieder der drei Departements und 
33 Deputierte, davon 10 Kölmer. Die Generaldirektion legte die Geſamt— 
lage dar, wie ſie ſich aus der Denkſchrift von Scheltz ergab, und verfehlte 
nicht hinzuzuſetzen, daß Preußen nicht wie die andern Provinzen einen 
Kontributionsnachlaß erhalten habe, obwohl der Mark gleich nach dem 
erſten Krieg 700000 Taler gewährt ſeien, während Schleſien 1812 700 000 
und im März 1815 470000 Taler erhalten habe. Preußen ſei alſo in 
kränkender Weiſe zurückgeſetzt. 


Es ift ſchwer, diefes Urteil anzuerkennen, das ganz doch nur verſtänd— 
lich iſt, wenn man annimmt, daß der moderne einheitliche Staatsbegriff 
damals noch keineswegs eine Selbſtverſtändlichkeit war, ſondern jedes Land 
noch ein gewiſſes Sonderdaſein führte, wie denn auch der längſt über⸗ 
wundene Dualismus zwiſchen Staat und Bevölkerung, wie wir gleich 
ſehen werden, noch einmal ſpürbar wird. Aber es wurde wohl für richtig 
gehalten, ſich für zurückgeſetzt zu erklären, weil man gerade dadurch den 
Staat zu einer energiſchen Hilfe bewegen zu können hoffen mochte. 


Die Beſchlüſſe dieſes Generallandtags verbinden zumeiſt den Derfud), 
Ordnung unter möglichſter Erhaltung der Gutsbeſitzer zu ſchaffen, eng mit 
der Forderung nach Staatshilfe. 

Rettungslofe Güter follen nur verkauft werden, wenn die Beſitzer auch 
dann nicht zu halten ſind, nachdem der Staat ſeine Verpflichtungen ihnen 
gegenüber erfüllt hat. Werden bei ſolchen Verkäufen nicht zwei Drittel 
der Taxe geboten, fo kann die KLandfchaft dieſe Güter ſelbſt kaufen, ver- 
pachten oder weiterverkaufen; Verpachtungen haben freilich wenig Aus— 
ſicht, weil die Landfchaft den Pächtern ſolcher devaſtierten Güter nicht die 
zum Retabliffement erforderlichen Vorſchüſſe geben kann. Rettungslos find 
Güter, die weder durch Sequeſtration noch durch Verpachtung die Hälfte 
der Zinſen aufzubringen vermögen und auch nicht nach Zahlung der Staats- 
vergütungen ertragfähig werden. Am beſten werden ſolche Güter zwangs— 
verſteigert. Der Staat möchte die bei ſolchen Subhaſtationen unvermeid— 
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lichen Ausfälle übernehmen, denn - eine ſeltſam altertümliche Auffaſſung 
- die Schäden find durch den Krieg entftanden — alſo durch den Staat 
verſchuldet - und die ruſſiſchen Vergütungen find zu allgemeinen Staats- 
ausgaben verwandt; die Landfchaft aber könne die Ausfälle nicht tragen. 


Die Ausfälle bei ſequeſtrierten Gütern werden auf 584 500 Taler an- 
genommen. Auch dieſe kann die Landfchaft nicht decken; daher möchte der 
Staat feine bisherigen Vorſchüſſe darauf verrechnen und außerdem den 
Quittungsgrofhen von den 7 Millionen Domänenpfandbriefen, d. h. 
111133 Taler, darauf anrechnen laſſen. 


Die vor Johannis 1814 fällig geweſenen Zinſen können nur dadurd) 
gezahlt werden, daß der Staat Lieferungsſcheine in kleinen Staatspapieren 
zu 1-50 Talern ausfertigt und fie der Landſchaft und andern Kompetenten 
überläßt; die Staatsſchuldſcheine ſtehen 18 Prozent höher als die alten 
Kupons. Im die Finfenzahlung zu Weihnachten 1814 und Johannis 
1815 voll zu ermöglichen, möchte der Staat 300000 Taler in Ruffenbons, 
und zwar zunächſt 30000 Taler, nach dem Nennwert einlöfen. Die Finfen 
dieſer Bons follen den Gutsbeſitzern, für die fie bei der Landidaft hinter- 
legt ſind, auf die Zinſen dieſer beiden Termine angerechnet werden und ein 
etwaiger Aeberſchuß auf ältere Refte. Zunächſt foll zur Zinſenzahlung von 
Weihnachten 1814 notfalls eine kurzfriſtige Anleihe von 30000 Talern zu 
o Prozent aufgenommen werden. Ab Weihnachten 1815 werden die Zinſen 
durch eine zum Retabliſſement beſtimmte Staatsbeihilfe voll gedeckt. 
2 Millionen ſollen erbeten werden. Ein voller Erſatz der Schäden iſt damit 
nicht beabſichtigt; betragen dieſe doch allein für Pferde, Vieh und Getreide 
mindeſtens 10 Millionen. Der Schadenanteil jedes Gutes wird nach feſten 
Sätzen berechnet, z. B. ein Pferd 50 Taler, ein Ochſe 25, eine Kuh 15, 
ein Scheffel Weizen 2 Taler. Dieſe 2 Millionen ſollen in vier Terminen 
ab Januar 1816 gezahlt werden, und zwar für bepfandbriefte Güter an die 
Landſchaft; haben ſolche Güter keine Refte, fo erhalten fie ihren Anteil 
ſofort zu ihrem Retabliffement ausgezahlt. 


Aber man erwartet vom Staat noch mehr: Die neuen Steuern und 
die Gewerbefreiheit ſollen aufhören. Brau- und Brennereigerechtigkeit foll 
nur Gütern ab 15000 Taler Wert gewährt werden. Die Einfuhr aus- 
ländiſchen Diehs möchte durch Zölle erſchwert werden. Die Provinz möchte 
mit Kückſicht auf ihre Menſchenarmut nicht durch Flle prägraviert werden, 
Auseinanderſetzungen ſollen nicht erfolgen, wenn beide Teile mit dem 
beſtehenden Zuſtand zufrieden ſind, ſonſt nur bei vollſtändiger Entſchädi⸗ 
gung des die Auseinanderſetzung nicht beantragenden Teils. Die Ausfubr= 
abgaben auf Holz, Getreide und Branntwein möchten aufgehoben, der 
Handel mit dem Hauptabnehmer England gefördert werden. 
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Don den übrigen Beſchlüſſen feien folgende erwähnt: Mohrungen erhebt 
von allen Reften feit Weihnachten 1810 3 Prozent, Angerburg und Kónigs= 
berg laſſen fid) nur die wirklich geleifteten Vorſchüſſe und zwar mit 5 Pro- 
zent verzinſen. Es wird beſchloſſen, einheitlich von allen Reften 1 Prozent 
Derzugszinfen zu erheben und Retabliſſementsvorſchüſſe beſonders zu 
verzinſen. 

Es wird gebeten, daß wieder neue Pfandbriefe ausgeſtellt werden 
dürfen, damit den Kölmern und allen, die noch offenen Kredit haben, 
geholfen werden kann. Für abgelöſte Pfandbriefe ſoll nicht nur Bargeld 
angenommen werden müſſen, ſondern auch Pfandbriefe. 

Dohna wurde einſtimmig zum Generallandfchaftsdireftor wieder- 
gewählt. 

In ſeinem Bericht an das Miniſterium des Innern über dieſen General— 
landtag befürwortete Auerswald die Beſchlüſſe. Die Ausfälle bei feque- 
ſtrierten Gütern hoffte er allerdings um ein Drittel geringer annehmen zu 
dürfen. Er wies namentlich darauf hin, daß die Gutsbeſitzer für die 
ruſſiſchen Lieferungen erſt ſpät entſchädigt wurden und mit Bons, die nur 
zwei Drittel des Nennwerts gehabt hätten; und das zu einer Zeit mit 
niedrigen Preiſen. Auch habe nur ein Teil des Landes ſolche Vergütungen 
erhalten, das Samland wenig, das Oberland faſt nichts, denn dort hätten 
nur die Franzoſen Schäden verurſacht und nicht die Ruſſen. 

Auf ein Hilfegeſuch des Generallandtags erwiderte der König am 
22. Dezember in freundlichen Worten. „Die nunmehr glücklich hergeſtellte 
Ruhe geſtattet mir endlich, die innere Angelegenheiten des Reichs mit 
landesväterlicher Sorgfalt zu beachten, die obwohl noch ſehr beſchränkten 
Mittel zur Abſtellung der allgemeinen Bedrängnis, in welche auch die 
übrigen Provinzen der Monarchie mehr oder weniger durch den Krieg 
geraten find, zu ſammeln und fie zum Beſten des Landes anzuwenden. 
And ich erwarte daher nur die vom Staatskanzler und den betreffenden 
Miniſterien erforderten Gutachten über die in der Eingabe enthaltenen 
Geſuche, um hiernächſt darüber zu entſcheiden“ ). 

Im Oktober 1815 wurde mit Caſpar vereinbart, daß er zur Zinſen— 
auszahlung 20000 Taler auf drei Monate zu 6 Prozent lieh gegen 24 000 
Taler in Pfandbriefen als Pfand, die er vier Wochen nach dem Derfalls- 
tag verkaufen durfte, und zwar, um den Kurs der Pfandbriefe nicht zu 
verſchlechtern, nur allmählich. Die Pfandbriefe ſtanden damals bereits 
auf etwa 85. . 

Die Bilanz des Weihnachtstermins befagte: Die zinsbare Derfur betrug 
9970350 Taler. Die Finsrefte waren von 1592257 Taler zu Johannis 
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auf 1593308 Taler geftiegen, alfo nur ganz unerheblich, hingegen die von 
der Landschaft geſchuldeten Finfen von 955149 auf 1001681 Taler 
geftiegen. Die Geſamtſchulden beliefen ſich auf 1786302 Taler’). 


Die Aufnahme der Zinſenauszahlungen war ein dringendes Gebot. 
Erſt Ende März 1816 wagte die Generaldirektion den Beſchluß, daß die 
Auszahlung des Johannistermins von 1815 im April erfolgen ſollte, nicht 
ohne die Hoffnung auszuſprechen, daß viele Zinſen unabgefordert bleiben 
und für mehr als 30000 Taler Ruffenbons realiſiert werden würden. Ihre 
Sorge war berechtigt genug. 60 000 Ruffenbons waren im Februar erbeten 
und die Hälfte davon bewilligt worden mit dem guten Rat, anderswo Hilfe 
zu ſuchen. Am 22. April erwiderte die Generaldirektion, Anleihen würden 
nicht mehr gemacht, von den Gutsbefigern ſeien größere Zahlungen nicht 
zu erwarten, bekäme fie nicht noch 10 ooo Taler oder wenigſtens die Finfen 
von den Kuſſenbons, ſo bedeute das die Gefährdung der Auszahlung. 
„Wir können nicht Praeſtanda praeſtieren, wenn die heilige .. Zuſage des 
Staats unerfüllt bleibt.“ 


Das nahm Finanzminiſter von Bülow ſehr übel. Nicht der mangelnden 
Staatshilfe fei der Verfall des Inſtituts zuzuſchreiben, „ſondern derſelbe 
gehet aus deſſen Innern hervor, und wenn die Generaldirektion nur hier— 
von eine lebendige Aeberzeugung hätte, würde fie eher auf kräftige, von 
ihr hauptſächlich abhängige Maßregeln als auf ungerechte Klagen über 
vorenthaltene Anterſtützung von ſeiten des Staats denken, um dem 
Inſtitut ſeinen früheren Geiſt und davon abhängigen Flor wieder zu ver— 
ſchaffen“. Natürlich gab es darauf eine Beſchwerde bei Hardenberg, der 
die erregten Gemüter zu beſchwichtigen verſuchte. 


Bülows Empfindlichkeit und die Schärfe der Generaldirektion erklärten 
ſich übrigens daraus, daß der Staat in der Tat feine früher gegebene Jue 
ſage, die Ruſſenbons 1816 realiſieren zu wollen, nicht erfüllen konnte und 
beſtimmen mußte, daß ſie allmählich verloſt werden mußten. Die General— 
direktion beſchloß darauf, den Gutsbeſitzern, die ihre laufenden Zinſen ent= 
richteten, die von ihnen hinterlegten Ruſſenbons herauszugeben, wenn ſie 
darauf für ältere Refte die Bons nach dem Nennwert nebft fünfeinhalb- 
jährigen Zinſen gleich 122 Prozent in älteren Coupons hergaben und fo 
ihre Kückſtände verminderten. 


Auch ſonſt konnte der Staat ſeine Zuſagen nicht ſo pünktlich erfüllen, 
wie die Not in Oſtpreußen es verlangte. Am 28. März 1816 beklagte ſich 
das ſtändiſche Komitee, an deſſen Spitze wie erwähnt Dohna ſtand, daß 
von den für die Leiſtungen von 1813/14 zugeſagten Lieferungsſcheinen erſt 
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ſehr wenige, von den für die Leiftungen von 1815 verſprochenen Bar— 
zahlungen aber noch gar nichts erfolgt wäre“. 


So war die Stimmung auf beiden Seiten gereizt. Die Bekanntgabe 
über die Zinſenauszahlung im April begann mit der Erklärung, die Aus- 
zahlung erfolge, obwohl die gerechten Erwartungen der Provinz wegen 
der Kriegsvergütungen noch unerfüllt wären. Schuckmann beauftragte 
Auerswald, Dohna ſeine Mißbilligung über dieſe Faſſung auszuſprechen. 
„Es würde mir unangenehm fein, wenn ich durch Wiederholung folder 
Außerungen genötiget würde, die Bekanntmachungen der Landſchaft unter 
befondere Zenſur zu ſtellen.“ Dohnas Notizen hierzu find fo charakteriſtiſch, 
daß ſie wiedergegeben werden mögen: Das wäre wieder ein Belag 
zur jetzigen inneren Regierungsgeſchichte „und läßt ahnden, was wir 
von dem fo feierlich angekündigten Geſetz über Preſſefreiheit, item von 
unſerer neuen Konſtitution zu erwarten haben. Ein großer, allgemein 
verehrter Deutſcher ſagte neulich am Schluß eines herrlichen Werkes: „Nur 
Publizität, freie Angebundenheit des öffentlichen Urteils über öffentliche 
Perfonen und Gegenſtände in der Art, wie dieſelbe in Großbritannien ſtatt⸗ 
finden darf, und wir werden bald aus der ſchönen Blüte des Gemeingeiſtes 
die goldene Frucht der öffentlichen Meinung ſich bilden ſehen.“ Wie mancher 
ahnet nicht die Möglichkeit eines ſolchen Zuſtandes.“ Seine Antwort an 
Schuckmann war faſt noch ſchärfer: Es wäre die Pflicht der Generaldirek— 
tion geweſen, ihren Gläubigern die Hauptgründe, die auf die Zinſenzahlung 
Einfluß hätten, darzulegen und nichts Weſentliches zu verſchweigen. Heißt 
es doch im Evangelium Johannis 3,21: Wer aber die Wahrheit tut, der 
kommt an das Licht, auf daß ſeine Werke offenbar werden, denn ſie ſind 
in Gott getan. Da es dem Weſen einer ſtändiſchen Korporation wider- 
ſtreite, daß ein Name hervorgehoben werde, möchte Schuckmann das Fünf- 
tig unterlaſſen oder ſich direkt an ihn wenden, „und werde ich ſederzeit zu 
allem bereit ſein, was die Ehre und Sitte gebietet“. 


Im Einvernehmen mit Hardenberg erwiderte Schuckmann, eine Der- 
warnung fei die mildefte Rüge geweſen. Alle Kriegsſchäden wieder gutzu- 
machen, ſei unmöglich. „Aber durch Erregung von Anzufriedenheit und 
durch ungebührliche Außerungen, die den Staat nötigen könnten, die Ar⸗ 
heber derſelben zur Anterſuchung zu ziehen, würde das Anglück nur ver- 
mehrt werden.“ Dohna belehrte darauf ſeinen Nachfolger: Wenn er die 
Geſetze verletzt hätte, wäre es Schuckmanns Pflicht geweſen, eine Anter— 
ſuchung gegen ihn einzuleiten. „Einzelne Beamte machen nicht den In— 
begriff des Staats aus, und die treueſten Anhänger der heiligen Perſon des 
angeſtammten Landesherrn, die wärmſten Daterlandsfreunde werden oft 
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aus dem reinften und edelften Pflichtgefühl entſchiedene Gegner einzelner 
Beamter ſein müſſen.“ 


In Berlin war man glücklicherweiſe großzügig genug, Perſon und Sache 
zu trennen und die Provinz nicht die Verbitterung des Generallandfchafts- 
direftors entgelten zu laſſen. Im Mai konferierte Auerswald in Berlin mit 
Hardenberg, Bülow, Schuckmann und andern und erreichte, daß die bis- 
herigen Staatsvorſchüſſe niedergeſchlagen und für Oſt- und Weſtpreußen 
für die Derlufte 1806/07 im Laufe von ſechs Jahren 3 Millionen Taler, 
unter Amſtänden auch weitere 786000 Taler gegeben werden ſollten. Eine 
Rabinettsordre vom 13. Juni beſtimmte, daß die 3 Millionen in feds gleichen 
Raten zu zahlen wären. Weſtpreußen und der Bezirk Königsberg ſollten 
je 1350000, Gumbinnen 300000 Taler empfangen. Als zu wohlhabend 
ſcheiden von der Beteiligung alle aus, die ihre Güter vor 1790, alſo vor dem 
Steigen der Gutspreiſe, erworben haben und höchſtens mit der Hälfte des 
Erwerbspreiſes verſchuldet find, und von denen, die die Güter nach 1790 
gekauft haben, alle, die mit nicht mehr als ein Drittel verſchuldet ſind. 
Ferner ſcheiden die rettungsloſen Güter aus, d. h. ſolche, die nicht wenig 
ſtens ein zehntel des Wertes ſchuldenfrei beſitzen. Bei den übrigen wird 
Totalſchaden an Gebäuden und Inventar mit höchſtens ein Drittel erſetzt; 
wer nur Inventarſchaden erlitten hat, bekommt 10-15 Prozent erſetzt. An⸗ 
berückſichtigt bleiben Derlufte unter 150 Talern. Die Auszahlung ſollte in 
Oſtpreußen durch die Handlungshäuſer Oppenheim, Tamnau und Cafpar 
erfolgen, denen für ihre Mühewaltung die Kleinigkeit von 105 ooo Talern 
von dieſen ſchmalen Dergütungsgeldern zugute kam. 


Die Generaldirektion beriet am 22. Juli über die Durchführung dieſer 
Rabinettsordre und ſprach den Wunſch aus, daß von jeder Rate 50000 
Taler der Landfchaft zur Ergänzung der Zinſenauszahlungen zugute 
kommen möchten, da vorläufig auf vollen Eingang der Zinſen auch bei der 
größten Strenge nicht zu rechnen wäre. Gegen dieſen Beſchluß erfolgte 
ſeitens der Kreiſe ein begreiflicher Widerſpruch. Dohna erklärte übrigens 
auf dieſer Sitzung, er verzichte auf jede Entſchädigung, obwohl er und ſeine 
Nachfolger auch bei redlichftem Fleiß die durch den Krieg verſchuldeten Der- 
luſte nicht einbringen könnten. „Für meine Bauern darf ich natürlich auf 
jene Anterſtützung nicht Verzicht leiſten.“ 

Auch ſonſt war die Haltung der Regierung entgegenkommend. Zwar 
das I Prozent Derzugszinfen, das der Generallandtag 1815 beſchloſſen 
hatte, durfte nach einer Entſcheidung vom 8. Auguſt nicht erhoben werden, 
weil der König die Vorſchüſſe erlaſſen hätte. Im übrigen wurde im Sinne 
des Generallandtags entſchieden, daß Subhaſtationen nur erfolgen ſollten, 
wenn die Beſitzer auch durch die ſtaatlichen Anterſtützungsgelder nicht zu 
halten wären, daß die Landfchaft bis zu zwei Dritteln beliehene ſubhaſtierte 
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Güter bei ungenügendem Angebot felbft erwerben durfte, allerdings nur 
auf feds Jahre; auch den Forderungen auf Anderung der Geſetzgebung 
wurde weitgehend entſprochen, betr. Durchführung der Auseinanderſetzungen 
auf das den Wünſchen der Gutsbeſitzer ſehr entgegenkommende Edikt vom 
29. Mai verwieſen. Pfandbriefe durften wieder ausgefertigt werden. Ab- 
gelöſte Pfandbriefe ſollten nur gegen andere gleichwertige herausgegeben 
werden. 

Das Verbot, die 1 Prozent Derzugszinfen zu erheben, brachte die 
Generaldirektion in Verlegenheit, weil ſie dieſe z. T. ſchon erhalten hatte 
und bis Ende Juli 1816 von den Johanniszinſen noch nicht die Hälfte ein⸗ 
gegangen war, fo daß alſo wieder Zahlungsſchwierigkeiten drohten. Wollte 
der Staat die Domänenpfandbriefe verzinſen und auch den Quittungs- 
groſchen dafür geben, fo könnte man mit ein Drittel Prozent Derzugszinfen 
auskommen. Der Erlaß der 300000 Taler Domänenpfandbriefe war nicht 
ganz fo bedeutend, wie er zunächſt erſcheinen mochte. Etwa 34 585 Taler 
hatte die Landſchaft auf beſonderen Befehl einigen Gutsbeſitzern überlaſſen 
müſſen; die übrigen waren im Handel, und bei ihrem Verkauf war infolge 
der ſchlechten Kurſe ein Derluft von 135706 Talern entſtanden; außerdem 
waren für diefe und die 1814 zurückgegebenen 200000 Taler Domänen⸗ 
pfandbriefe ſchon 68 780 Taler Zinſen gezahlt und noch 37 480 zu zahlen. 
Man verſteht hiernach die Forderung auf Derzinfung der Dománenpfand- 
briefe. 

And man verſteht fie erſt recht, wenn man daneben hält, daß die Land- 
ſchaft damals den ihr aus dem Verkauf ſubhaſtierter Güter erwachſenden 
Derluft auf 584 500 Taler annahm. 

Im Oktober und November tagte in Königsberg unter Auerswalds Vorſitz 
eine Kommiſſion, zu der von jedem der elf landſchaftlichen Kreiſe zwei Ver— 
treter des adligen, ein Vertreter des kölmiſchen Grundbefiges und ein 
ſtädtiſcher Vertreter entſandt waren, zur Verteilung der Retabliffements- 
gelder. Es wurde anerkannt, daß die Landfchaft ſeit Johannis 1814 
geſchuldete Zinsrefte aus den Retabliſſementsgeldern erhielt. Die General- 
direktion beſchloß damals, daß nach Verteilung dieſer Gelder mit der Sub— 
haſtation der rettungsloſen Güter begonnen werden follte*). 

Don 483 bepfandbrieften Gütern ſtanden etwa 130 unter Sequeſter 
oder Kuratel, und über 25 wurde die Subhaſtation verhängt. Wie ſich die 
Hilfe des Retabliffementsfonds auswirkte, erhellt aus der Angabe, daß im 
Departement Königsberg von 166 Gütern 47 mehr erhielten, als ihre ſämt— 
lichen Zinsrückſtände betrugen, 14 weniger und die übrigen gar nichts“). 


4) 4003, 4778, 4725, 4770, 2558, 1635, 233, Bezzenberger, Oſtpreußen in der 
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Die Auszahlung der Retabliſſementsgelder verzögerte ſich über Er— 
warten. Das war für die Landfchaft um fo empfindlicher, als fie allein von 
rettungsloſen und fequeftrierten Gütern dauernde Ausfälle erlitt. Die 
Generaldirektion ſtellte Hardenberg am 8. Mai 1817 vor, es ſeien 63 Güter 
als rettungslos anerkannt, d. h. jedes achte bepfandbriefte Gut; die Hälfte 
davon würde ſubhaſtiert werden. Am die Zinsauszahlungen zu erleichtern, 
müßten die rettungsloſen Güter bald an tüchtige Wirte verkauft werden, 
und um ſie zunächſt überhaupt zu ermöglichen, möchte er einen Vor— 
ſchuß von 150000 Talern gewähren; Hardenberg aber lehnte das mit der 
Begründung ab, daß der Zuſtand und das eigene Bedürfnis der Staatskaſſe 
einen ſolchen Vorſchuß nicht geſtatteten. 

Enoͤlich am 6. Juni genehmigte der König den von den ſtändiſchen Depu— 
tierten aufgeſtellten Derteilungsplan, aber zunächſt nur für den Regierungs- 
bezirk Königsberg. Im Juli wurden 644000 Taler als erfte Rate über- 
wieſen, von denen Mohrungen 340 225 Taler erhielt; ſeine rückſtändigen 
Zinsforderungen Johannis 1814-1817 betrugen rd. 85240 Taler, waren 
alſo gedeckt. Für Königsberg wurden zum gleichen Zweck 35655 Taler 
von der Landfchaft einbehalten. 

Die Generaldirektion beſchloß darauf am 20. Juni erneut raſchen Der- 
kauf der rettungsloſen Güter, weil deren dauernde Ausfälle einer Gefun- 
dung im Wege ſtanden. Weiter beſchloß ſie: Zinsrückſtände unter 200 Talern 
ſind ſofort nach verſtrichenem Termin durch Exekution beizutreiben. Bei 
höheren Reſten müſſen die Räte die Güter beſuchen, alle baren Gefälle und 
das zur Wirtſchaft entbehrliche Inventar beſchlagnahmen und verkaufen 
laſſen; genügt das nicht, ſo erfolgt Sequeſtration und im Fall der Deterio— 
rierung des Gutes Verpachtung; verſagt auch dieſe, ſo iſt ſchleuniger öffent— 
licher Verkauf nötig. Am 25. Auguſt faßte die Generaldirektion noch 
ſchärfere Beſchlüſſe: Werden die laufenden Finfen aus Mutwilligkeit nicht 
gezahlt, ſo iſt ſofort zu exekutieren, liegt aber Unfähigkeit vor, ſo iſt ſofort 
die Subhaſtation einzuleiten. Sie beſchloß zugleich, daß zu Weihnachten 
1818 die Zinſen zu bezahlen ſeien und ſo fort Termin für Termin, zu 
Johannis 1822 müßten die Zinſen für Johannis 1814 als letztem „alten“ 
Termin gezahlt werden. Im Dezember wurde Mohrungen angewieſen, in 
Zweifelsfällen lieber zu ſtreng als zu nachſichtig zu ſein. 

Für den Regierungsbezirk Gumbinnen erhielt der Verteilungsplan erſt 
am 28. November die fgl. Genehmigung. Daher blieben die Einzahlungen 
aus dem Angerburger Departement 1817 ziemlich im Rückſtand. Immerhin 
zeigte ſich der Wille zur Wiederherſtellung geordneter Verhältniſſe darin, 
daß am 1. Dezember 1816 von den Johanniszinſen 15 874 Taler rückſtändig 
waren, jedoch am 1. November 1817 nur 12019. Die Generaldirektion 
hielt allerdings ſtreng auf Erfüllung der Verpflichtungen ſowohl der Land- 
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ſchaftsbehörden als der Gutsbeſitzer. So bemängelte ſie im Dezember, daß 
die Subhaſtation der rettungsloſen Güter in Königsberg nicht in erwünſchter 
Weiſe vorwärts ginge, nur wenige Taxrecherchen ſolcher Güter wären in 
letzter Zeit zur Superrevifion eingereicht. Die Beobachtung der Vorſchriften 
wird ernſtlich in Erinnerung gebracht und die Einreichung einer Reftnad)= 
weiſung im Januar eingefordert. Warnung vor Nachſicht war wohl wirk— 
lich am Platz. Gingen doch 1817 aus Königsberg von 66 verpachteten 
Gütern ſtatt 77 207 Talern Pacht nur 45 357 Taler ein. 

Eine Hilfe des Staats bedeutete es, daß das Finanzminiſterium bereits 
im Januar verfügt hatte, daß ab Weihnachten 1816 in jedem Termin 6000 
Taler an Zinſen für die Domänenpfandbriefe zu zahlen waren. Die Auf- 
hebung der Sperre für Pfandbriefausfertigungen konnte ſich gleichfalls nur 
günſtig auswirken. Im Johannistermin 1816 wurden für 70 875 Taler 
Pfandbriefe ausgefertigt, in beiden Terminen 1817 für 67000 Taler”). 

Ernſt genug blieb die Geſamtlage, um von der Landfchaft ſtrenge Er- 
füllung der Verpflichtungen aller Teile zu fordern. Im März 1818 wurde 
feſtgeſtellt: Die Gutsbeſitzer ſchulden bis Weihnachten 1817 1314 679 Taler, 
von denen 376994 gedeckt find; fie haben für die Termine feit Weihnachten 
1814 1251 490 Taler gezahlt und find 235387 Taler ſchuldig geblieben; 
zu ihrer Zahlung find freilich 290 113 Taler in Ruſſenbons und Lieferungs- 
ſcheinen verwandt. Die Kuponinhaber haben 681228 Taler zu fordern. 
63 Güter ſtehen in Subhaſtation und 106 in Sequeſter. Mohrungen und 
Königsberg haben 82 025 Taler Schulden, die mit 4200 Talern zu verzinſen 
find. Der Geſamtſchaden der Landſchaft aus dem Anleihefyftem der Jwi- 
ſchenkriegszeit wird auf 377 181 Taler berechnet, davon find durch Derzugs- 
zinſen 124 483 Taler gedeckt worden. Der der Lanoͤſchaft aus dem Verkauf 
ſubhaſtierter Güter entstehende Verluſt ſoll mit dem Erlaß der Staatsvor- 
ſchüſſe ausgeglichen werden. 

Die Provinz war zu Anfang des Jahres 1818 von einem neuen und 
völlig unerwarteten Unglück heimgeſucht worden: Am 17. Januar hatte ein 
„Orkan“ einen Schaden angerichtet, deſſen Höhe auf 10 101 759 Taler be- 
rechnet wurde, davon ein knappes Drittel im Bezirk Gumbinnen, und ſelbſt 
da waren 480 Wohnhäuſer, 5528 Ställe und Scheunen, 109 Mühlen ganz 
zerſtört, 4198 Wohnhäuſer, 7676 Ställe, 77 Mühlen ſchwer beſchädigt und 
296 Pferde, 1505 Rinder, 982 Schafe und 110 Schweine umgekommen. 
Der Waldoſchaden der ganzen Provinz betrug 6687 047 Taler. 

Die Generaldirektion forderte die Departements bereits am 3. Februar 
auf, nur bei genauer Nachweiſung auf Sturmſchäden Rüdficht zu nehmen; 
denn unter dem Vorwand ſolcher Schäden würden ſaumſelige Gutsbeſitzer 
noch weniger zahlen als bisher; die Zinſen müßten mit Nachdruck ein⸗ 
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getrieben werden. Im Frühjahr ließ die Landſchaft 31 Güter verkaufen. 
Aber es war ihrer Energie mit zu verdanken, daß trotz des Orkanſchadens 
die Summe von rückſtändigen Zinſen erheblich abnahm (Weihnachten 1816: 
1571181 Taler, Weihnachten 1818: 1218678 Taler). 

Natürlich fpielte aber bei dieſem günſtigen Refultat eine ſehr große 
Rolle die dauernde Auszahlung der Retabliffementsgelder. Der Staat 
erbot ſich im März 1818 zu deren beſchleunigter Aberweiſung, wenn die 
Gutsbeſitzer ſtatt Bargeld Staatsſchuldſcheine nach dem Nennwert an— 
nehmen wollten. Obwohl dieſe damals nur auf 70 ſtanden, wurde der 
größte Teil der zweiten Rate - 573040 von 650000 Talern - in dieſen 
Papieren erbeten, und die Auszahlung erfolgte im November. Insgeſamt 
erhielten nach dem Derteilungsplan 586 adlige Güter 1049903 Taler, 1546 
Kölmer 246632 Taler und 1105 Städter 129476 Taler. Hiernach ſcheint 
eine ſtarke Bevorzugung des Großgrundbeſitzes bei der Verteilung der 
Retabliffementsgelder erfolgt zu fein’). 

Der Bericht, der dem am 6. April 1818 eröffneten Generallandtag vor- 
gelegt wurde, gab an, daß bis dahin von den ftaatlichen Dergütungen 
159182 Taler auf die rückſtändigen Zinſen der Gutsbeſitzer verrechnet 
waren. Aber mit Hilfe dieſer Aberweiſungen und der Ruffenbons hätten 
die Zinstermine von 1817 ausgezahlt werden können. Die reglements- 
mäßigen Mittel zur Einziehung der Zinſen werden angewandt. 54 Güter 
ſtehen in Subhaſtation, von denen 8 mit einer Pfanoͤbriefſchuld von 
147 262 Talern für 156332 Taler verkauft find, fo daß die Landfchaft wohl 
Zins- aber keinen Kapitalſchaden zu verzeichnen hat. 75 Güter find ver= 
pachtet für 46166 Taler, während deren laufende Zinſen nur 42093 Taler 
betragen; jedoch ſind nicht alle Pachten bezahlt und z. T. auch anderen 
Gläubigern zugute gekommen. 

Am durch die dauernden Finsausfälle nicht die regelmäßige Zinſenaus— 
zahlung zu gefährden, ſoll der Staat gebeten werden, zu jedem der nächſten 
zehn Termine 30000 Taler vorzuſchießen, aus denen nach erfolgter Be- 
zahlung durch die Gutsbeſitzer ein Amortiſationsfonds zu bilden iſt. Die 
Generaldirektion bat Hardenberg am 26. Mai unter Hinweis auch auf die 
Orkanſchäden um diefe Dergünftigung. Der Staatskanzler erwiderte am 
19. Auguſt, für die nächſten ſechs Jahre wäre eine ſolche Hilfe nicht möglich. 
Entweder müßten die Ausfälle vermöge der Generalgarantie von den Be— 
ſitzern aufgebracht oder Pfandbriefe verkauft werden, was bei nötiger Dor- 
ſicht ohne bedeutende Derlufte möglich wäre. Den Departements wurde dieſe 
Entſcheidung mit der Aufforderung mitgeteilt, die Subhaſtationen der 
rettungsloſen Gütern zu beſchleunigen, die laufenden Zinſen mit großer 
Strenge einzuziehen. Auch ein neuer Antrag bei Hardenberg blieb erfolg- 
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los: Er könne eine Notlage der Landfchaft nicht anerkennen; diefe müßte 
vielmehr eine durchgreifende Maßregel beſchließen, um ihrer Verlegenheit 
mit Anwendung der Kräfte des Kreditſyſtems nach Vorſchrift des Regle- 
ments ſelbſt abzuhelfen. 

Wegen der Lieferungsſcheine und Ruffenbons beantragte die General— 
direktion auf dem Generallandtag, daß den Gutsbeſitzern nur ſoviel an— 
gerechnet werden dürfte, als ſie an Kapital und Zinſen im Nennwert aus— 
machten, daß die Gutsbeſitzer aber dabei nicht den Vorteil des niedrigen 
Kurſes der alten Kupons genießen ſollten, da ſonſt alle die benachteiligt 
wären, die 1813/14 in edlem Eifer dem Verkauf ihrer Bons zugeſtimmt 
hätten. Die Deputierten beſchloſſen jedoch einſtimmig, es müßte der Betrag 
angerechnet werden, für den durch realiſierte Bons und Finfen ältere Ku— 
pons angeſchafft werden könnten; für dieſe wurde ein Durchſchnittsſatz von 
75 Prozent angenommen. 

Doch wurde dieſer Beſchluß bereits am folgenden Tage geändert: Wenn 
der Staat genehmigt, daß das Publikum die Lieferungsſcheine gegen Her— 
gabe der Kupons zum Nennwert annehmen muß oder wenn er das jeweils 
benötigte Quantum in Lieferungsſcheinen bar realiſiert, ſo werden den 
Gutsbeſitzern die deponierten Lieferungsſcheine nebſt fälligen Zinſen nach 
dem Nennwert abgeſchrieben. Alsdann beſtimmt jedes Departement, wie— 
viel in jedem Termin noch aufzubringen iſt, damit die Verpflichtungen er— 
füllt werden können. Da die Kuponinhaber nur etwa halb fo viel zu 
fordern haben, als die Refte der Gutsbeſitzer betragen, kann dieſen eine 
Nachfriſt bis 1827 mit der Abzahlung der Refte gewährt werden. 

Der Antrag, daß das Publikum die auf 66 ſtehenden Lieferungsſcheine 
zum Nennwert annehmen ſollte, wurde von Schuckmann abgelehnt. Die 
Generaldirektion erwog darauf in einer Sitzung vom 22. Januar 1819 - 
Jo lange hatte diefe Entſcheidung auf ſich warten laſſen -, daß den Guts— 
beſitzern dann ein für fie untragbarer Derluft von einigen 100 ooo Talern 
erwachſen müßte. Bei einer Veräußerung der Lieferungsſcheine nach dem 
Kurswert wären ſie ruiniert zu einer Zeit, da ſie ſich eben vom Kriege zu 
erholen begännen. Schuckmann kenne Oſtpreußen nicht, die Sache möchte 
daher im Staatsrat in Auerswalds Gegenwart vorgetragen werden. Sie 
entſchloß ſich jedoch zu einer Immediateingabe, die aber gleichfalls und 
unter Hinweiſung auf die hohen Zuwendungen, die Oſtpreußen bereits zu— 
teil geworden ſeien, abſchlägig beſchieden wurde. 

Der Generallandtag hatte ferner beſchloſſen, daß die untere Beleihungs— 
grenze 1000 Taler betragen ſollte, und nicht 500, weil ſolche kleineren Güter 
keine ſichere Taxe geftatteten, Tax- und Revifionstoften, vielleicht auch Fin- 
ſen, nicht leicht aufgebracht werden könnten. Dieſer Beſchluß wurde in Berlin 
nicht genehmigt, wohl aber ein aus ähnlichen Erwägungen entſtandener, 
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daß Güter unter 5000 Taler Wert nur bis zur Hälfte ihres Wertes beleih— 
bar fein ſollten. Genehmigt wurde auch die beſchloſſene allmähliche Zinſen⸗ 
auszahlung der alten Refte bis 1822. 

Den Beſchluß, daß zur Beitreibung der Zinſen oder Vermeidung der 
Sequeſtration Speichervorräte, Kellerbeſtände und ſonſtige Produkte, auch 
Wobilien, namentlich ſolche des Luxus, beſchlagnahmt werden durften, be— 
nutzte Auerswald in ſeinem die Beſchlüſſe durchweg warm befürwortenden 
Bericht über den Generallandtag, um zu betonen, daß die Landfchaft ernſt— 
lich beſtrebt fei, ihren Zuſtand zu verbeffern’). 

Die wenig freundliche Haltung Berlins zu den Beſchlüſſen dieſes Gene- 
rallandtags iſt ganz doch wohl nur aus der zwiſchen Dohna und Schuck— 
mann beſtehenden Spannung, aus dem dauernden Widerſpruch des von 
Dohna geleiteten Ständiſchen Comités gegen die neue Kreiseinteilung') ſo— 
wie aus der ſcharfen Kritik des Comités und der Generallandſchaftsdirektion 
an der Durchführung der Regulierungen zu erklären. Auf letztere Frage 
ſei ihrer großen Bedeutung wegen kurz eingegangen, wenn ſie auch direkt 
nicht in die Geſchichte der Landidaft gehört. 

Eine Eingabe des Comités vom 1. Juni 1818 führte aus: Die Spezial 
kommiſſare taxieren die Entſchädigungen der Gutsbeſitzer meiſt zu niedrig. 
Es müßten aber nicht bloß provinzielle, ſondern ſogar lokale Verſchieden— 
heiten berückſichtigt werden. Die Ablöſung in Renten müßte den Bauern 
Schaden, da fie die Geldmittel nicht hätten und nun auch ihre Gebäude ſelbſt 
unterhalten müßten; ſo machten gerade die Bauern vielfach Schwierigkeiten 
bei den Auseinanderſetzungen. Nimmt der Gutsbeſitzer Land ſtatt Rente, 
ſo vergrößert er wohl ſein Areal, aber es liegt infolge des Mangels an 
Arbeitern ohnehin ſchon genug wüſt. Eine Gefahr für die Bauern bedeute 
es, daß ſie ihre Beſitzungen zerſtückeln dürften; das könnte bei mildem 
Klima und in der Nähe betriebſamer Städte möglich ſein, weil ſich da 
gartenmäßiger Anbau lohne, aber nicht in Oſtpreußen. Dem Staat ſei nur 
mit tüchtigen kräftigen Bauern und mit recht kräftigen Tagelöhnern in 
wohleingerichteten größeren Wirtſchaften gedient. 

Die Generaldirektion bemängelte in einer gleichzeitig von ihr verbrei— 
teten, aber nicht öffentlich bekanntgegebenen Denkſchrift, daß gegen die 
Entſcheidungen der Generalkommiſſionen nur ein Rekurs beim Miniſterium 
des Innern, aber keine Gerichtsentſcheidung zugelaſſen ſei. Sie machte ſich 
die Ausführungen des Comités zu eigen und wies namentlich auf die aus 
einer Zerſtückelung des Bauernbeſitzes entſpringende Gefahr hin. „Der 
Kern der Nation läuft Gefahr, zerſtört und alle feſthaltende Gediegenheit 
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und ſittliche Macht im Volk aufgehoben zu werden. Für den Staat werden 
in der bäuerlichen Klaſſe nur recht tüchtige und kräftige, auf angeſtammten, 
möglichſt wenig verſchuldeten Erben ſitzende Bauern und recht kräftige Tage- 
löhner in wohl eingerichteten größeren Wirtſchaften wahrhaft nützlich ſein. 
Mit Schulden überlaſtete, vom geringſten Anfall ſchon in den Abgrund ge— 
ſtürzte, in den geſchwächteſten und widerwärtigſten Verhältniſſen ſich befin⸗ 
dende Eigentümer find eine für den Staat in jeder Beziehung nachteilige 
und ſogar gefährliche Menſchengattung.“ Dohna ſprach damit Gedanken 
aus, die ſich mit den heutigen Beſtrebungen nah berühren, und wenn ihm 
auch das Intereſſe der Landfchaft die Feder geführt haben mag - er wies 
darauf hin, daß die Zinszahlungen der Gutsbeſitzer durch dieſe Verände- 
rungen ſchwer gefährdet wären — fo ſpricht aus ſeinen Ausführungen doch 
vor allem wahre ſtaatsmänniſche Einſicht und patriotiſche Sorge“). 

Die Zurückhaltung des Staats gegenüber den weſentlichen Anträgen des 
Generallandtags von 1818 machten im Verein mit der ſchwierigen Finanz— 
lage der Landfchaft bereits im September 1819 einen neuen Generalland- 
tag notwendig. Bei den Vorarbeiten dazu machte Scheltz ſich folgende 
Notizen: Bis Ende Juli 1819 ſchuldeten die Gutsbeſitzer der Landſchaft 
100 281 (Weihnachten 1818: 1218678) Taler, von denen 272 767 durch 
Papiere gedeckt waren. Die Kuponinhaber haben von Johannis 1810 bis 
1819 587787 (März 1818: 681 228) Taler zu fordern. Bei Subhaſta⸗ 
tionen von 43 Gütern find ſeit 1815 an Kapital und Zinſen 283 161 Taler 
ausgefallen. Bei den Zinszahlungen von 1818 find ſtatt 433293 nur 
378 784 Taler, alſo ſieben Achtel des Solls, eingegangen. Die Kapital⸗ 
ſchulden der Landſchaft betrugen 68025 Taler. Von den Retabliffements- 
geldern hat fie 237 657 Taler erhalten. 

Scheltz verfaßte auch den Bericht für den Generallandtag: Trotz der Ab- 
lehnung der Anträge in Berlin ſoll zur Beruhigung des Publikums im 
November der Zinstermin von Weihnachten 1810 gezahlt werden, zu dieſem 
zweck müſſen die Gutsbeſitzer im Oktober einen halben Termin ihrer Kück⸗ 
ftände zahlen, wenn fie den Verkauf entſprechender Beſtände ihrer hinter- 
legten Deckungsmittel vermeiden wollen. Seit Johannis 1814 konnten 
die laufenden Zinſen mit Hilfe der Ruffenbons und Lieferungsſcheine aus- 
gezahlt werden; aber dieſe Quelle iſt jetzt ſo gut wie erſchöpft. Daher hat 
Mohrungen zur Johanniszinszahlung 1819 bei der Bank 13500 Taler zu 
5 Prozent gegen Verpfändung von 15000 Talern in Pfand briefen leihen 
müſſen. Wann weiterhin die reſtierenden Termine gezahlt werden, läßt 
ſich nicht mit Beſtimmtheit jagen; hätten doch von 492 bepfandbrieften 
Gütern 231 Refte, und deren Zahlungsfähigkeit ſei ſehr verſchieden. Bleiben 
die Anträge des letzten Generallandtags verworfen, ſo iſt ſichere Zahlung 
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nicht gewährleiſtet. Dieſe Anträge find daher zu wiederholen und zugleich 
zu bitten, daß im Fall der Ablehnung die Abzahlungsfriſten für die rück⸗ 
ſtändigen Termine bis Ende 1830 verlängert werden. Für die Termine von 
Weihnachten 1810 und Johannis 1811 würde je ein halber Termin oder 
43 951½ Taler genügen. Aber dann folgten höhere Nachzahlungen, fo daß 
zu jedem Nachzahlungstermin das Doppelte zu leiſten ſei. 

Die Rüdftände erklären ſich aus dem Mißverhältnis zwiſchen Ein- 
künften und Steuern, aus Kapitalmangel und aus Arbeitermangel; erſt 
etwa 1831 würden die Menſchenverluſte der Kriegszeit ausgeglichen ſein. 
Sehr nachteilig wirken ſich in dieſer wirtſchaftlich ſchweren Zeit die Regu— 
lierungen aus; dieſe ſollten zunächſt ganz ſuspendiert und dann ſollte 
mit den Ständen über ihre allmähliche Durchführung beraten werden; bei 
erfolgten und bevorſtehenden Dismembrationen iſt die dadurch verurſachte 
Veränderung in der Kreditfähigkeit des Gutsbeſitzers ſorgfältig zu prüfen. 
Sodann hat das neue Steuerſuſtem den Gutsbeſitzern ſchwer geſchadet, im 
beſonderen drohe die ländliche Brennerei ganz zu erliegen. 

Aber fo trübe die Lage ift, da das Kreditſyſtem von pünktlicher Zinfen- 
zahlung abhängt, muß zu deren Durchführung alles geſchehen. Die Gub- 
haſtation der rettungsloſen Güter muß daher beſchleunigt werden. Freilich 
find in den letzten eineinhalb Jahren in Oſtpreußen mehr Güter Jubhaftiert 
worden, als in allen anderen Provinzen, und vier bis ſechs Jahre dürften 
noch bis zum Abſchluß der Subhaſtationen vergehen. Am alfo die Finjen- 
auszahlung bei ſolchen Ausfällen aufrecht erhalten zu können, iſt der Staat 
zu bitten, ſechs Jahr lang pro Termin 30000 Taler zuzuſchießen. Auch 
muß die Generaldirektion ermächtigt werden, notfalls durch Anleihen für 
regelmäßige Finfenauszahlung zu forgen. 

Der Generallandtag, auf dem übrigens Dohna wieder einſtimmig in 
feinem Amt beſtätigt wurde, ſchloß ſich den Vorſchlägen der Generaldirektion 
faſt durchweg an. Er beſchloß, auf eine Beſchleunigung der Subhaſtationen 
dadurch hinzuwirken, daß die verzögernden Nachgebote nur geſtattet werden 
ſollten, wenn mindeſtens der zwanzigſte Teil mehr geboten würde, alſo die 
Zinſen für ein Jahr gedeckt wären. Dies wurde in Berlin genehmigt. 

Den gleichen Ernſt zeigen die Beſchlüſſe in Taxangelegenheiten: Bleibt 
ein Gutsbeſitzer nach durchgeführter Regulierung Zinſen ſchuldig oder 
verlangt er einen Kredit, fo muß das Gut von neuem taxiert werden; ift die 
Regulierung noch nicht erfolgt, fo darf auf die bäuerlichen Leiftungen 
nur die Hälfte bewilligt werden. Da die Zahl der Mühlen zunimmt, foll 
auf in Adminiftration ftehende oder in Zeitpacht ausgegebene Mühlen 
nur ein Drittel bewilligt werden. Dies wurde genehmigt, hingegen wurde 
der Beſchluß, daß bei ehemaligen Domänen, die noch keine Kontribution 
zahlten, das Bewilligungsquantum, da ſie höher im Wert abſchlöſſen, um 
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ein Viertel zu kürzen fei, abgelehnt, doch wohl um den Verkauf der 
Domänen nicht zu erſchweren. 

Auch der Beſchluß, daß die Spezialkommiſſare bei Auseinanderſetzungen 
nicht Obmann ſein ſollten, da ſie inſtruktionsgemäß zur Wahrnehmung der 
bäuerlichen Intereſſen verpflichtet wären, fand bei Schuckmann keine 
Gegenliebe. Der Kommiſſar fei nicht der Aoͤvokat der Bauern, ſondern 
unparteiifch, und könne daher Obmann fein. 

Die Beſorgniſſe wegen der hohen Ausfälle aus ſubhaſtierten Gütern 
erſchienen Schuckmann übertrieben; die Subhaſtationen würden nicht drei 
bis fünf Jahre erfordern; bei andern Gütern ſeien Ausfälle nicht zu dulden, 
und bei ſorgfältiger Sequeſtration und allmählich wachſendem Wohlſtand 
dürften die Güter einen höheren Ertrag abwerfen als unmittelbar nach dem 
Kriege. Das leitete dann über zu der Ablehnung von zZuſchüſſen zur Zinſen⸗ 
auszahlung, die der Zuſtand der Staatskaſſe nicht geſtattete. Auch wurde 
auf der Zahlung der rückſtändigen Zinstermine bis 1822 beſtanden, freilich 
mit dem verheißungsvollen Ausklang, daß alsdann gegebenenfalls die 
Sache „erneut in Anregung zu bringen ſei“. Neben den ganz rückſtändigen 
Terminen der Zwiſchenkriegszeit müßten auch die kleinen Reſte von vor 
Weihnachten 1810 berichtigt werden. 

Die Generaldirektion war über dieſe im Juni 1820 erfolgten Ent— 
ſcheidungen wohl betroffen, aber fie beſchloß am 12. Juli die Aufrecht- 
erhaltung des Zinſenauszahlungsplans“). 

Die im weſentlichen wieder ablehnende Entſcheidung der Regierung 
hängt wohl ſicherlich mit Schuckmanns Mißtrauen gegen die Landͤſchaft 
zuſammen. Er äußerte im Dezember 1819, es fei nur ein Vorwand, wenn 
fie im Regulierungsverfahren eine Gefährdung ihrer Intereſſen erblicke; 
ſie wolle vielmehr nur das Gewicht ihrer Körperſchaft zu einer Anter— 
ſtützung der Gutsbeſitzer ausnutzen. Dohna hatte in der Tat auch wieder 
1819 die ſeiner Meinung nach ſchädliche Durchführung der Regulierungen 
Schuckmann gegenüber ſehr freimütig dargelegt. Auch hatte er ſich ſehr 
entſchieden gegen das Brennereigeſetz gewandt. Auch die ſehr energiſchen 
fortgeſetzten Widerſprüche des von Dohna und Scheltz geleiteten Stán== 
diſchen Komitees gegen die neue Kreisverfaſſung waren nicht geeignet, 
ihn für die Anträge der Landfchaft wohlwollend zu ftimmen. 

Wie gefpannt die Finanzlage der Landſchaft in Wirklichkeit noch war, 
ergibt ſich am beſten daraus, daß Mohrungen von der Anleihe von 13 500 
Talern im Februar 1820 nur 1500 Taler abzahlen konnte, während für 
den Reft nach wiederholter Verlängerung im Mai 1820 Pfandbriefe zum 
Kurſe von 91-92 verkauft werden mußten“). 

11) 4780, 4781, Rep. 2 Tit. 23 Sr. 19. 


12) Mauer S. 16, Bezzenberger, Aktenſtücke des Provinzialarchivs in Königsberg 1786 
bis 1820 S. 90-97; 2303, 2045, 558. 
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Die Zahl der ſubhaſtierten Güter betrug 1820 70, d. h. jedes fiebente 
bepfandbriefte Gut war zwangsverſteigert; der Derluft der Landfchaft an 
Kapital und Finfen belief ſich auf 417000 Taler. Die Beſchlüſſe der 
Generaldirektion zeigen den einer ſolchen Lage entſprechenden Ernſt: 
19. Februar 1820: Zahlungsaufſchub darf nur nach dem Reglement 
erfolgen. Bei Taxen und Bewilligungen ift mit größter Dorficht zu ver- 
fahren, namentlich wenn [don Zinsrückſtände vorliegen. Die Departements 
haben darauf zu achten, ob die Pächter bei ihren Zahlungen vorwärts oder 
rückwärts kommen. - 3. Mai 1820: Im vorigen Jahr hatten die Kupon⸗ 
inhaber vom Weihnachtstermin 1810 4664914 Taler zu fordern, jetzt noch 
7744 Taler; aber nur 15 742 Taler find bar gezahlt, der Reft iſt durch 
Verkauf von Deckungsmitteln aufgebracht. So ſind die Ausſichten auf 
Zahlung des Johannistermins 1811 ſchlecht, zumal bei den niedrigen Ge- 
treide- und Wollpreiſen. Aber der Termin iſt auszuſchreiben und die 
laufenden Zinſen müſſen außerdem unbedingt gezahlt werden. - 5. Sep⸗ 
tember 1820: zu Johannis 1820 iſt ein Viertel, in Angerburg ſogar ein 
Drittel der Zinſen nicht gezahlt, aber die Auszahlungen müſſen unbedingt 
weitergehen. Die Lage erfordert allerdings für 1821 wieder die Ein⸗ 
berufung eines Generallandtags. 

Dom Zohannistermin 1820 blieben bei einer Sollzablung von 225 214 
Talern 44904 rückſtändig, doch wurden 71030 Taler auf ältere Termine 
abgezahlt. And die Geſamtreſte waren im Weihnachtstermin auf 864 950 
Taler geſunken (Weihnachten 1818: 1218 678)"”). 

Die Rüdftände waren aus dem Derfiegen der Hilfe, die Ruſſenbons 
und Lieferungsſcheine gewährt hatten, aus den niedrigen Preiſen und 
ſchwierigen Arbeitsverhältniſſen zu erklären. Aber ſie waren erfolgt, 
obwohl die Provinz 1817-1819 normale, wenn nicht gute Ernten gehabt 
hatte. Sie waren freilich von erheblichen Abzahlungen älterer Refte 
begleitet geweſen. Man hätte vielleicht aus eigener Kraft in Oroͤnung 
kommen können, wenn die Wirtſchaftslage ſich wenigſtens nicht verfchlech- 
tert hätte. Aber nun traf das Land das ſchwere Mißgeſchick von drei 
aufeinanderfolgenden Mißernten in den Jahren 1820-1822. 

So aber konnte 1820 von den rückſtändigen Terminen der planmäßig 
auszuzahlende Johannistermin von 1811 nicht beglichen werden. Die 
laufenden Zinſen aber, d. h. die zu Weihnachten 1820 fälligen, beſchloß 
die Generaldirektion am 16. Februar 1821 auszahlen zu laſſen und fie 
ermahnte die Departements zu deren ſtrenger Eintreibung, ſonſt würden 
ſie ſich verantwortlich machen. Weiter beſchäftigte ſie ſich auf dieſer Sitzung 
mit der zum 1. Januar 1822 vorgefehenen Aufhebung des Indults und 
beſchloß, beim Generallandtag die einſtweilige Ankündbarkeit der Pfand⸗ 


18) 9407, 2558, 451, 4053. 
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briefe zu beantragen, deren nablósbarteit ja ohnehin bis 1825 beſchloſſen 
war. Da die Pfandbriefe infolge zahlreicher Verkäufe durch die Guts- 
beſitzer um 2 bis 3 Prozent auf etwa 90 gefallen waren, wurde Beſchrän— 
kung in der Ausgabe neuer Anleihen vorgeſehen: Bei unregelmäßiger 
Zinſenzahlung ſollten neue Anleihen nur nach Beſichtigung des Gutes 
durch einen Landſchaftsrat bewilligt werden. 1821 würden Nachzahlungen 
überhaupt nicht erfolgen können, daher müſſe der Generallandtag die Der- 
längerung für dieſe bis 1831 bewilligen und der Generaldirektion geftatten, 
den jedesmaligen Zahlungstermin nach den Amſtänden feſtzuſetzen. Am 
18. Februar konnte Scheltz Dohna den Beginn der Finsauszahlungen von 
Weihnachten 1820 melden; „ich hoffe, daß wir wenngleich mühſam durch— 
kommen werden“. 


Der Bericht, der dem am 9. April 1821 unter Auerswalds Vorſitz 
eröffneten Generallandtag vorgelegt wurde, gab bekannt, daß die Aus— 
zahlung der Johanniszinſen von 1811 infolge der Mißernte von 1820 nicht 
hätte erfolgen können, daß beim Weihnachtstermin 1820 53316 Taler rück— 
ſtändig geblieben ſeien, die nur mit Hilfe der leider nicht unerſchöpflichen 
Sondspfandbriefe hätten bezahlt werden können. Im ganzen ſchulden die 
Gutsbeſitzer der Lanoͤſchaft 755 308 Taler und die Landfchaft den Kupon⸗ 
inhabern 46513714 Taler; dazu habe fie Anleihen in Höhe von 67 000 
Talern mit 4020 Talern jährlich zu verzinſen. Aus dem Verkauf von 
59 ſubhaſtierten Gütern fet der Landfchaft ein Derluft von 355 241 Talern 
an Kapital und Zinſen erwachſen. Aber die Gutsbeſitzer hätten unter den 
obwaltenden Verhältniſſen getan, was fie konnten. Auch laſſe bei aller 


ſonſtigen Not die Veredelung der Schafzucht auf beſſere Rentabilität 


hoffen; gerade da könnte noch viel geſchehen; kämen doch in Oſtpreußen 
auf die Quadratmeile nur 800 Schafe gegen 1648 in Pommern, 2148 in 
der Neumark, 2749 in Schleſien. Zur Sicherung der Zinſenzahlung folle 
der König gebeten werden, zu jedem Termin 25000 Taler zuzuſchießen. 


Auf dieſen Vorſchlag gingen die Deputierten nicht ein. Die trotz aller 
Schwierigkeiten zuverſichtliche Haltung der Generaldirektion zeigten ſie 
überhaupt in faft noch höherem Maße. Die laufenden Finfen, fo beſchloſſen 
ſie, ſollten unbedingt weiter bezahlt werden, ſelbſt unter Anwendung der 
Generalgarantie. Ebenſo einig war man in der Überzeugung von der 
Notwendigkeit einer Begleichung der Zwiſchenkriegszinſen. Von den beiden 
Terminen von 1811 waren 100 448 Taler aufzubringen. Da die Guts- 
beſitzer 156422 Taler in Deckungsmitteln hinterlegt hatten, die freilich 
nicht alle verkäuflich waren, auch beim Verkauf 30 Prozent verlieren 
mußten, wurde beſchloſſen, dieſe allmählich zu verkaufen und ſie ihnen nach 
dem Nennwert anzurechnen. Da außerdem für dieſe Termine 1820 
1 Prozent der Zinſen erhoben werden ſoll, iſt die Zahlung geſichert. Am zu 
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möglichſt raſcher Begleichung auch der Refte für die Termine Johannis 
1812 bis Johannis 1814 zu kommen, die rund 300000 Taler betrugen, 
machten einige nicht bepfandbriefte Deputierte folgenden ſelbſtloſen Dor- 
ſchlag: „Würde weiterhin zur Zahlung dieſer Termine in drei Jahren 
1 Prozent erhoben, fo ergibt das 120000 Taler; der Grundwert aller 
Güter, der Domänen und Forſten betrage 60 Millionen; es wäre alſo von 
der Geſamtheit jährlich noch ein Zehntel Prozent aufzubringen, um die 
erforderliche Summe zu erhalten.“ Es wurde beſchloſſen, auf dieſe Weiſe 
jährlich 50000 Taler aufzubringen. Das fonft ſehr nüchtern gehaltene 
Protokoll von Scheltz macht hierzu die Bemerkung: „Im Laufe der Be- 
ratung auch über dieſen Gegenſtand ſpricht ſich auf eine höchſt erfreuliche 
Weiſe der reinſte vaterländiſche Gemeingeift aus, und die vorgedachten Dor- 
ſchläge werden in Antrag gebracht und aufs lebhafteſte unterſtützt von 
ſolchen Mitgliedern, welche in jeder Beziehung dabei nur Aufopferungen 
zu bringen haben.“ And Schuckmann begleitete die Genehmigung dieſer 
Beſchlüſſe mit der Anerkennung, fie wären „einer anſehnlichen Provinzial- 
verſammlung wahrhaft würdig und zeigen von einem Rechtsgefühl und von 
einem Beſtreben, dasſelbe zu verwirklichen, welchem nur Beifall gezollt 
werden kann.“ 


Da der Generalindult für Oſt- und Weſtpreußen am 1. Januar 1822 
ablief, wurde beſchloſſen, den König zu bitten, daß er mit Kückſicht auf die 
erlittenen Kriegsnöte und auf das Beſtreben der Landfchaft, wieder in Ord- 
nung zu kommen, die der Landfchaft gekündigten Pfandbriefe zum Nenn⸗ 
wert gegen Bezug der terminlichen Zinſen übernehmen und bis zur Er- 
reichung des Pariſtandes behalten möchte. In jedem Zinstermin wäre der 
Bedarf dem König mitzuteilen; nach wenigen Terminen dürften die Kündi⸗ 
gungen ſich vermindern oder aufhören. Wird dieſer Antrag abgelehnt, fo 
ſollte der Indult bis Weihnachten 1825 verlängert werden oder doch, bis die 
Pfandbriefe auf 100 ſtünden. Denn ſonſt risfiere die Landſchaft Derlufte 
bis zu 1½ Millionen, die ſie ruinieren müßten. Im Intereſſe der Hebung 
des Kurſes wird gebeten, daß Gerichte und Behörden angewieſen werden 
möchten, ihre Gelder bei der Landſchaft anzulegen oder Pfandbriefe zu 
kaufen. Auch ſollten Private, die ihre Kapitalien kündigten, genötigt wer⸗ 
den, dieſe in Pfandbriefen anzulegen. Aus begreiflichen grundſätzlichen 
Erwägungen empfahl Schuckmann dem König die Ablehnung dieſer letzteren 
vorſchläge; da nicht vorhergeſehen werden könnte, welche Summen jeweils 
benötigt würden, riet er zur Verlängerung des Indults bis 1825. Dem- 
gemäß entſchied Friedrich Wilhelm. 


In einem Punkt hielt man in Berlin die Opferwilligkeit der Gutsbeſitzer 
ſogar für zu weitgehend. Die Deputierten beſchloſſen, mit der Einführung 
eines ſchon im Reglement von 1808 vorgeſehenen Amortiſationsſyſtems 
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Ernſt zu machen, und zwar durch Erhöhung des Quittungsgroſchens von 
% auf Ya Prozent. Das Sechſtel Prozent ſollte zur Amortiſation dienen. 
Dieſen Antrag empfahl Schuckmann abzulehnen; eine Amortiſation käme 
erſt in Frage, nachdem die Gutsbeſitzer ihre Verbindlichkeiten erfüllt hätten. 
Dieſen wohl zweifellos berechtigten Einwand erkannte der König an. 

So zuverſichtlich der Generallandtag ſich bei den Beſchlüſſen über die 
Zahlung der Zinſen, ſo vorſichtig zeigte er ſich in Taxangelegenheiten; beides 
entſprang dem gleichen Beſtreben, bald wieder in Ordnung zu kommen. So 
wurde beſchloſſen und genehmigt, daß der zuläſſige Kredit bei mit Staats- 
papieren erworbenen Domänen nicht nach dem Nennwert, ſondern nach dem 
Kurs der Papiere zu berechnen wäre. Abgelehnt wurde dagegen der Beſchluß, 
daß die Gutsbeſitzer auf neu erworbenes Bauernland keine prioritätiſchen 
Schulden zum Nachteil der Landfchaft aufnehmen durften. Vor erfolgten 
Regulierungen ſollten die bäuerlichen Leiſtungen nur mit einem Viertel ihres 
Betrages veranſchlagt werden und der Kapitalwert der Waldungen mit 
einem Drittel. Die Taxprinzipien ſollten unter reger Mitwirkung der Kreiſe 
revidiert werden!). 

Die peinlichſte Handhabung der Taxgrundſätze war namentlich infolge 
der Wertminderung der Güter, deren Preiſe in der Vorkriegszeit, wie er⸗ 
wähnt, raſch geſtiegen waren, erforderlich. Scheltz berechnete im März 
1821, daß die Güter im Vergleich zur Vorkriegszeit in den Departements 
Königsberg und Angerburg um 10, im Departement Mohrungen aber um 
30 Prozent an Wert verloren hätten. 

Dieſe Wertminderung war abgeſehen von ungedeckten Kriegsverluſten 
durch Verhältniſſe herbeigeführt, über die ein Bericht Auerswalds an den 
König vom 30. Juni 1821 einen guten Aufſchluß gewährt: Das Getreide— 
einfuhrverbot in England und Schweden hält die Getreidepreiſe niedrig, 
während früher ſelbſt mittlerer Boden einen guten Ertrag ergab. Ebenſo 
find die Wollpreiſe ſchlecht, ein fo guter Induſtriezweig die veredelte Schaf- 
zucht an ſich auch iſt. Dazu lähmt der allgemeine Geldmangel den Abſatz, 
und der Geldmangel iſt um fo drückender, als Abgaben und Zinſen bezahlt 
werden müſſen. Sehr drückend ſind die niedrigen Branntweinpreiſe; wer 
feine Brennſteuer ehrlich bezahlt, arbeitet geradezu mit Verluſt. Er— 
ſchwerend wirken ſich auch die Regulierungen aus. Nimmt der Guts- 
beſitzer Land, ſo fehlt es ihm an Kapital zur Ausnutzung des Bodens, und 
entſcheidet er ſich für Rente, ſo zahlt der Bauer ſie nicht. Bleiben die 
Getreidepreiſe ſo niedrig, dann bleibt viel Land öde. Am zu Geld zu 
kommen, verkaufen die Beſitzer einen Teil ihres Bodens; ſo ſind in ſechs 
Gumbinner Kreiſen feit 1818 ſchon 533 Zerſplitterungen erfolgt. 312 Höfe 
ſtehen im Gumbinner Bezirk in Subhaſtation, und die Zahl der Subhaſta⸗ 


14) 2312, 2856, 4783, 4769, Rep. 2 Tit. 23 Ur. 19. 
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tionen dürfte ſich verdoppeln. Erforderlich iſt Senkung der Branntwein- 
ſteuer, Verbot der geradezu kataſtrophal wirkenden Einfuhr des billigen 
ruſſiſchen Getreides und des hauptſächlich von Juden durchgeſchmuggelten 
ruſſiſchen Branntweins. Es wäre gut, wenn die Regulierungen verlang— 
ſamt erfolgen würden. 


Scheltz ſchrieb Dohna am 13. Mai: „Für den Landmann und für unfern 
Johannistermin find jämmerliche Ausſichten.“ In Königsberg follen den 
Bauern 30 Groſchen für den Scheffel Roggen geboten werden, den Polen 
aber 38. Es käme viel polniſches Getreide herein, aber den Kaufleuten 
fehle es an Geld und Abſatzmöglichkeit. 


Es kann nicht überraſchen, daß unter dieſen Amſtänden die laufenden 
Zinſen nicht voll eingingen. Im Johannistermin 1821 blieben von 231 931 
Talern 28 864 rückſtändig, im Weihnachtstermin von 232 740 Talern aber 
ſchon 41325. Die Pfandbriefe ftanden im November auf 80-82. Doch 
wurde im Herbſt außer dem Johannistermin 1821 auch der von 1811 aus— 
gezahlt, freilich nur unter Verwendung eines Teils der von den Guts— 
beſitzern hinterlegten Papiere. Auf dieſelbe Weiſe beſchloß die General— 
direktion im November auch den Weihnachtstermin 1811 zu begleichen, und 
fie hoffte, zu Johannis 1822 auch den Johannistermin 1812 auszahlen zu 
können““). a 


Aber wenn die Generaldirektion nach außen Zuverſicht zeigte, ſo betrach⸗ 
tete ſie die Lage doch nach wie vor als ſehr unſicher. Die Verwendung von 
Deckungsmitteln zu Zinszahlungen, ſo notierte ſich Scheltz am 9. Januar 
1822, fet ein ſchwerer Schaden für die Landfchaft, da fie dieſe den Guts— 
beſitzern zum Nennwert anrechnen müßte; 128 ooo Taler ſeien davon ver— 
wandt mit einem Derluft von etwa 22000 Talern. Etwa die Hälfte der 
Keſte der Gutsbeſitzer hoffte man wohl einzubekommen, aber wieviel wird 
einkommen und wann? Denn wegen der ungünſtigen Handelskonjunkturen, 
Mißernten, Derheerungen durch die Elemente ſelbſt, können die Gutsbeſitzer 
großenteils kaum die immer ſteigenden Laſten und Abgaben aufbringen, 
geſchweige Zinfen zahlen. Wenn hier der Staat nicht hilft, fo iſt's nach 
menſchlichem Ermeſſen unmöglich, wieder emporzukommen.“ 


Auch auf einer Beſprechung der Generaldirektion mit Vertretern der 
Departements am 14. und 15. Februar 1822 wurde die Lage ernſt beurteilt. 
Die Weihnachtstermine von 1811 und 1821 würden gerade noch mit Hilfe 
der hinterlegten Deckungsmittel aufgebracht werden können, wenn auch 
bisher ftatt 227 787 nur 124951 Taler eingegangen wären. Schlimmer 
ſteht es wegen der ſchlechten Ernte mit den beiden Johannisterminen (1812 
und 1829). Es würde geholfen ſein, wenn der Staat den Quittungs- 


16) 9312 9149, 9745, 2889. 


101 


groſchen für die Domänenpfandbriefe von Johannis 1816 bis Weihnachten 
1821 mit 32065 Talern, und vor allem, wenn er die 1816 in Ausſicht ge- 
ftellten 780 000 Taler bewilligen würde; nach dem Derteilungsmaßftab von 
1816 träfen davon auf Oſtpreußen 429000 Taler. Im Lande herrſche 
größte Not. Die Generallandfchaftsräte von Krafft und von Oldenburg 
und der Königsberger Syndikus Manitius wurden beauftragt, nach Berlin 
zu reiſen, um dem König über die Lage Vortrag zu halten. 


Die-Reife brachte einen leidlichen Erfolg. Zwar wurde die Zahlung 
des Quittungsgroſchens für die Domänenpfandbriefe mit der einleuchtenden 
Begründung abgelehnt, daß die Landfchaft von dieſen keine Zinſen zu 
zahlen hätte, aber durch Kabinettsordre vom 6. Zuni bewilligte der König 
einen zinsfreien Vorſchuß von 120000 Talern, deſſen Rückzahlung gemäß 
Erlaß Schuckmanns allmählich erfolgen ſollte, wenn die Landſchaft ihre 
Zinsreſte berichtigt hätte, „wie es ihre Mittel bei ernſtlicher Verfolgung 
ihrer Anſprüche gegen ihre Schuldner geſtatten“. Auch forderte er einen 
Bericht ein, wie die Landſchaft künftig aus eigener Kraft beſtehen wolle. 


Die Generaldirektion beſchloß darauf auf einer Sitzung am 13. Juli, 
zunächſt die Departements zu einer Außerung über die Lage aufzufordern, 
den Johannistermin von 1822 auszuzahlen, jedoch noch nicht den von Jo 
hannis 1812; fehlten doch im Mai von den Weihnachtszinſen noch 66585 
Taler. Königsberg wies in ſeiner Antwort auf die allgemeine Notlage als 
entſcheidend für die ſchlechten Zinseingänge hin; erleichternd würde es 
wirken, wenn die Gerichte bei Verkäufen die Landͤſchaft ſchneller befriedigen 
und die Gelder nicht Jahre lang im Depot zurückhalten, wenn ferner das 
Subhaſtationsverfahren beſchleunigt werden würde. Mohrungen bezwei- 
felte die Möglichkeit befriedigender zinſenzahlungen: Für ſubhaſtierte Güter 
fänden ſich trotz Anterbewertung ſelten Käufer, fo müſſe weiter ſequeſtriert 
werden, auch wenn dabei nichts herauskäme als die Sequeſtrationskoſten. 
Sehr nachteilig wirkten die hohen Regulierungsfoften und die Brannt- 
weinſteuer. Der Staat müßte die Steuern ermäßigen, die Zinsreſte aus 
der Zwiſchenkriegszeit und die Kapitalausfälle bei ſubhaſtierten Gütern 
übernehmen. Auch Angerburg erklärte am 2. Auguſt eine Herabſetzung der 
Steuern für notwendig; die Preiſe ſeien niedrig, der Handel ſtocke; von den 
Weihnachtszinſen ſeien noch 13034, von den Fohanniszinfen 28976 Taler 
unbezahlt. 

Zu dieſem Bericht erklärte die Generaldirektion am 12. September, in 
Angerburg fei nur ein Viertel des Johannistermins rechtzeitig eingegangen, 
in Königsberg und Mohrungen immerhin die Hälfte. Bei aller Berüd- 
ſichtigung der ſchwierigen Lage in Angerburg müſſe doch geſagt werden, daß 
dies an einer „zu nachſichtigen Behandlung der Debenten und daher ent— 
ſtehender Indolenz bei dieſen liege“. 
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Am 16. November beriet die Generaldirektion über die Möglichkeit einer 
Auszahlung der laufenden Weihnachtszinſen. Man habe einen Beftand 
von 27367 Talern, vom Staatsvorſchuß noch 60740 Taler; von den Jo— 
hanniszinſen ſeien ftatt 232690 Talern 141 736 eingegangen, fo könne die 
Zahlung erfolgen; wenn allerdings ältere Zinsreſte abgefordert werden 
ſollten, wäre die Schwierigkeit da. Schuckmann müßte ſchon jetzt darauf 
hingewieſen werden, daß es mit der Zahlung der künftigen Johanniszinſen 
infolge der neuen Mißernte ſehr beoͤenklich ausſähe. 

Noch am ſelben Tage machte Dohna den Miniſter auf dieſe Möglichkeit 
aufmerkſam. Was nach Johannis 1825 werden würde, „iſt bei der ſchreck— 
lichen und wechſelvollen Lage der Gutsbeſitzer nicht auszudenken“. Seit 
1819 habe der neue Rückgang begonnen. Seither machten ſich die gegen 
den Willen der Beſitzer durchgeführten Regulierungen infolge des Slber- 
gangs zur Geld wirtſchaft in kapitalarmer Zeit nachteilig geltend. Die 
Gutsbeſitzer mußten 224000 Morgen neu in Kultur nehmen, 524 Tage- 
löhnerhäuſer und 76 neue Dorwerfe bauen; denn Ablöſung mit Kapital fei 
ſelten. Die Abgaben hätten ſich ſeit 1810 verdreifacht, ſchlimm ſei nament- 
lich die Branntweinſteuer. Mit der allgemeinen Lage werde auch die der 
Landfchaft wieder gut werden, zumal die Veredelung der Schafzucht wirt— 
ſchaftlich fühlbar zu werden anfange. Es werde alles geſchehen, damit die 
Landſchaft ihre Zahlungsverpflichtungen regelmäßig erfüllt. 

Kein Zweifel, daß die Generaldirektion es an Mahnungen zur Finfen- 
beitreibung nicht fehlen ließ; aber nach drei Mißwachsſahren verſchlugen 
die Exefutionsmittel des Reglements doch nicht genug: Von den Weih⸗ 
nachtszinſen 1822 blieb mehr als die Hälfte (124771 von 232730 Talern) 
im Reft. Der Pfandbriefturs ſank von 81 im Februar auf 78% im Juli 
1822. Anfang März 1823 ſtellte Scheltz feſt, ſeit Januar 1821 wären 
15 Güter ſubhaſtiert und 133 Güter neu in Sequeftration geraten, von 
denen 63 als rettungslos gelten dürften. Er fügte die Ziffern über die 
ſtändig geſtiegenen Rüdftände aus den beiden letzten Jahren hinzu und 
bemerkte: „Er wird dieſes Bild die Progreſſion des ländlichen Elends 
richtig und treu darzuſtellen um ſo mehr imſtande ſein, da bei den ſtrengen 
Beitreibungsmaßregeln, die das Kreditſyſtem in Anwendung bringt, gewiß 
nur die dringendfte Not die Beſitzer veranlaſſen kann, ihre landſchaftlichen 
Zinſen rückſtändig zu laſſen.“ And Angerburg äußerte im Februar 1823, 
die Lage der Gutsbeſitzer wäre fo verzweifelt, daß auch die ſtrengſte Exe- 
fution nichts mehr helfe; nur der Staat könnte noch helfen“). 

Die ungewöhnlich ernſte Lage erforderte die Einberufung eines General— 
landtags, der am 27. Januar 1823 zuſammentrat. Scheltz, der der Land- 
ſchaft aufopfernd gedient hatte, war am 1. Juni 1822 Alters halber in 


16) 4057, 2459, 2040, 2069, 2559, 2120, 431, 2745. 


103 


den Rubeftand getreten. Wohl wurde fein Xat noch gelegentlich eingeholt, 
aber das Protokoll führte natürlich Schon fein Nachfolger Karl Ludwig 
Manitius, der Sohn des erſten Generallandſchaftsſyndikus, der ſchon ſeit 
einem Menſchenalter Syndikus des Königsberger Departements geweſen 
war und alſo über eine reiche Erfahrung verfügte. Er war in einer Schrift 
1814 öffentlich für ſchonende Behandlung des durch den Krieg betroffenen 
verſchuldeten Grundͤbeſitzes eingetreten“). 


Manitius hatte auch den Bericht verfaßt, der dem Generallandtag vor— 
gelegt wurde. Er konnte mitteilen, daß in der Durchführung der Regu= 
lierungen eine Verzögerung eingetreten ſei, daß der Staat durch Ausfüh— 
rung von Chauſſeebauten das Geld im Lande zu halten verſuche. Aber 
was er ſonſt zu ſagen hatte, war trübe genug. Der Johannistermin von 
1812 iſt nicht bezahlt, was in Berlin Senſation gemacht haben ſoll. In den 
drei Terminen ſeit dem letzten Generallandtag find 52020 Taler oder zwei 
Neuntel im Reft geblieben, während in den 15 Terminen Weihnachten 
1814-1820 nur ein Fünfzehntel unbezahlt geblieben iſt. Das zeige die 
verſchlechterung der Lage. Denn an Eifer zur Eintreibung der Zinſen 
hätten die Departements es nicht fehlen laſſen. Bei den ſubhaſtierten 
und ſequeſtrierten Gütern hat die Landſchaft bisher 437749 Taler ein- 
gebüßt. Den Kuponinhabern ſchuldet fie aus der Zwiſchenkriegszeit 
324054 Taler. Die Refte der Gutsbeſitzer find zwar von 755308 auf 
685 227 Taler geſunken, doch kommt das nur von der Abſchreibung ihrer 
Deckungsmittel. Radikale Mittel zur Hebung der Zinseingänge wird es 
nicht geben. Die durch die Kriegsereigniſſe verſchlechterte Düngung, drei- 
malige Mißernte, Störung des Seehandels, empfindlicher Steuerdruck bei 
niedrigen Preiſen und geringem Abſatz, Zurückbleiben der Agrikultur bei 
Fortſchritten im Ausland infolge des Geldmangels, all das gibt keine großen 
Zukunftshoffnungen. 


Der Generallandtag, dem Auerswald präſidierte, ſtellte feſt, daß die 
zinſen von Johannis 1812 bis Zohannis 1814 nicht gezahlt werden 
könnten, da nicht einmal die laufenden Zinſen voll eingingen. Sollte die 
Nachzahlung bis Weihnachten 1825 nicht gelingen, ſo werde dafür eine 
Staatsbeihilfe zu erbitten fein. Am die Finfen zu Johannis 1823 zahlen 
zu können, muß der Staat um einen unverzinslichen Vorſchuß von 140= bis 
150000 Talern gebeten werden, ſowie um fernere Zuſchüſſe bis zur Be— 
hebung des Ertragsmangels. Dieſe Bewilligung wird erhofft, weil der 
Erſatz der Kriegsſchäden ſich lange verzögert hat, die Regulierungen viel 
gekoſtet haben, die Steuern in Oſtpreußen beſonders ſchwer drücken. 

1) Leweck in Altpr. Monatsſchrift Bd. 52 S. 18, Bujack und Bezzenberger, zum 
Andenken an die Mitglieder des Preußiſchen Landtages 1813 S. 105, Mayer, Retabliffe- 
ment Oft= und Weſtpreußens S. 12 und 25. 
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Sodann wurde beſchloſſen, den Staat um ein unverzinsliches, mit 
4 Prozent zu amortiſierendes Darlehen von 2700000 Talern zum Re- 
tabliſſement der Landwirtfchaft zu bitten. Davon ſollte 1 Million der 
verwaltung der Landfchaft unterſtehen und denen zugute kommen, die 
über die Hälfte des Gutswerts verſchuldet waren, gleichgültig, ob fie be= 
pfandbrieft find oder nicht. 1700000 Taler ſollte der Oberpräſident ver⸗ 
walten und dazu verwenden, die Wirtſchaften in Gang zu bringen und die 
Veredelung der Schafzucht durchzuführen. Der Landwirt müßte inſtand 
geſetzt werden, von der Dreifelder- zur Schlagwirtſchaft überzugehen. 
zwecks Hebung der Schafzucht möchte das Tuch für die Armee in Oft- 
preußen gekauft, mehr Militär, namentlich Kavallerie, dorthin gelegt wer- 
den; die Remonten ſollten zur Hebung der Pferdezucht in Oſtpreußen ge- 
kauft, mit dem Bau von Chauſſeen fortgefahren werden. 

Im übrigen zeigen die Beſchlüſſe dieſelbe berechtigte Dorficht wie die des 
letzten Generallandtags. Subhaſtationen ſind zu beſchleunigen, ſobald ſich 
ergibt, daß die Einkünfte nicht zur Berichtigung der landſchaftlichen Forde— 
rungen verwandt werden. Der Kredit ſoll auf die Hälfte des Werts be- 
ſchränkt und die Regierung gebeten werden, beim Erbrecht von der römiſchen 
zur deutſchen Auffaſſung überzugehen, weil der Grundſatz des gleichen 
Erbrechts für alle Kinder viel Anlaß zu Verſchuldungen bietet. Da Güter 
ſchon zu zwei Drittel des Werts bei Subhaſtationen verkauft werden 
dürfen, bieten zahlungsunfähige Käufer; künftig iſt daher vom Käufer ein 
Siebentel des Kaufpreiſes [don vor dem Zuſchlag auf drei Jahre zu depo- 
nieren. Am ſo bemerkenswerter bei ſolcher vorſichtigen Haltung war der 
von Berlin übrigens abgelehnte Antrag, die zu vollem Eigentum verliehenen 
Bauernhöfe in die Landfchaft aufzunehmen. 

Sodann wurde beſchloſſen, daß künftig die Departementsdirektoren nicht 
mehr von einem Kreiſe, ſondern von allen beim Engeren Ausſchuß oder 
beim Generallandtag verſammelten Deputierten des betreffenden Departe— 
ments zu wählen ſeien. Die Generaldirektion ſoll nur noch aus dem Direk— 
tor und zwei ftatt drei Räten beſtehen. 

zu den über die Gewährung einer Staatshilfe erforderlichen Ver— 
handlungen ſollte eine Deputation nach Berlin gehen, in die Dohna, Olden= 
burg und der Königsberger Direktor von Brandt gewählt wurden“). 

Der König wies die drei Deputierten Anfang März an Schuckmann 
und an den Miniſter des Schatzes, Grafen Lottum. Die erften Befpre- 
chungen verliefen nicht zufriedenſtellend, ſo daß Dohna dem einflußreichen 
Kabinettsrat Albrecht ſchrieb, es werde ihm gerade jetzt ſehr ſchwer, die 
gebieteriſche, aber traurige Pflicht zu erfüllen, die entſetzlich geſteigerte Not 
Oſtpreußens zur Sprache zu bringen und einigermaßen angemeſſene An— 


18) 4787, 4788, 4762, 204. 
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träge zur Hemmung des reißend fortſchreitenden Elends zu machen. 
Einige hohe Beamte hätten erklärt, es fehle an Mitteln. And das errege 
ein nicht zu nennendes Gefühl, wenn man daneben halte, daß die Mark für 
Feuerſchäden 16655 000 Taler erhalten hätte, wovon in einer Stadt in 
einem Jahr 900 000 Taler verbaut worden wären. Lottum kam dann zuerft 
entgegen, fo daß Dohna ihm am 27. März für das bewieſene Wohlwollen 
danken konnte. Er ſelbſt habe es, wenn auch ſehr ſchwer, ermöglicht, ohne 
Staatshilfe auszukommen, aber um ſo mehr müſſe er ſeiner Pflicht gemäß 
Lottum bitten, bei allem, was ihm heilig ſei, ſich des unſäglich unglücklichen 
Oſtpreußens anzunehmen. Er möchte den Gutsbeſitzern, die ihr Gut bei 
Erlaß des Regulierungsedikts vom September 1811 bereits beſeſſen hätten, 
aber die Regulierung aus eigener Kraft nicht durchführen könnten, 300 ooo 
Taler geben. 


Die entſcheidende Beſprechung fand am 12. April zwiſchen den beiden 
Miniſtern und den drei Deputierten ſtatt. Dieſe baten unter Hinweis auf die 
Derlufte der Landfchaft bei ſubhaſtierten Gütern, daß der Staat die Güter, 
bei denen fie ſonſt Schaden hätte, übernehmen möchte. Die Pfandbriefe 
könnten ſtehen bleiben, ſo daß der Staat nur die rückſtändigen Zinſen und 
die Vorſchüſſe zu übernehmen hätte; die Einnahmen könnten nach Abzug 
der laufenden zinſen und Verwaltungskoſten zur Tilgung der rückſtändigen 
Zinſen und der Vorſchüſſe ſowie zur Amortiſation der Pfandbriefe dienen. 
Die Miniſter verſprachen, dies dem Finanzminiſter zu empfehlen. Sie 
teilten weiter mit, 60 000 Taler hätte der König bereits für die Gutsbeſitzer 
bewilligt, doch werde Schuckmann für die Bewilligung von Zoo ooo Talern 
eintreten. Dies Geld folle zu Bauten, Gräbenziehungen, Saat- und Inven⸗ 
tarienbeſchaffung dienen; teilnahmeberechtigt würden nur Gutsbeſitzer fein, 
die ihr Gut bereits im September 1811 beſeſſen hätten, nicht über drei 
Viertel des Taxwertes verſchuldet und nicht wohlhabend wären; auch müßte 
die Regulierung bereits begonnen haben. Die Amortiſation der Vorſchüſſe 
ſolle nach drei Jahren mit jährlich 4 Prozent erfolgen. Sodann erbaten 
die Deputierten 3 Millionen, und zwar 1 Million zum eiſernen Fonds der 
Landfchaft und zum Kern des künftigen Amortiſationsfonds, 300 000 Taler 
zur Begleichung der laufenden Zinſenauszahlungen und 1700000 Taler 
zur Stützung der rettungsfähigen Gutsbeſitzer. Aber die Miniſter er- 
klärten die Hergabe einer ſolchen Summe für unmöglich; das Geld müßte 
durch eine Anleihe aufgebracht werden, deren Zinſen der Staat für drei 
Jahre zahlen könnte. 1-144 Millionen könnten freilich in Pfandbriefen 
zum Nennwert gegeben werden, wovon 1 Million zum eiſernen Fonds, 
der Keſt zur Anterſtützung der Gutsbeſitzer dienen könnten. Käme es zu 
der Anleihe, fo müßten die Gutsbeſitzer nach drei Jahren 1700000 Taler 
mit 68000 Talern verzinſen, den Reft die Landſchaft mit 52000 Talern. 
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Teilnehmen ſollten nur Gutsbeſitzer, die ſchon 1807 im Beſitz geweſen ſeien 
und zwiſchen ein Drittel und drei Viertel verſchuldet ſeien. 


Zunächſt wurden 150000 Taler für die Landfchaft zur Zinſenauszah— 
lung und 100000 für die Landwirte am 16. Mai vom König bewilligt und 
im Auguſt ausgezahlt“). 


Im Juli 1823 kam der Geh. Oberfinanzrat von Borgftede zu einer 
Beſprechung über die Oroͤnung der landͤſchaftlichen Verhältniſſe nach 
Königsberg. Leber die damalige Lage der Landwirtſchaft unterrichtet ein 
Bericht des Departements Angerburg vom 23. Juni. Die Refte beliefen 
ſich auf 62 918 Taler „und werden ſich anſehnlich vermehren, denn jeder 
Pfandbriefſchuloͤner iſt durch die vorjábrige totale Mißernte, den harten 
Winter und durch das verlängerte Frühjahr zahlungsunfähig gemachet, 
indem die mehreſten der Gutsbeſitzer Sommerſaaten, Brot- und Futter⸗ 
getreide ſich anſchaffen müſſen, um nur die Felder zum Teil zu beſtellen 
und das durch die Strenge des Winters und ſchlechte Frühſahrswitterung 
zurückgegangene Vieh zu erhalten, und doch hat viele das harte Los ge— 
troffen, einen anſehnlichen Pferde- und Diehftamm einzubüßen“. 


Borgſtede wurde in einer Denkſchrift die Lage der Landfchaft ausein— 
andergeſetzt. Werde durch die Erteilung der erbetenen Staatshilfe die 
Sanierung der Gutsbeſitzer und durch Annahme der ſubhaſtierten Güter 
die der Landfchaft möglich, fo ſei ein Erfolg ſicher. Stünde doch die Der- 
ſchuldung mit durchſchnittlich 314 Talern pro Magdeburgiſcher Hufe nicht 
zu hoch. Der reiche Naturfonds, der Mut und die Kraft der Bewohner, 
ihr Wunſch, landwirtſchaftliche Reformen zu verwirklichen, laſſen gleid- 
falls auf einen ſegensreichen Aufſchwung hoffen. Bemerkenswert iſt, daß 
wieder die Einführung des deutſchen Erbrechts empfohlen wird ſowie für 
die vom Staat zu übernehmenden Güter die Gewinnung fortgeſchrittener 
Landwirte von der Oder und weſtwärts. Weiter wurde Borgſtede dar— 
gelegt, daß 96 Güter in Sequeſter oder Kuratel ſtanden, daß die Landſchaft 
beim Verkauf von 94 ſubhaſtierten Gütern einen Derluft von 474 542 
Talern erlitten hätte. 


Bei den Beſprechungen Borgſtedes mit der Generallandfchaftsdireftion 
in der erſten Juliwoche, denen gelegentlich auch Auerswald beiwohnte, 
wurde der Wille des Staats, der Provinz eine nachdrückliche Staatshilfe 
angedeihen laſſen zu wollen, gleich zu Anfang ausgeſprochen. Hinſichtlich 
der Behandlung der fubhaftierten Güter wurde auch die Möglichkeit er- 
wogen, daß nicht der Staat, ſondern die Landſchaft ſolche zur Vermeidung 
von Derluften übernehmen und der Staat die Ausfälle decken ſollte. Borg- 
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ftedes Frage, ob die noch nicht fequeftrierten Güter ſich halten würden, konnte 
nicht bejaht werden, es würden denn die erbetenen Staatsbeihilfen gewährt 
und der Parikurs der Pfandbriefe erreicht. In der Schlußſitzung ſtellte 
Borgſtede die Übernahme von ſieben durch die Landfchaft bereits erwor— 
benen Gütern und die Abernahme von 29 vorausſichtlich noch zu erwerben— 
den in Ausſicht. Die Freijahre für die Amortiſation der den Gutsbeſitzern 
zu gewährenden Retablijfementsgelder erhöhte er von drei auf fünf und 
ſagte Erleichterungen bei der Erhebung der Branntweinſteuer zu. Er ſchlug 
vor, daß die Landfchaft im ganzen 714 155 Taler erhalten ſollte, von denen 
273661 zur Zahlung der Zinſen von 1812-1814 zu dienen hätten, 289 672 
zur Deckung von Vorſchüſſen und der Reft zur Derftärfung des Fonds und 
zur Deckung von Ausfällen; die Beſitzer ſollten die ausſtehenden Zinſen 
mit 5 Prozent an die Staatskaſſe amortiſieren. Aber die Abmachungen 
vom April weit hinausgehend, ſtellte er ſogar einen Betriebsfonds von 
3 Millionen in Ausſicht. Die Direktion wollte die 714 155 Taler in folgen- 
der Weiſe verwenden: 273661 zur Zahlung der rückſtändigen Zinſen, 
259672 zur Ergänzung des Fonds, 150000 zur Rückzahlung des fett 
gewährten Vorſchuſſes, den Reft, der dazu aber nicht ausreichen würde, 
zur Deckung von Zinſenausfällen. Es möchten rund eine halbe Million in 
Pfandbriefen und zwei Millionen zum Betriebsfonds gegeben werden. 
Alsdann wäre die Provinz gerettet, falls keine neuen Unglücksfälle ein- 
treten und zwar kein allgemeiner Indult, aber Spezialmoratorien gewährt 
würden. 3 


Die Wirtſchaftslage blieb unter dem Druck der allgemeinen Verhältniſſe 
und der Mißernte ſchlecht. Im November 1823 beriet die Generaldirektion 
über die Zinfenzablung für Weihnachten. Es ſollten einkommen 233 317 
Taler. Die Beſtände betrugen 50806 Taler; nach den Johanniseingängen 
gerechnet, würden 107000 Taler eingehen, fo daß 75511 Taler fehlten; 
aber zweifellos werde das Defizit höher ſein, ſo daß der Staat um einen 
Vorſchuß von 85-90 ooo Talern zu bitten wäre. Den Departements {ft 
größte Dorficht bei der Bewilligung neuer Anleihen einzuſchärfen. In der 
Tat wuchſen die Rückſtände erſchreckend; Weihnachten 1822 hatten fie 
856314 Taler betragen, aber Weihnachten 1823 951 081 Taler. Die Zahl 
der ſequeſtrierten Güter betrug Weihnachten 1823 150, es ſtand alſo faſt 
jedes dritte bepfandbriefte Gut in Sequeſtration. Die Weihnachtszinſen 
wurden mit einer Staatshilfe von 85000 Talern ausgezahlt. Die Getreide— 
preiſe ſanken bei dem Mangel an Abſatz ſtändig. In Königsberg galt 1823 
der Scheffel Weizen 1 Taler 9 Groſchen 6 Pfennig (1805 etwas über 3 Taler), 
der Scheffel Roggen 23 Groſchen (1805 2 Taler 27 Groſchen), der Scheffel 
Gerſte 17 Groſchen 11 Pfennige (1805 1 Taler 27 Groſchen 6 Pfennig), 
der Scheffel Hafer 12 Groſchen 9 Pfennig (1805 1 Taler 14 Groſchen 
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11 Pfennig); in den folgenden Fahren fielen die Preiſe weiter, z. B. 
1825/26 bei Roggen auf 20 Groſchen 10 Pfennig“). 


Im April 1824 nahm Oberpräſident von Auerswald im Alter von faſt 
67 Jahren feinen Abſchied. Er war der Landfchaft ein verantwortungs- 
bewußter, verſtändnisvoller und ſchließlich milder Präſident geweſen. In 
die Einzelheiten ihrer Verwaltung hat er nicht eingegriffen, und der Ge- 
danke liegt nahe, daß dieſer altadlige Mann vor einem adlig betonten 
Selbſtverwaltungsinſtitut zu viel Refpeft hatte, ſich ihm perſönlich zu eng 
verbunden fühlte, als daß er zu einer tiefgreifenden, rückſichtsloſen Kontrolle 
ſich hätte für befugt halten können. Ganz anders ſein Schwiegerſohn und 
Nachfolger Heinrich Theodor von Schön, der als Sohn einer alten 
Domänenpächterfamilie den Intereſſen des adligen Gutsbeſitzes von vorn— 
herein kritiſcher gegenüberſtand, ein erfahrener, moderner Derwaltungs- 
beamter großen Stils, erfüllt von unerbittlichem Rechtsbewußtſein und 
Derantwortungseifer. Er ſcheute ſich nicht, in die Einzelheiten zu gehen, 
die Verwaltung der Departements perſönlich zu revidieren. Schön war 
entſchloſſen, Oroͤnung zu ſchaffen und notfalls auch harte Maßnahmen 
anzuwenden. Aber auf der andern Seite war er in Anerkennung der Not⸗ 
lage der ihm anvertrauten Provinz auch ſtets bereit, ſich in Berlin aufs 
äußerſte für eine unvermeidliche Hilfeleiſtung einzuſetzen, und er hielt auch 
die Erhaltung eines Grofgrundbefigerftandes für politiſch notwendig. Im 
großen ganzen blieb unter dem Zwang der Verhältniſſe doch die Linie 
gewahrt, auf der ſich die Bemühungen um die Sanierung der Landfchaft 
und des Grundbefiges in den letzten Jahren bewegt hatten. 


Erſt zu Beginn von Schöns Amtstätigkeit erfolgte die kgl. Entſcheidung 
auf Borgſtedes Anterſuchung: Unter der Vorausſetzung, daß fortan Be— 
pfandbriefungen nur bis zur Hälfte des Gutswertes erfolgten, ſicherte der 
König am 7. Juli Erlaß folder Beſtimmungen zu, die für die durch die 
Zeitereigniſſe hart betroffene Provinz und für die Wohlfahrt feiner Anter— 
tanen notwendig wären. Schön ſolle ſich zunächſt einarbeiten und dann 
vorſchläge machen. lm aber inzwiſchen keine Unterbrechung der Zahlungen 
eintreten zu laſſen, wurde der zur Zahlung der laufenden Johanniszinſen 
erforderliche Zuſchuß im voraus zugeſichert. 


Vorher ſchon hatte Schön feſtgeſtellt, daß von den zu Johannis 1822 
bewilligten 120 ooo Talern alles verbraucht war, von den zu Johannis 1823 
bewilligten 150000 Talern 25500 zurückgegeben waren und von den zu 
Weihnachten 1823 bewilligten 85000 Talern 3600, fo daß der Staat alſo 
zu den laufenden Zinſenzahlungen 1822/23 325900 Taler vorgeſchoſſen 
hatte. 


20) 4115, 4788, 4725, 431, 2559, 4053, 467. 


Als erftes Departement beſuchte der Oberpráfident das befonders ſchwer 
betroffene Mohrungen. Am 25. Juni hatte das Departement berichtet, bis 
dahin wären von den Johanniszinſen ftatt 63 790 nur 5505 Taler gezahlt. 
Da alle Produkte im Mindeſtwert ftehen, die Gutsbeſitzer auch die Getreide- 
vorräte zum Aufbringen der Weihnachtszinſen großenteils erſchöpft haben, 
fo ift kein günſtiges Refultat zu erwarten, obwohl das geſamte Exefutions- 
perfonal zur Eintreibung der Finfen eingeſetzt ſei und die Gutsbeſitzer täten, 
was ſie könnten. Am 12. Juli war Schön in Mohrungen. Nach eingehender 
Beſprechung ordnete er an, daß die laufenden Zinſenreſte durch Exekution 
oder Sequeſtration bis zum Dezember einzuziehen wären; wegen der alten 
Keſte möge jeder Schuldner Vorſchläge machen. Es wurde weiter feſt— 
geſetzt, daß ſieben Güter fofort zu ſubhaſtieren wären, bei drei die Gub- 
haſtation vorzubereiten; als unrettbar galten außerdem 17 Güter - 162 
waren im Departement bepfandbrieft -, bei deren Verkauf 306300 Taler 
Derluft vorauszufehen waren. 


Einige Tage fpáter verhandelte er mit der Departementsdireftion 
Königsberg. Hier waren bis Ende Juni von den Johanniszinſen ſtatt 
116153 nur 17 127 Taler eingegangen, doch hatte man mit Hilfe eines 
Kaſſenbeſtandes nur ein Manko von 51440 Talern für die Zinſenaus⸗ 
zahlung. Mit dem Finfeneintreibungsverfahren war Schön zufrieden. 
30 Güter wurden als reif zum Zwangsverkauf anerkannt und dabei ein 
Derluft von 318 000 Talern angenommen. Die Direktion erklärte, es käme 
hauptſächlich darauf an, durch regelmäßige Zahlung der laufenden Finfen 
und durch Nachzahlung der alten Zinstermine die Pfandbriefe wieder auf 
Pari zu bringen, aber das wäre nur zu erreichen, wenn der Staat die 
alten Zinstermine übernehmen und die Refte der laufenden Finfenzahlungen 
decken würde. Dieſen Ausführungen ſtimmte Schön zu. 


Weniger glatt verlief fein Beſuch in Angerburg, wo er am 5. Auguſt 
revidierte. Schon im Juni und Juli hatte er der Direktion Langſamkeit 
vorgeworfen; wenn von 41 640 Talern zu Johannis nur 10 804 eingegangen 
wären, fo ſei die Anwendung ſchärfſter Maßnahmen erforderlich, damit die 
Schuldner „nicht weiter auf gewohnte Nachſicht rechnend ſich bemühen, 
dieſe Zinſenreſte möglichſt bald zu berichtigen“. Den Vorwurf mangelnder 
Energie erhob Schön auch bei der Beſprechung am 5. Auguſt; die Exe- 
kutionsmittel wären ſofort bei Ablauf des Termins anzuwenden. Die bei 
Subhaſtationen vorausſichtlich entſtehenden Refte wurden auf 162 400 
Taler angenommen; aber Hilfe werde nur erfolgen, wenn die Verwaltung 
künftig auf einen ſoliden Fuß geſetzt würde. Den Gutsbefigern, die ihr 
Gut vor dem 1. Juni 1808 beſeſſen hätten, wolle der König helfen; eine 
weitere Ausdehnung der Hilfe fei wegen der dann eintretenden Ferfplit- 
terung nicht möglich. Er werde alles tun, um namentlich verdiente Männer 
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in ihrem Beſitze zu erhalten, unter Amſtänden auch, wenn fie über drei 
viertel verſchuldet wären; fobald ein Gut in Gefahr komme, fei ihm zu 
berichten. Verdiente Männer, die nicht im Beſitz zu halten wären, werde 
er auf andere Weiſe zu fördern verſuchen. 


Im Dezember 1824 äußerte Schön auf einer Beſprechung mit der 
Generaldirektion ſeine Unzufriedenheit mit dem ſchlechten Zinſeneingang. 
Aber er mußte weſentlich weiter entgegenkommen, als er gemeint hatte. Am 
13. Dezember hatte die Generaldirektion etwa 100000 Taler Zuſchuß zu 
den Weihnachtszinſen erbeten und die Antwort erhalten, bei fortgeſetzter 
Tätigkeit der Departements würde dieſer Betrag ſich bedeutend vermindern. 
So wurde er dann am 10. Januar 1825 um 60000 gebeten und gewährte 
50 ooo Taler, aber bereits am 21. Januar erklärte die Generaldirektion, das 
monatelange Regenwetter habe den Abtransport des Getreides unter= 
bunden. Sie bekam darauf zwar zu hören, es gäbe Seen, Waſſertransporte 
und Chauſſeen, aber Schön mußte ſich Ende Januar denn doch zu einem 
Geſamtvorſchuß von 130 ooo Talern entſchließen, von denen dann aber nur 
103 000 gebraucht und bis zum Mai 40000 zurückgezahlt wurden. 


Die Bilanz vom Johannistermin 1824 teilte mit: Derfur 10 940 770 
Taler, Zinfenrefte der Gutsbeſitzer 918 982 Taler, Finsfhulden an die 
Kuponinhaber 310 317 Taler”). 


Am 16. Januar 1825 konnte Schön der Generaldirektion mitteilen, daß 
der König die 1822 und 1825 gewährten Vorſchüſſe in Höhe von 329 500 
Talern erlaſſen habe unter der Bedingung, daß er Gutsbeſitzern, die der 
Erhaltung würdig wären, Zinſen erlaſſen dürfe, daß auch Zinsrückſtände 
ſubhaſtierter Güter darauf abgeſchrieben würden und daß die Nachzahlung 
der alten Zinstermine bis Weihnachten 1825 beendet fei. Der zu Johannis 
1824 gegebene Vorſchuß ſei unverzinslich, müſſe aber zurückgezahlt werden, 
die weiteren Vorſchüſſe wären aber mit 4 Prozent zu verzinſen, das mache 
für diesmal 1424 Taler aus. Im ganzen betrügen die Vorſchüſſe 392 423 
Taler. Abrigens waren durch Abſchreibung und Rückzahlung davon im 
November 1825 noch 302 334 Taler und im Mai 1826 noch 216045 Taler 
offen. Die entſprechende Kabinettsordre erging übrigens erſt am 12. Februar. 
Dor allem ſchuf dieſe Kabinettsordre einen Unterftügungsfonds von 3 Mil- 
lionen Talern, deſſen Verwaltung Schön ganz ſelbſtändig übertragen wurde. 
Damit war die ſichere Grundlage für die Geſundung der Landfdaft und 
der Gutsbeſitzer gelegt. Schöns Intereſſe und Verantwortungsfreudigkeit 
wurde natürlich durch die Erteilung einer ſolchen Selbſtändigkeit ſehr 
geſteigert. Er beugte ſich ja immer nur ſchwer unter miniſterielle An= 
orónungen und erftrebte für ſich eine möglichſt unabhängige Stellung. 


21) Rep. 2 Tit. 22 Ar. 7, 8, 26; 467, 424, 3180. 
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Eine Revifion des Angerburger Departements durch Schön im Zuni 
1825 ergab ein erſchütterndes Geſamtbild. 51 Güter ſtanden in Sequeſter, 
von denen für 41 die Subhaſtation beſchloſſen werden mußte. Im Johan— 
nistermin waren ſtatt 41640 ganze 3729 Taler eingegangen, von 120 
Gütern nichts. So werden die Sequeſtrationen und Subhaſtationen 3u- 
nehmen, zumal die Preiſe unerhört niedrig ſind und der Abſatz ſtockt. 


Im November 1825 war die Zahl der ſubhaſtierten Güter in Anger— 
burg bereits auf 50 geftiegen, 57 Güter wurden ſequeſtriert. Dom Johannis- 
termin waren bis dahin 16803 Taler eingegangen. Schön drohte damals, 
wenn es ſo weiterginge, würde er die Mitglieder des Departements haft⸗ 
bar machen. Dieſe entſchuldigten ſich damit, daß die Refte faſt ausſchließ⸗ 
lich von ſequeſtrierten Gütern ſtammten, und die ergäben nun einmal kaum 
die Steuern und die Verwaltungskoſten. 


Ebenſo ſtreng zeigte ſich Schön der Generaldirektion gegenüber. Es 
bedurfte wiederholter Anträge, bis er den Zuſchußbedarf zu Johannis 1825 
(67 000 Taler) hergab, während er den zum Weihnachtstermin (50 000 
Taler) allerdings umgehend bewilligte. Auch übernahm er die Ausfälle 
bei Subhaſtationen, ſoweit fie nach Erlaß der Kabinettsoroͤre vom 12. Februar 
1825 eingetreten waren, auf den Anterſtützungsfonds durch Abſchreiben 
von den erlaſſenen Vorſchüſſen von 1822/23. 


Wenn Schön zu der Bewilligung des Zuſchuſſes zu Weihnachten 1825 
leicht bereit war, fo kam das wohl daher, daß Mißwuchs an Roggen und 
Erbſen ſowie Hagelſchlag wieder ſehr ſchlechte Ernteausſichten boten. 
Damit hinge es wohl auch zuſammen, daß er auf den ihm zur Verfügung 
ſtehenden Anterſtützungsfonds die noch ſchuldigen 203 350 Taler für alte 
Zinſenreſte übernahm, fo daß dieſe im Januar und Februar 1826 ausgezahlt 
werden konnten). 


Am 6. März 1826 trat der erſte Generallandtag unter Schöns Vorſitz 
zuſammen. Der den Verſammelten vorgelegte Bericht gedachte dankbar 
der großen Staatshilfe, aus der die Zinfen von Johannis 1812 bis Johan⸗ 
nis 1814 und ein großer Teil der bei Subhaſtationen entſtandenen Der- 
luſte gedeckt und aus dem mehrere hundert Gutsbeſitzer im Beſitz erhalten 
und 11 Zoo veredelte Schafe zur Derbefferung der bei dem Daniederliegen 
der Getreidepreiſe und dem ſtarken Bedürfnis Englands an Wolle doppelt 
lebenswichtigen Schafzucht angekauft werden konnten. Seit 1820 hat nur 
das Jahr 1823 eine normale Ernte gebracht, und doch ſinken die Getreide- 
preiſe aus Mangel an Abſatz von Jahr zu Jahr weiter. Der ſchon daraus 
erklärliche Mangel an Kapital erſchwert den Abergang von der Dreifelder- 
zur Schlagwirtſchaft, deren höhere Erträge ſich ohnehin erſt nach ſechs bis 


22) Rep. 2 Tit. 22 Sr. 8 und 26; 524, 613, 568, 2559. 
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neun Jahren zeigen können; erſt dann wird der durch den Fol. Anter— 
ſtützungsfonds ermöglichte Aufſchwung klar in Erſcheinung treten. 


Die Departements haben es an Eifer bei der Eintreibung der Finfen 
trotz aller Not nicht fehlen laſſen, wie ſich am beſten daraus ergibt, daß 
von den in den ſechs letzten Terminen entſtandenen Reſten in Höhe von 
542 894 Talern 310434 Taler von ſequeſtrierten und der Reft von Kuratel— 
gütern ſtammen. Allerdings iſt die Zahl der ſequeſtrierten Güter von 77 
im Jahr 1823 auf 154 geſtiegen bei 584 bepfandbrieften Gütern überhaupt. 
Die Zinſenzahlung an die Kuponsinhaber ift regelmäßig erfolgt, wenn auch 
nur mit Staatshilfe. Die in den Jahren 1822/23 gewährten Vorſchüſſe von 
329 500 Talern find erlaſſen, doch mußten davon 141 615 Taler an Fins- 
reſten den Gutsbeſitzern erlaſſen werden. Für die beiden 24er Termine 
und für Johannis 1825 hat der Staat 213006 Taler zur Ermöglichung 
von Zinszahlungen vorgeſchoſſen; davon find noch 146782 Taler ſchuldig. 
Infolge der Zinszahlungen iſt der Pfandbriefturs auf 92% geftiegen. 
1823-25 betrugen die Kapitalverluſte bei ſubhaſtierten Gütern 143 650 
Taler, die aus dem Anterſtützungsfonds gedeckt find. Rettungsloſe Güter 
follen fo raſch als möglich verkauft werden, um ihrem weiteren Verfall vor- 
zubeugen; bei allzu niedrigen Geboten übernimmt ſolche Güter die Land— 
ſchaft. 


1825 waren 548 Güter bepfandbrieft, 1826 584, davon 16 ehemalige 
Domänen und 24 kölmiſche Güter. Von Johannis 1822-25 find 85 Güter 
ſubhaſtiert, und wenn den Kapitalverluſt auch der Staat trägt, ſo trifft die 
Landſchaft doch immer noch ein Finfenverluft von 127 447 Talern. Die Refte 
der Gutsbeſitzer an Zinſen betragen 833 440 Taler, davon find nur für 
12876 Taler Deckungsmittel vorhanden. 


Die Beſchlüſſe dieſes Generallandtags wurden von demſelben Geiſt der 
Vorſicht geleitet wie die der vorangegangenen. Man war über die Reform- 
bedürftigkeit der beſtehenden Taxgrundſätze einig, wollte aber vorläufig 
doch außer in Einzelheiten grundſätzlich nichts ändern, weil das im Publikum 
Mißtrauen erwecken und alſo den Pfandbrieffurs ungünſtig beeinfluſſen 
konnte, und weil man auch die Auswirkung der im Werk begriffenen Am— 
geftaltung der landwirtfchaftlihen Kultur abwarten wollte. Schuckmann 
erklärte jedoch eine Reform für unaufſchiebbar, würde doch 3. B. in Moh- 
rungen und Angerburg die kulmiſche Hufe durchſchnittlich auf 513 bzw. 
828 Taler taxiert, während ſie beim Verkauf nur 161 bzw. 205 Taler 
brächte. Schön ſuchte in ſeiner Antwort den Standpunkt des General— 
landtags zu behaupten, wies darauf hin, daß die Taxen einen bleibenden 
Wert zu ermitteln ſuchten, während die Kaufpreiſe ſchwankten; auch ver- 
fahre die Landſchaft jetzt ſehr vorſichtig bei den Abſchätzungen. Da aber 
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der Minifter bei feiner Meinung blieb, ſagte er zu, daß die erforderlichen 
Vorarbeiten bis zum nächſten Generallandtag durchgeführt werden ſollten. 


Auch in zwei andern Punkten billigte Berlin nicht die Beſchlüſſe dieſes 
Generallandtags. Danach ſollten vertrauenswürdige Beſitzer ihr Gut unter 
Kuratel und ohne Sequeſter weiter bewirtſchaften dürfen bzw. bei Seque- 
ſtration eine Entſchädigung, die ſogenannte Kompetenz, erhalten, um ſie 
vor dem verhungern zu ſchützen. Schuckmann lehnte beides ab. Das ver- 
ſtieße gegen das Reglement, das dem Gläubiger prompte und ſtrenge Exe⸗ 
kution gegen Zinsreſtanten zuſichert, und daran etwas ändern, hieße den 
ſchwachen Reft des Realfredits vernichten; man müſſe ebenſo an die 
Gläubiger denken wie an die Schuldner. 

Hingegen erklärte er ſich gern mit der beſchloſſenen Herabſetzung der 
Beleihungshöhe einverftanden: Auf taxierte Güter und auf vor 1757 er⸗ 
worbene Güter ſollte nach dem Erwerbspreis die Hälfte, auf den Erwerbs⸗ 
preis der 1757-1788 erworbenen Güter ein Sechſtel weniger, auf die 
ſeither gekauften Güter nach dem Erwerbspreis ein Viertel bewilligt wer- 
den. Von Gutsbeſitzern erworbenes Bauernland wurde beleihungsfähig, 
während die Bauern ſelbſt noch ausgeſchloſſen blieben. 

Genehmigt wurde auch ein verbilligtes Taxverfahren für kleine Güter, 
d. h. ſolche, bei denen der Beſitzer ſelbſt mitarbeitete; als ſolche Güter nahm 
man an: bis zu vier Hufen auf der Höhe und bis zwei Hufen in der 
Niederung. 

Am bei Verkäufen ſichere Erwerber zu finden, wurde feſtgeſetzt, daß 
die Hälfte des Kaufpreiſes in feds Jahren abgelöft werden mußte, ſofern 
der Kaufpreis unter der Abſchätzung blieb, daß ein Siebentel bis ein 
Zwölftel des Preiſes vor dem Zufdlag hinterlegt werden mußte, je nach⸗ 
dem der Käufer durch Einbringen von Inventar und ſonſt mehr oder 
weniger Vorſicht erforderte; auch mußte er nachweiſen, daß er über die 
nötigen Fonds zur Inſtandſetzung der Wirtſchaft verfügte. 

Endlich wurde auf Schöns Vorſchlag eine Vereinfachung des land— 
ſchaftlichen Kaſſenweſens beſchloſſen“). 

Die Wirtſchaftslage blieb vorläufig noch ſchlecht, zumal die Ernte von 
1826 wieder nur mäßig war. Für die dieſer Lage entſprechenden Zins- 
eingänge ſeien nur einige Zahlen aus Angerburg angegeben: Dom Jo— 
hannistermin waren bis zum 7. November ftatt rund 27000 Talern nur 
2387 eingegangen, von früheren Terminen 1622 Taler; der geſamte Reft- 
von früheren Terminen betrug 128746; er ſtieg mit Einrechnung des 
Fohannistermins von 1826 im Januar 1827 auf 154277 Taler. Schön 


28) 2938, 4755, Rep. 2 Tit. 22 Mr. 44; über Taxverfahren: Altrock S. 31-33, über 
Beleihungshöhe: Altrock S. 22, 24. 
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machte den Angerburger Direktor verantwortlich für rückſichtsloſe Eintrei— 
bung der Zinſen; Abweichungen vom Reglement dürften nicht vorkommen. 

Die 1826 aus dem Verkauf ſubhaſtierter Güter der Landfchaft erwach— 
jenen Derlufte, 143935 Taler, wurden auf die ſtaatlichen Vorſchüſſe abge— 
ſchrieben. Die Zuſchüſſe zu den laufenden Zinſenzahlungen leiſtete er, 
wenn auch ſtets unter Mahnungen zu energiſchen Maßnahmen; im Weih— 
nachtstermin 1826 3. B. fehlten am 3. Januar 1827 von 218 617 Talern 
123 481. Auf die Bitte um Hilfe forderte Schön zunächſt energiſches Durch— 
greifen; ſchon am 23. Januar brauchte die Generaldirektion nur noch SO ooo, 
die denn auch bewilligt wurden, ebenſo weitere 8000 im Februar. Doch wur— 
den nur 82000 Taler wirklich gebraucht und faſt alles, 78 500 Taler, bis 
zum März zurückgezahlt, allerdings wohl auch von früheren Vorſchüſſen. 

Der unbefriedigende Finfeneingang veranlaßte Schön, auf einer Sitzung 
der Generaldirektion zu erklären, die Verzögerungen kämen abgeſehen 
von der Wirtſchaftslage auch von der Organiſation der landͤſchaftlichen 
Behörden. Dor allem müßten die Syndici felbftändiger arbeiten, da die 
Direktoren allzuoft abweſend wären; ſie müßten ſich „als die eigentlichen 
Wirte der Landfdaft anſehen“. Die Subhaſtationen hätten in letzter Zeit 
zugenommen, aber ſie wären zur Schaffung eines ſelbſtändigen Zuſtandes 
der Landfchaft unvermeidlich. Auch führe man noch große, zweifellos ver— 
lorene Refte in der Rechnung, was eine Aberſicht über den tatſächlichen 
Zuftand ſehr erſchwere. Die Landfchaft ſollte die Übernahme folder Refte 
auf den Anterſtützungsfonds beantragen, und wenn doch noch etwas davon 
einginge, würde es ihr zugute kommen?). 

Auch die beiden Zinstermine von 1827 konnten nur mit Staatsvor- 
ſchüſſen von 63000 bzw. 72000 Talern berichtigt werden, die allerdings 
wieder bald 3. T. erſetzt wurden. Auf die Derlufte an aufgegebenen Fins- 
reſten und drei Subhaſtationen wurden der Landſchaft 1827 460314 
Taler von Schön vergütet. Übrigens waren von Johannis 1821 bis 
März 1827 insgeſamt 1 394 247 Taler Derluft an Kapital und 756996 
Taler an Zinſen von 151 ſubhaſtierten Gütern entſtanden, von denen 
damals noch 1230529 Taler nicht gedeckt waren. Die Generaldirektion 
erwartete damals noch die Subhaſtation von 48 Gütern mit einem Geſamt— 
verluſt von 683820 Talern. 

Es verſteht ſich unter dieſen Amſtänden von ſelbſt, daß Schön immer 
von neuem auf die Notwendigkeit ſtrenger Zinseinziehung hielt. Im 
Dezember 1827 ordnete er an, daß Gutsbeſitzer, die noch andere Einkünfte 
als die ihrer Güter beſaßen, auch mit defen zur Zahlung von Finsreften 
heranzuziehen ſeien. Bei einer Revifion in Mohrungen im April 1827 
hatte er allerdings anerkennen müſſen, daß die Zinſenbeitreibung oroͤnungs⸗ 


24) 424, 487, 2559, Rep. 2 Tit. 22 Ur. 20. 
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gemäß verlief; ſtanden doch von 46 rückſtändigen Gütern 40 in Sequefter; 
er gab zu, daß die ungenügenden Eingänge hauptſächlich eine Folge des 
ſchlechten Wirtſchaftszuſtandes waren. Aber er warf der Direktion auch 
eine gewiſſe Nachläſſigkeit des Betriebes vor: Die Syndici verfügen häufig 
Vorlage ans Direktorium, dieſes verweiſt die Sache auf die nächſte Seſſion, 
während die meiften Fälle der Syndikus allein entſcheiden könnte. 

Die Pfandbriefe erholten ſich allmählich weiter und ſtanden Ende 1827 
auf 94%. Die Derfur betrug Weihnachten 1827 11072 225 Taler (Fo- 
hannis 1824: 10 940 775), war alſo nur ganz unerheblich geſtiegen. Die 
Refte der Gutsbeſitzer waren nicht zuletzt durch Erlaß oder Streichung bzw. 
bloß rechneriſche Tilgung von 918982 Talern zu Johannis 1824 auf 
397047 Taler geſunken, und die Schulden der Landfdaft an die Kupon= 
inhaber von 310317 Talern auf 37 622; dies waren im weſentlichen unab— 
gefordert gebliebene Zinfen. Der Vergleich mit der finanziellen Lage zu 
Beginn von Schöns Amtstätigkeit (1824) mit der nach Ablauf von drei- 
einhalb Jahren ſpricht fo eindeutig für die Richtigkeit der Schönſchen 
Politik, daß die gängigen Vorwürfe über ſeine „Härte“ verſtummen 
ſollten?). 

Die Verbindung der Zuſage einer ausreichenden Staatshilfe mit Re- 
formverſuchen der lanoͤſchaftlichen Verfaſſung, die ſeit 1826 ſchon gelegent— 
lich angedeutet iſt, gab einer Beſprechung Schöns mit der Generaldirektion 
am 4. März 1828 das Gepräge. Der Oberpräſident konnte mitteilen, daß 
Berlin mit der Entwicklung der Landſchaft zufrieden ſei und daß unter 
Amſtänden noch 600000 Taler zur Verfügung geftellt werden würden. 
Die Ausfälle bei Subhaſtationen würden wie bisher aus den Vorſchüſſen 
gedeckt werden; nach deren Erſchöpfung müßten ſie aber niedergeſchlagen 
werden, was möglich ſei infolge völliger Befriedigung der Kuponinhaber. 
Ebenſo ſagte er wie bisher Vorſchüſſe zu den laufenden Zinszahlungen zu. 
Dohna meinte, ſolche würden noch vier Jahre lang nötig ſein, bis die im 
Gange befindlichen Wirtſchaftsreformen ſich ausgewirkt hätten, und 
rechnete mit einem Zuſchußbedarf von 420000 Talern. Schön hielt das 
zwar für zu hoch, aber auch ſolche Mittel würden zur Verfügung ſtehen. Den 
Vorſchlag Dohnas auf Bewilligung eines eiſernen Fonds von 120 ooo Talern 
aber lehnte er ab, zur Zeit hätte der Staat genug für die Landfchaft getan. 
Noch hatte die Landfchaft Schulden in Höhe von 112753 Talern (50 ooo 
an Friedländer, 14890 an die Seehandlung; 47863 ein von Schön nicht 
gedeckter Derluft an zwei Gütern); das ſollte die Landſchaft aus eigener 
Kraft erledigen. Aber freilich wären Einſparungen notwendig, weil der 
Quittungsgroſchen die Verwaltungskoſten nicht deckte. So könnten in den 
Departements die zweiten Sundici wegfallen; die Vertretung der Kreiſe 


25) Rep. 2 Tit. 22 Ur. 26; 487, 517, 4058, 885, 589, 2745, 3180. 
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durch eigene Räte und Deputierte ließe ſich auf die Hälfte herabſetzen, man 
könnte Deputierte ohne Sitz und Stimme ohne Gehalt gegen Diäten be- 
ſtellen. Dohna bezweifelte allerdings, daß ſolche Maßnahmen im Intereſſe 
eines ſchnellen Geſchäftsganges liegen würden. 

Am 5. April 1828 legte Schön dem Minifter von Schuckmann einen 
Reorganifationsplan vor. Die Landſchaft überſchätze vorausſichtlich die 
künftigen Fehlbeträge, denn die ſchlimmſte Zeit für Gutsbeſitz und verkauf 
dürfte vorüber ſein. Die Sequeſtrationen nehmen ab, Verhängung neuer 
erfolge faſt ſchon in normalem Umfang. Ohne die Mißernten von 1896 
und 1827 wäre man ſchon weiter. Was die Arſachen des Unglücks betrifft, 
fo war es von keinem großen Einfluß, daß man vor 1806 bei der Taxierung 
die ſogenannte gute Zeit (günſtige Ernten und hohe Preife) als normal. 
anſah. Ein ſchwerer Schlag war der Menſchenverluſt in den Kriegsjahren, 
den er, wohl zu hoch, auf 20-25 Prozent angibt. Aber noch ſchwerer war 
die Auswirkung der Geſetzgebung: Die Freigabe der Getränkefabrika⸗ 
tion, die jetzt jedes Gut betreibt, aber von zehn noch nicht eins mit Gewinn, 
und die Regulierung. 


Die Kapitalausfälle der Landfchaft müſſen gedeckt werden, ſoll nicht das 
Inſtitut und damit der Kredit des Landes zugrunde gehen. Die eigentüm⸗ 
lichen Fonds ſind ſo gut wie erſchöpft. Auch die 3. T. zweifellos ausfichts- 
loſen rückſtändigen Zinsforderungen der Landfchaft in Höhe von 85942 
Talern können nicht als Deckung dienen, zumal an Staatsvorſchüſſen 
100170 Taler geſchuldet werden. Oſt- und Weſtpreußen zuſammen 
brauchen zu ihrer völligen Wiederherftellung noch 900- bis 950 000 Taler. 
Don den 1825 bewilligten 3 Millionen find noch 617 000 Taler vorhanden. 
Diefe Summe möchte bis Mitte 1829 allmählich gezahlt werden; die 
fehlenden 300000 Taler könnten durch Erhöhung des Quittungsgroſchens 
auf 4 Prozent aufgebracht werden. Etwas anderes wäre es, wenn der 
König die Gnade hätte, in Oſtpreußen für 656025 und in Weſtpreußen für 
292025 Taler Güter anzunehmen und auf 20 Jahre als Gratialgüter zu 
verleihen. Zwei Drittel der Subhaſtationstaxen dieſer Güter werden mit 
Hilfe des erhöhten Quittungsgroſchens und des Anterſtützungsfonds 
allmählich abgelöſt, während das letzte Drittel von den Beliehenen ver— 
zinſt wird. 

Schuckmann beſchränkte ſich in feiner Antwort zunächſt auf die Der- 
ſicherung, daß die zu Johannis 1828 entſtehenden Ausfälle durch Vorſchüſſe 
gedeckt werden ſollten; weitere Verfügung würde ergehen. Der Zuſchuß⸗ 
bedarf zu dieſem Termin betrug 42 300 Taler. 


Inzwiſchen, bevor die kgl. Entſcheidung auf ſeinen Antrag erging, ſuchte 
Schön im Sinne der Beſprechung vom 4. März auf die Landͤſchaft einzu⸗ 
wirken. Da der Quittungsgroſchen nicht ausreichte, ſchrieb er am 22. April, 
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um die Derwaltungstoften zu decken, werde der nächſte Generallandtag 
über Einſparungen zu beraten haben; zwei neu gewählte Kreisvertreter 
beſtätigte er, bewilligte ihnen aber nur Diäten, kein Gehalt. Die General— 
direktion forderte nun, ein wenig ſpät, Berichte von den Departements 
über das Verhältnis von Derwaltungsfoften und Quittungsgroſchenerträgen 
ein. Das Ergebnis war eine glänzende Rechtfertigung der Forderung 
Schöns; in Angerburg hatten Weihnachten 1825 bis Johannis 1829 die 
verwaltungskoſten 28 727, der Quittungsgroſchen 17 262 Taler betragen, 
in Mohrungen 36790 Taler bzw. 29409 Taler; in Königsberg waren in 
dieſer Zeit teils die Derwaltungstoften, teils der Quittungsgroſchen höher 
geweſen, zu Johannis 1828: 11850 Taler Verwaltungskoſten, 10001 
Quittungsgroſchen. 

Im September verlangte Schön eine genaue Anterſuchung darüber, wie 
es käme, daß ſelbſt bei mehrjähriger Sequeftration keine Aberſchüſſe zur 
Zinſenzahlung einträten, ſondern ſogar Vorſchüſſe notwendig würden. Die 
Generaldirektion erwiderte, das läge nicht an einer Nachläſſigkeit der De— 
partements. Der Grund ſei einmal das ſich ſteigernde Mißverhältnis zwi— 
ſchen Produktionspreiſen und Verkaufspreiſen für Getreide und Vieh; nur 
veredelte Schafe rentierten ſich, und die hätten ſolche Güter faſt nie. Weiter 
wurde auf den Schaden hingewieſen, den die Aufhebung des Getränke— 
zwangs und die Regulierungsgeſetzgebung verurſacht hätten. Zudem er⸗ 
folge eine Sequeſtration meiſt erſt, wenn auch andere bedeutende Schulden, 
z. B. an Kirchen, Schulen, Tagelöhner vorhanden wären, das Inventar 
verkauft wäre. Langjährige Verpachtung, 3. B. auf zwölf Jahre, wäre der 
Sequeſtration vorzuziehen. 

Schön erkannte das zwar an, forderte aber noch ſtrengere Aufſicht; die 
würde vielen Mißſtänden vorbeugen“). 

Die kgl. Entſcheidung auf Schöns Anträge erfolgte am 28. Oktober 
1828. Zwar wurden die bisher für die Zinſenzahlungen gewährten ver— 
zinslichen Vorſchüſſe, ſoweit ſie noch nicht zurückgezahlt waren, erlaſſen, im 
übrigen aber wurden die beiden Landſchaften zu ihrer Wiederherſtellung 
auf ihre eigene Kraft verwieſen; auch in Berückſichtigung der Kriegsleiden 
Oſtpreußens hätte der Staat genug geleiſtet. Ganz ſo karg wollte der 
König in Wirklichkeit freilich nicht ſein. Er ließ gleichzeitig Schön vertrau— 
lich mitteilen, daß er bei dringendem Bedürfnis die zur Anterſtützung der 
Gutsbeſitzer hergegebene Summe zur Deckung ausbleibender Zinſen den 
beiden Landfchaften überweiſen würde, damit fie ſich durch deren Derpfän- 
dung den erforderlichen Kredit beſchaffen und aus den Zinſen und Rüd- 
zahlungen allmählich die Darlehen berichtigen könnten, die ſie aufnehmen 
müßten. Das mußte freilich geheim bleiben, damit die Generaldirektionen 
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nicht zu nachſichtig wären. Auch müßten die Landfchaften ſich in der 
Hauptſache aus eigener Kraft helfen. Der Generallandtag ſolle beraten 
über Anwendung der Generalgarantie als des einzigen geſetzlichen Mittels 
zur Deckung des Defizits, Erhöhung des Quittungsgroſchens, Schließung 
des Inſtituts für weitere Bewilligungen und Reform der landͤſchaftlichen 
Behörden. 


Am 11. November berichtete Schön dem König, daß der Anfang 1829 
tagende Landtag verſuchen folle, die Landfchaft aus eigener Kraft zu er— 
halten. Doch werde für den bevorſtehenden Weihnachtstermin eine Unter- 
ſtützung zweifellos nötig fein. Am in Oroͤnung zu kommen, brauchen die 
beiden Landfdaften ein Darlehen von 600- bis 800000 Talern; zu den 
Verhandlungen hierüber käme der Bankpräſident am beſten nach Königs- 
berg. Gleichzeitig ſchrieb er an Schuckmann und Lottum, zur Deckung ihrer 
Kapitalausfälle brauchten beide Landfchaften 600000 Taler und zur Er— 
gänzung der Zinſenzahlungen bis zum gänzlichen Verkauf der ſequeſtrierten 
Güter 150000 Taler. Die geplante Anleihe könnte durch Einführung eines 
Amortiſationsbeitrags von zwei Drittel Prozent in ſieben Jahren gedeckt 
werden; darüber habe der kommende Generallandtag zu entſcheiden. Auch 
könnte die Verwaltung ſich verbilligen laſſen, ſo daß der Quittungsgroſchen 
Erſparniſſe abgäbe. Der Anterſtützungsfonds habe noch einen Reftbeftand; 
deſſen Hergabe könnte an die Bedingung geknüpft werden, daß ein Amorti- 
ſationsſyſtem eingeführt wird. 

Der Generaldirektion gegenüber ſprach Schön von allen dieſen Mög— 
lichkeiten jedoch nicht. Er ſchrieb ihr am 7. November, es würden keine 
neuen Pfandbriefbewilligungen erfolgen dürfen und eine Reform der 
Organiſation ſei erforderlich, „welche nach den bisherigen Refultaten ihrer 
Operationen, nach den Erfahrungen, welche ſie von jeher bei ihren unver— 
beſſerlich ſcheinenden Sequeſtrationen gemacht habe, bei der Angewißheit, 
ob und wann irgendeine Stabilität in angemeſſenen Preiſen der landwirt— 
ſchaftlichen Erzeugniſſe wieder eintreten werde, unerläßlich ſei, und wie ſie 
mit den etwaigen Anſprüchen an die Generalgarantie, falls auf dieſe im 
ganzen Amfange der reglementsmäßigen Aſſekuration zurückgegangen wer- 
den müßte, zu vereinigen ſind, ſorgfältig erwogen werden müſſe.“ Zum 
Weihnachtstermin könne er keinen Zuſchuß mehr geben. 


Damit ſchilderte er die Lage freilich etwas ernſter als ſie war. Aber 
er mußte die Landſchaft in der Tat zu äußerſter Kraftanſtrengung an- 
treiben, da ſie ja wirklich fortan in der Hauptſache auf ſich ſelbſt geſtellt 
war. Dohna erwiderte, die Weihnachtszinſen und auch die Johanniszinſen 
zu 1829 könnten unmöglich ganz aufgebracht werden, Schön möchte ſich 
für die Erwirkung der nötigen Zuſchüſſe einſetzen. Dor einer Anwendung 
der Generalgarantie warnte er, denn das würde die ohnehin geringe 
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Neigung zu Güterkäufen noch vermindern. Abrigens gehörten ja Domänen 
und Forſten zur Landͤſchaft und hätten alſo an einer Generalgarantie fic 
zu beteiligen, und bei der Verſchuldung der Privatgüter dürfte der Staat 
daher mehr Laſten zu tragen haben als bei einem Fortgang der Anter— 


ſtützungen. 


Aber die in der Generaldirektion herrſchende Stimmung zu den Vor— 
ſchlägen der Regierung unterrichtet eine Denkſchrift von Manitius vom 
4. Februar 1829. Eine Sperrung neuer Anleihen könnte wie der Anfang 
zu einer Aufhebung der Landſchaft ausſehen, aber die fei kaum möglich, 
da der Gutsbeſitzer keinen Privatrealkredit mehr hat und der Kapitaliſt 
ſeine Gelder nur in Staats- und andern öffentlichen Papieren au porteur 
anlegt. Auch ſei man bei der Bewilligung neuer Anleihen ohnehin ſchon 
ſehr vorſichtig. Auf die Generalgarantie iſt noch niemals zurückgegriffen; 
geſchieht es nur in einer Provinz, ſo wird ſich dort niemand mehr ankaufen, 
ſondern man wird nur noch pachten. An Derwaltungsfoften dürften Er— 
ſparniſſe nicht möglich fein. Die Reorganifation der Landfchaft erfordert 
vor allem vollen Erſatz der Derlufte aus Subhaſtationen; von dieſen find 
235475 Taler ungedeckt. Bei den von ihr ſelbſt erworbenen Gütern hat 
die Landfchaft einen Ausfall von 154905 Talern erlitten. Dazu kommen 
noch Derlufte aus den noch unverkauften 110 rettungsloſen Gütern, die er 
auf 404 500 Taler berechnet. Die Landſchaft hat ein dringendes Intereſſe, 
alle Güter wieder raſch zinsfähig zu ſehen. Aber die raſchen Subhaſta— 
tionen helfen bei dem Mangel an Kaufluſtigen nicht viel. Man muß ver— 
ſuchen, allmählich Käufer zu finden, die einen wenigſtens annähernd vollen 
Preis zahlen; zur Deckung der auch dann noch vorhandenen Derlufte wäre 
der König um 80000 Taler zu bitten. Am gute Pächter zu finden, müßte 
die Mindeſtpachtzeit ſechs Jahre betragen, ſie könnte aber bis zu achtzehn 
Jahren ausnahmsweiſe erweitert werden dürfen. Beſteht der Staat aber 
auf raſcher Durchführung der Verkäufe, fo muß er zuſchüſſe geben, und zwar 
je nachdem, wieviel Zeit der Landfchaft dazu gelaſſen wird, 148000 bis 
264000 Taler. Weiter müßte der Staat die Anleihe von Friedländer 
(50 000 Taler) und die unabgeforderten Kuponzinſen (37 929 Taler) decken. 
Verlangt der Staat raſche Beendigung der Subhaſtationen, fo möge er die 
Ausfälle ufw. auch übernehmen, d. h. 1030809 Taler. Genehmigt der 
Staat allmählichen Verkauf, fo wäre der Staat um Vorſchuß für Ausfälle 
uſw. in Höhe von 667 404 Talern zu bitten; die Landfchaft müßte ſich zu⸗ 
gleich verpflichten, das Geld zurückzuzahlen, wenn ſie aus dem Verkauf der 
von ihr ſelbſt erworbenen Güter Gewinn erzielen ſollte. 


Der Standpunkt der Regierung und der der Generaldirektion ſchienen 
alſo in ſchärfſtem Gegenſatz zu ſtehen. Aber er wurde doch dadurch ge— 
mildert, daß Schön ſelbſt weiteres Entgegenkommen für geboten hielt. In 
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der Praxis war es denn auch zunächſt nicht fo ſchlimm. Den zur Weih— 
nachtszahlung von 1828 erforderlichen Zuſchuß von 36000 Talern erwirkte 
Schön in Berlin; allerdings wurde die Bewilligung an die Bedingung 
geknüpft, wenn keine baldige Rückzahlung erfolge, müſſe die Landſchaft ihn 
mit 4 Prozent verzinſen, ſie möge ihn von den Gutsbeſitzern einziehen, die 
ftaatliche Vorſchüſſe erhalten hätten. Unabhängig hiervon gewährte Schön 
zur Zinſenzahlung von Weihnachten 1828 den Ausfall von ſubhaſtierten 
Gütern in Höhe von 3825 Talern, nachdem er während dieſes Jahres an 
ſolchen Ausfällen 142434 Taler erſetzt hatte. Auch ſetzte er ſich im Ein— 
vernehmen mit der Generaldirektion für eine Verlängerung des Ende 1828 
ablaufenden Indults um drei Jahre ein, da die Pfandbriefe im September 
1828 auf 97 ſtanden, alſo zwar weiter geſtiegen waren, aber den Pariſtand 
noch nicht erreicht hatten; der König genehmigte denn auch am 4. November 
die Verlängerung bis Ende 1831”). 

Der am 23. Februar 1829 von Schön eröffnete Generallandtag ſtand 
naturgemäß ganz im Zeichen der Kabinettsordre vom 28. Oktober 1828. 
Der Bericht der Generaldirektion ging davon aus, daß die Landfchaft infolge 
Sperrung des Anterſtützungsfonds verſuchen müſſe, ſich fortan aus eigenen 
Mitteln zu unterhalten. 98 in Subhaſtation verkaufte Güter haben einen 
Derluft von 698 055 Talern verurſacht, von denen der Staat 571 700 über⸗ 
nommen hat. zu den Zinſen von Johannis 1814-1828 hat der Staat 
661 494 Taler vorgeſchoſſen, von denen 148 500 bar zurückgezahlt find. Für 
die Finfen von Johannis 1812 bis Johannis 1814 hat der Staat 217 714 
Taler bewilligt und dann auf den Anterſtützungsfonds übernommen, des— 
gleichen 329 500 Taler an Zinſenreſten von Gutsbeſitzern. Den nicht ge— 
tilgten Teil der Vorſchüſſe hat die Kabinettsordre vom 28. Oktober erlaſſen. 
Im Vergleich zu 1826 ift die Derfur um 25225 Taler zurückgegangen, was 
im Intereſſe einer feſteren Begründung des Kreditſyſtems nicht zu bedauern 
iſt, im Vergleich zu 1808 iſt fie um 1032475 Taler geſtiegen und macht 
3. 3. 10 708 125 Taler aus, während die Zahl der bepfandbrieften Güter 
in den letzten drei Jahren erheblich, nämlich um 231, geftiegen iſt; auch find 
kleine kölmiſche Güter beigetreten; 1826 waren nur 24 Kölmer bepfand- 
brieft, jetzt find es 107, aber nur mit einem Betrage von 374 150 Talern. 
Die Zahl der ſequeſtrierten Güter hat ſich ſeit 1826 um 39 vermindert, 3. T. 
infolge von Verkäufen, aber es find 1826 nur 7, 1827 allerdings 14 neue 
Sequeſtrationen erfolgt. 

Der Güterwert geht nur im Königsberger Departement zurück. Dort 
wurden 34 Güter von 1666 kulmiſchen Hufen auf 1001 694 Taler geſchätzt 
und für 681 092 Taler verkauft, der Taxwert der Hufe war alfo 60114, der 
Kaufwert 409 Taler; 1826 wurde die Hufe auf 780 Taler geſchätzt und mit 
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715 Talern verkauft. Im Mohrunger Departement wurden 22 Güter mit 
1755%% Hufen auf 530075 Taler geſchätzt und für 307 320 Taler verkauft, 
alfo Taxwert 302, Raufwert 175 Taler; 1823-1826 war dort der Taxwert 
513, der Kaufpreis dagegen 161 Taler. Noch etwas günftiger Angerburg. 
Dort find 42 Güter von 1581 Hufen auf 758537 Taler geſchätzt und um 
479708 Taler verkauft, alſo Taxwert 479, Kaufwert 303% gegen 828 bzw. 
203 Taler um 1826. Immerhin iſt der Verkauf der rettungsloſen Güter 
für die Feſtigung der Lage der Landfchaft unerläßlich. 


Infolge Stockens des Handels ſind „die Erfahrungen ſogar auch dieſes 
Jahres niederbeugend. Weder ein wirklich ftattfindender teilweiſer Ausfall 
an den Ernten Frankreichs und Englands, noch die Sperre der Dardanellen, 
noch die kriegeriſchen Operationen in den öſtlich-ſüdlichen Gegenden haben 
vermocht, die Getreidepreiſe auf jene Höhe zu bringen, auf welche dieſelben 
häufig vor 20, ja ſogar noch vor 12-15 Jahren bei geringeren Veranlaſſun— 
gen zu ſteigen pflegten. Es ſcheinen ſich ſogar ganz umgekehrte Verhältniſſe 
im Getreidehandel zu zeigen; denn die Handelsplätze, welche ehedem aus 
unſern Häfen verſorgt wurden, führen jetzt Getreide nach England, z. B. 
Göteborg, Barcelona, Livorno.“ 


Immerhin ſoll man die Hoffnung auf Beſſerung nicht aufgeben. 
Konnten in dieſem Jahre doch ſeit Jahren aufgehäufte Getreidevorräte 
ziemlich vorteilhaft verkauft werden. Eine Milderung der für England 
verderblichen Getreidegeſetze iſt zu erwarten. Ab 1833 etwa werden ſich 
die Regulierungen vorteilhaft auswirken, da die Wirtſchaftsumſtellung bis 
dahin durchgeführt iſt. 

Der Bericht kommt dazu auf die einzelnen Punkte der Kabinettsordre 
vom 28. Oktober. Von einer Sperrung des landͤſchaftlichen Kredits emp- 
fiehlt er aus den ſchon erwähnten Gründen abzuſehen, ebenſo von einer 
Anwendung der Generalgarantie. Es fragt ſich, ob an den 38 387 Taler 
betragenden Derwaltungsfoften eingeſpart werden könnte. Die Beamten 
find lebenslänglich angeftellt, da ift vorläufig alſo nichts zu erübrigen. Zu 
erwägen wäre aber die Aufhebung der Departements Mohrungen und 
Angerburg, weil dort nur ganz geringfügige Zinſenzahlungen erfolgen, die 
ebenſogut nach Königsberg verlegt werden könnten. Jedoch nicht dieſe 
machen die Hauptarbeit, ſondern Taxen und Sequeſtrationen, und da wird 
zumal in Berückſichtigung der landͤſchaftlichen Verſchiedenheiten die Bei— 
behaltung der Departements wenigftens für die nächſten drei Jahre ratſam 
fein. Folgende Einſparungen werden empfohlen: Eingehen einer Ratftelle 
bei der Generaldirektion, Kürzung des Gehalts des Generallandfchafts- 
direktors und der beiden Generallandfchaftsräte um 25 Prozent, Herab— 
ſetzung der Gehälter der Departementsdirektoren um 100 Taler, der Ge— 
hälter der Käte um 25 Prozent, Bewilligung von Diäten, aber nicht von 
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Gehältern an die Kreisrepräſentanten und Herabſetzung der Zahl der Kreis— 
repräſentanten auf die Hälfte. 


Der Staat wäre um die volle Deckung der Verluſte aus ſubhaſtierten 
Gütern zu bitten, von denen 237 650 Taler noch ungedeckt find, ſowie um 
Deckung der der Landſchaft aus der Abernahme von Gütern erwachſenen 
Derlufte; dieſe betragen bisher 154 905 Taler, dürften aber noch um 404 500 
Taler zunehmen, da 104 Güter noch in Sequeftration ſtehen. Da es 
ſchwierig iſt, geeignete Käufer zu finden, möchte der Landſchaft eine Ver— 
pachtung der Güter auf 30 Jahre geftattet werden; der Pächter müßte 
mindeſtens den vollen Betrag der Zinſen und des Quittungsgroſchens 
zahlen, dürfte an den Waldungen nichts ändern und müßte einen ein- 
jährigen Pachtbetrag als Kaution ſtellen. In jedem Fall wäre zu entjchei- 
den, ob Verpachtung oder Verkauf vorzuziehen iſt. Wird dies Verfahren 
gebilligt, fo vermindert ſich der vorausſichtliche Derluft auf 264000 Taler. 
Auch möchte der Staat die Anleihe an Friedländer (50 000 Taler) und die 
unabgehobenen Finjenzahlungen (37928 Taler) übernehmen. Von einer 
Erhöhung des Quittungsgroſchens möchte abgeſehen werden, da die Beſitzer 
ohnehin ſchwere Laften zu tragen haben. Wenn ſie aber verlangt wird, 
könnte daraus mit Hilfe von Einſparungen bei der Verwaltung ein Amorti— 
ſationsfonds gebildet werden. Bewilligt der König die genannte Summe, 
ſo wäre zu beſchließen, daß eine Rückzahlung erfolgt, ſofern ſich beim Ver— 
kauf der übernommenen Güter Gewinne ergeben. 

Die ernſte Lage, die die Zurückhaltung des Staats geſchaffen hatte, ver— 
anlaßte die Derfammlung, gleich am Eröffnungstage ſich auf drei Tage zu 
vertagen und inzwiſchen durd) Kommiſſionen über die Reorganiſationsmög— 
lichkeiten zu beraten. Beim Wiederzuſammentritt wurde zunächſt das in— 
zwiſchen ermittelte Defizit der drei Departements an Kapital und Finfen 
mitgeteilt; es betrug rd. 600000 Taler. Man beſchloß darauf zunächſt ver- 
ſtärkte Dorficht bei allen Taxationen: 30 Jahre hindurch ſollten ſolche Ande— 
rungen an den Taxgrundſätzen verboten ſein, die auf eine Erhöhung der 
Bewilligung abzielten. Jede Taxe iſt zunächſt dem Kreistag vorzulegen, 
der ſie mindern, aber nicht erhöhen darf, dann erſt dem Departement und 
der Generaldirektion, die gleichfalls keine Erhöhung vornehmen dürfen; 
doch darf ein Fünftel der Bewilligung vor der formellen Gewährung aus— 
gezahlt werden. 


Die Verſammlung durfte erwarten, für dieſe Beſchlüſſe die miniſterielle 
Genehmigung zu erhalten, ebenſo für den Beſchluß einer Reform der Tax— 
grundſätze. Es waren entſprechend der Anordnung von Berlin neue Grund— 
ſätze aufgeſtellt; an zehn Beiſpielen wurde dargelegt, daß bei deren An— 
wendung in zwei Fällen Erhöhungen von etwa 10 Prozent, dagegen im 
Durchſchnitt Derminderungen um etwa 20 Prozent, in einem Fall ſogar 
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um faft 50 Prozent erfolgen würden. Bis zum nächſten Generallandtag 
ſollten Verſuche mit ſolchen Anſchlägen gemacht werden. Auch erwog man 
ſchon, ſtatt der Ertragstaxen Grund- und Bodentaxen aufzuſtellen. 

Man war auch von der Notwendigkeit einer Herabſetzung der Derwal- 
tungsfoften überzeugt. Zwar an die kollegialiſche Verfaſſung wollte man 
ebenſowenig rühren, wie an die Departementsverfaſſung, und ein Vorſchlag 
von Batodi-Bledau, ſtatt der Generaldirektion nur einen Generaldirektor 
zu beſtellen, verfiel ebenſo der Ablehnung wie Dohnas Anregung, General— 
direktion und Direktion Königsberg zu vereinigen. Aber es wurde eine 
Kürzung der Direktorengehälter beſchloſſen, und die Räte verzichteten von 
ſich jeder auf 100 Taler. Ganz geſtrichen wurde der Kalkulatorpoſten bei 
der Generaldirektion, die zweiten Syndici in Königsberg und Mohrungen 
und mehrere andere Stellen. Der Vorſchlag Schöns, die Berliner Agentur 
eingehen zu laſſen, wurde abgelehnt, weil dort ein Drittel der Kupons prä— 
ſentiert zu werden pflegte; aber es ſollte kein lebenslänglicher Agent mehr 
beſtellt werden, ſondern deſſen Geſchäfte einem Berliner Handlungshaufe 
übertragen werden. Der Beſchluß betr. Eingehen mehrerer Stellen war 
allerdings an die Dorausfegung geknüpft, daß deren Träger in den Staats— 
dienſt übernommen wurden. Auch Reifegelder und Diäten wurden herab— 
geſetzt. Bei Abernahme der entbehrlich gewordenen Beamten in den 
Staatsdienſt rechnete man noch auf 18 400 Taler Verwaltungskoſten, wäh- 
rend der Quittungsgroſchen 31 618 Taler betrug, fo daß ſich alfo ein jähr— 
licher Aberſchuß von 13218 Talern ergeben hätte. 

Die Zinſeneinzahlungen follten bis ſpäteſtens 22. Januar und 22. Juli 
erfolgen und Säumige dann fofort ſtreng exekutiert werden; die Zinſenaus— 
zahlungstermine ſollten am 1. Februar und am 1. Auguſt beginnen. 


Am den Verkauf ſubhaſtierter, von der Lanoͤſchaft angenommener Güter 
zu erleichtern, wurde beſchloſſen, daß die Hälfte der Kaufſumme erſt in 22, 
der Reft in 30 Jahren zu bezahlen wäre. Verpachtungen folder Güter 
ſollten bis zu 30 Jahren währen dürfen; die Pacht ſolle in der Regel 6 Pro— 
zent des Anleihekapitals betragen und eine Kaution in Höhe einer Jahres— 
pacht geſtellt werden. 

Oldenburg-Beisleiden äußerte die Befürchtung, es würden noch viele 
bis zu zwei Drittel beliehene Güter ſich nicht halten können; es wurde 
darauf beſchloſſen, den König um den Ankauf von 500 ooo Talern in Pfand- 
briefen zu bitten, aus deren Zinſen die über die Hälfte hinausgehenden An— 
leihen amortiſiert werden ſollten. Auch wäre der König zu bitten, die von 
der Landſchaft übernommenen Güter auf den Domänenfiskus zu über— 
nehmen, bei denen noch Kapital- und Finsausfälle zu erwarten wären. 
Geſchehe das, ſo wird die Generaldirektion ermächtigt, zur Deckung ſonſtiger 
Ausfälle in den nächſten drei Jahren unter Bezugnahme auf die General— 
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garantie von allen Aſſoziationsfähigen bis zu 150000 Taler zu erheben, 
die bei künftigen Erſparniſſen zurückerſtattet werden ſollten. 

Sie Summe von 150000 Talern ergab ſich aus folgender Aberlegung: 
Zu ihrer völligen Wiederherſtellung und Sicherheit brauchte die Landͤſchaft 
650000 Taler. Davon konnten durch Quittungsgroſchen und den Reft= 
beftand des eigenen Fonds 100000 Taler aufgebracht werden. Von den 
verbleibenden 550 000 Talern würden bei Anwendung der Generalgarantie 
auf das Privateigentum 150- bis 160000 Taler entfallen, das übrige auf 
die mitajfoziierten Domänen und Forſten. Freilich faßte man die Möglich— 
keit einer auch nur beſchränkten Anwendung der Generalgarantie aus den 
bekannten Gründen ſehr ungern ins Auge; auch wurde darauf hingewieſen, 
daß fie die Kölmer ungerecht treffen würde, die aus Patriotismus der Land- 
ſchaft beigetreten wären und bisher wenig Vorteil davon gehabt hätten. 
Am beſten gäbe der König die ganzen 650 ooo Taler, ſie könnten ab 1855 
mit 2 Prozent amortiſiert werden. Aber Schön erklärte das für ausſichts— 
los. So beſchloß man denn eigentlich nicht eine Anwendung der General- 
garantie, ſondern eine ohne eine ſolche allerdings nicht mögliche Zwangs— 
anleihe. 

Wie aber Berlin ſich auch zu dieſen Beſchlüſſen ſtellen mochte, ſo beſchloß 
man doch in jedem Fall die Einführung eines Amortiſationsſyſtems, und 
zwar ſollte unabhängig von der Höhe der Beleihung in den nächſten drei 
Jahren mit je ein ſechſtel Prozent amortiſiert werden; eine Abſchreibung des 
amortiſierten Teils follte früheſtens nach 30 Jahren ſtattfinden. 


Alle Beſchlüſſe erfolgten unter der Vorausſetzung, daß eine Sperrung 
oder Schließung des Kreditſpſtems unterblieb. Eine Erhöhung des Quit- 
tungsgroſchens wurde abgelehnt. 

Schön befürwortete in ſeinem Bericht an Schuckmann die Beſchlüſſe 
dieſes Generallandtags aufs wärmſte. „Mit dem regſten Eifer und mit 
dem Gefühl der tiefſten Dankbarkeit für alles, was S. M. der König für 
die Landſchaft getan haben“, ſei die Derfammlung an die Arbeit gegangen. 
Er riet von einer Anwendung der Generalgarantie und von einer Erhöhung 
des Quittungsgroſchens ab und empfahl, die erbetenen 650000 Taler vor— 
zuſchießen; dann würde die Landfchaft ſehr bald in Oroͤnung kommen. 
Eine Schließung der Landſchaft wäre einſtweilen ſchon mit Rüdficht auf 
die noch wenig bepfandbrieften Kölmer unmöglich. Doch müßte man fie 
vorbereiten durch die Amortiſation, durch Forderung nach größter Sicher— 
heit bei den Bewilligungen, durch Einſchränkung der Beleihbarkeit. So 
würden die Beſitzer ſich wieder an den Privatkredit gewöhnen und die 
Kapitaliſten an hypothekariſchen Kredit. 

Aber Berlin ſchwieg zu den Beſchlüſſen des Generallandtags. Am 
25. September ſtellte die Generaldirektion Schön vor, der König habe einen 
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Zuſchuß zu den Zohanniszinſen abgelehnt, fo daß fie 25000 Taler Fonds- 
pfandbriefe hergeben mußte; zum Weihnachtstermin wäre fie dazu außer— 
ſtande, zumal auch die Schuld an Friedländer fällig werde. Schön möchte ſich 
dafür einſetzen, daß wenigſtens Vorſchüſſe zu diefen beiden Terminen ge— 
währt werden möchten, wenn ſchon eine Entſcheidung über die 650 ooo 
Taler zunächſt nicht zu erlangen wäre. Das ſagte der Oberpräſident zu. 

Er wird nicht viel Hoffnung auf einen Erfolg gehabt haben. Hatte 
Lottum ihm doch auf einen mit einem mit Notſtand infolge von Aber— 
ſchwemmungen begründeten Antrag auf einen Vorſchuß zu den Johannis— 
zinſen am 3. September erwidert, die der Lanoͤſchaft in reichem Maß ge— 
währte Anterſtützung könnte nicht auf Koſten der andern Provinzen weiter 
geleiſtet werden”). 

Bei den Weihnachtszinſen von 1829 ergab ſich ein Defizit von 30 000 
Talern. Zudem wurde im Frühjahr die Friedländerſche Anleihe fällig. 
Staatsvorſchüſſe blieben aus. So mußten die letzten Sondspfandbriefe her- 
gegeben und eine Anleihe bei der Bank aufgenommen werden, um den 
Verbindlichkeiten gerecht werden zu können. 

Endlich am 16. Mai 1830 erging die fal. Entſcheidung auf den wejent= 
lichſten Beſchluß des Generallandtags: Die Landſchaft müſſe ſich ſelbſt 
helfen, daher könne von einer Bewilligung der 650000 Taler keine Rede 
ſein. Wird alſo die Durchführung der Generalgarantie notwendig, ſo muß 
unter Schöns Vorſitz eine Kommiſſion darüber beraten, der ein Vertreter 
der Domänenverwaltung, der Oberlandesgerichtspräſident und etwa auch 
ein Vertreter des Innenminiſteriums angehören ſollten. Einſtweilen können 
Ausfälle an Kapital und Zinſen durch Bankkredit geoͤeckt werden, doch 
follen Verkäufe von Gütern nicht übereilt werden, damit die Vorſchüſſe 
nicht zu hoch anſchwellen. Die Vorſchüſſe ſind bei der Generalgarantie 
auf die Domänenrate zu kompenſieren. 

Am 13. und 14. Juli beriet die Generaldirektion über die Lage. Sie 
beſchloß, Schöns Vermittlung dafür zu erbitten, daß die Bank den zu den 
Johanniszinſen erforderlichen Zuſchuß - 28000 Taler oder auch weniger - 
im Kreditwege gewährt und dazu die 43537 Taler, die der eigentümliche 
Fonds zur Ergänzung der Zinszahlungen von 1829 hergegeben hatte. Von 
dem Bedarf an 650000 Talern gingen 28676 Taler infolge von Er— 
ſparungen bei angenommenen Kapitalausfällen ab, aber es kämen hierzu 
die noch nicht zurückgezahlten ſtaatlichen Vorſchüſſe zu den Zinszahlungen 
von 1828 gleich 70 400 Taler, der obige Zinſenzuſchuß von 43537, ein 
ebenſo hoch angenommener für 1830 und die unabgehoben gebliebenen 
Zinfen von 31875 Talern. Das ergäbe eine Geſamtſumme von 815 636 
Talern. Die Verteilung der Generalgarantie möchte nach dem Hufenſtande 
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erfolgen und der Domänenfisfus aus Billigfeitsgriinden den Anteil der 
Kölmer übernehmen. Der fiskaliſche Anteil möchte zuerſt gezahlt und 
unter Schöns Aufſicht der Landſchaft zur Verfügung geſtellt werden. 
Die Domänen und die 

Bauerngüter umfaſſen 72 801 Hufen 20 Morgen 154 Quadratruten 
die Forſten 82814 106 A 947 N 
die kölmiſchen Güter.. 25820 „ 0 6 115 


zufammen 126779 Sufen 13 Morgen 216 Quadratruten 
die adligen Güter. 48700 „ 26 5 264 


im ganzen 175480 Hufen 10 Morgen 180 Quadratruten 
Don der Gefamtfumme würden dann auf den Dománenfistus 589 272 
Taler entfallen. 

Mit der Eröffnung der Kredite bei der Staatsbank war zwar die 
Gefahr beſeitigt, daß die Zinſenauszahlungen ſtockten, aber die Landfchaft 
geriet in demſelben Augenblick wieder in neue Schulden, wo ſie mit der 
Friedländerſchen Anleihe den letzten Reft der Schulden aus der Zeit nach 
1807, wenn auch unter Hergabe ihrer letzten Referven, getilgt hatte. Kein 
Wunder, daß Schön wieder an die ſtrengſte Beobachtung des Reglements 
erinnerte. Er tadelte am 16. Auguſt, es fehle bei der Durchführung der 
Sequeſtrationen an der erforderlichen Aufmerkſamkeit und Strenge; die 
Sequeſtrationen würden zu ſpät eingeleitet, wenn bereits alle zur Wirt⸗ 
ſchaftsführung unentbehrlichen Mittel ſchlecht und unvollſtändig wären. 

Die angeordnete Kommiſſion trat am 25. November 1830 zuſammen. 
Ihr Protokollführer war der neue Generallandſchaftsſyndikus von Queis; 
Manitius war am 22. Juni 1830 geſtorben. Außerdem gehörten ihr Schön, 
Dohna, die Generallandſchaftsräte Brauſewetter und von Brandt, der 
Oberlandesgerichtspräfident, ein Oberlandesgerichtsrat und als Vertreter 
der Domänenverwaltung Oberregierungsrat von Ladenberg an. 

Die Kommiſſion nahm natürlich ohne weiteres die kgl. Entſcheidung vom 
Mai zur Grundlage ihrer Erwägungen. Dohna führte aus, daß der Der- 
kauf der Güter ſich beſſer anließe, als man ein Jahr zuvor gemeint hätte, 
es würde wohl nur ein ungedeckter Geſamtverluſt von 308 877 Talern 
entſtehen; von den zu Auszahlungen geleiſteten Vorſchüſſen ſeien 
82900 Taler ſchuldig; es dürften noch bis zur Reorganifation der Land- 
ſchaft 100000 Taler Defizit aus ausbleibenden Zinſen zu decken fein; ſeit 
1788 ſeien 35 094 Taler Zinfen unabgefordert geblieben, von denen aber 
vieles verjährt ſei, man dürfte mit 17 500 Talern auskommen; das 
ergäbe einen Gefamtbedarf von 600000 Talern, wenn noch 30 724 
Taler zur Ergänzung des auf 8996 Taler zuſammengeſchmolzenen eigen— 
tümlichen Fonds gerechnet würden. Die Verwaltungskoſten müßten auf 
27 570 Taler veranſchlagt werden, der Quittungsgroſchen auf 34241, fo 
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daß ein Aeberſchuß von ca. 6500 Talern bliebe; mit dieſem ließe ſich zu 
8 Prozent ein Kapital von 81000 Talern verzinſen; für die fehlenden 
519000 Taler fei die Generalgarantie anzuwenden, und zwar werde der 
Hufenſtand zu Grunde gelegt. Der Staat (Domänenfiskus) übernimmt 
auch den Anteil der kölmiſchen Güter und damit zwei Drittel. Die Unter- 
verteilung bei den adligen Gütern ſoll nach den drei 1805/06 für die 
allgemeine Landeslieferung feſtgeſetzten Klaſſen erfolgen. Dieſer Anteil iſt 
auf 15 Jahre zu verteilen und ſoll etwa mit 10 Silbergroſchen in der erſten, 
5 Silbergroſchen in der zweiten und / Silbergroſchen in der dritten 
Klaſſe beginnen und allmählich gefteigert werden. Jedoch iſt der Domänen⸗ 
anteil vorzugsweiſe heranzuziehen und es iſt aus dieſem zunächſt eine 
Summe von 169777 Talern zur Deckung der dringendften Ausgaben und 
außerdem der zur Auszahlung der Weihnachtszinſen erforderliche Zuſchuß 
zu erbitten. Die Einführung einer Amortiſation der Pfandbriefſchulden 
aber wird abgelehnt, ſolange die Generalgarantie in Anſpruch genommen 
wird. 


Schön gab dieſe Beſchlüſſe am 13. Dezember an Schuckmann und Lottum 
weiter. Er befürwortete ſie durchweg. Namentlich riet er, daß zunächſt der 
ganze Domänenbeitrag gegeben würde, und erſt dann in Erwägung der 
alsdann obwaltenden Amſtände über die Heranziehung des Privateigen- 
tums entſchieden würde; denn dieſes habe trotz aller Gnade des Königs die 
Kriegszeit noch nicht überwunden und könnte den erforderlichen Betrag 
nicht in wenigen Jahren aufbringen; dazu wären 15 Jahre erforderlich. 

Inzwiſchen hatte das Minifterium begonnen, zu den fonftigen Be— 
ſchlüſſen des Generallandtags Stellung zu nehmen. Die Verhandlungen 
darüber zogen ſich teilweiſe zwar noch bis in den März 1832 hin, doch 
ſeien die Ergebniſſe ſchon hier zuſammengeſtellt. 

Gegen eine Mirtwirkung der Kreife bei den Taxfeſtſetzungen und gegen 
den Beſchluß, in 30 Jahren keine auf Erhöhung der Taxen zielende Grund— 
ſätze anzunehmen, äußerte Schuckmann gewichtige Bedenken, genehmigte 
aber die verſuchsweiſe Einführung von Grund- und Bodentaxen. Der 
König genehmigte 1832, daß die Kreiſe die Taxen zwar begutachten durften, 
doch ſollte an dem Recht der Generaldirektion auf Superreviſion nicht 
gerührt werden. 


Im Einvernehmen mit Schön hatte die Generaldirektion ſchon im 
Auguſt 1830 die Gehälter der Direktoren und Räte herabgeſetzt. Im 
September wurde die Einziehung einiger Stellen zwar genehmigt, die 
Aebernahme der davon betroffenen Beamten auf den Staat aber abgelehnt, 
ſo daß die Einſparungen dieſer Art erſt allmählich bei Abgang der 
Beamten eintreten konnten; erwähnt ſei die Herabſetzung der Zahl der 
Generallandſchaftsräte von drei auf zwei und die Verminderung der Zahl 
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der Landfchaftsräte von 18 auf 12; jeder Kreis hatte nun nur einen Land- 
ſchaftsrat. 

Die Verlegung der Zinsauszahlungstermine wurde im Intereſſe der 
Kuponinhaber abgelehnt. Hingegen ſah Schuckmann in der Ausdehnung 
der Pachtzeit landſchaftlich angenommener Güter auf 30 Jahre eine heil⸗ 
ſame Maßnahme, die er gern genehmigte. 

Auf die tal. Entſcheidung zu den Beſchlüſſen der Kommiſſion vom 
November und Dezember 1830, die erſt im März 1832 erfolgte, ſoll erſt 
weiter unten eingegangen werden“). 


Mit dem Beginn der dreißiger Jahre war die Notzeit der oſtpreußiſchen 
Landwirtſchaft überwunden. Es gab keine wirklichen Mißernten mehr, die 
wirtſchaftlichen Reformen gaben höhere Erträge, die Preiſe ſtiegen. Die 
Beſſerung zeigte ſich z. B. an dem verminderten Zinſenzuſchußbedarf; zu 
Weihnachten 1830 betrug dieſer 10600 Taler, zu Johannis 1831 4000, 
zu Weihnachten 1831 5000 Taler, ebenſoviel zu Johannis 1832. Die 
Zahl der verpachteten Güter ſank überraschend ſchnell. Im Departement 
Angerburg waren 1829 24 Güter verpachtet, 1850 19, 1831 10, 1839 3. 
Im Mobrunger Departement waren 1830 13 Güter verpachtet, 1831 11, 
1852 7, 1835 5; fie zahlten die Pacht ganz oder mit unerheblichen Rüd- 
ſtänden. Im Departement Königsberg ging die Zahl der verpachteten 
Güter von 31 im Jahre 1830 auf 8 im Jahre 1835 zurück. 

Dem Generallandſchaftsdirektor Graf zu Dohna war es nur vergönnt, 
eben nur die Anfänge der Feſtigung der Landfchaft zu erleben. Er ſtarb 
im März 1831, alſo noch bevor die Entſcheidung des Königs auf die weſent⸗ 
lichſten Beſchlüſſe des Generallandtags von 1829 und auf die der Kom— 
miſſion von 1830 gefallen war. Der Generallandtag von 1832 ehrte 
Dohnas Wirken für die Landſchaft durch den Beſchluß, mit ſeinem Bild, 
das dann von dem Königsberger Maler Profeſſor Wolff gemalt wurde, 
den Sitzungsſaal zu ſchmücken. Mit Dohna ging die politiſche Periode 
der Landſchaft zu Ende, oder vielmehr, ſie war ſchon um 1824 beendet 
geweſen. Die von Dohna und Scheltz geführte Oppoſition gegen die von 
ihnen für verderblich angeſehenen Neuerungen hatte die Landſchaft infolge 
der engen Perſonalverbindung mit dem Ständiſchen Komitee namentlich 
in den erſten Nachkriegsſahren wiederholt in ſcharfen Gegenſatz zur 
Staatsregierung gebracht. Das Komitee wurde 1825 aufgehoben, nachdem 
1824 beſondere Provinziallandtage geſchaffen worden waren”). 

Die Beſſerung der Lage kam auf einer Konferenz zwiſchen Schuck⸗ 
mann, Lottum, Staegemann, Schön und Queis zum deutlichen Ausdruck. 
Als Bedarf der Landfchaft wurde feſtgeſtellt: 148 100 Taler Ausfälle an 


29) 2559, 686, 4760, 650, 2349, Rep. 2 Tit. 22 Ar. 25 und 45, 
30) 4056, 542, 3893, Rep. 2 Tit. 22 Ur. 26. 
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ſubhaſtierten Gütern, 50700 Taler Vorſchüſſe der Bank und Seehand- 
lung, noch zu erwartende Subhaſtationsausfälle 125 550 Taler, noch zu 
erwartender Zinſenzuſchußbedarf für drei Jahre 30000 Taler, ſonſtige 
Staatsvorſchüſſe 51 000 Taler, alles in allem 406 150 Taler gegen 600 000, 
die man noch im November 1830 angenommen hatte. An Deckungsmitteln 
ſtand nur der eigentümliche Fonds mit 10 275 Talern zur Verfügung; man 
war darüber einig, daß dieſer nicht weiter angegriffen werden durfte. 
Ebenſo beſtand nunmehr Einigkeit darüber, daß die Generalgarantie nicht 
angewandt werden ſollte. Vielmehr ſollte der Bedarf durch eine tal. Be- 
willigung gedeckt und die Landfchaft durch Erhöhung des Quittungs⸗ 
groſchens von ein Drittel auf einhalb Prozent gefeſtigt werden. Dieſe 
Erhöhung würde ein Mehr von 17601 Talern ergeben und zur Deckung 
ausfallender Zinſen ſowie von Vorſchüſſen der Bank dienen. Ferner ſoll 
der bevorſtehende Generallandtag ein Amortifationsfyftem einführen, da 
es unbedenklich fei, jetzt an Zinſen, Quittungsgroſchen und Amortiſations— 
beitrag jährlich 4% Prozent zu erheben. 

Die entſprechene Rabinettsordre erging am 27. März. Dieſe Regelung 
bedeutete im weſentlichen einen Sieg der Anſicht Schöns und der General- 
direktion über die des Miniſteriums, das erſt nach langem Zögern die Jwed- 
loſigkeit einer Anwendung der Generalgarantie und eine nochmalige 
Staatshilfe als notwendig anerkannt hatte. Freilich hatte dieſe Derzöge- 
rung den unzweifelhaften Vorteil, daß ſie die oſtpreußiſchen Landwirte zur 
höchſten Anſpannung zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen genötigt hatte. 
Zudem war infolge der inzwiſchen eingetretenen allgemeinen Beſſerung 
der Lage eine weſentlich geringere Staatshilfe nötig, als die General- 
direktion, nicht aber Schön, 1829 angenommen hatte“). 


31) Rep. Tit. 2 Ur. 32 und 48. 
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Sechfter Abfchnitt 


Die erfte Konvertierung und die Aufnahme der Bauern 
(1832-1848) 


Unmittelbar nachdem die letzte Entſcheidung auf die Beſchlüſſe des 
Generallandtags von 1829 gefallen war, trat am 2. April 1832 der nächſte 
Generallandtag zuſammen. Der von Queis verfaßte Lagebericht betonte, 
daß die Anwendung der Generalgarantie Schön zu danken wäre. Die 
Beſſerung der Lage ſei unverkennbar und der Hilfe des Staates, den 
günſtigern Wirtſchaftskonjunkturen, der Herabſetzung der Bewilligungs- 
grenzen zu danken; die Sequeſtrationen und Subhaſtationen wären im 
Rückgang. Zwar die Derfur wäre nur wenig geſtiegen und beliefe ſich auf 
11070825 Taler, aber die Zahl der bepfandbrieften Güter wäre von 1826 
mit 584 auf 950 gewachſen, was natürlich eine geſteigerte Sicherheit für 
die Landfchaft bedeute. Erſt jetzt beteiligten ſich die Kölmer etwas leb= 
hafter. Der Derluft bei verkauften Gütern mache bisher 166 500 Taler aus 
und werde wohl noch um 100050 Taler ſteigen. Dieſe Kapitalsverluſte 
erfordern bei 4 Prozent jährlich 10662 Taler. Die Zinſenreſte, 138 783 
Taler, dürften aufzugeben fein. An Zuſchuß zu künftigen Zinſenauszah⸗ 
lungen würden wohl noch 30 000 Taler erforderlich fein. An Seehandlung 
und Bank würden 100 320 Taler geſchuldet. 

Schön erklärte dem Generallandtag, daß er die bisherigen ungedeckten 
Ausfälle bei verkauften Gütern in Höhe von 166500 Talern auf den 
Anterſtützungsfonds übernehme und die künftigen Ausfälle bis zur tat⸗ 
ſächlichen Deckung mit 4 Prozent verzinſen wolle; auf dieſe Weiſe erſpare 
die Landfchaft wenigſtens 9000 Taler an Zinſenzuſchüſſen; aus dem dadurch 
freigewordenen Betrage und aus dem Aberſchuß des Quittungsgroſchens 
wäre ein Betriebsfonds zu bilden. Die Verſammlung beſchloß, unter diefen 
Amſtänden den König um Verzicht auf die Erhöhung des Quittungs- 
groſchens auf Y Prozent zu bitten. Schuckmann verfügte übrigens am 
12. Dezember, daß nicht etwa alle Kapitalausfälle aus dem Anterſtützungs⸗ 
fonds bis zur Deckung verzinſt werden dürften; vielmehr ſeien dazu für drei 
Jahre höchſtens 30000 Taler angeſetzt. Auch hielt er an der Erhöhung des 
Quittungsgroſchens feſt und meinte, deſſen Feſtſetzung auf 1 Prozent wäre 
tragbar. Doch ſollte es zunächſt bei einer Erhöhung auf % Prozent bleiben. 
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Die Einführung einer Amortifation der Pfandbrieffchulden mit % Prozent 
fellte erſt Johannis 1833 beginnen. 

In der Notzeit von 1815 war beſchloſſen, daß für abgelöſte Pfandbriefe 
nur gleichwertige Pfandbriefe gegeben werden brauchten. Jetzt wurde 
beſtimmt, daß es der Landfchaft freiſtehen ſollte, in bar oder in Pfand- 
briefen abzulöſen. Der König verfügte dann am 15. September, daß die 
Landſchaft Ablöſungen nur inſoweit vorzunehmen hätte, als es die halb- 
jährlichen Einnahmen des Tilgungsfonds (Amortiſationsfonds) geſtatteten, 
ſonſt müßte Verloſung erfolgen. 

Zur Beſchleunigung von Subhaſtationen wurde beſchloſſen, daß dieſe 
vorzubereiten wären, ſobald einſchließlich von Vorſchüſſen ein einjähriger 
Zinſenrückſtand vorliege, und beim Gericht zu beantragen, wenn der Rüd- 
ſtand die Höhe von zwei Jahren Zinſen erreicht hätte. 


Die Veränderungen im Land wirtſchaftsbetrieb erforderten Aenderungen 
im Taxweſen. Vor 20 Jahren habe noch niemand an die jetzigen Derhält- 
niſſe gedacht. Ständig bildeten ſich neue Rotationen, Klee- und Sutter= 
boden hätten ihre feſte Stelle, der Kartoffelanbau verbreite ſich immer mehr, 
namentlich zu Futterzwecken und zur Branntweinfabrikation, ebenſo der 
Weideanbau, auf dem die meiſten Schäfereien beruhten. So beſchloß man, 
die Dreifelderwirtſchaft nicht mehr ausſchließlich zur Grundlage der Ein- 
ſchätzungen zu wählen, fondern den veränderten Derhältnilfen Rechnung zu 
tragen. Es wurden Taxen für Hackfrüchte, Gl- und Handelsgemüſe, 
Futterſchläge und angeſäte Weide feſtgeſetzt. Der drei Jahre hindͤurch 
gehaltene Schafſtamm ſollte zur Vermeidung weſentlicher Verſchiebungen 
um höchſtens ein Viertel vermehrt werden dürfen. Gegen dieſen und 
manchen andern Punkt äußerte übrigens Schuckmann Bedenken. Er 
forderte Aufſtellung ganz neuer Taxprinzipien und genehmigte die bis⸗ 
herigen Beſchlüſſe nur inſoweit, als fie auf eine Taxermäßigung hinaus- 
liefen. 

Die Abſicht, die Beleihungsfähigkeit der Güter auf drei und für Niede— 
rungsgüter auf eineinhalb Hufen herabzuſetzen, fand nicht Schöns Billigung. 
Er ſchätze die Kölmer als ſehr reſpektabel, patriotiſch, als gute Wirte und 
ausgezeichnete Soldaten. Aber es ſei beſſer, „den kleinen und unkultivierten 
Grundͤbeſitz von allem Realfredit auszuſchließen, weil er ſonſt bald mit 
zuviel Schulden belaſtet und daher ruiniert werde; es ſei daher eher beſſer, 
den Kredit für die kleinen Grundbefíger noch mehr als bisher ein- 
zuſchränken“. Man beſchloß aber wenigſtens, die Taxation und Kredit- 
gewährung für kleine Grundſtücke bis höchſtens 5000 Taler Wert möglichſt 
zu erleichtern, obwohl Schön auch dagegen Beoͤenken hatte. Schuckmann 
ſtimmte ihm bei, dergleichen bedeute eine Gefahr für die Sicherheit des 
Kreditſyſtems. 
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von Brandt-Roffen 


General=Landfchafts=Direktor 1832-1847. 


An Derwaltungsvereinfachungen wurde namentlich die Vereinigung der 
Kaffe der Generaldirektion mit der des Königsberger Departements ohne 
Erhöhung des Beamtenſtandes und die Penſionierung einiger Beamter 
beſchloſſen. Der Generallandtag genehmigte einen 1832 mit dem Königs- 
berger Handlungshaufe Warſchauer und Oppenheim geſchloſſenen Vertrag, 
wonach dieſes die Geſchäfte der Berliner Agentur übernahm. 


Am 13. April 1832 erwählte der Generallandtag mit 48 von 50 Stim- 
men Wilhelm Friedrich von Brandt auf Roſſen zum Generallandfchafts- 
direktor. Brandt war 1814 Rat beim Königsberger Departement und 
bereits 1815 Generallandfchaftsrat geworden. Der damals S4jährige Mann 
blickte alſo auf eine lange Erfahrung zurück. Politiſch zum liberalen Grund— 
beſitz gehörend, hatte er ſchon 1794 freiwillig feine Bauern aus dem Anter— 
tanenverhältnis entlaſſen. An der Vorbereitung der Erhebung von 1815 
hatte er regen Anteil gehabt. 


Der Landtag richtete am 13. April eine Dankadreſſe an Schön. Er hätte 
zwar einen formellen Dank abgelehnt, aber er könne „den durch die Provinz 
widerhallenden Segensruf nicht verſchmähen, der in der eigenen, Menſchen— 
wohl und Begeiſterung hingegebenen Bruſt einen beglückenden Anklang 
findet ... Gott ſegne, Gott erhalte E. Exzellenz zu unſerm Heil und Frieden 
bis zum ſpäteſten Lebensziele in dem beſeligenden Bewußtſein, daß, wie 
Gott Sie einft abruft, die dankenden Segenswünſche unſerer Mit- und 
Nachwelt das ſchöne Ruhekiſſen find, das Sie ſanft und herrlich hinüber— 
trägt zum freudigen Erwachen im beſſern Jenſeits“ ). 


So fremd uns dieſe Form des Dankes auch vorkommen muß, das eine 
zeigt fie deutlich genug, daß die Mitlebenden Schöns Wirken für die Land- 
ſchaft und für den Grundbefig enthuſiaſtiſch anerkannten, und daß von 
einer feindfeligen Stimmung keine Rede ſein konnte. Daß viel alter Beſitz 
in andere Hände hatte kommen müſſen, um wieder geordnete Verhältniſſe 
zu ſchaffen, ſteht außer Frage; aber die zeitgenoſſen ſcheinen die Notwendig⸗ 
keit deutlicher empfunden zu haben als die Nachwelt. Fu welchen Der- 
zerrungen Schöns Energie verleitet hat, beweiſt wohl am einfachſten 
Bismarcks Reichstagsrede vom 10. Februar 1885, in der es heißt: „Anter 
dem Oberpráfidenten von Schön wurde der Verſuch gemacht, die zeitigen 
Beſitzer der großen Güter als eine unhaltbare Kaſſe zu betrachten, und der 
Grund ſatz aufgeſtellt, es müßten diefe Güter wohlfeil in andere Hände 
gebracht werden, damit die Beſitzer wieder leben könnten. Infolgedeſſen 
wurden von der väterlichen damaligen Regierung 800 Rittergüter in der 
Provinz Oſtpreußen auf einen Tag und eine Stunde zur Subhaſtation 
angeſetzt und von der damaligen landͤſchaftlichen Verwaltung, an deren 


1) 4769, 4750, Rep. 2 Tit. 22 Kr. 48, Krollmann, Altpr. Biographie S. 78. 
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Spitze der Oberprafident ftand, mit der Anordnung, auf jedes Gebot zu— 
zufchlagen.” 

Auf einer Sitzung der Generaldirektion unter Schöns Vorſitz wurde 
feſtgeſtellt, daß die finanzielle Lage der Landfchaft dank dem neuen Anter— 
ſtützungsfonds vollſtändig geſichert wäre. Dabei hatte das Jahr namentlich 
im Oſten eine ſchlechte Ernte gebracht. Aber die Generaldirektion erklärte 
auf die Klagen aus Angerburg, daß die laufenden Zinſen unbedingt ein⸗ 
getrieben werden müßten, notfalls fei auf den eigentümlichen Fonds zurück⸗ 
zugreifen, denn man habe nach dem Anterſtützungsplan jährlich höchſtens 
10000 Taler an Finfenzufhuß zu erwarten. Wie die Generaldirektion 
hielt auch Schön ſtreng darauf, daß dieſer Betrag nicht überſchritten wurde, 
weil das ja eine Gefährdung des Reorganifationsplans hätte bedeuten 
können. Allerdings war das für die Zinſenauszahlungen von 1832 nur 
daoͤurch ermöglicht worden, daß, wie auf einer Sitzung der Generaldirektion 
am 22. Februar 1833 dargelegt wurde, viele Beſitzer ihre Zinſen durch 
außerordentliche Hilfsmittel gedeckt hätten und weil erhebliche Zinſenreſte 
aus verkauften Gütern eingegangen wären. Da aber ähnlich glückliche 
Amſtände für 1833 nicht zu erwarten wären, ſollte Schön gebeten werden, 
ſeiner urſprünglichen Abſicht gemäß alle Zinſen für die noch nicht gedeckten 
ausgefallenen Kapitalien ſubhaſtierter Güter, d. h. 8-9000 Taler jährlich, 
zu übernehmen. Indes blieben dann die Defizite der Zinſeneinzahlungen 
zu beiden Terminen 1833 im Rahmen der zur Verfügung ſtehenden 
Jo ooo Taler. 


In der Erwartung einer baldigen Ordnung der landschaftlichen Derhält- 
niſſe fragte das Miniſterium des Innern am 24. Mai 1833 bei Schön an, 
ob ſtatt der Generallandtage nicht wieder die engeren Ausſchüſſe berufen 
werden könnten, zumal dadurch auch Koſten erſpart werden könnten. Schön 
erwiderte, wenn der Engere Ausſchuß mit 25 Perſonen jährlich tagte, ſo 
würde das kaum weniger foften, als wenn der Generallandtag mit 46 Per- 
fonen alle drei Jahre zuſammenkäme; auch würden deſſen Tagungen nach 
eingetretener Ordnung kürzer werden. Er empfahl, ftatt des Engeren 
Ausſchuſſes auch weiterhin den Generallandtag zu berufen, und das 
Miniſterium ließ es dabei bewenden. 

Übrigens fei erwähnt, daß die Landſchaften 1834-1837 einem befonderen 
Miniftertum für Gewerbeangelegenheiten (Miniſter von Brenn) unter- 
ftanden, deſſen Aufgabenkreis im Juni 1837 wieder mit dem des Mini⸗ 
ſteriums des Innern vereinigt wurde. 

Die Kabinettsoröre vom 27. März 1832 war allgemein dahin aufgefaßt 
worden, daß die ganze Summe von 406 150 Talern der Landſchaft geſchenkt 
wäre. Völlig unerwartet erhielt nun Schön eine Kabinettsordre vom 
9. Auguſt 1834, die diefe Meinung als irrig bezeichnete; vielmehr ſollten 
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die Vorſchüſſe aus dem erhöhten Quittungsgroſchen getilgt werden. Schön 
habe die Landſchaft zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen gegenüber der 
Staatskaſſe, der Bank und der Seehandlung anzuhalten. 

Schön erwiderte, er glaube allerdings die Verleihung von 1852 als 
Schenkung auslegen zu dürfen. Trete da aber eine Aenderung ein, ſo iſt 
der Kredit aufs neue ſchwer erſchüttert und die Generalgarantie doch 
unvermeidlich. Auf jeden Fall müßte man ſcheiden zwiſchen einem Tilgungs⸗ 
fonds, aus dem ſpäter etwa die Tilgung der Staatsvorſchüſſe erfolgen 
könnte, und einem Betriebsfonds, der dazu nicht herangezogen werden 
dürfte. Die Generaldirektion erklärte auf eine entſprechende Frage, daß es 
noch nicht abzuſehen wäre, wann Leberſchüſſe erzielt werden würden, die 
einem Tilgungsfonds zugute kommen könnten; noch war ja die Zins- 
einzahlung immer nicht ganz ausgeglichen. An Brenn berichtete Schön am 
17. Oktober 1834, er werde ſich auf dem bevorſtehenden Landtag einerſeits 
für eine Erhöhung des Amortiſationsbetrages, anderſeits für eine Er- 
mäßigung der Schulden auf die Hälfte des Gutswerts durch Amortiſation 
einſetzen, um auf diefe Weiſe Ausfälle und damit Anwendung der General- 
garantie für die Zukunft zu verhüten. Offenbar hoffte er, mit ſolchen Dor- 
ſchlägen die Abſicht des Miniſters auf Rückforderung des Vorſchuſſes rück⸗ 
gängig machen zu können. 


Kurz vor diefem Generallandtag, im Januar 1835, fand eine Revifion 
des Departements Angerburg ftatt, das verhältnismäßig wenig gute Ernten 
gehabt hatte. Es wurde feftgeftellt, daß die Verwaltungskoſten von Weih⸗ 
nachten 1831 bis Johannis 1834 21729 Taler, die Einnahmen aus 
Quittungsgroſchen, Finfen des eigentümlichen Fonds und aus den Pfand- 
briefausfertigungskoſten 27 205 Taler betragen hätten. 307 Güter waren 
mit 1983 975 Talern beliehen; rückſtändig waren 56 Güter mit 8998 Talern. 
1896 waren von 155 bepfandbrieften Gütern 51 in Sequeſter, davon 41 in 
Subhaſtation geweſen, während 1835 überhaupt keine Sequeſtration beſtand. 
Schön bemerkte zu dem Revifionsberidt, dies Ergebnis in einem nicht 
günſtigen Jahr wäre allein den zweckmäßigen Maßnahmen der Angerburger 
Direktion zu danken. Er freue fic), dies ausſprechen zu dürfen“. 

Der Bericht, der dem am 18. März zuſammengetretenen Generalland- 
tag vorgelegt wurde, ſtammte von Queis. Er betonte einleitend, daß man 
ſich über die Verwaltung des Tilgungsfonds ſchlüſſig werden müßte, offen= 
bar auf Veranlaſſung Schöns. Der Agenturvertrag mit Oppenheim und 
Warſchauer von 1832 war nicht verwirklicht worden, weil dieſe Firma keine 
Filiale in Berlin errichtet hatte. So ſei ein entſprechender Vertrag 
mit dem Berliner Haufe Behrendt geſchloſſen, der gut laufe. Sehr günftig 
wirke ſich ein 1833 getroffenes Abkommen mit der Staatsbank aus, wonach 


2) 9559, 485, 2660, 687, 618, Rep. 2 Tit. 22 Ur. 26 und 48. 
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dieſe vom Königsberger Bankkonto die Gelder für die Agentur, etwa 70 ooo 
Taler in jedem Termin, unentgeltlich annehme. 

zu Johannis 1833 habe die Amortiſation mit 5 Prozent begonnen; 
bisher ſeien 34 100 Taler eingegangen und in Pfandbriefen angelegt. Eine 
Erhöhung dieſer Quote werde vorläufig allgemein abgelehnt. Die Verſur 
habe am 1. Oktober 1834 10 848 775 Taler betragen, drei Jahre zuvor 
10929625 Taler. Dieſer ſcheinbare Rückgang erkläre ſich aus den bedeuten⸗ 
den Ablöſungen unſicherer und ausgefallener Kapitalien durch Käufer 
ſubhaſtierter Güter und beſonders durch den Anterſtützungsfonds, fo daß 
alſo die Sicherheit dadurch nur gewachſen fet. Die Derfur von 1834 fei 
etwa ebenfo hod) wie die von 1826, aber damals wären 584, 1834 aber 
1061 Güter bepfandbrieft gewejen, eine für die Derftártung der Sicherheit 
ſehr erfreuliche Entwicklung. Freilich wären immer noch 62 Prozent der 
Güter bis zu zwei Drittel beliehen. Die Beleihung nur bis zur Hälfte müſſe 
allmählich durchgeführt werden. Das geſchehe einmal durch die Amorti— 
ſation, ſodann durch Einlöſung der in der Subhaftation ausgefallenen und 
noch in der zinsbaren Verſur begriffenen Pfandbriefe durch den Anter— 
ſtützungsfonds, der auf dieſe Weiſe ſchon 208 175 Taler übernommen hätte; 
81175 ſtünden noch aus; endlich würden bei den in Sequeſter oder Sub— 
haſtation verkauften Gütern die als unſicher erkannten Anleihen ratenweile 
abgelöſt. Gerade von ſolchen Gütern wären übrigens ſchon wieder Rüd- 
ſtände entſtanden, z. T. infolge der Schwierigkeiten der Wirtſchaftsreform. 
Kapitalverluſte könnte die Landfchaft noch nicht tragen, und der König wäre 
zu bitten, neu entſtehende Kapitalverluſte in den nächſten drei Jahren zu 
übernehmen. In Sequeſter ſtünden 12 Güter, davon zwei in Subhaſtation. 
Auch für die Zinſenzahlungen werde die Landſchaft zunächſt nicht ganz ohne 
Staatshilfe auskommen. Zwar die Departements Königsberg und Anger⸗ 


burg würden aus ihren eigentümlichen Fonds die Zuſchüſſe zur pünktlichen 


Leiſtung der Zinſenauszahlungen gewähren können, wenn dieſe Zuſchüſſe 
im Laufe eines halben Jahres einkämen, aber in Mohrungen, wo 80 Prozent 
der Güter zu zwei Drittel bepfandbrieft wären, geftalte ſich die Zinſen⸗ 
zahlung ſchwieriger; der König wäre zu bitten, die ausgefallenen Zinſen 
ſequeſtrierter Güter bei deren Verkauf vorzuſchießen und bei wirklichem Aus— 
fall zu erlaſſen. 

An Verwaltungskoſten würden jährlich 9000 Taler eingeſpart. Bisher 
find zum eigentümlichen Sundationsfonds, der ja 200000 Taler betragen 
hatte, 90000 Taler geſammelt, fo daß deſſen urſprüngliche Höhe bis 1850 
erreicht wäre, ſelbſt wenn man nur auf jährlich 5-6000 Taler Zufluß 
rechnete. 

Die verſuchsweiſe angewandten Grund- und Bodentaxen hätten zu 
großen Bedenken Anlaß gegeben. Im beſonderen drohe eine willkürliche 
Einſchätzung. Sodann hätte die Einſchätzung der „Induſtrie“ wegfallen 
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Jollen, wodurch natürlich der Gutswert ſich vermindere. Bei 206 Gütern 
ſeien ſolche Taxen aufgeftellt, und im Durchſchnitt verhalte ſich deren Der- 
hältnis zum Grundwert wie 100:96; aber bei 60 Gütern lägen die merf- 
würdigſten Differenzen vor, nicht ſelten wäre ein Abſchluß doppelt ſo hoch 
als ein früherer. Solange nicht ein großer Teil des Landes nach anerkannt 
richtigen Grundſätzen abgeſchätzt ſei, wäre die Aufſtellung einigermaßen 
richtiger Grund- und Bodentaxen unmöglich. Schon nach den alten Taxen 
würde der wahre Ertragswert ſelten erreicht, aber die jetzige Methode 
ergäbe vielfach fo geringe Abſchüſſe, daß Kreditfähigkeit und Verkäuflichkeit 
der Güter dadurch unnütz herabgedrückt werden müßten. An dieſem Punkt 
ſtellt ſich der Bericht, ob bewußt oder unbewußt, muß dahingeſtellt bleiben, 
in Gegenſatz zu Schöns Gedanken, den landͤſchaftlichen Kredit langſam zu 
beſeitigen und für Kredit im freien Verkehr zu werben. 


Schön eröffnete den Generallandtag mit einer recht optimiſtiſch 
gehaltenen Anſprache. Seit langer Zeit habe die Landfchaft nicht mehr fo 
gut geftanden, fie erfülle ihre Verbindlichkeiten und die Pfandbriefe ſtünden 
über Erwarten gut (ſie ſtanden 102). Das ſei erreicht durch die Gnade des 
Königs, durch die Anſtrengungen des letzten Generallandtags und durch die 
vereinten Bemühungen aller landͤſchaftlichen Behörden. Aber freilich gebe 
es immer noch Sequeſtrationen und es wären alſo Verluſte an Zinſen und 
etwa auch an Kapital zu erwarten. Noch ſtünden aus dem Anterſtützungs⸗ 
fonds einige 20000 Taler zur Verfügung, aber auf weitere Hilfe aus 
Staatsmitteln dürfe durchaus nicht gerechnet werden. Die Stände müßten 
alſo zuſehen, wie ſie ſich ſelbſt helfen könnten. 


Die Verhandlungen ergaben dann freilich, daß die Verlegenheiten doch 
größer waren, als es nach Schöns Rede ſcheinen konnte. Der Finsverluft 
für die nächſten drei Jahre wurde auf 12 260 Taler angenommen, die gleich— 
zeitigen Erſparniſſe am Quittungsgroſchen auf 27 900, fo daß 11 640 Taler 
übrig bleiben würden, aber es wären auch, ſolange es noch Sequeſtrationen 
und Subhaſtationen gäbe, ſonſtige außerordentliche Ausgaben zu decken, die 
in den letzten drei Jahren 13060 Taler betragen hätten, aber allerdings 
abnehmen dürften, ſo daß hier kein Defizit zu entſtehen brauche. Aber an 
Kapitalausfällen wäre in den nächſten drei Jahren noch auf 62500 Taler 
zu rechnen, und zu deren Deckung ließen ſich beſtenfalls 40026 Taler 
zuſammenbringen. Doch ließe ſich das Defizit vielleicht durch geſchickte 
Operationen vermeiden oder brauchte in den nächſten drei Jahren nicht 
ſchon gedeckt zu werden. Dorausfegung dieſer Berechnung wäre freilich, 
daß die Landfchaft keine Finfen für die Staatsvorſchüſſe zahlen müßte. 
Schön empfahl freiwillige Erhöhung des Quittungsgroſchens, die ſonſt vom 
Staat verlangt werden dürfte, falls die Landſchaft zur Deckung eines 
Defizits ein Anlehen ſuchen ſollte. 
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Dor diefer Erhöhung warnte Oldenburg; das würde eine unangenehme 
Aufregung im Lande geben. Es wurde jedoch beſchloſſen, notfalls eine An⸗ 
leihe aufzunehmen. Denn daß der Amortifationsfonds nicht zu Defungs- 
zwecken angegriffen werden dürfe, darüber beſtand Einmütigkeit. Schön 
empfahl übrigens, daß die Amortiſationsbeträge dem Gut, nicht dem Beſitzer 
gehören ſollten, denn es komme darauf an, den Stand der Gutsbeſitzer zu 
erhalten und nicht den einzelnen; jedoch wurde mit großer Mehrheit das 
Gegenteil beſchloſſen. Freilich ſollte der Tilgungsfonds als gemeinſames 
Eigentum aller Pfandbriefſchuldner gelten, da ſonſt eine Realifation 
gekündigter und die Einlöſung ungekündigter Pfandbriefe zwecks zinsbarer 
Benutzung unmöglich geweſen wäre. Er ſollte aus einem Kündigungsfonds 
beſtehen, der alle in einem halben Jahr eingehenden Tilgungsbeiträge zur 
Kealiſation gekündigter Pfandbriefe enthielt, und aus einem liegenden 
Fonds mit den vom Kündigungsfonds eingelöſten Pfandbriefen. Der 
kündigende Teil, alſo der Pfandbriefinhaber ebenſo wie die Landidaft, 
ſollen durch die Kündigung Anſpruch auf Barzahlung nach dem Nennwert 
erhalten; werden jedoch in einem halben Jahr mehr Pfandbriefe gekündigt 
als die Einnahmen aus den Tilgungsbeiträgen ausmachen, ſo tritt Ver— 
loſung ein. Die Zinſen des liegenden Fonds ſollen zum Kündigungsfonds 
fließen und den Gutsbeſitzern gutgeſchrieben werden. Die Löſchung der für 
Rechnung jedes Gutsbeſitzers realiſierten, im liegenden Fonds befindlichen 
Pfandbriefe erfolgt bei Anleihen bis zu zwei Drittel, fobald die Hälfte 
erreicht iſt, bei Anleihen bis zur Hälfte, ſobald ein Sechſtel der Pfandbrief- 
ſchuld getilgt iſt, und ſo fort bis zur gänzlichen Tilgung. Doch ſollte dieſer 
ganze Plan nur gelten, falls der Staat gegen die Anantaſtbarkeit des 
Tilgungsfonds keinen Einſpruch erhob, eigentlich eine ſelbſtverſtändliche 
Forderung, ſolange für den einzelnen Beſitzer, nicht für das Gut amortifiert 
wurde. Eine Erhöhung der Amortiſationsquote ſollte wegen der noch nicht 
befriedigenden Lage der Land wirtſchaft nicht erfolgen. Schön vermutete 
bei dieſem Punkt offenbar Schwierigkeiten in Berlin; denn als er darüber, 
es war erſt am 21. Juni, an Brenn berichtete, verſicherte er, bei einer 
Beſſerung der Lage werde der nächſte Generallandtag ſich gewiß anders 
entſcheiden; und am Rande des Konzepts bemerkte er: „Ich halte die vom 
Landtag geäußerten Beſorgniſſe heute nicht für begründet.“ Man ſieht, 
wie weit fein Wohlwollen für die Landidaft gehen konnte. 


Am der Landſchaft das Recht auf Kündigung der Pfandbriefe zu geben, 
würde beſchloſſen, daß die im Reglement feſtgeſetzte Anablösbarkeit der 
Pfandbriefe aufzuheben und deren Bareinlöſung nach dem Nennwert durch 
Geſetz einzuführen ſei. Die Beſtätigung dieſes Beſchluſſes ließ allerdings 
lange auf fid) warten - fie iſt erſt 1837 erfolgt -, und fo konnte auch der 
Beſchluß noch keine Ausführung finden, die Dfandbriefzinfen von 4 auf 
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3% Prozent zu ermäßigen. In einer Denkſchrift von Queis aus dem 
April 1836 wird beſonders betont, daß eine ſolche Konvertierung die Künd⸗ 
barkeit auf die Landfchaft beſchränken würde, wie das in der Mark auch der 
Fall fei. Die Pfandbriefe würden dann wohl einen Kursrückgang von 103 
auf etwa 94 erleiden, die Landſchaft müßte alfo 6 Prozent bei den Kündi⸗ 
gungen zuſchießen; das wäre aber bereits möglich, da aus dem eigen⸗ 
tümlichen Fonds 20000, aus dem Tilgungsfonds So ooo Taler, der Quit⸗ 
tungsgroſchenüberſchuß mit 9000 Taler jährlich und der jährliche Amortiſa⸗ 
tionsbeitrag mit der doppelten Summe zur Verfügung ſtünden. Da die 
Pfandbrieffhuldner die Zinſen wie bisher zu zahlen hätten, würde ſich der 
Amortiſationsbeitrag von / auf Prozent erhöhen. Dann könnte 
die Konvertierung bis Johannis 1844 beendet ſein; bis Johannis 1849 
wären nicht bloß die Auslagen erſtattet, ſondern mit Einſchluß der Zinſen 
ein eigentümlicher Fonds von 150 ooo und ein Tilgungsfonds von 350 000 
Talern vorhanden; dieſer würde aus Zinfen, Amortiſationsquote und 
Prozent erſparter Zinſen ab 1850 jährlich 86918 Taler einnehmen. 
Gegen Verpfändung der Zinserſparnis könnte zur Durchführung der 
Konvertierung eine Anleihe von 100-Zoo ooo Talern bei einem großen 
Geldinſtitut aufgenommen werden. Die durch die Zinsherabſetzung ver- 
mehrte Amortiſation würde viele Gutsbeſitzer zum Beitritt veranlaſſen; 
denn die tatſächlich auf / Prozent erhöhte Amortifationsquote könnte 
auch für neue Anleihen gelten. 


So war die Landfchaft auf dem Wege, ſich wirklich ſelbſt zu helfen. Sur 
in zwei Punkten hatte der Generallandtag von 1835 noch die Hilfe des 
Staates erbeten, einmal die einſtweilige Verzinſung der ſtaatlichen Vor— 
ſchüſſe durch den Anterſtützungsfonds, dann den Vorſchuß nicht einzieh- 
barer Zinſen ſequeſtierter Güter und bei wirklichem Verluſt deren Aber— 
nahme auf Staatsfonds. Schön hatte der Derfammlung keinen Zweifel 
daran gelaſſen, daß darauf kaum zu hoffen wäre. Dem Miniſter von Brenn 
aber empfahl er dies Zugeſtändnis, wenn er auch hoffen wollte, daß die 


Landͤſchaft die Derlufte wohl felbft tragen könnte; die ſchweren Einbußen 


hätten die Landſchaft zu einer lobenswerten Dorficht geſtimmt. 


Brenn erklärte freilich rundweg, von einer nochmaligen Staatshilfe 
könnte keine Rede fein. Vielmehr müßte die Landſchaft die für die Staats⸗ 
beihilfe von der Bank - 49600 Taler - und von der Seehandlung - 70 400 
Taler - gegebenen Beiträge zurückerſtatten, was ihre Fonds auch ermög— 
lichten. Schön ſollte zunächſt 15-16 000 Taler davon beſchlagnahmen. Die 
Generaldirektion erklärte, angeſichts der ungedeckten neuen Ausfälle aus 
ſequeſtrierten Gütern wäre fie dazu außerſtande; bliebe es bei diefer Forde⸗ 
rung, fo wären alle Derfuche, die Generalgarantie abzuwenden, in letzter 
Stunde geſcheitert. Die Schwierigkeit wurde ſchließlich dadurch gelöſt, daß 
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Schön diefe Summen auf den Anterſtützungsfonds übernahm und die Land- 
Schaft fie ihm verzinſte. 

Wenn Schön die lobenswerte Dorficht der Landfchaft gerühmt hatte, fo 
tat er das wohl auch, weil der Generallandtag die Vorbereitung der Sub— 
haſtation beſchloſſen hatte, ſobald eine Sequeſtration ſich als zwecklos erwies 
und weil ſie die ſequeſtrierten Gutsbeſitzern zuſtehenden Gebührniſſe aufs 
genaueſte feſtgeſetzt hatte. Die Generaldirektion hat dann weiter in dieſem 
Sinne gearbeitet. Sie beſchloß am 17. November 1835, daß die Departe- 
ments bei eintretenden Zinsausfällen ſofort das Inventar zu beſchlag⸗ 
nahmen hätten, ſonſt würde der zuſtändige Landſchaftsrat haftbar gemacht 
werden. So würde ſich verhindern laſſen, daß erſt bereits verwirtſchaftete 
Güter in Sequeſtration gerieten; die Landſchaftsräte würden ſich jetzt recht⸗ 
zeitig über den Wirtſchaftszuſtand der Güter unterrichten müſſen. Hingegen 
wurde der frühere Beſchluß, daß die Taxen den Kreiſen zur Sellungnahme 
vorgelegt werden ſollten, aufgehoben; ſie ſollten nur noch Extrakte erhalten; 
wohl aber ſtand es jedem Aſſoziierten frei, die Taxen bei der Departements- 
direktion einzuſehen. 

Don ſonſtigen Beſchlüſſen des Generallandtags von 1835 iſt zu 
erwähnen: Dem Departement Angerburg wird wegen Zunahme der Ge— 
ſchäfte ein vierter Landſchaftsrat bewilligt. Der Kreis Inſterburg wird 
geteilt in eine Mordhalfte mit den landrätlichen Kreiſen Memel, Heydekrug, 
Niederung, Tilſit, Ragnit, Pillkallen und in eine Südhälfte mit den land— 
rätlichen Kreiſen Inſterburg, Wehlau, Gumbinnen, Stallupönen, Darkeh— 
men, Angerburg, Goldap?). 

Bereits im Oktober 1836 wurde ein weiterer Generallandtag erforder— 
lich. Er hatte namentlich auch über die geplante Konvertierung der Pfand- 
briefe von 4 auf 3½ Prozent zu beraten. Madydem eine ſolche in der Mark 
durchgeführt war und für Weſtpreußen nahe bevorſtand, konnte ſie auch in 
Oſtpreußen nicht verzögert werden; man durfte erwarten, daß der König 
geſtatten würde, daß dann nur die Landſchaft, nicht aber die Pfandbrief- 
inhaber, das Recht zur Kündigung der Pfandbriefe erhalten würde. 
Schwierig war die Konvertierung namentlich im Hinblick auf die 
beſcheidenen disponiblen Mittel der Lanoͤſchaft, und es fragte ſich, ob zum 
Zweck der Konvertierung der Tilgungsfonds benutzt, der Quittungsgroſchen 
erhöht, ein Darlehen aufgenommen werden durfte. 

Der Bericht, der dem am 10. Oktober zuſammengetretenen General— 
landtag vorgelegt wurde, gab den Stand der Derfur zu Johannis 1836 auf 
11 097 075, zum 1. Oktober 1834 auf 10908900 Taler an; in Wirklichkeit 
ſei der Anterſchied weſentlich größer, weil inzwiſchen zahlreiche Ablöſungen 
ausgefallener oder doch unſicherer Pfandbriefe durch Käufer ſubhaſtierter 


3) 9964, 4733, 4751, 1113, 641, 2658, 687, Rep. 2 Tit. 22 Sr. 49. 
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Güter oder durch den Anterſtützungsfonds erfolgt wären. Die Zahl der 
bepfandbrieften Güter war im gleichen Zeitraum von 1064 auf 1121 
geftiegen. Freilich wären immer noch 6901 250 Taler auf bis zwei Drittel 
beliehenen Gütern eingetragen, aber der Gutswert fange ſich wieder an zu 
ſteigern, ſo daß tatſächlich doch bei den meiſten kaum die Hälfte beliehen ſei, 
ſo daß neue Ausfälle kaum noch zu befürchten wären. Die Zahl der 
ſequeſtrierten Güter betrug 12, von denen 35 125 Taler Ausfall zu erwarten 
iſt. Die rückbleibenden Zinſen nehmen ſtändig ab; „im allgemeinen ſind 
die Zeiten vielleicht und die Wirtſchaften beſtimmt beſſer geworden, doch 
hat ſich auch die Überzeugung von der moraliſchen Notwendigkeit, feine Der- 
pflichtungen zu erfüllen, immer mehr verbreitet“. 


Die nach Lage der Dinge notwendige Konvertierung kann zum Teil 
unter Heranziehung des Tilgungsfonds erfolgen, nur 20 ooo Taler ſollen 
darin eiſern bleiben. Hierin ſind die Kreiſe einig, hingegen haben die meiſten 
eine Erhöhung des Quittungsgroſchens wegen noch zu ſchlechter Geſamtlage 
abgelehnt. Das Miniſterium wünſche auch Erhöhung des Amortifations- 
beitrages; aber ſelbſt die Mark halte nicht mehr als insgeſamt 4 Prozent 
jährlich für tragbar, wie ſollten da die an der ruſſiſchen Grenze wohnenden 
Gutsbeſitzer weſentlich mehr aufbringen! Vom Standpunkt der Landſchaft 
wäre eine Amortiſation vermeidlich, wohl aber läge ſie im Intereſſe der 
Gutsbeſitzer. Es komme an auf Bildung eines angemeſſenen Fonds für 
Notzeiten, auf baldige Erleichterung der Bepfandbrieften und ſoweit mög⸗ 
lich auf Amortiſation. Dieſe drei Geſichtspunkte verſuche die General- 
direktion mit folgendem Vorſchlag zu vereinigen: Beginnt die Konvertierung 
Johannis 1837, fo wäre fie mit einer Anleihe von 100000 Taler und mit 
wechſelnden Prämien, die von 5 Prozent allmählich auf 2% Prozent ſinken, 
bis Weihnachten 1841 durchgeführt. Bis Johannis 1843 wäre die Anleihe 
bezahlt und ein Aberſchuß von 36250 Talern vorhanden, der bis Weih— 
nachten 1848 auf ½ Million gewachſen wäre. Er wäre in einen Betriebs- 
fonds von 200000 und in einen Tilgungsfonds von 300000 Talern zu 
zerlegen. Alsdann könnten die Jahreszahlungen der Gutsbeſitzer auf 
4 Prozent ermäßigt werden und zwar auf 314 Prozent Zinſen und je 
14 Prozent Amortiſationsbeitrag und Quittungsgroſchen. 


Aber die Durchführung der Konvertierung faßte die Derfammlung 
folgende Beſchlüſſe: Die Landſchaft kündigt ihre 4prozentigen Pfandbriefe 
in beliebigen Summen nach dem Nennwert, um neue Pfandbriefe auszu- 
geben, die dem Gläubiger 3½ Prozent bringen. Dieſe Pfandbriefe können 
dem Gläubiger von der Landſchaft und der Landfchaft vom Schuldner, 
nicht aber vom Gläubiger gekündigt werden. Der Vorſchlag der General- 
direktion über die einftweilige Zahlung von 444 Prozent und über die 
Sondsbildung wird angenommen. Die Generaldirektion entſcheidet, in 
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welchen Terminen und welche Summen gekündigt werden; das Los ent- 
ſcheidet, welche Pfandbriefe jeweils zur Kündigung kommen. Die Aus- 
zahlung erfolgt nach Ablauf des ſechsmonatlichen Kündigungstermins nebſt 
den fälligen Zinfen. Der Betrag der ausgeloſten Pfandbriefe nebſt 10 Pro- 
zent Zuſchuß muß bei der Landſchaft bar oder in zinstragenden Staats- 
papieren vorhanden fein. Wird der ausgelofte Pfandbrief nicht rechtzeitig 
eingeliefert, fo erhält der Inhaber feinerzeit nicht Bargeld, fondern einen 
gleichwertigen Pfandbrief und eine von der Generaldirektion zu beſtimmende 
Prämie. Die Zahlungen erfolgen nur durch die Generaldirektion. Zur 
Beſchleunigung der Konvertierung wird die Generaldirektion ermächtigt, 
denen, die ihre Pfandbriefe behalten wollen, Prämien anzubieten, ihre 
eigenen Pfandbriefe zu 3½ Prozent in Kurs zu ſetzen bis auf 20 ooo 
Taler, die halbjährlichen Zugänge zum eigentümlichen und zum Tilgungs⸗ 
fonds nebſt dem erſparten Y Prozent zu den Ausgaben für das Derfahren 
zu benutzen und 200000 Taler aufzunehmen. Nicht ohne Widerſpruch 
wurde angenommen, daß auch neue Darlehen mit 4% Prozent bis auf 
weiteres zu verzinſen wären; die Mehrheit erklärte, wer in eine Gemein- 
ſchaft eintrete, müſſe auch deren Laſten mittragen. Aus den aus dem 
Dorftehenden ſich ergebenden Einnahmen wird zunächſt ein gemeinſamer 
Fonds gebildet; dieſer beſtreitet Derwaltungstoften, zurückgebliebene Zinſen, 
Vorſchüſſe an Gutsbeſitzer bei neuen Bewilligungen und bei Dismem⸗ 
brationen, Deckung von Zinſen- und Kapitalsausfällen, Konvertierungskoſten. 
Hat diefer Fonds % Million erreicht, ſo erfolgt die erwähnte Teilung. Der 
Betriebsfonds bleibt bei 200000 Talern und ein Mehr wird halbjährlich 
zum Tilgungsfonds abgeführt. Sinkt er durch Anglücksfälle unter 100 000 
Taler, ſo wird der Quittungsgroſchen auf % Prozent erhöht, bis der Fonds 
wieder 200000 Taler erreicht hat. Der Tilgungsfonds und feine Finfen 
dienen der Amortiſation der Pfandbrieffhulden. Die Einzahlungen an 
dieſem Fonds ſind Anteile des Gutes und gehen von ſelbſt auf jeden neuen 
Beſitzer über. Wer ein neues Darlehen nimmt, erleidet einen Abzug, der 
im Verhältnis des jeweiligen Tilgungsfonds zur geſamten Pfand briefſchuld 
ſteht. Bei Ablöſung der Pfandbrieffchuld erfolgt Auszahlung des ver- 
hältnismäßigen Anteils. Wenn der Tilgungsfonds 300000 Taler und 
10 Prozent aller Pfandbrieffhulden enthält, wird jedem Gutsbeſitzer der 
zehnte Teil ſeiner Schuld gelöſcht, ſo daß er davon weder Zinſen noch 
Quittungsgroſchen zu zahlen hat. Endlid) wurde beſchloſſen, eine Kommiſ— 
ſion zur Vorbereitung der Konvertierung nach Berlin zu entſenden. 


Von den ſonſtigen Beſchlüſſen dieſes Generallandtags ſeien erwähnt: 
Der Engere Ausſchuß wird für immer abgeſchafft; drei Kommiſſare ſollen 
ſtatt ſeiner die Rechnungen prüfen. Die Auslagenentſchädigung für die 
Landſchaftsräte wird von 100 auf 200 Taler erhöht. Die Departements- 
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direftoren werden künftig nicht mehr bloß von den Deputierten ihres Depar= 
tements, ſondern vom ganzen Generallandtag gewählt. Es wird ein dritter 
Generallandſchaftsrat gewählt, und zwar ein Kölmer; fein Gehalt wird 
durch Abzüge an den Gehältern der beiden andern Generallandſchaftsräte 
geſchaffen. 


Die Sendung nach Berlin, zu der am 15. November 1836 Generalland- 
ſchaftsrat von Auerswald-Weßlienen und Graf Eulenburg-Wicken bevoll⸗ 
mächtigt wurden, brachte im weſentlichen die Zuſtimmung des Miniſters 
von Brenn zu den Anträgen des Generallandtags. Der Miniſter tadelte 
freilich das Fehlen einer kräftigen Amortiſation. Die Landfchaftsfchulden 
dürften nicht fortgeſetzt ſteigen; nach Erſchöpfung der Kredite wären die 
Gutsbeſitzer zur Deckung außerordentlicher Ausgaben, die die Landwirt- 
ſchaft nun einmal träfen, außerſtande; dann litte entweder die Bodenkultur 
oder die Beſitzer wären zu Schulden gezwungen, die ſie ruinierten. Wohl 
ftiegen die Pfandbriefe in guten Zeiten bei Fehlen von Rückzahlungen 
hoch, aber in Anglücksfällen ſänken ſie auch ſehr tief, während bei gutem 
Amortiſationsverfahren ftarfe Kursſchwankungen nicht vorkämen. Eine 
Amortiſation von 1 Prozent wäre daher angemeſſen; mit den Finfen- 
zuſchüſſen für den abgelöſten Teil ließe ſich eine Amortiſation dann in 
44 Jahren durchführen, während fie nach dem oſtpreußiſchen Plan 230 Jahre 
beanſpruchen würde. Damit aber wäre den Gutsbefigern nicht geholfen 
und für das Publikum wäre der niedrige Zinsſatz von 314% Prozent auch 
nur bei raſcher Einlöſung tragbar. Immerhin, bis die Soo ooo Taler bei- 
ſammen wären, könnte es bei dem Plan des Generallandtags bleiben; 
dann aber wären die Tilgungsbeiträge zu erhöhen und es wäre zu erwägen, 
wie den Gutsbeſitzern die laufenden Tilgungsbeiträge und der angeſam— 
melte Fonds zur Tilgung und Abſchreibung ihrer Pfandͤbriefſchulden oder 
bei Bewilligung neuen Kredits zugut kommen ſollten. Es wäre auch 
praktiſcher, die Amortiſation nicht generell zu regeln, ſondern mit jedem 
Teilnehmer beſonders zu vereinbaren. Für richtiger würde der Miniſter 
es übrigens halten, nicht einen ſo hohen Amortiſationsfonds zu ſammeln, 
ſondern lieber die Individualablöſung raſcher durchzuführen. 


Die offizielle Entſcheidung des Miniſters erfolgte erſt am 23. Auguſt 
1857 und war weniger entgegenkommend, als die Generaldirektion erwartet 
haben mag. Abgeſehen von einigen Einzelheiten - 3. B. follten die fonver- 
tierten Pfandbriefe auch an der Börſe und der Betrag für gekündigte 
Pfandbriefe ſollte auch in Mohrungen und Angerburg in Empfang 
genommen werden dürfen - wurde vor allem ein neuer Amortifations= 
plan gefordert; der Generallandtag habe einen Hauptgeſichtspunkt 
nicht beachtet, nämlich durch kräftige Tilgung den Wert der Pfand- 
briefe zu erhalten und die Schuldenmaſſe der Gutsbeſitzer zu mindern. 
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Darüber müſſe ein neuer Generallandtag beraten. Die Konvertierung an 
ſich wurde vom König am 21. Dezember 1837 in der beantragten Weiſe 
genehmigt‘). 

Zur Beſchlußfaſſung über die Anderungen trat ein Generallandtag im 
März 1838 zuſammen. Ihm wurde dargelegt, daß die zinsbare Derfur 
Weihnachten 1837 auf 11232975 Taler geftiegen war, die Zahl der be- 
pfandbrieften Güter auf 1121, daß nur noch ſechs Güter fequeftriert wur- 
den. Die Generaldirektion rechnete noch mit 19000 Talern Kapitalver- 
luſten; 67338 Taler ſtanden an Zinſenreſten aus, wovon nur 15294 Taler 
als geſichert angeſehen wurden. Der jährliche Aberſchuß am Quittungs- 
groſchen betrug 10800 Taler; der Tilgungsfonds enthielt 90531 Taler. 

Der Bericht ſetzte die Punkte auseinander, in denen das Miniſterium 
mit den Wünſchen des vorigen Generallandtags nicht übereinſtimmte. Vor 
allem wäre es gegen eine Herabſetzung der Derzinfung, nachdem der Til- 
gungsfonds 300000 Taler erreicht haben würde, ferner gegen das Ver— 
bleiben des Tilgungskapitals bei der Landſchaft, gegen die gleichzeitige 
Abſchreibung an alle Gutsbeſitzer, vielmehr wäre die Abſchreibung der 
Schulden zu beſchleunigen und der Schuldenanteil für jeden Teilnehmer 
beſonders abzuſchreiben. Aber das alles würde ja erſt praktiſch, wenn der 
Tilgungsfonds 300000 Taler erreicht haben würde. Die Verhandlungen 
wegen der Konvertierung mit den Geldinftituten wären im Gange und 
ließen ſich gut an, doch könnte Näheres mit Rüdficht auf die Börſenſpeku⸗ 
lation darüber nicht mitgeteilt werden. Die Verſammlung faßte den nach 
Lage der Dinge praktiſchen Beſchluß, erſt auf dem nächſten Generallandtag 
ſich endgültig über die Amortiſation ſchlüſſig werden zu wollen; denn 
zunächſt hatten die Forderungen des Miniſters ja keine praktiſche Be- 
deutung. Dieſer Beſchluß dürfte dadurch erleichtert worden ſein, daß das 
Miniſterium für Gewerbeangelegenheiten (Brenn) inzwischen aufgelöft und 
mit dem Minifterium des Innern wieder vereinigt worden war. 

Auch eine andere Frage wurde auf den nächſten Generallandtag ver- 
ſchoben, die Aufhebung des Engeren Ausſchuſſes; inzwiſchen follten drei 
Kommiſſare die Rechnungsprüfung vornehmen. 

Sehr eingehend beſchäftigte dieſen Generallandtag die Vertretung der 
kleinen Beſitzer, deren Beteiligung an der Landſchaft fortgeſetzt wuchs. 
1855 war beſchloſſen, daß nur die Beſitzer von mindeſtens ſechs Hufen auf 
der Höhe und drei Hufen in der Niederung das perſönliche Wahlrecht auf 
den Kreistagen ausüben ſollten (ſogenannte Virilſtimmen), während die 
kleineren zu ſogenannten Stimmſozietäten zuſammenzuſchließen wären. 
Die inzwiſchen angeſtellten Ermittelungen ergaben 1393 Viril- und 1490 
Kollektivſtimmen, davon 864 im Departement Angerburg. Die General— 


4) 1113, 4735, 4736, 628, 1097. 
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direktion erklärte eine weſentliche Herabſetzung der Kollektivſtimmen für 
geboten, da die kleinen Beſitzer kein höheres Intereſſe an der Landſchaft 
nähmen und gleichwohl durch ihre Zahl zum Schaden der Sache die Viril— 
ſtimmen überſtimmen könnten. Sie ſchlug vor, daß die kleinen Beſitzer 
jedes Kirchſpiels eine Sozietät bildeten, dann hätte man 324 Kollektiv⸗ 
ſtimmen. Das wurde grundſätzlich angenommen. Nur beſchloß man die 
Vereinigung von Kollektivftimmen mit weniger als drei Beſitzern mit 
denen des benachbarten kleinſten Kirchſpiels, alſo eine weitere Dermin- 
derung, andererfeits in Kirchſpielen mit adligem und kölmiſchem Klein- 
beſitz die Schaffung zweier getrennter Sozietäten, alſo eine Vermehrung. 

Erwähnt ſei noch, daß Schön zu dem vermuteten Kapitalausfall von 
19000 Talern bemerkte, er hätte ſonſt die Lage der Landſchaft immer 
günſtiger beurteilt als dieſe, aber diesmal wäre es umgekehrt, er rechne 
vielmehr mit 39000, 

Die Konvertierung vollzog ſich, wie die Generaldirektion am 29. Mai 
1859 an das Departement Königsberg ſchrieb, leicht und ſchnell. Die 
Staatsbank und Seehandlung hatten es nach einem am 25. Mai 1838 
geſchloſſenen Vertrag übernommen, gegen 3 Prozent, d. h. bei einer Ge- 
ſamtſumme zu konvertierender Pfandbriefe von 11250000 Talern gegen 
337 500 Taler die Konvertierung zu beſorgen, namentlich den Geldbedarf 
zur Bezahlung gekündigter Pfandbriefe gegen Abnahme der letzteren zum 
Nennwert herzugeben und die Prämien für freiwillige Konvertierung - 
rund 10% Millionen wurden gegen 2 Prozent Prämien konvertiert - ſich 
von ihrer Proviſion abziehen zu laſſen. Bereits Ende Juli 1840 war die 
Konvertierung faft beendet; nur 65925 Taler blieben damals noch zu 
konvertieren übrig. Im März 1841 wurden die letzten Auslagen an Bank 
und Seehandlung bezahlt”). 

Während des erſten Beginns ihrer erſten Konvertierung beging die 
Landfchaft das Feſt ihres sojährigen Beſtehens, und zwar am 3. Auguſt 
1838, dem Geburtstag Friedrich Wilhelms III., der ihr aus dieſem Anlaß 
ſein Bild ſchenkte. Auf einen Feſtakt im Generallandſchaftshauſe, über 
den die Akten nichts enthalten, folgte ein Diner im Hotel Deutſches Haus 
mit 80 Geladenen. Die Koften betrugen 440 Taler 914 Silbergroſchen, 
und es iſt kulturgeſchichtlich nicht ohne Intereſſe zu hören, daß das Gedeck 
2 Taler koſtete, daß aber nur 127 Flaſchen Wein geleert und nur 
43 Zigarren geraucht wurden’). 

Im Juni 1841 trat reglementsmäßig wieder der Generallandtag zu— 
ſammen, es war der letzte unter Schöns Vorſitz. Er hatte über die beiden 
1838 zurückgeſtellten Fragen, die Behandlung der Amortiſation und die 

5) 4739, 4740, 1097, 2900. 
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Aufhebung des Engeren Ausſchuſſes, über die vom Miniſterium geforderte 
weitere Regelung der Viril- und Kollektivſtimmen und über einen Antrag 
des Departements Angerburg auf Wegfall des nicht mehr zeitgemäßen 
Anterſchiedes zwiſchen adligem und nichtadligem (kölmiſchem) Beſitz für 
die Vertretung in den landſchaftlichen Kollegien, beim Engeren Ausſchuß 
und beim Generallandtag zu verhandeln. 

Die dem Generallandtag vorgelegte Überſicht ergab einen Rückgang 
der Derfur von 11323975 Talern zu Weihnachten 1837 auf 11000025 
zu Weihnachten 1840, eine Folge des Beſchluſſes, daß trotz des vermin— 
derten Zinsfußes weiter 4½ Prozent Zinſen zu zahlen waren. Wenn die 
Zahl der bepfandbrieften Güter im gleichen Zeitraum einen kleinen Zu— 
wachs erfahren hatte (1194 gegen 1173), fo zeigt dies am deutlichſten die 
zunehmende Beteiligung kleiner Beſitzer am Landͤſchaftskredit. Nur drei 
Güter ftanden in Sequeftration. Der jährliche Aberſchuß betrug 82 205 
Taler (8931 Taler Aberſchuß am Quittungsgroſchen, 18333 Taler von 
dem urſprünglich Y Prozent betragenden Tilgungsbeitrag, % Prozent 
Erſparnis infolge der Konvertierung). 

Der Bericht legte dar: Auf 1057 adlige Virilſtimmen kämen 100 644 
preußiſche Hufen oder 95 Hufen auf die Stimme, auf 339 kölmiſche Viril— 
ſtimmen 8291 pr. Hufen oder 24 Hufen auf die Stimme, auf 56 adlige 
Kollektivftimmen 5422 Hufen oder 53 Hufen auf die Stimme und auf 
205 kölmiſche Kollektivſtimmen 56216 Hufen oder 214 Hufen auf die 
Stimme. Eine neue Regelung wäre erforderlich. 

Wenn ein genügend ſtarker Betriebs- und Keſervefonds gebildet iſt, 
entſteht die Frage, ob eine Amortiſation oder eine Ermäßigung der laufen— 
den Zahlungen der Pfandbrieffchuldner eintreten ſoll. Alle Kreiſe und 
Departements ſeien gegen eine allgemeine und zwangsweiſe Amortiſation, 
die für die Sicherheit der Landfdaft auch überflüſſig wäre. Der Guts— 
beſitzer lege fein Geld beſſer in der Wirtſchaft an als in 3 prozentigen 
Pfandbriefen, bei Einführung einer Zwangsamortiſation wäre alſo mit 
dauernden Ablöſungen, d. h. mit einer Auflöſung der Landſchaft, zu 
rechnen. Eine freiwillige Amortiſation durch Bildung von Sparfond s 
wäre freilich möglich, ſofern die Einzahlungen in Pfandbriefen erfolgten. 
Eine Ermäßigung der Zahlungen könnte bereits nach dem Weihnachts— 
termin 1842 eintreten, denn bis dahin hätte man bereits mindeſtens 200 000 
Taler geſpart; 17 Jahre danach wäre der Fonds durch ſeine Zinſen ſo weit 
geſtiegen, daß er die Derwaltungsfoften decken würde, und dann ließe ſich 
eine Ermäßigung der Zinſen ſogar auf 3% Prozent durchführen. 

Bei Beginn der Beratung über die Amortiſation machte Schön, wie 
er das als Vertreter der Regierung nach Lage der Dinge mußte, die 
Abgeordneten darauf aufmerkſam, daß die ablehnende Haltung der Kreiſe 
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Jie nicht binden dürfte. Indes bei der Ausſprache wurde der Gedanke 
an eine zwangsweiſe Amortiſation allgemein abgelehnt. Es wurde geltend 
gemacht, daß eine Amortiſation mit gelegentlicher Befugnis der Schuldner 
zur Wiedererhaltung der geſammelten Beträge um ſo weniger geeignet 
wäre, die Güter ſchuldenfrei zu machen, als es den oſtpreußiſchen Guts— 
beſitzern an Kapital zur Hebung der Güter fehle; könne die Landſchaft 
nicht mit andern Kapitaliſten konkurrieren, ſo werde ſie von den Guts— 
beſitzern verlaſſen werden und eingehen. Da jetzt der Zinsfuß von der 
Landfchaft entſcheidend beeinflußt werde, würde dann dem Wucher wieder 
Tür und Tor geöffnet ſein und die alten Drangfale, die einſt zur Be⸗ 
gründung des Kreditſyſtems geführt hätten, wären wieder da. Vielmehr 
müßten die Zinſen der Pfandbrieffhulden gemäß dem Vorſchlag der 
Generaldirektion allmählich herabgeſetzt werden. Ebenſo wurde der Vor— 
ſchlag zur Bildung eines Fonds von mindeftens 200000 Talern gebilligt. 


Allein der König lehnte am 22. Mai 1842 die Aufhebung der Amor— 
tiſation ab und forderte Einreichung eines Tilgungsplans; mit der Amor- 
tiſation könne die Bildung von Referve- und Adminiftrationsfonds ſehr 
wohl verbunden werden. Jedoch die Generaldirektion beſchloß auf einer 
Sitzung am 20. Juni, an den Beſchlüſſen des Generallandtags feſtzu— 
halten. Ab 1845 erwarteten die Gutsbeſitzer die Zinſenherabſetzung; ſie 
zu verweigern, hieß das Ende der Landͤſchaft vorbereiten, durch Beſchrän— 
kung der Beleihungsfähigkeit auf den halben Taxwert und durch die ſeit 
der Konvertierung raſch fortſchreitende Fondsbildung fei die Landſchaft 
genügend geſichert; höchſtens könnte man an eine Amortiſierung der Be— 
leihungen über den halben Taxwert denken. 


Dem Nachfolger Schöns, Oberpräſident Bötticher, legte ſie in einer 
Denkſchrift vom 10. September ihren Standpunkt ausführlich dar und 
erklärte darin, daß die Landfchaft nicht lebensfähig bleiben könnte, wenn 
die Gutsbeſitzer weiter 444 Prozent Zinſen zahlen müßten. Die oft- 
preußiſchen Pfandbriefe ſtünden mit 104% am höchſten von allen 3½ 
prozentigen öffentlichen Papieren. 

Bötticher war in Oſtpreußen fremd, ein geborener Neumärker, der vor 
ſeiner Ernennung zum Oberpräſidenten namentlich in Stettin und Berlin 
gewirkt hatte, zudem ſtreng konſervativ und ſomit in ſcharfem Gegenſatz 
zu dem liberalen oſtpreußiſchen Grundͤbeſitz ſtehend. Man war ſicherlich ſehr 
geſpannt, welche Stellung er einnehmen würde. Auf einer Sitzung der 
Generaldirektion am 13. September erklärte er ſich fedod) mit den An— 
ſichten der Generaldirektion vollſtändig einverſtanden und ſagte deren 
Befürwortung in Berlin zu. Er führte fein Verſprechen in einem Bericht 
vom 7. Oktober aus, in dem er darauf hinwies, daß es nicht an Anerbie— 
tungen bedeutender Kapitalien zu geringerem Zinsfuß, als die Landfchaft 
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fie zurzeit noch nehmen müſſe, fehle, ſo daß alſo die Forterhebung der 
4% Prozent den Beſtand der Landfchaft gefährden würde. Wohl aber 
könnten die über die Hälfte des Taxwerts hinausgehenden Anleihen 
amortiſiert werden, wofern ſolche Güter durch Aufnahme einer neuen Taxe 
nicht erwieſen, daß ſie infolge ihrer wertſteigerung tatſächlich gar nicht 
mehr über die Hälfte beliehen wären. 

Der Minifter des Innern von Arnim ſchrieb ihm darauf am 31. Dezem⸗ 
ber 1842, daß die Wünſche der Landſchaft Berückſichtigung verdienten. Aber 
eine Entſcheidung erfolgte nicht, und das war für die Generaldirektion um ſo 
peinlicher, als die meiſten Beſitzer aus den Departements Königsberg und 
Mohrungen zu Johannis 1843 nur 4 Prozent Finfen zahlten. Endlich am 
15. Dezember 1845 erging die königliche Entſcheidung: Ab Johannis 1843 
feien 4 Prozent zu zahlen und aus dem erſparten % Prozent ein Fonds von 
Soo ooo Talern zu bilden, was 1856 erreicht fein dürfte; alsdann ſollten 
die Zinfen auf 3% Prozent herabgeſetzt werden. Damit waren die Amortifa- 
tionsforderungen der Regierung erledigt. 

Auch andere Beſchlüſſe des Generallandtags von 1841 fanden ſchließlich, 
wenn auch unter Schwierigkeiten, die tal. Beſtätigung. Der Wegfall des 
Engeren Ausſchuſſes und die Einſetzung von drei Mitgliedern des Landtags 
als Rechnungsausſchuß war erneut beſchloſſen worden. Dies wurde von 
Berlin im April 1842 mit der Begründung abgelehnt, daß es dann in der 
Zwiſchenzeit zwiſchen den Generallandtagen an einer genügenden regel— 
mäßigen Kontrolle fehlen würde. Als aber auch Bötticher ſich für die ge- 
plante Regelung ausſprach, wurde dieſe am 20. Oktober 1845 genehmigt. 

Gleichzeitig erhielt der Beſchluß betr. die Stimmſozietäten die kgl. Be⸗ 
ftätigung, der einige Abänderungen an den Beſchlüſſen von 1858 vor— 
geſehen hatte. 

Die Beſſerung der Lage der Landfchaft hatte Schön veranlaßt, einige 
Gehaltserhöhungen zu empfehlen, die denn auch nach eingehender Beratung 
bewilligt wurden. Dieſer Dorfchlag Schöns zeigt fo recht, daß er davon über- 
zeugt war, daß die Landfchaft aus der Gefahrenzone heraus und daß es ihr 
gelungen war, wie es ſtets ſein Wunſch geweſen war, ſich auf eigene Füße 
zu ſtellen. Er durfte ſich dabei ein großes Derdienft beimeſſen, denn durch 
die Verbindung einer Belebung des Verantwortungsbewußtſeins mit der 
Beſchaffung der nach der Kriegszeit unvermeidlichen Staatshilfe war es 
ihm gelungen, die Landſchaft zu erhalten oder richtiger muß man fagen, 
einen geſunden Kredit für die Landwirte; denn an ſich hätte er es lieber 
geſehen, wenn dieſe ihren Kredit im freien Verkehr ſich beſchafft hätten. 

Endlich ſei noch erwähnt, daß die von Angerburg vorgeſchlagene Auf- 
hebung jedes Anterſchiedes zwiſchen adligem und kölmiſchem Beſitz 1841 
abgelehnt worden war, mit der mageren Begründung, daß man an der 
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Tradition feſthalten wolle, daß dagegen ein von Mohrungen angeregter, von 
der Generaldirektion aber bekämpfter Vorſchlag, kleinen Beſitzern die An— 
leihen möglichſt zu erleichtern, angenommen wurde. Die Generaldirektion 
hatte dagegen geltend gemacht, daß die Landſchaft bei einer zu ſtarken An⸗ 
teilnahme kleiner Beſitzer in Notzeiten beſonders gefährdet ſein würde, doch 
wurde dagegen gehalten, daß auch große Güter ſich in der Nachkriegszeit 
nicht hätten halten können; die kleinen Beſitzer wären gerade in ſchweren 
Zeiten geſicherter bei landſchaftlichem, als bei privatem Kredit. Erleichternde 
Maßnahmen wurden alfo beſchloſſen für Güter von mehr als vier (in der 
Niederung zwei) kulmiſchen Hufen, deren Taxwert 3000 Taler nicht über⸗ 
ſtieg. Es wurde übrigens damals die bemerkenswerte Anſicht laut, daß 
kleinere Güter mehr Kaufkonkurrenz für ſich haben und durch nachteilige 
Konjunkturen weniger leiden, alſo eine vorzügliche Stütze für den Kredit des 
landſchaftlichen Inſtituts bilden und daher auch eine Ausdehnung der 
letzteren nach dieſer Seite hin immer wünſchenswert bliebe“). 

Im April 1844 verſammelte ſich dem Reglement entſprechend wieder 
ein Landtag. Die ihm vorgelegte Aberſicht erwies eine Derfur von 
10799900 Talern zu Weihnachten 1843 gegen 11 000275 zu Weihnachten 
1840, alſo einen Rückgang, der ſich unter anderem aus der langen Unficher- 
heit über den Zinsfuß erklärte und aus der Möglichkeit, anderswo billigeres 
Kapital zu erhalten. Die Zahl der bepfandbrieften Güter war ſozuſagen 
gleich geblieben (von 1194 auf 1198 geſtiegen), der Anteil des kleinen Be⸗ 
ſitzes war alſo weiter gewachſen. Auf zwei Drittel der Taxe waren noch 
5811900 Taler ausgegeben, alſo immer noch über die Hälfte der ganzen 
verſur. Drei Güter ftanden unter Sequefter, davon eins in Subhaſtation. 
Der Fonds enthielt 260 239 Taler. Quittungsgroſchen und Ausfertigungs- 
gebühr ergaben mit 54 344 Talern über die 27 442 Taler betragenden Der- 
waltungsfoften einen Aberſchuß von 26902 Talern im Jahresdurchſchnitt. 

Man kann es nach dieſer Aberſicht begreifen, wenn die Generaldirektion 
ihren Bericht an die Verſammlung mit der Erklärung begann, nur der 
reglementsmäßige Geſchäftsgang, nicht irgend eine Verlegenheit oder das 
verlangen nach einer großen Verbeſſerung habe zur Einberufung des 
Generallandtags Veranlaſſung gegeben. Der Kechnungsausſchuß trete jähr— 
lich Anfang Oktober zuſammen; er übergebe die Niederſchrift feiner Verhand- 
lungen dem Präſidenten, der die Generaldirektion zur Beantwortung der 
„Notaten“ veranlaſſe. Der Generallandtag prüfe dieſe Erklärungen durch 
ein Komitee und entſcheide fie. Den Rückgang der Derfur erklärte die Gene- 
raldirektion einmal mit der lange beſtehenden Unficherheit über den Zinsfuß, 
dann mit dem Fall des Pfandbriefkurſes auf Pari, endlich aber durch das 
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beginnende Kapitalbedürfnis der jungen Induſtrie; namentlich ſei der 
Handel mit Eiſenbahnaktien geeignet, den Kurs zu drücken. Je mehr 
Kapital der Aktienſpekulation zugewandt und dem produktiven Gewerbe 
ferngehalten werde, deſto mehr werde ſich die Landſchaft als Kreditinſtitut 
für die Landwirte bewähren, namentlich bei ermäßigtem Zinsfuß. 

Alle Anträge von Bedeutung waren diesmal von den Kreiſen oder von 
den Departements ausgegangen. Befondere Bedeutung durfte der Antrag 
des Kreiſes Heilsberg beanſpruchen, daß die Bauern in die Landfchaft auf: 
zunehmen feíen. Der Antrag nannte deren Ausſchluß mit Recht eine 
Anomalie. Nur durch Aufnahme der Bauern ließe ſich Gleichmäßigkeit in 
den Preiſen des bereits bepfandbrieften und des bäuerlichen Beſitzes her— 
ſtellen. „Solange der bepfandbriefte Boden weſentlich teurer iſt als der 
vom Kapital ausgeſchloſſene, iſt das Zuſammenſchlagen der Ruftifalhöfe in 
Vorwerkswirtſchaften unvermeidlich und die Exiſtenz des Bauernſtandes 
unausgeſetzt den Angriffen des großen Kapitals preisgegeben, denen es 
mehr und mehr erliegen muß.“ 

Als diefer Antrag geſtellt wurde, war bereits ſehr viel Bauernland ver- 
loren; fo iſt 3. B. im Kreis Angerburg von 1811-1860 neun Zehntel des 
alten Bauernlandes von Großgrundͤbeſitzern oder auch von kapitalkräftigen 
Bauern aufgekauft und in GroKgrundbefigverwaltung übergegangen. Die 
Arſache dieſes beklagenswerten Vorganges iſt einmal in der Auswirkung 
der Kegulierungsgeſetzgebung zu ſuchen, die vielfach nicht mehr lebens⸗ 
fähige Bauernwirtſchaften entſtehen ließ, dann aber eben im Ausſchluß der 
Bauern vom landſchaftlichen Kredit. Der Bauer zahlte in Oſtpreußen meiſt 
6 Prozent Zinſen, dazu aber für Proviſionen und andere Nebenvergütungen 
weitere 5-8, ja unter Amſtänden 40 Prozent. Dieſer unerhörte Zuſtand 
drohte zu einer Kataſtrophe zu werden, als am 29. Dezember 1845 die 
unbegrenzte Verſchuldung des Grunoͤbeſitzes geſetzlich zugelaſſen worden 
war. Dieſes Geſetz gab wohl den unmittelbaren Anſtoß zu dem Antrag 
des Heilsberger Kreiſes. 

Die Generaldirektion erklärte dazu, es wäre kaum etwas Erhebliches 
dagegen einzuwenden. Die Derwaltungsarbeit würde freilich durch An— 
leihegeſuche der Bauern ſehr wachſen, ſehr viel mehr als die Derfur, die 
vertretung auf den Kreistagen wäre neu zu regeln, Grundͤſätze zu an— 
gemeſſener billiger Veranſchlagung wären aufzuſtellen. Aber alle dieſe 
Schwierigkeiten wären überwindbar, und es frage ſich, ob mit den Vor— 
arbeiten zu beginnen wäre. Übrigens ſollten nur völlig ſeparierte, nicht 
mehr im Gemenge liegende Grundftiide aufgenommen werden. 

In der Derfammlung kam das Derantwortungsbewußtfein zum Aus⸗ 
druck, das der Grundbefíg des 19. Jahrhunderts bis dahin ſtets bewieſen 
hatte: Die Kreditverhältniſſe der Bauern müßten gefunden. Die Land- 
ſchaft dürfte ſich nicht darauf beſchränken, einer privilegierten Klaſſe Kredit 
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zu beſchaffen, fondern fie habe die Pflicht, den Nationalwohlſtand über- 
haupt zu heben und allen Klaſſen ländlichen Grundbeſitzes die gleichen 
Kechte zur Benutzung des Kreditinſtituts zu gewähren, um ſie alle vor 
Erſchütterungen zu bewahren. Es wurde beſchloſſen, daß zunächſt die 
Kreiſe ſich über die Aufnahme der Bauern äußern und die Generaldirektion 
mit den Vorarbeiten beginnen ſollte, damit der nächſte Generallandtag 
darüber beſchließen könnte. 

Das Departement Angerburg hatte erneut beantragt, jeden Anter— 
ſchied zwiſchen adligen und kölmiſchen Beſitzern aufzuheben. Die General⸗ 
direktion erkannte jetzt an, daß dieſer Antrag zeitgemäß wäre, man unter- 
ſchiede in Wirklichkeit nur noch zwiſchen großen und kleinen Gütern, nicht 
mehr zwiſchen adligen und kölmiſchen, ſo wählten denn auch oft aoͤlige 
Beſitzer Kölmer als ihre Vertreter und umgekehrt. Mit 23 gegen 15 Stim— 
men wurde die Annahme des Angerburger Antrags als wünſchenswert 
bezeichnet, nachdem feſtgeſtellt war, daß noch nicht alle Kreiſe ſich dazu 
geäußert hätten, daß alſo ein Beſchluß darüber erſt vom nächſten General- 
landtag gefaßt werden durfte. 

Weiter hatte Angerburg angeregt, die ermittelten Erträge follten bei 
der Taxe nicht mehr wie bisher mit 5, ſondern entſprechend dem herrſchen— 
den Zinsfuß der Hypotheken mit 4 Prozent zum Kapital berechnet werden, 
da dieſer Zinsfuf auf den Gutswert erheblichen Einfluß gehabt habe und 
die Taxen durch die Berechnung zu 5 Prozent zwecklos herabgedrückt 
würden. Die Generaldirektion erklärte ſich im Hinblick auf die Fortſchritte 
der Landwirtſchaft, deren rationell werdender Betrieb der Wiſſenſchaft zu 
danken wäre, hiermit einverſtanden. Indes beſchloß man, auch hierüber 
zunächſt noch die Kreiſe zu hören, 5 Prozent ſeien für Hypotheken in Oſt— 
preußen noch häufig. 

Der Kreis Marienwerder hatte beantragt, die für den landͤſchaftlichen 
Fonds zu beſchaffenden Pfandbriefe und die von den Schuldnern abgelöften 
Pfandbriefe nicht wie bisher durch Ankauf, ſondern durch Derlofung und 
Kündigung zu beſorgen, und das Departement Mohrungen hatte dazu 
bemerkt, die Landſchaft müßte die Möglichkeit erhalten, durch Ankauf und 
Kündigung von Pfandbriefen deren Kurs zu beeinfluſſen. Die General= 
direktion empfahl jedoch, es beim Ankauf zu belaſſen, denn dieſer befördere 
die Derfur, indem er den Kurs hebe, während die Ausſicht, bei einer Der- 
loſung einen teuer gekauften Pfandbrief zum Nennwert hergeben zu 
müſſen in Verbindung mit der Angewißheit über den Zeitpunkt der Aus- 
loſung den Kurs drücken müßte; gerade die Ankündbarkeit mache die oſt— 
preußiſchen Pfandbriefe beliebt. Die Verſammlung ſtimmte dieſen Aus— 
führungen bei. 

Endlich hatte der Kreis Heilsberg beantragt, den Fonds zur Erteilung 
von Meliorationsdarlehen zu verwenden, wenn er 800000 Taler erreicht 
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haben würde; die Generaldirektion gab die Gewährung ſicherer Darlehen 
zu erwägen. Man beſchloß mit Recht Vertagung dieſes Vorſchlags, weil 
der Fonds erſt wenig über 200000 Taler enthielte. 

Mehrſchlägige Wirtſchaften durften nach den bis dahin geltenden Grund— 
ſätzen erſt dann als ſolche und nicht als Dreifelderwirtſchaften taxiert 
werden, wenn die neue Wirtſchaftsoroͤnung fo viele Jahre bereits beſtanden 
hatte, als ſie Schläge hatte. Es wurde nun geftattet, daß ſolche Deran- 
ſchlagungen bereits während der Durchführung erfolgten. Der Hausſchank 
ſollte feiner Anſicherheit wegen fortan außerhalb der Taxe bleiben, der 
Ertrag der Kartoffel weſentlich höher veranſchlagt werden als bis dahin. 

Den Beſchluß, über die Aufnahme der Bauern mit den Vorarbeiten zu 
beginnen, billigte das Miniſterium des Innern am 30. Januar 1845, mit 
dem Bemerken, daß es damit noch keineswegs die Aufnahme ſelbſt geſtattet 
hätte. Auf einer Sitzung der Generaldirektion am 24. April 1845 hielt 
Generallandſchaftsſundikus von Queis in dieſer Frage einen Vortrag. 
Außerhalb der Landfdaft ſtünden noch die Erbzins- und Erbpachtgüter, 
die zum Gut eines Obereigentümers gehörten, ferner die Hochzinſer, Schar— 
werksfreien, Scharwerksbauern, Zinsbauern, Schatullbauern, kurz alle, 
die 1808 ihr Grundſtück zu freiem Eigentum erhalten hätten, endlich die 
Beſitzer adligen Bauernguts, die 1811 und 1816 das freie Eigentumsrecht 
erhalten hätten. Alle dieſe bildeten den derzeitigen Bauernſtand. Für die 
Aufnahme wären Dorausfegungen: Volles Eigentum, fo daß alſo bei Erb— 
pacht⸗ und Erbzinsgrundͤſtücken der Kanon abgelöſt und das Obereigen— 
tum erworben werden müßte, ein Grundͤſtückswert von mindeſtens 500 
Talern, Ausfonderung aus der Gemenglage, Ablöſung aller ablösbaren 
Gefälle, Renten und Dienſte. Die Vertretung würde am beſten kirch— 
ſpielsweiſe erfolgen; jedes der 407 Kirchſpiele hätte drei Vertreter zu 
wählen, fo daß den 1221 Kirchſpielsvertretern 1057 adlige und 339 köl— 
miſche gleich 1306 Virilſtimmen gegenüberſtünden. Leider nähmen die 
kleinen Kölmer immer noch verhältnismäßig ſelten Anleihen, man müßte 
es den Bauern alſo möglichſt bequem machen. Seit 1826 werden nach 
dem Erwerbspreis bis 5000 Taler ein Drittel, darüber hinaus ein Viertel 
als Anleihe bewilligt. Die Bauerngüter lägen meiſt zwiſchen 500 bis 
3000 Talern; die Erwerbspreiſe wären niedrig, weil fie meiſt in der 
Familie blieben und an Kultur hinter den Gütern zurückgeblieben wären. 
Man ſollte bewilligen: bis 3000 Taler die Hälfte, bis 5000 Taler ein 
Drittel, darüber hinaus ein Viertel des Erwerbspreiſes. Erfolge aber 
Taxe, ſo müßte das Verfahren ſo billig wie möglich geſtaltet werden, z. B. 
könnte ein benachbarter Gutsbeſitzer und ſtatt des Syndikus ein benad)= 
barter Gerichtsbeamter die Taxe übernehmen‘). 


8) 2903, 2904, 258, Mauer S. 84 und 111 ff., Altrock S. 18, Schubert in 
Archiv für Landeskunde der pr. Monarchie Bd. 4 Tl. 4 S. 251, Kraus S. 33-36. 
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Erft am 13. März 1846 nahm die Generaldirektion zu dieſen Aus- 
führungen Stellung, und zwar ſtimmte ſie ihnen zu; nur würden Bewilli⸗ 
gungen über ein Drittel des Wertes beſſer verſagt werden. Ahnlich äußerte 
ſich Königsberg. Mohrungen empfahl im Intereſſe der Bauern eine mög— 
lichſte Vereinfachung des Aufnahmeverfahrens. In dieſem Punkt wären 
die Dorfchläge von Queis zu umftändlich und zeitraubend; man mache doch 
erſt Schulden, wenn es nötig ſei, das heißt kurz vor einer Zahlung. Man 
ſollte ſich auf die Bedingung beſchränken, daß das zu bepfandbriefende Gut 
eine „ſelbſtändige Ackernahrung“ fei, das heißt eine Familie wenigſtens zur 
Not ernähren könnte. Bis auf weiteres ſollten die Bauern bei den Kirch— 
ſpielsſtimmen untergebracht werden. Die Taxgrundſätze wären den 
kleinen Wirtſchaftsverhältniſſen anzupaſſen. Hingegen kam aus Anger= 
burg eine Ablehnung: Nach den bisherigen Erfahrungen mit den kleinen 
Kölmern müßte man erwarten, daß die Bauern kaum vom land ſchaftlichen 
Kredit Gebrauch machen würden. Tun das aber auch nur 1000 Bauern, 
fo mache das zwar eine kleine Summe aus, aber eine ungeheure Mehr- 
arbeit, wenn man bedenkt, daß bisher 1200 Güter bepfandbrieft ſeien. 
Zudem unterftehe jedes bepfandbriefte Gut den Obergerichten. Der kleine 
Beſitzer würde dadurch beſonders große Schwierigkeiten bekommen, wenn 
er noch Hypotheken brauche, die er bei der Anſicherheit der nacheingetragenen 
Privatgläubiger überdies kaum erhalten dürfte. Alſo ſollte man lieber auf 
die Bepfandbriefung der Bauern verzichten. 

Am 4. Oktober 1846 ftellte Queis das Ergebnis dieſer Gutachten zu- 
ſammen. Er bemerkte dazu, daß man ſich von vornherein darüber klar 
geweſen fei, daß die Befriedigung des Kreditbedürfniſſes durch Dermehrung 
der Pfandbriefe mit empfindlichen Abelſtänden verknüpft wäre. Inzwiſchen 
hätte die allgemeine Geldlage ſich verſchlechtert - die Pfandbriefe waren 
1845 von 100% auf 98 ½ und 1846 auf 97% zurückgegangen -, fo daß die 
Aufnahme der Bauern nicht mehr ohne weiteres befürwortet werden könnte. 
Nur wenn die Schaffung einer landſchaftlichen Hypothekenbank gelingen 
ſollte, wäre die Aufnahme der Bauern unſchädlich und alſo wünſchenswert. 

Jedoch das am nächſten Tage an die drei Departements ausgegangene 
Rundfchreiben der Generaldirektion klang hoffnungsvoller. Die Kredit- 
bedürftigkeit der Bauern ſtünde außer Frage, ebenſo freilich auch, daß ihre 
Aufnahme Schwierigkeiten verurſache, gründliche Prüfung ſei alſo not— 
wendig. Einigkeit beſtünde über den Kreis der Aufzunehmenden und über 
die möglichſte Erleichterung der Aufnahmebedingungen. Auf Separation 
und auf Gerichtsſtand vor den Obergerichten könnte verzichtet werden. Auch 
von der vorherigen Durchführung der Ablöſungen ließe ſich abſehen, wenn 
bei der Taxierung alle Abgaben an Grundfteuern, Domänenzins, Kanon, 
gutsherrlichen Renten vom Ertrag abgezogen oder bei Bewilligung nach 
den Erwerbspreiſen dieſem zugeſetzt und von der Kreditquote abgezogen 
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werden würden. Die Vermehrung der Geſchäfte dürfte tragbar fein. 
Schlimm wäre die Durchführung von Sequeſtrationen bei ſolchen kleinen 
Grundͤſtücken; lange könnten ſolche unmöglich währen, es müßte vielmehr 
auf ſchleuniger Subhaſtation beſtanden werden. 


Der Plan zu einer Hypothekenbank, den das Gutachten von Queis 
erwähnte, war von dem Mohrunger Landfchaftsdireftor Baron von Hover— 
beck ausgegangen. Dieſer hatte im Mai 1846 vorgeſchlagen, eine Hypo- 
thekenbank zur Beleihung der Bauern zu ſchaffen, deren Pfandbriefe nicht 
zirkulieren, ſondern bei der Landfchaft deponiert bleiben ſollten, die dafür 
zinsloſe Noten in entſprechendem Betrage auszugeben ermächtigt werden 
ſollte. Auf dieſe Weiſe ließe ſich die Vermehrung der Pfandbriefe und der 
davon befürchtete Kursrückgang vermeiden, und die Bauern erhielten doch 
Kredit bei der Landfchaft, deren Aufgabe es ſei, der Landwirtſchaft Geld zu 
beſorgen; verſäume ſie das, ſo würde ſich wie in Schleſien eine zweite Land⸗ 
Schaft oder Privatkreditanſtalten auf Aktien bilden. Die Bank möge Noten 
zu 5-100 Talern ausgeben, Geld annehmen und mit 3 Prozent verzinfen; 
was nach Abzug der Derwaltungsfoften und der Finfen übrig bleibe, fließe 
der Landfchaft zu; von den Noten folle der Staat 1 Prozent erhalten. 


Im November 1846 reichte Hoverbeck weitere Dorfchläge ein. Geld ſei 
für die zweite Hälfte der Güter nicht mehr unter 6 Prozent zu haben und 
für Bauern überhaupt nicht. Der Geldmangel in Deutſchland ſei allgemein 
und vermutlich dadurch entſtanden, daß trotz zunehmenden Verkehrs die 
ſparſamen Regierungen Einfuhr von Edelmetall ſcheuten, während die Aus— 
gabe von Papiergeld als gefährlich gelte. So habe die Regierung mit 
Recht Privatbanken zugelaſſen. Wechſelbanken kämen für Landwirte nicht 
in Frage, weil fie feine verpfändbaren Objekte hätten. Die Agrarreform fei 
weitgehend durchgeführt, aber es fehle den Bauern an Geld, den Boden zu 
heben. Vermehrung des Pfandbriefumlaufs bedeute Kursſenkung, alfo 
bliebe nur die Ausgabe von Noten übrig, wenn man den Bauern helfen 
wolle, ohne die Landͤſchaft zu ſchädigen. Von dem Betrag der Noten müſſe 
mindeſtens ein Viertel bar und drei Viertel in Pfandbriefen, die mit 
15 Prozent unter dem Königsberger Börſenkurs zu berechnen wären, bei 
der Landſchaft vorhanden ſein. Der Geſamtbetrag der Noten dürfe ein 
Drittel der Verſur nicht überſteigen. Alle Aſſoziationsfähigen ſind Mit⸗ 
glieder der Bank und haben einen verhältnismäßigen Anteil an deren 
Vermögen. Dividenden werden nicht verteilt, Aberſchüſſe dienen zum An— 
kauf von Pfandbriefen und zur Notenemiſſion. Ab Schluß des Rechnungs— 
jahres 1856 wird den Pfandbrieffchuldnern der Quittungsgroſchen erlaſſen, 
dieſe zahlen dann nur 3½ Prozent. Erreicht der Notenumlauf ein Drittel 
der Derfur, fo wird die Emiſſion auf ein Drittel der neu erfolgenden Dar— 
lehen beſchränkt, und die Aberſchüſſe kommen dann auf einen Chauſſeebau— 
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fonds. Späterhin mag ein Teil der Aberſchüſſe zur Amortifation von 
Pfandbriefen dienen. 

Das Minifterium des Innern, dem diefer zweifellos ſehr gut durch— 
dachte Plan vorgelegt wurde, erklärte im September 1847, daß auf ſeine 
Genehmigung wenig Ausſicht beſtünde. Noch ohne Kenntnis dieſer Vor— 
entſcheidung ſagte die Generaldirektion in einem Rundͤſchreiben an die 
Departements vom 3. September 1847, das der Vorbereitung des General- 
landtags diente, mit Hoverbecks Plan wäre den Bauern am beſten geholfen. 
Sie trat übrigens jetzt in jedem Fall für die Aufnahme der Bauern ein und 
faßte nochmals alle die Erleichterungen zuſammen, die bei der Gewährung 
bäuerlicher Darlehen ſtatthaft ſein konnten. Auch riet ſie, daß die Bauern 
den Kirchſpielsſtimmen beitreten ſollten, denn ſonſt könnte das überwiegende 
wirkliche Intereſſe der größeren Beſitzer und die höhere Intelligenz für die 
Förderung der Vereinszwecke von der größeren Male beherrſcht werden’). 

Ende September 1847 trat wieder ein Generallandtag zuſammen. Die 
dieſem vorgelegte Überſicht erwies wiederum einen kleinen Rückgang der 
Derfur von 10799900 Talern zu Weihnachten 1845 auf 10757050 zu 
Weihnachten 1846. Die Zahl der bepfandbrieften Güter war im gleichen 
Zeitraum von 1198 auf 1237, alſo nur unerheblich geſtiegen. Der angeſam— 
melte Fonds enthielt 302 704 Taler, namentlich in Pfandbriefen. Der 
Aberſchuß des Quittungsgroſchens über die Verwaltungskoſten machte im 
Jahresdurchſchnitt 25405 Taler aus. Auch ſonſt war das Kreditſyſtem 
geſund. Schulden lagen nicht vor, die Zinsrückſtände beſchränkten ſich auf 
4742 Taler, alfo eine unbedeutende Summe, und die Zahl der ſequeſtrierten 
Güter hielt ſich mit neun in etwa normalen Grenzen. Nur das weitere 
langſame Fallen des Pfandbriefkurſes, der damals auf etwa 96 ftand, 
konnte beunruhigen. 

Immerhin konnte der der Verſammlung vorgelegte Bericht der General— 
direktion erklären, daß die oſtpreußiſchen Pfandbriefe ſich verhältnismäßig 
gut behaupteten, wenn fie auch den Rückgang der Derfur mit dem un— 
günſtigen Kurs begründete. Dieſer habe feine Arſache in der allgemeinen 
Geldfrife. Von deren Verlauf, von der Aufnahme der Bauern und von 
der Begründung der Hypothekenbank werde die weitere Entwicklung der 
Landfchaft abhängen. Die Aufnahme der Bauern wird befürwortet. Außer 
den ſchon bekannten Gründen wird dafür noch angeführt, daß bei Ab— 
findung von Miterben dem Bauern nur Zerſtückelung oder Verkauf des 
Gutes an einen Gutsbeſitzer übrig bleibe. „Wie weit die Verarmung des 
preußiſchen Bauernſtandes in den meiſten Gegenden gediehen iſt, hat in 
neueſter Zeit fein Anteil an dem Notſtande erwieſen. Zur Erhaltung und 
Kräftigung dieſes ebenſo zahlreichen als nützlichen Standes iſt es dringend 


9) 258, 513, 52s. 
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nötig, demfelben eine Quelle wohlgeordneter Kredite gegen mäßige Zinſen 
zu eröffnen.“ Alle ſchon genannten Erleichterungen für den Eintritt ſollen 
gewährt werden. An 500 Talern als Mindeftwert empfehle es ſich ſchon 
wegen der örtlichen Verſchiedenheiten nicht feſtzuhalten, ſondern man ſollte 
nur verlangen, daß das zu bepfandbriefende Gut ſich zur ſelbſtändigen Ader- 
nahrung eigne, was freilich nicht leicht zu beſtimmen ſei. Der Anterſchied 
zwiſchen adligen und kölmiſchen Gütern müſſe als überholt dem zwiſchen 
großen und kleinen weichen. Die größeren Güter hätten auf den Kreisver— 
Sammlungen Dirilftimmen, die kleinen wären in Kirchſpielſtimmen zuſammen— 
zufaſſen, fo daß jedes Kirchſpiel je nach der Größe ein bis drei Stimmen 
hätten; das ergäbe 800-1000 Kirchſpielſtimmen; dann bliebe den Diril- 
ſtimmen das ihnen gebührende Übergewicht. Die Bewilligungen an die 
Bauern müßten reichlich bemeſſen werden, zumal die Erwerbspreiſe der 
meiſt in der Familie bleibenden Grundſtücke niedrig wären und ihr be- 
ſcheidener Kulturſtand eine Hebung erhoffen ließe; ſo ſolle man bis 
3000 Taler Wert die Hälfte, bis 5000 Taler ein Drittel bepfandbriefen. 
Es frage ſich, ob regulierte Renten abzuziehen und ob das 12 fache des 
Altenteils zuzurechnen fei. Die Taxkoſten dürften 20 Taler nicht über- 
ſteigen, und wenn der Bauer das erforderliche Fuhrwerk ſtelle, nicht 
12 Taler. Rúditándige Zinszahler wären ohne Sequeftration zu ſub— 
haſtieren. Der Bedarf der Bauern würde mehrere Millionen betragen. 
Eine Ausgabe fo vieler Pfandbriefe müßte den Kurs ſehr drücken, daher 
wäre der Hoverbeckſche Bankplan der beſte Ausweg. Nur zwei Kreiſe 
befürworteten die Aufnahme der Bauern auch ohne den Bankplan, ſechs 
Kreiſe, die Generaldirektion und zwei Departements nur mit dieſem, 
während fünf Kreiſe gegen die Aufnahme überhaupt waren. 

Sonſt enthält der Bericht der Generaldirektion namentlich noch die 
Angabe, daß die Mehrheit der Kreiſe für eine Kapitaliſierung des Rein- 
ertrags mit 4 ftatt mit 5 Prozent wäre und daß das Abſchätzungsweſen 
der Forſten reformiert werden müßte. 

An den Vorſchlägen der Generaldirektion hinſichtlich der Aufnahme 
der Bauern wurde nur der eine allerdings nicht unweſentliche Punkt 
geändert, daß der Mindeſtwert zu bepfandbriefender Güter auf 500 Taler 
feſtgeſetzt und zugleich beſtimmt wurde, daß nur zu ſelbſtändiger Acker— 
nahrung geeignete Güter aufnahmefähig ſein ſollten. 

Weſentlichere Anderungen wurden an dem der Regierung nicht ge— 
nehmen Bankplan vorgenommen: Zu den Geſchäften der Bank ſollte An— 
und Verkauf von Pfandbriefen und von Wechſeln gehören, die nicht über 
drei Monate liefen, Annahme von Geld und eigenen Noten in Depot gegen 
Derzinfung mit 2% Prozent an Pupillen und milde Stiftungen, ſonſt gegen 
2 Prozent, Darlehnsgewährung an Gutsbeſitzer gegen Wechſel mit zwei 
guten Bürgſchaften oder gegen Verpfändung von Sold und Silber nach 
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dem Metallwert unter Abzug von 5 Prozent oder von inländifchen 
Staats- und Kommunalpapieren mit angemeſſenem Abſchlag am Kurfe 
oder Verpfändung von Wolle, Holz, Getreide, Vieh zu zwei Drittel der 
Taxe. Dieſer Plan wurde mit 30 gegen 10 Stimmen angenommen. 
Jedoch wurde weiter beſchloſſen, daß der unveränderte Hoverbeckſche Plan 
als angenommen gelten ſollte, falls die Regierung auch den veränderten 
nicht billigte. Für die Aufnahme der Bauern mit dem Bankplan erklärten 
ſich 35 gegen 5 Stimmen, aber 32 wollten die Bauern trotz mancher 
ſchweren Sorge auch ohne dieſen aufnehmen. 

Der Vorſchlag der Generaldirektion betreffend die Kirchſpielſtimmen 
wurde angenommen, ebenſo der Vorſchlag über die Aufhebung des Anter— 
ſchiedes zwiſchen adligen und kölmiſchen Gütern. Wählbar zu landfchaft- 
lichen Amtern ſollten nur die Träger von Virilſtimmen fein. 

Zur Ausarbeitung neuer Forſtabſchätzungsgrundſätze wurde eine Kom- 
miſſion gewählt. Die Veranſchlagungsſätze für Getreide wurden erhöht, 
und zwar für den Scheffel Weizen von 27 Silbergroſchen 6 Pfennig 
auf 32 Silbergroſchen, für Roggen von 20 auf 24 Silbergroſchen, für 
Gerſte von 15 auf 20 Silbergroſchen, für Hafer von 8 Silbergroſchen 
8 Pfennig auf 12 Silbergroſchen und für Buchweizen von 8 auf 20 Silber- 
groſchen. Mit Rúdfidt auf dieſe Erhöhungen und auf die allgemeine 
Anſicherheit der Geldlage wurde ein Beſchluß über die Kapitaliſierung 
des Reinertrags auf 4 Prozent vertagt. 

Die Aufnahme der Bauern durfte nunmehr als geſichert gelten und 
Generallandfchaftsdireftor von Brandt, der, wie erwähnt, in feiner Jugend 
ſeine Bauern freiwillig aus dem Antertanenverhältnis entlaſſen hatte, 
mochte darin die Krönung feines Wirkens als Leiter der Landſchaft ſehen. 
Er trat mit Rückſicht auf fein hohes Alter von faſt 79 Jahren auf diefem 
Generallandtag zurück. Die Verſammlung ehrte feine Tätigkeit durch den 
Beſchluß, fein Bildnis noch zu feinen Lebzeiten im Sitzungsſaal aufzu- 
hängen; das Porträt wurde von dem bekannten Königsberger Künſtler 
Profeſſor Rofenfelder gemalt. Brandt iſt im Februar 1851 geftorben. 

Zu ſeinem Nachfolger wurde Alfred von Auerswald gewählt. Wohl 
war der 1797 als Sohn des ſpäteren Oberpräſidenten geborene neue 
Generallandſchaftsdirektor 1844-1847 Generallandͤſchaftsrat geweſen und 
alſo mit den Geſchäften der Landſchaft bereits vertraut, aber ganz gewiß 
war das nicht entſcheidend für ſeine Wahl, ſondern der Amſtand, daß er 
ſeit 1837 unter dem liberalen Grundͤbeſitz ariſtokratiſcher Prägung eine 
führende Rolle ſpielte; auch fein Freundſchaftsverhältnis zu Friedrich 
Wilhelm IV. mag bei der Wahl mitgeſprochen haben. Der König hatte 
ihn 1846 in die Generalfynode berufen. Auf dem Vereinigten Landtag 
von 1847 war er in taktvoller Weiſe um Milderung des Konflikts 
zwiſchen Krone und Ständen bemüht geweſen. Man durfte alſo erwarten, 
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daß er die Landschaft in gemäßigt liberalem Sinne und ohne Konflikt mit 
dem Staat würde leiten können. 

Die wachſende politiſche Unruhe und der Ausbruch der Märzrevolution 
verhinderten zunächſt eine Entſcheidung über die Beſchlüſſe des General— 
landtags. Die Pfandbriefe fielen raſch. Im Februar 1848 hatten fie ſich 
auf 96% erholt, Ende März ftanden fie auf 90, im Juli auf 81%, im 
November, als die Lage ſich zu feſtigen begann, ſtiegen fie auf 88 und 
erreichten im März 1850 mit 96 wieder beinahe den Stand bei Ausbruch 
der Revolution. 

Oberpräſident Bötticher war gleich nach Beginn der Revolution zum 
Rücktritt genötigt und durch Rudolf von Auerswald, einen Bruder des 
Generallandſchaftsdirektors, erſetzt worden. Dieſer empfahl dem Miniſte— 
rium die Aufnahme der Bauern, riet aber von der Annahme des Bank— 
projektes ab. Denn dieſes ginge weit über den ſtiftungsmäßigen Wirkungs⸗ 
kreis der Landſchaft hinaus und gefährde die Sicherheit der Fonds. 
Auch die Erhöhung der Abſchätzungswerte für Getreide könnte vielleicht 
nicht unbedenklich fein; immerhin käme fie gerade den kleinen, haupt: 
ſächlich von Ackerbau lebenden Landwirten zugute. 

Das Miniſterium des Innern erklärte ſich am 2. November 1848 mit 
der Aufnahme der Bauern einverſtanden, verlangte jedoch noch eine 
Außerung der Generaldirektion, ob der geſamte Bauernſtand oder, wie das 
Miniſterium meinte, nur die wirklich bepfandbrieften Bauern an einer 
Generalgarantie teilzunehmen hätten. Am 3. Januar 1849 erklärte die 
Generaldirektion ſich für den Standpunkt des Miniſteriums, nachdem die 
drei Departements zugeſtimmt hatten. Dementſprechend genehmigte der 
König am 4. Mai 1849 die Aufnahme der Bauern in der vom General— 
landtag 1847 beſchloſſenen Form. 

Dagegen wurde Einrichtung einer Bank mit den von Oberpräſident 
von Auerswald 1848 angeführten Gründen am 21. Mai 1849 abgelehnt. 
Die Vorſchläge über die Kirchſpielſtimmen erhielten am 5. November 1849 
die fol. Genehmigung. Kurz vorher waren auch die erhöhten Getreide- 
taxen anerkannt worden, nachdem man ſich in Berlín überzeugt hatte, 
daß deren Sätze weit hinter dem Marktpreis zurückblieben “). 


10) 2906, 2907, 513, 3894, 549, Rep. 2 Tit. 22 Ur. 37. Altpreußiſche Biographie 
S. 78 und 22. 
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Siebenter Abſchnitt 


Die Reform der Landſchaft (1848-1859) 


Generallandſchaftsdirektor von Auerswald war unmittelbar nach Aus- 
bruch der Märzrevolution vom König zum Miniſter des Innern ernannt 
worden, hatte aber ſchon Ende Juni zurücktreten müſſen. Er blieb aber als 
Mitglied der Nationalverſammlung in Berlin und wurde von General- 
landſchaftsrat Unruh, der dies Amt ſeit 1838 bekleidete, vertreten. Der 
Königsberger Landſchaftsdirektor Graf Dohna-Weſſelshöfen gehörte der 
Frankfurter Nationalverſammlung an. Dohna kehrte Mitte September 
nach Königsberg zurück. Schon von Frankfurt aus hatte er die General= 
direktion zum Proteſt gegen die geplante Aufhebung der Grundfteuer= 
befreiungen aufgefordert; am 20. Juli hatte nämlich die Regierung der 
Berliner Mationalverfammlung einen entſprechenden Geſetzentwurf vor— 
gelegt. Queis hatte ihn zu beruhigen verſucht: Die Erhöhung der Grund- 
ſteuer bedeute keine Verletzung des Eigentums; die kleinen Beſitzer würden 
vielmehr zufrieden ſein, wenn ſie ſähen, daß die Bevorzugung der großen 
fortfiele. Schon Friedrich Wilhelm III. hätte ſolche Maßnahmen angekün⸗ 
digt und jeder hätte ſich darauf einrichten können. Die Landſchaft könnte 
wohl den durch die Steuererhöhung unſicher gewordenen Teil der Dar— 
lehen kündigen, aber ein Proteſt würde nur das vertrauen und den Kredit 
erſchüttern. Dohna hatte erwidert, er wäre für gerechte Beſteuerung und 
kein vernünftiger Menſch könnte noch zu einer ſteuerlichen Bevorzugung 
raten. Aber dies Geſetz würde ungerecht ſein, weil es nur den erſten 
Beſitzer träfe, denn bei Verkäufen würde die Wertminderung in Anſchlag 
kommen müſſen. Das Ridhtigfte wäre Aufhebung der Grundſteuer und 
ihre Kapitaliſierung zu 4 Prozent; von dem auf dieſe Weiſe ermittelten 
Geſamtvermögen der Staatsbürger wäre eine progreffive Vermögens- und 
Einkommenſteuer zu erheben. Er forderte die Einberufung der Depar— 
tementsdirektionen. 

Indes Anruh blieb feſt und erklärte, ſollte das Geſetz die Intereſſen 
der Landfchaft ſchädigen, fo könnte der König immer noch gebeten werden, 
fein Veto einzulegen. Man ſollte ſich aber nicht die kleinen Beſitzer ent- 
fremden und fie den Beſitzloſen zutreiben, denn das würde dem Grofgrund- 
beſitz eine Vertretung ſeiner Intereſſen immer unmöglicher machen. 
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Als Dohna Jah, daß er in Königsberg nicht durchkam, wandte er fid) 
am 18. September an Auerswald und bat ihn um Proteſt gegen einen 
Geſetzentwurf, der dem Grundbefitz einen unheilbaren Dermögensverluft 
zufügen würde. Erſt am 21. November, als Wrangel in Berlin wieder 
Ordnung geſchaffen hatte, die Lage der Regierung ſich feſtigte, hat Auers— 
wald geantwortet und zwar hat er einen Proteſt gegen den Geſetzentwurf 
für berechtigt erklärt. Auch die oktropierte Verfaſſung vom 6. Dezember 
verhieß übrigens in Artikel 100 Aufhebung aller Steuerbevorzugungen. 

Jedoch die Generaldirektion äußerte ſich erſt am 19. März 1849, nach— 
dem durch den ihr zugegangenem Geſetzentwurf über die Ausdehnung 
der Regulierungen und die Ablöſung der Dienſte und Renten eine für die 
altgewohnten Rechte des Großgrundbeſitzes allerdings unerfreuliche Aus— 
ſicht auf die Zukunft entſtanden war. Sie wies einleitend auf die von 
ihr bereits bewieſene Bauernfreundlidfeit hin und verſicherte, daß fie 
ſich nur gegen einen Plan wende, der in Verkennung der bäuerlichen 
Intereſſen wenigſtens in Oſtpreußen „im Nachgeben gegen die verderb— 
lichſten Theorien und Zeitideen alle Begriffe des Eigentums und ſomit 
die Baſis jedes geordneten Staatslebens aufhebe und durch die klarſten 
Kechtsverletzungen den größeren Grundbefi in dieſem Geiſte durch ein 
formelles Geſetz erſchüttere“. Der Grundͤſteuergeſetzentwurf vom 20. Juli 
1848 treffe nur die jetzigen Beſitzer, denn er werde ſogleich zu einer Real- 
laſt, die zumal in unſicheren Zeiten den Kredit erſchüttern müßte. Viele 
Hypotheken würden gekündigt und Geld nur zu höheren Zinſen zu haben 
fein. Man wolle offenbar der Aufregung eine Konzeſſion machen, die die 
Steuern im Oſten für zu niedrig hielte und überſehe, daß der Weſten 
höhere Preiſe hätte. So würde auch der Bauer unter der geplanten 
Erhöhung zu leiden haben. Vor allem aber müſſe ſich die Land ſchaft gegen 
den Geſetzentwurf betreffend Regulierungen und Ablöſungen wenden. Wohl 
müßten die noch beſtehenden Verpflichtungen der Bauern verſchwinden, 
aber nur gegen eine angemeſſene Entſchädigung der berechtigten Guts- 
beſitzer. Namentlich wäre die vorgeſehene Entſchädigung ungenügend und 
die Wirkung davon um fo drückender für die Gutsbeſitzer, als dieſe nun 
teure Tagelöhne zahlen müßten. Man möge die für die Weideberechtigung 
geleiſteten Dienſte aufheben, aber dann müßte auch die bäuerliche Weide— 
berechtigung fallen. Nach der Ablöſungsoroͤnung von 1821 wäre ein Kanon 
durch Zahlung des 25fachen Betrages ablösbar geweſen, während jetzt der 
Lofache, bei Renten der 18fache Betrag genügen folle. Das bedeute ein 
Antergraben des Rechtsgefühls, die Aufhebung der Erfüllung über- 
nommener Verpflichtungen. Am ſchwerſten wiege, daß die Rentenbriefe 
nur 3% Prozent Zinſen bringen follen, während die Landſchaft noch 
4 Prozent nähme. Wo folle die Differenz herkommen? Die Landͤſchaft 
ſolle anläßlich von Ablöſungen kein Kapital kündigen, ſondern nur Hinter: 
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legung von Rentenbriefen in Höhe der Wertminderung verlangen dürfen; 
bei Subhaftationen wäre fie dann genötigt, die Rentenbriefe nad) dem 
Kurs, das heißt mit Derluft zu verkaufen. Trete das Geſetz in diefer 
Form in Kraft, ſo müſſe ſie dagegen proteſtieren. Sie ſchlage Ablöſung 
nach dem 25fachen Wert vor und erbiete ſich, die verpflichteten Güter, 
Jo weit fie aſſoziationsfähig ſeien, mit dieſer Summe zu bepfandbriefen; 
der Verpflichtete hätte die Pfandbriefe nach dem Nennwert anzunehmen, 
ſeine bisherigen Verpflichtungen würden damit erlöſchen, und wenn er 
ſeine Zinſen zahle, dürfe ihm das Kapital nicht gekündigt werden. 

Das Geſetz über Ablöſungen und Regulierungen erging am 2. März 
1850 und nahm auf dieſe Wünſche keine Kückſicht. Aber die Aufhebung 
der Grundfteuerbefreiungen erging zwar am 24. Februar 1850 ein Geſetz, 
indes blieben die darin für die ſechs öſtlichen Provinzen vorgeſehenen 
Ausführungsbeſtimmungen aus. 

Die Stellungnahme der Generaldirektion von 1849 bedeutet einen 
Bruch mit der guten alten Tradition; das Verpflichtungsbewußtſein der 
Geſamtheit und zumal den kleinen Landwirten gegenüber hatte den oſt⸗ 
preußiſchen Großgrundbeſitz, aber wohl auch nur dieſen, ſeit Beſtehen der 
Landſchaft ausgezeichnet. Zetzt aber ſchien die Landͤſchaft einſeitig die 
Intereſſen des Großgrundbeſitzes vertreten zu wollen. Gewiß bedeuteten 
die Ablöſungen und Regulierungen eine Erſchwerung für fie, gewiß hätte 
die Grundſteuer den oſtpreußiſchen Landwirt im Hinblick auf die klimatiſche 
Benachteiligung des Landes und auf die verhältnismäßig niedrigen Preiſe 
und ſchlechten Verkehrsverhältniſſe beſonders ſchwer getroffen, gewiß 
mahnte die noch herrſchende Unſicherheit zur Vorſicht, und doch - es ift, 
als hätte die nicht aus innerer Not und dem geſunden Lebenswillen des 
Volkes geborene, ſondern von außen in Nachahmung fremden Vorbildes 
hineingetragene Revolution von 1848 eine Spaltung verurſacht, den 
Egoismus der einzelnen Stände erwachen laſſen. Der Großgrunoͤbeſitz 
mochte zudem den Glauben verloren haben, daß er das Rückgrat des 
Staates war, er mochte ſich um ſo eher zu einer einſeitigen Wahrnehmung 
nur feiner Intereſſen genötigt und berechtigt gefühlt haben. Die Denf- 
ſchrift vom März 1849 kündigte eine neue Zeit an, und das Erſchütterndoͤſte 
daran iſt wohl, daß dieſer ſeeliſche Amſchwung ſich derartig raſch voll- 
zogen hatte. 

Generallandſchaftsſyndikus von Queis hatte dieſen Amſchwung nicht 
mehr erlebt; er war im Oktober 1848 geſtorben. An ſeine Stelle trat 
Juſtizrat Carl Angerbühler, der ſeit 1824 Syndikus des Mohrunger 
Departements geweſen war und 1848 der Frankfurter Nationalverſamm— 
lung angehört hatte“). 


1) 598, 2006, 2934, Denkſchrifſt der Landſchaft von 1913 S. 70. 


Als Ende Juli 1850 reglementsgemäß ein Generallandtag zufammen- 
trat, war aud) Oberpráfident von Auerswald nicht mehr im Amt; er war 
einige Monate vorher in gleicher Eigenſchaft in die Rheinproving verfetzt 
worden. Sein kommiſſariſcher Nachfolger Slottwell, ein geborener Infter- 
burger, leitete zwar noch die Tagung, war aber bereits am 21. Juli zum 
Oberpräſidenten der Mark ernannt worden. 

Die von der Generaldirektion vorgelegte Aberſicht zeigte wie in früheren 
Jahren einen weiteren Rückgang der Derfur (Weihnachten 1846 10 757 050 
Taler, Weihnachten 1849 10679375 Taler), und ein gewiſſes Anſteigen 
der Zahl der bepfandbrieften Güter (1846 1237, 1849 1261). Der eigen⸗ 
tümliche Fonds war auf 480412 Taler gewachſen. Die Zahl der ſeque— 
ſtrierten Güter betrug 18, hielt ſich alſo ebenſo in erträglichen Grenzen 
wie die Summe der Zinsrückſtände und Vorſchüſſe mit 9205 Talern. Die 
Aberſchüſſe des Quittungsgroſchens über die Derwaltungsfoften machten 
im Jahresdurchſchnitt 24 847 Taler aus. 

So durfte Angerbühlers Bericht die Geſamtlage als durchaus be— 
friedigend bezeichnen. Er teilte weiter mit, daß bisher 197 Bauern 
Pfandbriefanleihen beantragt hätten, daß aber nur ſieben die Bedingungen 
erfüllt hätten, denen 15 450 Taler bewilligt ſeien. Die übrigen ſchwebten 
noch oder wären abgelehnt. Wo waren die Sorgen früherer Jahre 
geblieben, der Anleihebedarf der Bauern würde durch ſeine Höhe eine 
Gefahr für die Landſchaft bedeuten! And ähnlich ſtand es mit den neuen 
Geſetzen. Der Bericht mußte ſagen, daß die Zahl der von der Grund- 
ſteuer befreiten oder mit Bezug auf ſie bevorzugten Güter in Oſtpreußen 
nicht groß wäre, daß die Regulierungen ſchon ſo gut wie ganz durchgeführt, 
abzulöſende Dienſte und Abgaben „meiſt gar nicht“ vorhanden und faſt 
ſtets ſchon in fefte Geld- oder Naturalrenten verwandelt wären. Da die 
Landfchaft den Wert dieſer Getreiderenten meiſt weit unter dem Wert 
veranſchlagt und die Hilfsdienſte der Bauern nach dem ortsüblichen Tage— 
lohn berechnet hätte, dürfte die Landfdaft durch die neuen Geſetze nicht 
leiden. Die Rentenablófung erfolge in folgender Weiſe: Die Ausein⸗ 
anderſetzungsbehörde ſtellt die Geldrente, die zweifellos nie unter die von 
der Landfchaft angenommene Summe fallen wird, feſt; die Rente wird 
dann von dem Verpflichteten durch Zahlung des 18fachen Betrages oder 
von der Rentenbant durch Rentenbriefe nach dem Nennwert im Lofachen 
Betrage abgelöſt; dieſe werden in ſpäteſtens 50% Jahren, falls keine 
frühere Ausloſung und damit Bezahlung erfolgt, mit 4 Prozent unter 
ſtaatlicher Garantie verzinſt. Die Landſchaft darf anläßlich der Renten- 
ablöſung keine Pfandbriefe kündigen, wohl aber im Umfang der Wert- 
minderung infolge der Ablöſung Aberweiſung von Rentenbriefen fordern, 
die geſetzlicher zubehör des Gutes ſind. Je nach der Höhe der Beleihung 
kann fie den zwei- bis vierfachen Betrag der Rente zu ihrer Sicherheit 


162 


in Rentenbriefen beanſpruchen. Nach Realifierung der Rentenbriefe zum 
Nennwert wird die zur Herftellung der reglementsmäßigen Höchſtbeleihung 
notwendige Pfandbriefablöjfung bei dem berechtigten Gut vorgenommen. 

Trotz dieſes beruhigenden Berichts wurde auf Antrag des Königs— 
berger Direktors Grafen Dohna beſchloſſen, die Generaldirektion zu Vor— 
ſtellungen gegen die geplanten Grundfteuerausgleidungen zu veranlaſſen. 
Wohl wünſche Oſtpreußen gleichmäßige Beſteuerung, aber der geplante 
Ausgleich erreiche dieſen Zweck nicht, ſondern laſſe den Grundwert ſinken, 
mindere den Kredit und lähme Anternehmungsgeiſt und Vertrauen. 
Erſt am 18. Februar 1851 hat die Generaldirektion dieſen Auftrag aus— 
geführt, aber keine Antwort erhalten, wohl weil die Frage nicht mehr 
akut war. h 

Offenbar um die kleinen Grundſtücke ſtärker als bisher für die Land- 
ſchaft zu gewinnen, wurde für Güter unter 5000 Taler Kaufwert die Fin- 
führung eines vereinfachten Abſchätzungsverfahrens beſchloſſen, das von 
einem Abſchätzungskommiſſar unter Mitwirkung von zwei vereidigten, 
ehrenamtlich arbeitenden Nachbarn auszuführen ſein ſollte. Das ſo— 
genannte ökonomiſche Gutachten dieſer Kommiſſion ſollte auf Grund eines 
Schemas erfolgen, das alle Branchen des landwirtfchaftlihen Betriebes 
zu berückſichtigen hätte. Ergebe die Revifion beim Departement oder die 
Superreviſion bei der Generaldirektion Bedenken, fo entſcheide die Mei- 
nung, die für den niedrigften Wert ſei. Das Miniſterium des Innern 
erkannte zwar das Beſtreben, den kleineren Landwirten zu helfen, an, 
forderte aber im Intereſſe der Landfchaft die Ausarbeitung eines genauen 
Regulativs, demzufolge der Boden (Acker, Wieſen, Weide, Garten, Teiche, 
Waldung) nach einem beſtimmten Körner-, Heu- uſw. Ertrag eingeſchätzt 
werden müßte, wobei gewiſſe Wertmaxima der verſchiedenen Bodenarten 
und Bonitätsklaſſen nicht zu überſchreiten wären. Nachdem Hoverbeck 
ein ſolches Regulativ ausgearbeitet hatte, erfolgte die Genehmigung dieſes 
Beſchluſſes am 27. Mai 1851. 

Ein Beſchluß, bei Gütern unter sooo Taler Wert die Subhaſtation 
ohne Sequeſter eintreten zu laſſen, wurde zwar am 21. Auguſt 1852 vom 
König genehmigt, doch machte der Miniſter des Innern nachträglich am 
14. Januar 1855 Bedenken dagegen geltend und forderte erneute Be— 
handlung dieſer Frage. 

Hinſichtlich der Kirchſpielſtimmen wurde beſchloſſen und genehmigt: 
Bleibt das aſſoziationsfähige und das wirklich bepfandbriefte Bauernland 
unter der Hälfte des Kirchſpielsgebiets, ſo hat das Kirchſpiel eine Stimme, 
überſteigt es dieſe, ſo hat es zwei Stimmen, und erreicht es faſt das ganze 
Gebiet, ſo werden drei Stimmen zugebilligt. 

Ein Beſchluß, Pächter zu exmittieren, wenn die Pacht nicht die Zinſen 
aller eingetragenen Gläubiger deckte, wurde vom Miniſter des Innern mit 
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der Begründung abgelehnt, daß Pächter nur auf Grund eines Gerichts» 
urteils entfernt werden dürften. 

Weiter war beſchloſſen, ſchon jetzt die fal. Genehmigung zur Herab- 
ſetzung der Zinſen von 4 auf 3% Prozent zu erbitten, ſobald der Fonds 
Soo ooo Taler erreicht hätte, was ſpäteſtens 1858 der Fall ſein würde; 
auch möchte die Zwangsamortiſation aufgehoben werden. Der Öber- 
präſident riet dem Miniſterium von der Beſtätigung dieſes Beſchluſſes 
ab, weil die Kreiſe darüber noch nicht gehört, er alſo nicht verfaſſungs— 
gemäß erfolgt wäre; allerdings dürfte der Fonds Ende 1856 auf Soo ooo 
Taler geſtiegen fein. Dieſem Vorſchlag ſchloß ſich der Miniſter an. Die 
vom Oberpräſidenten befürwortete Aufhebung der Zwangsamortiſation 
lehnte er am 14. Januar 1853 ab, weil es noch nicht feſtſtehe, wann die 
dazu erforderlichen 800000 Taler erreicht wären. 

Die Korreſpondenz mit dem Miniſter des Innern über die Beſchlüſſe 
dieſes Generallandtags hatte bereits in der Hand des neuen Oberpräſi⸗ 
denten Eichmann gelegen. Eichmann war 1795 in Berlin geboren, hatte 
die Befreiungskriege mitgemacht und war dann erſt Richter (1822-24 
beim Oberlandesgericht Marienwerder), ſpäter Miniſterialbeamter, 1845 
Oberpráfident der Rheinprovinz geworden. Dem kurzlebigen Miniſterium 
Pfuel gehörte er im Herbſt 1848 als Innenminiſter an, wurde dann wieder 
Oberpräfident der Rheínprovinz und 1850 von Oftpreußen.”) 

Der ſtändige Rückgang der Verſur bei gleichzeitig günſtiger Entwicklung 
der Landwirtſchaft veranlaßte den 1850 gewählten Generallandfchaftsrat 
Jachmann im Februar 1851 zu einem Reformvorſchlag: Der Kapitalbedarf 
der Land wirtſchaft fei geſtiegen, aber nicht bei der Landſchaft gedeckt, fo daß 
dieſe ihren zweck, den Kredit zu erleichtern, nicht mehr erfülle. Im großen 
ganzen hätten nur die Güter Vorteile von dem Kreditinftitut, aber nicht 
die Bauern. Es frage ſich, ob unter ſolchen Amſtänden noch ein ſo großer 
verwaltungsapparat, der jährlich über 30000 Taler koſte, ſich vertreten 
laſſe. Die Landſchaft handle immer noch unter den Eindrücken der 20er 
Jahre, als ihre Exiſtenz bedroht war; ſo iſt ſie ſeither wohl darauf bedacht 
geweſen, ſich zu ſichern und Derluften vorzubeugen, aber ihr wahrer Zweck, 
Kapital für die Landwirte zu beſchaffen, ſei darüber zurückgetreten; die 
meiſten Güter hätten bereits nacheingetragene Kapitalien. Die Bewilli- 
gungsquoten müßten um fo mehr erhöht werden, als infolge der Wert— 
fteigerungen auf dem Papier bis zu zwei Drittel beliehene Güter in Wirk— 
lichkeit kaum zur Hälfte bepfandbrieft wären. Die Abneigung der Guts- 
beſitzer gegen neue Pfandbriefdarlehen käme vom niedrigen Stand der 
Pfandbriefe, diefer wieder von der Konvertierung auf 344 Prozent. Bis 


2) 2939, 2934, 2955, Rep. 2 Tit. 22 Mr. 58, Herre in Mitt. des Vereins für Ge ſch. 
von Oft= und Weſtpreußen 3g. 12 S. 35-41. 
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zur Erreichung des Pariſtandes ſollten landwirtidaftlime Noten zu 
4 Prozent bis zur Hälfte des Gutswerts ausgehoben werden. 

Hoverbeck bemerkte dazu, es fei nicht die Aufgabe der Landſchaft, die 
Derfchuldung zu erleichtern und Geld zum eigentlichen Wirtſchaftsbetrieb 
zu beſchaffen. Nicht die Beleihungsquote fei zu ändern, fondern das 
Taxweſen müſſe reformieret werden, da hochwertige Güter meiſt zu niedrig, 
ſchlechte meiſt zu hoch eingeſchätzt würden. Die geringe Nachfrage nach 
Pfandbriefen erkläre ſich aus den juriſtiſchen Förmlichkeiten bei der Auf— 
nahme von Pfandbriefdarlehen, aber auch daraus, daß der Geldbedarf 
geringer ſei, als Jachmann vermute. Im übrigen ſollte die Gefahr von 
Vverluſtmöglichkeiten nicht unterſchätzt werden, denn gerade auf der Sicher— 
heit der Landfchaft beruhe das Vertrauen des Publikums, das heißt auch 
auf einer vorſichtig beſchränkten Beleihungsquote. Den Notenplan lehnte 
Hoverbeck als unpraktiſch ab. Ebenſo das Departement Angerburg, das 
mit Recht bemerkte, daß die 3 prozentigen Pfandbriefe bei Ausgabe 
4prozentiger Noten fallen müßten. 

Sehr viel ernſthafter war ein Reformvorſchlag des Mohrunger Land- 
ſchaftsrats von Guftedt, der im Mai 1852 eingereicht wurde. Guftedt 
fragte, wie die Verwaltung ſich geſtalten ſollte, wenn die Geſchäfte nach der 
in einigen Jahren eintretenden Herabſetzung der Zinſen auf 344 Prozent 
ſich fteigern würden. Die Geſchäfte würden dann infolge ſtarker Inanſpruch— 
nahme der Landſchaftskredite fo wachſen, daß die Derwaltungsfoften aus 
dem Quittungsgroſchen nicht mehr geoͤeckt werden könnten. Dazu käme 
der ſchleppende Derwaltungsweg, der der Landfchaft ſehr fchade. Schon 
jetzt beanſpruchten die Superreviſionen bei der Generaldirektion Monate. 
Der Geſchäftsgang bei den Departements werde namentlich dadurch ſehr 
verlangſamt, daß nur der Syndikus ſtets anweſend ſei und über alles mit 
dem Direktor korreſpondieren müſſe; es mag daran erinnert fein, daß 
bereits Schön die Stärkung der Selbſtändigkeit der Syndici empfohlen 
hatte. Auch die ſchlechten Poſtverbindungen von Mohrungen und Angerburg 
wirkten ſich nachteilig aus. In beiden Städten wären Pfandbriefe nur 
mit Derluft umzuſetzen; Kreditinſtitute müßten in der Haupt- und Handels- 
ftadt ihren Sitz haben. Alſo wäre es richtig, die drei Departements unter 
Fortfall der Generaldirektion in Königsberg zu vereinigen; zur Kontrolle 
würde eine beſtändige Deputation des Landtags, etwa der Redynungs- 
ausſchuß, genügen. Guftedt berechnete die dann erforderlichen Derwal- 
tungsfoften auf rund 21000 Taler. 

Hoverbeck gab dieſen Plan befürwortend an die Generaldirektion weiter. 
Dieſe hielt den Wegfall der Generaldirektion als einer zweiten und Kon- 
trollinſtanz für bedenklich; der Beamtenkörper in Königsberg müßte ſehr 
verſtärkt werden, ſo daß eine Erſparnis kaum zu erwarten wäre, vielleicht 
ſogar eher eine kleine Verteuerung. Auch Angerburg glaubte nicht an eine 
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Erſparnis und warnte namentlich vor der Zentraliſation; in der Nähe von 
Angerburg fei faſt jedes Gut bepfandbrieft, jenſeits der Memel aber würden 
infolge der Entlegenheit nur wenig Pfandbriefe genommen. Fentralifation 
bedeute Einſeitigkeit und bürokratiſchen Deſpotismus. Die Verzögerungen 
bei Bewilligungen wären hauptſächlich aus Anklarheiten im Hypothefen- 
weſen zu erklären, und die ließen ſich leichter beſeitigen, wenn die Antrag⸗ 
ſteller ſich an drei Stellen erkundigen könnten, ſtatt nur in Königsberg. 
Doch war Guſtedts Plan damit nicht erledigt, ſondern kam vor den General— 
landtag von 1853). 


Dieſer trat im Mai zuſammen. Die ihm vorgelegte Aberſicht erwies 
die Irrigkeit der von Jachmann vorgebrachten Bedenken; denn zum erſten 
Male feit Jahren war die Derfur geftiegen (Weihnachten 1849: 10679375 
Taler, Johannis 1852: 11186225 Taler), während die Zunahme der 
bepfandbrieften Güter ſtärker war als früher (1370 gegen 1261 zu Weih— 
nachten 1849); nur acht Güter ſtanden in Sequeſtration, davon ſechs in 
Subhaſtation. Der eigentümliche Fonds erreichte 596903 Taler. Die 
ausſtehenden Zinsreſte und Vorſchüſſe betrugen 13911 Taler, der durch— 
ſchnittliche Jahresüberſchuß des Quittungsgroſchens über die Derwaltungs- 
koſten 25736 Taler. 


Der dem Landtag vorgelegte Bericht durfte alſo mit gutem Recht von 
einer ruhigen Aufwärtsentwicklung ſprechen. Die geſteigerte Verſur ſei ein 
Beweis für das wachſende Vertrauen in die Sicherheit der Pfandbriefe, 
für die wachſende Überzeugung der Landwirte von der Zweckmäßigkeit 
nicht kündbarer Hypothekenſchulden, aber auch für den Mangel an ſonſtigem 
und billigerem Kredit für den Kleinbeſitz. Dabei hätte der Aberfluß an 
Bargeld und die Ausgabe vieler um ½ Prozent höher verzinſter Renten- 
briefe gute Gelegenheit zur Geldanlage geboten. Die Derfur fei tatfäch- 
lich noch mehr geſtiegen, als es den Zahlen nach ſcheinen könnte, weil viele 
rentenberechtigte Güter ihren landfchaftlihen Kredit nach Ablöſung der 
Renten durch Pfandbriefrückzahlung reguliert hätten. Bisher hätten 
51 Bauern 37400 Taler erhalten, demnächſt würden 28 Bauern 17 350 
Taler geliehen bekommen. 


Nach dem Guftedtfhen Plan würde es künftig nur ein Kollegium, das 
in Königsberg, geben, das unter einem Direktor ſtehen und dem die Kreis— 
landſchaftsräte angehören würden; die vier Syndici wären beizubehalten, 
dazu das Perſonal der Generallandſchaftskaſſe, drei Kalkulatoren, drei 
Kanzliſten, drei Boten. Drei Kreiſe ſeien dafür und mit einigen Anderungen 
auch die Departements Mohrungen und Königsberg. Die Generaldirektion 
lehne den Antrag ab, da ſie weder an eine Erſparnis glaube noch den Weg— 
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fall der Superreviſion befürworten könne; liege doch gerade diefe im Inter= 
eſſe der Sicherheit der Landschaft. 

Einige Kreiſe hätten die Einrichtung einer landwirtſchaftlichen Provinzial⸗ 
bank in Verbindung mit der Landſchaft empfohlen. Die Generaldirektion 
ſei der Meinung, daß die Landfchaft keine Veranlaſſung hätte, ihre Gelder 
zur Förderung der landwirtſchaftlichen Intereſſen über die Grenzen ihres 
Derwaltungsbezirfs - die „Provinz Preußen“ umfaßte ja damals Oſt- und 
Weſtpreußen - hinaus herzugeben; das würde ihrem Zweck widerſprechen. 
Die Fonds wären vielmehr unter Ausſchluß jeder Spekulation zur Er— 
reichung einer Zinſenherabſetzung anzuſammeln. 

Die vom vorigen Generallandtag eingeſetzte Taxkommiſſion halte eine 
völlige Amarbeitung der Taxgrundſätze nicht für nötig, ſondern empfehle 
nur Beſeitigung von Mängeln im einzelnen. Die Berechnung der Höhe 
der Erwerbspreiſe habe zu Meinungsverſchiedenheiten geführt. Mohrungen 
meine, die Grundfteuer fei als eine dauernde Laft dem übrigen Erwerbs- 
preis zuzuſetzen, während Königsberg auf dem Standpunkt ſtehe, das 
Kapital der Grundabgaben ſei dem Erwerbspreis nur zur Ermittlung des 
Reínertrages und des Verhältniſſes der Grundabgaben zu dieſem zuzu— 
ſetzen, die Kreditquote aber fei nur vom Erwerbspreis und dem 12% fachen 
eines etwaigen Ausgedinges zu berechnen. Als Erwerbswert kämen außer 
dieſem ſelbſt und dem 12½ fachen Ausgedinge noch die dauernden Laſten 
und die unablöslichen Kapitalien in Frage, das heißt außer etwaigen 
ſpeziellen Kechtstiteln Grundfteuern, Domänenzins, Kanon der früheren 
Erbpacht⸗ und Erbzinsgüter, die jetzt freies Eigentum find. Nach § 194 
des Reglements werden dauernde Laſten uſw. dem Erwerbspreis zugefügt 
und das zu bewilligende Darlehen, von dem die dauernden Laſten zu 
5 Prozent zu Kapital gerechnet abzuziehen ſind, wird danach berechnet. 
So will Mohrungen verfahren. Aber dieſe Beſtimmung wurde 1788 ge— 
troffen, als nur adlige Güter beleihbar waren, deren dauernde Laſten nicht 
ins Hypothekenbuch eingetragen waren. Die Generaldirektion meint, die 
Zurechnung des Kapitals der Grundfteuer liege nicht im Sinne der Geſetz— 
gebung. Während bisher über die Zuſetzung des Domänenzinſes zur 
Anleihequote nur eine Meinung herrſchte, rät Königsberg jetzt zur Berech— 
nung mit Weglaſſung des Kapitalwerts des Domänenzinſes; die General— 
direktion hält das nicht für richtig. Bei ehemaligen Erbpacht- uſw. Gütern 
wird das zu 5 Prozent berechnete Kapital des Kanons dem Erwerbspreiſe 
zugerechnet; war der Staat Obereigentümer und war keine beſondere 
Grundfteuer zu zahlen, fo wird ein Viertel des Kanons als Grundfteuer 
angenommen und am Erwerbswert abgezogen. Zur Zeit gelten folgende 
Beſtimmungen: Die Anlehensquote beſteht in ein Drittel bzw. ein Viertel 
des Erwerbswertes; der Aberſchuß der Grundfteuer und des Dománen= 
zinſes über ein Viertel von 5 Prozent Zinſen des nach jenen Grundſätzen 
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berechneten Erwerbspreifes wird zu 5 Prozent zu Kapital berechnet und 
von der Anlehensquote nad) Erwerbspreis abgezogen. Bei ehemaligen 
Erbpacht⸗ uſw. Gütern wird, wenn der Staat Obereigentümer war und 
beſondere Grundfteuer entrichtet wird, drei Viertel des Kanons oder Finfes, 
ſonſt der ganze Kanon oder Zins zu 5 Prozent zu Kapital berechnet und 
dies Kapital wird von der zuläſſigen Bewilligungsſumme abgezogen. Nach 
Aufhebung jedes Erbpachtnexus ſcheine übrigens kein Grund zu einer 
Sonderbehandlung ſolcher Güter vorzuliegen, vielmehr ſollte da der ganze 
Kanon oder Zins zur Beſtimmung des Erwerbswertes angeſetzt und vom 
Anlehen nur der Aberſchuß von Grundfteuer, Domänenzins, Kanon, Zins, 
Renten über ein Viertel von 5 Prozent des berechneten Erwerbswertes 
abgerechnet werden. Dies Verfahren wird von der Generaldirektion zur 
Annahme empfohlen. 


Aber den Butftedtfchen Plan erfolgte keine Beratung. Man ſetzte eine 
ſechsgliedrige Kommiſſion ein, die Beſchlüſſe darüber für den nächſten 
Generallandtag vorbereiten ſollte. Der Bankplan verfiel der Ablehnung. 


Hinſichtlich des Taxweſens beſchloß der Generallandtag Beibehaltung 
der bisherigen Taxgrundſätze. Jedoch follte die Taxkommiſſion ihre Ar— 
beiten auf unbeſtimmte Zeit fortſetzen, um die Taxvorſchriften mit den 
praktiſchen und wiſſenſchaftlichen Erfahrungen in eine engere Verbindung 
zu bringen. Mit großer Mehrheit wurde die Anſicht abgelehnt, daß die 
Grundſteuer als dauernde Laſt betrachtet werden dürfte. Auf Dohnas 
Antrag wurde beſchloſſen: Die Berechnung der Kreditquote auf Erwerbs- 
wert erfolgt vom Kaufgeld plus Ausgedinge mit Weglaſſung des Kapital- 
wertes des Domänenzinſes, ſoweit diefer ein Viertel des Reinertrages nicht 
überſteigt. Es herrſchte Übereinſtimmung darüber, daß infolge der Be— 
ſeitigung des Erbpachtsnexus der zu zahlende Kanon oder Zins ganz in 
die Kategorie der übrigen auf einem Gut haftenden Renten und Abgaben 
getreten ſei. Als übrigens das Miniſterium über dieſen Beſchluß 1854 
nähere Erläuterungen einforderte, begnügte ſich die Generaldirektion mit 
der Erklärung, er käme faſt nur kleineren Gütern zuſtatten und dieſen 
wäre ohnehin ſchon durch die gutachtliche Wertfeſtſetzung genügende Sicher— 
heit zu angemeſſener Kreditberechnung geſchaffen. 

Auf einen Antrag in Berlin wegen der Herabſetzung der Zinſen auf 
3% Prozent wurde verzichtet, weil der Fonds noch nicht Soo ooo Taler 
erreicht hatte. Hingegen wurde entſprechend der mit dem Miniſterium des 
Innern ſeit dem Generallandtag von 1850 geführten Korreſpondenz be— 
ſchloſſen, den König um formelle Aufhebung der Zwangsamortiſation zu 
bitten. Das Miniſterium erklärte jedoch, dieſe Frage hinge mit der Zins— 
ermäßigung zuſammen und könnte daher nur zugleich mit dieſer geregelt 
werden. 
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Graf zu Dohna - Weffelshöfen 


General=Landfchafts=Direktor 1854-1859. 


Alfred von Auerswald wurde am 28. Mai beim Schluß des General- 
landtags mit 25 Stimmen zum Generallandfdaftsdireftor wiedergewählt. 
Schon dieſe beſcheidene Mehrheit war eigentlich eine Niederlage; 21 Stim— 
men hatte der Königsberger Landfchaftsdireftor Dohna erhalten. Die 
Akten verraten nicht, wie ſich dieſes überraſchende Stimmenverhältnis 
erklärt. Wollte man durch die Wahl des Königsberger Direktors der Der- 
wirklichung des Gutſtedtſchen Reformplans den Weg ebnen oder ſah man 
voraus, daß der reaktionäre Miniſter des Innern von Weſtphalen ſich gegen 
die Beſtätigung des liberalen Auerswald erklären würde, und wollte man 
alſo dieſem und der Landfchaft die Peinlichkeit einer Nichtbeſtätigung 
erſparen? Wie dem auch ſei, der König ließ offenbar unter Weſtphalens 
Einfluß ſeinen alten Jugendfreund fallen und verweigerte ſowohl ihm wie 
dem neu erwählten Generallandfhaftsrat von Saucken-Julienfelde die 
Beſtätigung. Wie wenig übrigens in der politiſchen Haltung der oſt— 
preußiſchen Gutsbeſitzer bereits ein Amſchwung erfolgt war, beweiſt die 
Wahl des liberalen Saucken. 

Die Ablehnung des Königs machte einen neuen Generallandtag nötig, 
der am 24. November 1853 mit 39 gegen 4 Stimmen Graf Ludwig Wil— 
helm zu Dohna-Weſſelshöfen zum Generallandfchaftsdireftor erwählte. 
Dieſe Wahl wurde von Friedrich Wilhelm IV. am 20. Februar 1884 
beſtätigt'). 

Dem Ende März 1856 zuſammentretenden Generallandtag konnte eine 
befriedigende Aberſicht vorgelegt werden. Die zinsbare Derfur war von 
11474775 Talern zu Weihnachten 1852 auf 12099375 Taler zu Weih— 
nachten 1855, die Zahl der bepfandbrieften Güter im gleichen Zeitraum 
von 1408 auf 1520 geſtiegen. Den eigentümlichen Fonds fehlten nur noch 
7580 Taler an der erſtrebten Summe von 800 000 Talern. An Vorſchüſſen 
und Zinſen ftanden nur 2089 Taler aus. Der Aberſchuß des Quittungs- 
groſchens über die Verwaltungskoſten betrug im Fahresdurchfchnitt 31 101 
Taler. 

Der von Angerbühler erftattete Bericht ftellte mit Befriedigung feft, 
daß die Landschaft trotz der ſchwierigen Zeitverhältniſſe Abwandern des 
Kapitals in Eifenbahn- und Induſtrieunternehmungen — alle ihre Der- 
pflichtungen erfüllt hätte und daß die Anſammlung des Fonds über Er— 
warten günſtig verlaufen ſei. Die Zunahme der Derfur ſei um fo be— 
merkenswerter, als infolge von Rentenablöfungen namhafte Summen aus 
der Verſur ausgeſchieden ſeien. Freilich ſeien die Anmeldungen zurück⸗ 
gegangen. 1851 ſeien 100 Taxen zur Superreviſion eingefandt, 1853 81 
und 1855 nur 29. Das erkläre ſich aus der Kursentwertung aller durch 
die dauernde Emiſſion von Rentenbriefen und Staatsanleihen vermehrten 
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zinstragenden Papiere; die Pfandbriefe waren damals auf 91% gefallen. 
So werde die Kursdifferenz gern vermieden, wenn Privatfapital in Pfand⸗ 
briefe umgefchrieben werden folle. Bisher hätten 130 Bauern 127 825 
Taler erhalten; dies unbefriedigende Refultat erkläre ſich aus dem un- 
geordneten Hypothekenweſen der Bauern. 


Die Bewilligung auf Erwerbswert von ein Drittel bis 5000 Taler, 
dann von ein Viertel habe zu der Anomalie geführt, daß bis 5000 Taler 
1650 Taler bewilligt werden dürften, jedoch bei 5100 Talern nur 1275 
und erſt wieder bei 6600 Talern 1650; es wird vorgeſchlagen bei einem 
Wert von 5000 bis 6600 Taler einheitlich 1650 Taler zu bewilligen. 


Das Rentenablöfungsfapital werde vom Erwerbswert abgeſetzt, und 
die Generaldirektion habe entſprechende Ablöſungen verlangt; das möchte 
anerkannt werden. Nach Anſicht der Generaldirektion muß bei Dismem— 
bration über die Hälfte des Wertes bepfandbriefter Güter eine verhältnis 
mäßige Ablöſung erfolgen. Hat 3. B. ein Gut von 30 000 Talern Taxwert 
vor der Dismembration 16000 Taler erhalten und verliert es durch dieſe 
6000 Taler an Wert, fo folle nur auf den 24000 Talern die bisherige 
Quote von ſechzehn Dreißigſtel, das heißt 12800 Taler, ſtehen bleiben und 
der Reft abgelöft werden. 


Nach Anſicht der Generaldirektion ſteht die Zinſenherabſetzung in keinem 
Zuſammenhang mit der Aufhebung der Zwangsamortiſation, die daher 
erneut erbeten werden folle. Demnächſt werde der Fonds Soo doo Taler 
erreichen und dann erfolge die Zinſenherabſetzung auf 3½ Prozent, Jo daß 
der Fonds dann nur noch die unbedeutenden Einnahmen von Prozent 
für neue Pfandbriefausfertigungen erhielte. Der Sonds muß beſtreiten 
können: Verwaltung, Zinſenvorſchüſſe, Ketabliſſementsvorſchüſſe, Deckung 
von Verluſten, Bauten, Pfandbriefmaterial, Koſten für Intabulation, 
Löſchungen, Sequeſtrationen und Subhaſtationen. Solange 4 Prozent 
gezahlt werden, können aus dem Derwaltungsfonds Zinsvorſchüſſe für aus- 
gebliebene Zinſen gleichſam leihweiſe entnommen werden. Aber bei 
3% Prozent geht das nicht mehr. Es müſſen alſo beſondere Fonds gebildet 
werden, und zwar ein Zinſenvorſchußfonds, ein Güterretabliſſementsfonds, 
der in Anglückszeiten den Beſitzern hilft, daher unantaſtbar ſein muß und 
ſich durch Zinſeszinſen vermehrt, ein ebenſo verwalteter Derluftdetungs- 
fonds. Empfehlenswert feien ferner ein Baufonds, ein Pfandbriefmaterial- 
fonds und ein Koſtenvorſchußfonds, letzterer, weil die Landſchaft bei 
Sequeſtrationen uſw. als Extrahent auftritt und alſo die Koſten zunächſt 
berichtigen muß. Die Derwaltungsfoften werden je nach der Durchführung 
der notwendigen Reform 28 850 bis 31 650 Taler betragen, alſo würde der 
Derwaltungsfonds 824300 bis 904300 brauchen; man würde ihn zwed- 
mäßig auf 950 ooo Taler anſetzen. Für den Zinſenvorſchußfonds werden 
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21 000 Taler genügen. Der Retabliſſementsfonds möge auf 100 ooo Taler 
angenommen werden, wenn es auch klar fei, daß er dann in Anglücks⸗ 
zeiten nicht ausreichen könnte. Auch der Verluſtdeckungsfonds wird auf 
100000 Taler angeſetzt. Ferner werden vorgeſchlagen: Baufonds 15000 
Taler, Pfandbriefmaterialfonds 5500 Taler, Koſtenvorſchußfonds 8500 
Taler. Das ergebe eine Geſamtſumme von 1200000 Talern. Gehen die 
4 Prozent weiter, fo wird dieſe Summe Ende 1862 erreicht, ſonſt erſt 
Johannis 1874. Alſo empfehle ſich die Weitererhebung von 4 Prozent. 

Dohna ſchlägt ſodann folgende Verwaltungsreform vor: Die drei 
Departements verſchwinden. Die ganze Verwaltung wird in Königsberg 
vereinigt und beſteht aus dem Direktor, vier Syndici und dem nötigen 
Anterperſonal; ein aus ſechs Ráten beſtehendes Kollegium ſteht ihm zur 
Seite und ein „Plenum Collegíí”, dem der Direktor, die feds Räte und 
15 Käte aus den Kreiſen angehören. Von den Gyndici verſieht einer 
die Geſchäfte des bisherigen Generallandſchaftsſyndikus, nämlich Revifion 
von Taxen und Rechnungen und Mitwirkung bei allen Beleihungen; ein 
zweiter hat die Kaſſenkuratel und Beleihungen, die beiden andern Tax- 
aufnahmen. Aufgaben des Kollegiums find: Taxfeſtſetzungen, Rechnungs- 
reviſion, Recherche bei Zinsbeitreibungen, allgemeine Korreſpondenz, Auf- 
nahme von Anleihen, Beamtenſachen. Das Plenarfolleg ift Kontroll- und 
Beſchwerdeinſtanz. Mit dieſem Vorſchlag ſtand Dohna in der General— 
direktion allein. Deren übrige Mitglieder wollten die alte Verfaſſung 
behalten und waren der Anſicht, daß die zweifellos notwendigen Tax- 
beſchleunigungen ſich ermöglichen ließen, wenn Generaldirektion und 
Departements ſich häufiger verſammelten, etwa alle vier bis ſechs Wochen, 
und wenn zu den Recherchen ſtatt der anderweitig beſchäftigten Syndiei 
Richter zugezogen werden würden; in eiligen Fällen brauchten Super- 
reviſionsbemerkungen nicht bis zur nächſten Sitzung des Departements- 
kollegs liegen bleiben, ſondern könnten durch den Direktor, den Taxkommiſ— 
ſar und ein benachbartes Departementsmitglied beantwortet werden. Auch 
wäre es im Intereſſe der Einheitlichkeit der Verwaltung erwünſcht, wenn 
der Generaldirektion die Befugniſſe des früheren Engeren Ausſchuſſes 
erteilt werden würden, in der Zwiſchenzeit von einem Generallandtag zum 
andern interimiſtiſche Verfügungen und Entſcheidungen zu treffen, die auf 
Antrag eines Departements dem nächſten Generallandtag zur Beſchluß— 
faſſung vorzulegen wären. 

Dem Vorſchlag der Generaldirektion entſprechend wurde beſchloſſen, daß 
4 Prozent Zinſen bis zur Anſammlung eines für die Sicherheit der Land- 
ſchaft ausreichenden Fonds weiter erhoben werden ſollten, und daß der 
König um die Aufhebung der Zwangsamortifation zu bitten fei. Letzteres 
aber wurde trotz Befürwortung durch Eichmann abgelehnt, weil der ohne— 
hin Schon ſchlechte Pfandbrieffurs dann noch weiter ſinken dürfte. 
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Die Vorſchläge der Generaldirektion betreffend Beleihungshöhe, Ab— 
löſungen und Dismembrationen wurden gebilligt. 


Zur Vorberatung der Derwaltungsreform wurde eine Kommiſſion eín= 
geſetzt, deren Vorſchläge faſt durchweg angenommen wurden. Danach 
wurde die folgende Verfaſſung vorgeſehen: Die Stellen des Generalland- 
ſchaftsdirektors, der drei Generallandfchaftsräte und der drei Departe— 
mentsdireftoren werden aufgehoben. Die 13 Kreislandfchaftsräte bilden 
unter dem Vorſitz eines vom Generallandtag erwählten Direktors das ver- 
waltende Kollegium. Alle Amter währen drei Jahre. Für die Qualifikation 
zu dieſen gelten die bisherigen Beſtimmungen. Das „Landſchaftskolle⸗ 
gium“ hat feinen Sitz in Königsberg und hält wenigſtens vierteljährlich 
Sitzungen ab. Auf den Direktor gehen die Pflichten und Rechte der bis- 
herigen Departementsdirektoren über. Alle Bewilligungen und die Rechts— 
ſachen, bei denen der Direktor dies für nötig hält, bearbeiten zwei Gyndici, 
bei Anſtimmigkeiten iſt ein dritter zu hören. Alle Kaſſen werden zu einer Kaſſe 
vereinigt, doch bleibt die Agentur in Berlin beſtehen, da fie zur Verbindung 
mit den dortigen Banken unvermeidlich iſt, auch jährlich 70-80 ooo Taler 
Zinſen auszahlt. Der Generallandtag erwählt auf drei Jahre drei Guts— 
beſitzer als Aufſichts- und Beſchwerdeinſtanz; fie heißen Generalland- 
ſchaftsräte und revidieren Kaſſenweſen und Geſchäftsgang; Beſchwerden 
in Taxſachen gehen an ſie, Beſchwerden von Beamten an den General— 
landtag. Finden zwei Mitglieder des „Lanoͤſchaftskollegiums“ eine Taxe 
zu hoch, ſo entſcheiden die Generallandſchaftsräte, die die Taxe mindern 
dürfen; jedoch ſteht dann dem Landfchaftsfollegium eine Berufung an den 
Generallandtag frei. Die drei Generallandfchaftsräte treten jährlich zwei— 
mal in Königsberg zuſammen. Bei der Abſtimmung wurde dies mit 30 
gegen 16 Stimmen angenommen; von der Generallandfchaftsdireftion 
ftimmte nur Dohna dafür. 


In feinem Bericht an das Minifterium des Innern vom 11. April 1857 
empfahl Eichmann im Intereſſe eines beſchleunigten und verbilligten 
Geſchäftsganges die Annahme dieſes Vorſchlags. Nur empfahl er, in 
Mohrungen und Angerburg vorläufig noch Agenturen beſtehen zu laſſen. 
Jedoch Weſtphalen lehnte den Vorſchlag ab. Die Reform bezwede Be— 
ſchleunigung der Taxen, Vereinfachung des Kaſſenweſens, Verminderung 
der Ausgaben. Letztere wäre an ſich ſchon gering und würde bei Ein- 
richtung von Agenturen in Mohrungen und Angerburg ganz unerheblich 
werden. Die Klagen über ein zu langſames Taxverfahren mögen berech— 
tigt fein, könnten aber abgeftellt werden, wenn ſtatt der Syndici wie bei 
andern Landſchaften Richter den Taxationen beiwohnen würden; auch ſei 
die juriftifche Begutachtung der Taxen durch die Syndici überflüffig, es 
genüge eine techniſche Begutachtung. Die Superreviſion ſollte nur auf die 
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Wahrung des Grundſätzlichen achten und nicht in die Einzelheiten der 
Taxation eintreten; die Generaldirektion müßte ſich dabei ja doch auf die 
ihr vorgelegten Anterlagen ſtützen. 

Als Weſtphalen dann im Sommer 1857 in Königsberg weilte, über— 
zeugte er ſich doch, daß eine Reform der Landſchaft empfehlenswert wäre. 
Er wäre nicht abgeneigt, eine ſolche zu geſtatten, ſchrieb er an Eichmann 
am 28. September, wenn die Generaldirektion Vorſchläge machen könnte, 
die bei Erhaltung der landͤſchaftlichen Behörden ſachgemäße Ande— 
rungen der Geſchäftseinrichtungen ermöglichen würden. Dohna ſchrieb 
darauf am 15. Oktober an die drei Departements: Die Reform wäre ſeit 
dem letzten Generallandtag noch dringlicher geworden durch das raſche 
Sinken der Wertpapiere; die Pfandbriefe waren inzwiſchen weiter gefallen 
und ſtanden im Januar 1857 auf 87, im September auf 85. Nur eine 
Erhöhung des Zinsfußes könne einem weiteren Sturz vorbeugen, auch 
werde wie in andern Provinzen die Kreditquote erhöht werden müſſen. 
Alsdann dürfte zwar der landfchaftliche Kredit wieder befeftigt fein, aber 
auch viel ſtärker beanſprucht werden; alfo ſei eine Beſchleunigung des 
Geſchäftsganges unaufſchiebbar. Zu den erforderlichen Beſchlüſſen müſſe 
ein außerordentlicher Generallandtag einberufen werden‘). 

Als die Generaldirektion im Januar 1858 den Bericht und die Pro— 
pofitionen für dieſen Generallandtag ausarbeitete, ſtanden die Pfandbriefe 
bereits auf 8344. Sie führte aus, die Induftrialifierung ziehe viel Geld 
an ſich, die ungünſtigen Handelsbilanzen und die Verwickelungen in Indien 
lenkten viel Edelmetall nach Aſien, ſo daß eine Kreditloſigkeit von größtem 
Amfang entſtanden ſei. Neue Anleihen würden kaum noch geſucht, da 
man gleich 20 Prozent verlieren würde. So find die Pfandbriefe in 
Schleſien und Brandenburg bereits auf 4 Prozent erhöht, in Pommern 
und in Weſtpreußen ſtehe die gleiche Maßnahme bevor. Allerdings frage 
es ſich, ob 4 Prozent genügen würden, um der Kreditnot abzuhelfen. 
Infolge der Aufhebung der Wuchergeſetze drohe eine Erhöhung der Zinſen 
für Privatkredit von 6 auf 8-10 Prozent. Bekäme die Generaldirektion 
nicht die Möglichkeit, den Zinsfuß von ſich aus raſch ändern zu können, 
ſo müßten die Pfandbriefe weiter fallen; erhält ſie dies Recht, ſo könne 
fie auf die Höhe des Privatzinsfußes regulierend einwirken. Es wird 
alſo vorgeſchlagen, ihr die Angabe höher verzinslicher Pfandbriefe im Ein- 
vernehmen mit dem Práfidenten der Landfchaft zu geſtatten. Die Guts- 
beſitzer ſollen unter den gangbaren Kategorien der Pfandbriefe wählen 
dürfen. 

Im Intereſſe der Belebung des Landͤſchaftskredits ſoll die Kreditquote 
auf zwei Drittel der Taxe erhöht werden, jedod) ſollen Waldungen wie 


4) 2936, 3940, 3946, 513, Rep. 2 Tit. 22 Ur. 52. 
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bisher nur bis zu einem Drittel beleihbar fein. Allerdings ſoll dieſe 
erhöhte Beleihung nur möglich fein zur Abſtoßung drängender Hypothefen- 
ſchulden, zur Abfindung von Miterben und zu beſonderen koſtſpieligen Wirt— 
ſchaftsmeliorationen. Vor jeder ſolchen Beleihung fei eine genaue Unter- 
ſuchung nötig. Hypothekengläubiger und Miterben würde die Landſchaft 
direkt befriedigen, und für Meliorationen würde die Zahlung erſt nach 
mindeſtens teilweiſer Durchführung erfolgen. Solche hochbeliehenen 
Güter ſollen einen Verband bilden, aus deſſen Fonds Ausfälle gedeckt 
werden. Sie zahlen in dieſen Fonds 1 Prozent der Mehrſchuld, die ganze 
Landſchaft haftet nur ſubſidiär. Die erhöhten Darlehen werden mit 
wenigſtens 2 Prozent der Mehrſchuld jährlich amortiſiert, und zwar in Pfand- 
briefen ohne Kückſicht auf deren Kurs. Nach vollſtändiger Ablöſung der 
Mehrſchuld erhält der Gutsbeſitzer ſeinen Anteil am Fonds zurück. Bei 
verkauf des Gutes iſt das Darlehen ſofort zurückzuzahlen, außer wenn 
das Gut der Familie erhalten bleibt. In den obengenannten Fällen 
müſſe die Landſchaft helfen, weil der Privatkredit verſage und die Erhal- 
tung des Landmanns die Grundlage für Fabrikation und Handel ſei; „ein 
feſter Landbeſitz erzeugt am naturgemäßeſten ein lebhaftes Heimatgefühl, 
verbunden mit allen aus der Daterlandsliebe entſpringenden patriotiſchen 
Geſinnungen“. Eine Gefahr von Ausfällen beſtehe kaum. „Nachdem die 
Landwirtſchaft eine Wiſſenſchaft geworden, die Konſumtion ſich gefteigert 
und der Produktenabſatz durch Chauſſeen und Eiſenbahnen eine ſchnelle 
und leichte Beförderung erhalten hat, ſind die Erträge der Güter nicht nur 
bedeutend höher fondern, auch viel ſicherer geworden.“ 

Bei den höchſt verzinslichen, das heißt am höchſten im Kurſe ſtehenden 
Pfandbriefen darf die Landſchaft dem Gutsbeſitzer einen Kursverluſt als 
bares Darlehen erſetzen, das von der ganzen Pfandbrieffumme mit 
1 Prozent amortiſiert wird. Beſchränkung auf höchſtverzinsliche Pfand⸗ 
briefe iſt notwendig zur Vermeidung von Spekulationen. 


Der Name des verpfändeten Gutes wird künftig auf den Pfandbriefen 
nicht mehr genannt. Jede Prozentſerie erhält eine beſondere Farbe: 
Jede Serie gibt aus Pfandbriefe A zu 1000, B zu 500, C zu 300 uſw. 
bis G zu 25 Talern mit laufenden Nummern ab 1. Im Sypothekenbuch 
wird nur die ganze Pfandbriefforderung mit den vereinbarten Zinſen ein⸗ 
getragen. Die Rückzahlung erfolgt durch Pfandbriefe von gleicher Zins- 
höhe. Dies Verfahren würde die Löſchung abgelöſter Pfandbriefe ſehr 
erleichtern, da bisher die eingetragenen Pfandbriefe vorher beſchafft 
werden mußten, was jahrelang dauern konnte und den Beſitzer an der 
verfügung über die bezahlte Forderung hinderte. 

Anträge auf Bewilligung von Anleihen und von Taxen ſollen künftig 
nur an die Generaldirektion gerichtet werden, die allein über Bewilligungen, 
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Amfertigungen, Amortiſation und Kaſſation zu beſchließen hat. Die Taxen 
ſollen durch ein Kollegium von Kreislandſchaftsräten in Königsberg feſt— 
geftellt werden, und zwar ſollen bei jeder Taxe mindeſtens fünf Räte mit⸗ 
wirken. Wichtige Fragen von allgemeiner Bedeutung ſollen von der 
Generaldirektion, den Departementsdireftoren und den Kreislandfchafts- 
räten in Königsberg beſchloſſen werden. Alle Kaſſen werden in Königs» 
berg unter der Verwaltung der Generaldirektion vereinigt, doch bleiben 
in Mohrungen und Angerburg Zahlungsſtellen, die dort präſentierte 
Kupons bezahlen, ebenſo bleibt die Berliner Agentur beſtehen. Rüd- 
ſtändige Zahlungen werden von den Kreislandfchaftsräten und Depar- 
tementsdirektoren auf Anweiſung der Kaſſe beigetrieben. Alle Beamten 
haben ihren Wohnſitz in Königsberg. Beſchwerden über zu niedrige Taxen 
gehen an den Generallandtag, Beſchwerden über Kommiſſionen und Depar— 
tementsdireftoren an die Generaldirektion, Beſchwerden über dieſe an das 
aus ihr ſelbſt, den Departementsdirektoren und den Kreislandſchaftsräten 
beſtehende Kollegium. Zu dieſen Vorſchlägen wird die minifterielle Be- 
ſtätigung erhofft, weil die Formen der Verwaltung gewahrt bleiben und 
eine Beſchleunigung des Geſchäftsganges erreicht wird. Die ſehr ver= 
zögernde Superreviſion hört auf. Da die Geſchäfte jetzt ſehr zunehmen 
dürften, iſt Beſchleunigung um fo unvermeidlicher. Die Departements- 
direktionen werden zwar nicht mehr viel Arbeit haben, aber erweiſt ſich das 
Neue als unbrauchbar, fo iſt noch der alte Organismus vorhanden. Bewährt 
ſich das neue Verfahren, ſo hört das Alte von ſelbſt auf, ohne daß ſein 
Ende gewaltſam beſchleunigt wird. 


Zu dieſen Vorſchlägen nahm der am 2. März 1858 zuſammentretende 
Generallandtag Stellung. Er forderte die Feſtſetzung beſtimmter Fins- 
höhen und beſchloß, daß die Generaldirektion zur Ausgabe 4prozentiger 
Pfandbriefe zu ermächtigen ſei. Die Normierung des Finsfußes auf 4 oder 
3% Prozent für neu auszufertigende Pfandbriefe ſoll von der General— 
direktion unter Zuziehung der drei Departementsdirektoren nach der 
jeweiligen Geldmarftlage erfolgen. Dies Kollegium beſtimmt auch die Ein- 
ftellung der Ausgabe 4prozentiger Pfandbriefe. Die Gutsbeſitzer haben 
die Wahl zwiſchen 4 und 3 prozentigen Pfandbriefen, für die die gleichen 
geſetzlichen Beſtimmungen gelten. 


Die Erhöhung der Beleihungsquote auf zwei Drittel des Taxwertes 
wurde mit 30 gegen 16 Stimmen abgelehnt. 


Darlehen für Kursverluſte dürfen gewährt werden. Im Refervefonds 
dürfen 850 ooo Taler nicht angetaſtet werden. Das Darlehn an einen 
Gutsbeſitzer darf 10 Prozent vom Nennwert des Pfandbriefanlehens nicht 
überfteigen. 
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Die Vorſchläge betreffend die Pfandbriefe wurden angenommen; doch 
ſollten auch Pfandbriefe zu 10 Talern ausgegeben werden, weil die kleinen 
Leute gern ſolche Papiere kauften und der Spartrieb gefördert werden 
müßte; gerade kleine Papiere hätten guten Kurs. 


Die Reformvorſchläge über die Verfaſſung wurden mit einigen Ande— 
rungen angenommen: Die Feſtſtellung der Taxen erfolgt durch ein Kolle- 
gium, das aus den drei Departementsdireftoren und den Landſchaftsräten 
des ganzen Bezirks beſteht; mindeſtens fünf Landfchaftsräte müſſen zu 
dieſen Entſcheidungen zugezogen werden. Die Departementsdirektoren 
ſind ſtändige Mitglieder des Taxkollegiums. Sie übernehmen nach dem 
Dienſtalter die Vertretung des Generaldirektors und bilden den Rechnungs— 
ausſchuß. Zur Beſchlußfähigkeit gehören mindeftens zehn Mitglieder. 


Dieſe Verfaſſungsreform wurde vom Prinzregenten Wilhelm am 1. No— 
vember 1858 beſtätigt. Am 28. Februar 1859 genehmigte er die übrigen 
Beſchlüſſe. Zu erwähnen iſt aus dieſer Beſtätigung, daß die Kursverluſt— 
darlehen mit 5 Prozent zu verzinſen und in zehn auf einander folgenden 
Terminen, alfo in fünf Jahren, zu tilgen waren; daß Pfandbriefe nur bis 
25 Taler abwärts ausgegeben werden durften. Die für die Landfchaft ein- 
getragenen Darlehensforderungen werden den Inhabern neuer Pfand- 
briefe derart zu ihrer Sicherheit angewieſen, daß ſie von andern Gläubigern 
des Inſtituts nicht in Anſpruch genommen werden können und daß die 
Landſchaft über fie nur behufs Einlöſung neuer Pfandbriefe, außerdem 
aber nur inſoweit, als vorher ein entſprechender Teil von Pfandbriefen 
aus dem Verkehr gezogen und kaſſiert iſt, verfügen darf. Auf Antrag 
des Gutsbeſitzers können die auf fein Gut lautenden älteren Pfandbriefe 
in Darlehensforderungen der Lanoͤſchaft mit einem gleichen oder höheren 
Zinsfuß umgeſchrieben werden. 


Damit war die lange als notwendig erkannte und namentlich von Dohna 
betriebene Derwaltungsreform durchgeführt und zugleich der leitenden Be— 
hörde die Befugnis zur Ausgabe von 3%= und 4prozentigen Pfandbriefen 
gegeben. Am 26. November 1858 beſchloß die Generaldirektion, daß die 
Kaſſen in Mohrungen und Angerburg am 1. März, die Departements- 
kaſſe in Königsberg am 31. März 1859 zu ſchließen ſeien und daß die 
Syndici ab 1. April 1859 in Königsberg zu wohnen hätten. Generalland- 
ſchaftsſyndikus Angerbühler war am 7. Oktober 1857 geftorben, und der 
ſeit 1848 amtierende Mohrunger Syndikus Thiel, der bereits 1859 ſtarb, 
ſein Nachfolger geworden. Die Mohrunger Stelle wurde nicht mehr beſetzt. 
Thiel zur Seite traten der bisherige Angerburger Syndikus Baumgarth 
(ſeit 1852 im Amt) und der Königsberger Syndikus von Buchholtz (ſeit 
1842 im Amt). 
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Am 22. Dezember 1858 beſchloß die Generaldirektion die Ausgabe 
Aprozentiger Pfandbriefe; die neuen Pfandbriefe follten nicht, wie die 
alten, auf Schafsleder, ſondern auf Pergament gedruckt werden. 

Es war dem Grafen Dohna vergönnt geweſen, die Reform, die weit⸗ 
gehend ſein Werk war, durchzuführen, nicht aber die weitere Entwicklung 
der Landſchaft zu beeinfluſſen. Im März 1859, kurz vor dem Zuſammen⸗ 
tritt eines neuen Generallandtags, iſt er geſtorben“). 


Nor, Wer 
Credo 


9) 3940, 245, 513. Denkſchrift zum 128 jährigen Beſtehen der Landſchaft S. 56 ff., 
Lewed in Altpreußiſche Monatsschrift Bd. 52 S. 18 f. 
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Achter Abſchnitt 


Gründung der Bank und Konvertierungen (1859-1877) 


Dem am 31. März 1859 unter Eichmanns Leitung eröffneten General- 
landtag wurde folgende Aberſicht vorgelegt: Die Derfur war von 12 099 Zoo 
Talern zu Johannis 1855 auf 12061 150 zu Johannis 1858 gefallen, die 
Zahl der bepfandbrieften Güter im felben Zeitraum von 1520 auf 1555 
geftiegen. 12 Güter waren in Sequefter und zugleich in Subhaſtation. 
Der eigentümliche Fonds enthielt 946215 Taler; der Aberſchuß des Quit- 
tungsgroſchens über die Verwaltungskoſten betrug im Jahresdurchſchnitt 
20 361 Taler und die Zinſen des Fonds 32 598 Taler, fo daß ſich ein Jahres- 
überſchuß von 61 959 Talern ergab. 


Der Bericht der Generaldirektion zeigte das Beſtreben, die Auswir- 
kungen der Reform, zumal in einer finanziell ſchwierigen Zeit, abzuwarten 
und vorläufig keine weſentlichen Neuerungen zu verſuchen. Infolge des 
Krimkrieges, ſo führte der Bericht aus, ſind alle Papiere gefallen und zwar 
die Pfandbriefe, die 1859 einen mittleren Kurs von 76 erreichten, in einer 
im Verhältnis zu den Staatspapieren angemeſſenen Weiſe. So ſolle vor- 
läufig von einer Aufhebung der Zwangsamortiſation nicht die Rede fein. 
Dagegen ſpreche auch die bevorſtehende Ausgabe 4prozentiger Pfandbriefe. 
Werde doch jedes neue Papier zunächſt mißtrauiſch aufgenommen, und da 
es bei jeder Art von Anleihe als Hauptgrundfak der Finanzpolitik gelte, 
ſofort einen unantaſtbaren Amortiſationsfonds zu ſchaffen, ſo bliebe die 
Amortiſationsaufhebung vorläufig beſſer unerörtert. 

Der Rückgang der Derfur erkläre ſich aus der durch den Krimkrieg 
geſchaffenen Anſicherheit und aus dem fortgeſetzten Sinken der Kurſe; von 
der Ausgabe der 4prozentigen Pfandbriefe werde eine Zunahme der Derfur 
erhofft. An Bauern find in den letzten drei Fahren 14000 Taler aus: 
geliehen worden. 


Mehrere Kreiſe hätten die Ausarbeitung neuer Taxprinzipien und eines 
neuen Reglements vorgeſchlagen; die Generaldirektion lehnte beides ab. 
Man ſollte zunächſt die Bewährung der Verfaſſungsreform abwarten. Tax⸗ 
prinzipien aber veralteten ſchnell, zumal bei den jetzigen raſchen Fort— 
ſchritten der Landwirtſchaft; das neue Taxkollegium werde am beſten in 
der Lage ſein, fehlerhafte Theorien der Abſchätzungsgrundſätze mit der 
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lebendigen Praxis zu vereinigen, man tue aud) in diefem Punfte gut, die 
Entwicklung abzuwarten. Ebenſo lehne die Generaldirektion die von einigen 
Kreiſen angeregte Erhöhung der Beleihungsquote auf zwei Drittel des 
Taxwertes ab, da das den Kurs weiter drücken könnte, ſowie die Herab- 
ſetzung der von den Gutsbeſitzern zu zahlenden Zinſen auf 3% Prozent, 
ſolange der Fonds nicht 1200000 Taler erreicht hätte. Von ſich aus ſchlägt 
die Generaldirektion vor, daß den Gutsbeſitzern für hinterlegte Pfandbriefe 
der Quittungsgroſchen erlaſſen wird. 


Der Generallandtag beſchloß entgegen dem Vorſchlag der Generaldirek— 
tion, daß das Reglement neu fodifiziert werden ſollte; ein Entwurf ſollte 
ausgearbeitet und an die Kreiſe zur Stellungnahme überſandt werden, 
damit der nächſte Generallandtag darüber beraten könnte. Als Vorarbeit 
zu dem neuen Reglement erſchien 1861 eine „Zuſammenſtellung der gegen- 
wärtig geltenden Reglementsbeſtimmungen der Oſtpreußiſchen Landſchaft'. 


Weiter wurde beſchloſſen, daß die von den Gutsbeſitzern zu zahlenden 
3infen ab Johannis 1863 auf 3% Prozent herabgeſetzt werden ſollten, weil 
der Fonds bis dahin auf 1200000 Taler gewachſen fein würde. 

Im übrigen wurden die Vorſchläge der Generaldirektion angenommen. 

Das Andenken des verftorbenen Generallandſchaftsdirektors Grafen 
Dohna wurde durch den Beſchluß geehrt, fein Bild im Sitzungsſaal aufzu- 
hängen. Mit 21 Stimmen gegen 13, die von Saucken-Julienfelde erhielt, 
wurde Graf Kanitz⸗Podangen zum Generallandſchaftsdirektor gewählt, der 
gleich ſeinem Vorgänger vorher, ſeit 1855, Direktor des Königsberger 
Departements geweſen war”). 


Die Erwartungen, die man auf die Ausgabe vierprozentiger Pfand- 
briefe geſetzt hatte, gingen in Erfüllung. Dem am 31. März 1862 zu⸗ 
ſammengetretenen Generallandtag konnte eine Aberſicht vorgelegt werden, 
der zufolge die Derfur von 12061150 Talern zu Johannis 1858 auf 
12726800 Taler zu Johannis 1861, die Zahl der bepfandbrieften Güter 
von 1555 auf 1595 geſtiegen war. Der Kurs der Aprozentigen Pfandbriefe 
hatte 1859 mit durchſchnittlich 89,5 begonnen und war bis 1862 auf durch⸗ 
ſchnittlich 98,5 geftiegen, während die 3 prozentigen ſich bis dahin auf 
durchſchnittlich 88,5 erholt hatten. Seit 1849 waren 166 Bauern mit 
189200 Talern bepfandbrieft. Der eigentümliche Fonds hatte mit 1 236 950 
Talern die vorgeſehene Höhe bereits etwas überſchritten. 9603 Taler waren 
an Zinſen und Vorſchüſſen im Rüdftande und 12 Güter ftanden in 
Sequeſtration. Mit Mehrbetrag des Quittungsgroſchens gegenüber den 
Derwaltungsfoften und mit Fondszinſen ergab ſich ein jährlicher Durch— 
ſchnittsüberſchuß von 77 665 Talern. 


1) 2654, 2733, Denkſchrift zum 128 fährigen Jubiläum der Landſchaft Anlage 3. 
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Der Bericht des Plenarkollegs an den Generallandtag bezeichnete denn 
auch die Lage als ſehr befriedigend, daher könne nach Anſicht der General- 
direktion der Quittungsgroſchen ſchon ab Johannis 1862 wegfallen oder 
beſſer zur Amortiſation der Pfandbrieffhulden dienen, mit der Maßgabe, 
daß alle zehn Jahre dem Beſitzer die Verfügung über den amortiſierten 
Betrag gegeben wird; das ließe einen dauernden günſtigen Einfluß auf den 
Kurs und auf die Erhaltung eines ſoliden Beſitzerſtandes erhoffen. Hin— 
gegen rät das Plenarkolleg, daß der Quittungsgroſchen ſchon ab Weih— 
nachten 1861 zu erlaſſen und die bereits bezahlten Beträge zurückzuerſtatten 
ſeien, es will alſo weſentlich weiter entgegenkommen als die Generaldirek— 
tion. Der Bericht wies noch beſonders darauf hin, daß die neuen, nicht 
mehr auf ein beſtimmtes Gut lautenden Pfandbriefe einen völlig andern 
Charakter hätten als die alten, daß fie nämlich Schuldverfchreibungen der 
Landſchaft an den Inhaber ſeien, ausgefertigt auf Grund von Schuld- 
urkunden zum Verbande gehörender Beſitzer, die auf die Landfchaft auszu= 
ſtellen, für dieſe im Hypothekenbuch einzutragen und von ihr aufzu- 
bewahren ſind. 


Hinſichtlich des Quittungsgroſchens ſtimmte der Generallandtag der 
weitergehenden Anſicht des Plenarkollegs bei, daß dieſer mit rückwirkender 
Kraft ab Weihnachten 1861 einzuſtellen ſei, weil der Fonds die vorgeſehene 
Höhe erreicht habe. Es wurde bei dieſer Gelegenheit erwogen, da eine 
Zwangsamortifation nicht in Frage kam, wenigſtens eine freiwillige Amor— 
tiſation einzuführen, ſofern ſich eine genügende Anzahl von Beſitzern dazu 
bereitfinden ſollte. Eine Erklärung, amortiſieren zu wollen, ſollte den 
Beſitzer und ſeine Nachfolger auf zehn Jahre verpflichten. Das Miniſterium 
erhob gegen dieſen Beſchluß mit vollem Recht erhebliche Einwände und ver- 
ſagte ihm die Beſtätigung. 

Ein Vorſchlag des Generallandſchaftsrats Richter, die Beleihungsquote 
auf zwei Drittel des Taxwertes zu erhöhen, da Privatkredit kaum zu haben 
fei und die Landſchaft infolge des geſteigerten Güterwertes dabei nichts 
riskieren würde, jedoch um dem Mißtrauen des Publikums zu begegnen, 
das vierte Sechſtel mit 1 Prozent der ganzen Anleihe zu amortifieren, 
wurde abgelehnt, obwohl es gut begründet erſcheint. 

Die Erhöhung der Güterpreiſe veranlaßte den Kreis Neidenburg zu dem 
Antrag, die Beleihbarkeitsgrenze von 500 auf 1000 Taler zu erhöhen; doch 
ſtieß der Kreis damit auf allgemeine Ablehnung. 

Der Antrag eines Kreiſes auf Aufnahme der drei Departementsdirek— 
toren in die Generaldirektion wurde von Kanitz mit der Begründung 
bekämpft, daß dieſe dadurch auf ſieben Mitglieder anwachſen, alſo zu groß 
werden würde, der jeweils älteſte Departementsdirektor ſolle Mitglied ſein. 
Dies wurde angenommen. 
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Die von Kanitz erſtrebte Einheitlichkeit fand auch Anerkennung in dem 
Beſchluß, daß nur die Syndici vom Plenarkolleg aus drei von der General— 
direktion empfohlenen Bewerbern zu wählen ſeien, alle andern Beamten 
aber von der Generaldirektion. Dohna, fo führte Kanitz aus, habe als Haupt- 
zweck der Reform angeſehen, „die Zügel der Verwaltung in die Hand eines 
Kollegiums zu legen, damit ſie ſchneller, ſicherer und ſtetiger geführt werden 
könne“. And Generallandfchaftsrat Haebler äußerte, alle Derwaltungs- 
geſchäfte ſeien der Generaldirektion zugewieſen, die daher in ihren Sunt- 
tionen im Intereſſe eines ſchleunigen und zweckmäßigen Betriebes nicht 
geſtört werden dürfte. Hingegen fand Kanitz mit feinem Vorſchlag, daß die 
vor den Generallandtagen an die Kreistage gehenden Proponenda von der 
Generaldirektion und nicht vom Plenarkolleg zu bearbeiten wären, keinen 
Anklang; man wollte offenbar die Macht der Generaldirektion nicht weiter 
ſteigern, als es unbedingt im Intereſſe der Arbeit nötig war. 

Kanitz' Antrag, die Kirchſpielſtimmführer auf ſechs ftatt auf drei Jahre 
zu wählen, wurde zum Beſchluß erhoben. 

Auch Taxfragen beſchäftigten die Tagung. Es wurde beſchloſſen, für 
die beiden beſten Arbeiten über Taxgrundfake Prämien von 800 und 
400 Talern auszuſetzen . 

Bevor auf die Verhandlungen des Generallandtags von 1865 ein— 
gegangen wird, ſei wenigſtens kurz auf die Entwicklung der Landwirtſchaft um 
die Mitte des 19. Jahrhunderts hingewieſen, weil zwiſchen den Landtagen 
von 1862 und 1865 eine Anterbrechung in deren Entwicklung eintrat. Es 
war ſeit Ende der 40er Jahre bei unerheblichen Störungen vorwärts- 
gegangen. Der Bevölkerungsrückgang der Kriegszeit und deren ſonſtige 
Rückwirkungen waren überwunden, die Landwirtfchaft arbeitete rationeller, 
war, wie es immer wieder hieß, „eine Wiſſenſchaft geworden“, Getreide fand 
guten Abſatz. Von 1843-1852 wuchs die Ackerfläche in Ofte und Weſt⸗ 
preußen von faſt 9 200 000 auf faſt 11 000 000 Morgen, während die unkul⸗ 
tivierte Fläche von rund 7360000 Morgen auf rund 5340000 zurückging. Der 
Scheffel Roggen koſtete im Durchſchnitt der Jahre 1841-1850 42 Silber- 
groſchen 1 Pfennig, während er 1851-1855 auf 61 Silbergroſchen 1 Pfen- 
nig ſtieg. 1861 wurden 12345831 Morgen als Acker genutzt und nur 
227 289 Morgen waren ungenutzt. Der Abſatz wurde durch die Oſtbahn, 
die 1855 Königsberg, 1860 Epoͤtkuhnen erreichte, weſentlich erleichtert, 
ebenſo durch den Bau von Chauſſeen. Die Ausfuhr von Getreide und 
Hülſenfrüchten aus dem Hafen Königsberg betrug 1856 16215 Laſt zu 
56% Scheffeln, 1858 57581 Laſt und erreichte 1861 mit 98375 Laſt einen 
Höhepunkt; dann trat ein Rückgang ein, 1863 auf 54 829 Laſt, 1865 aber 
auf 38 377. Damit kündeten ſich einige Notſtandsſahre an: 1864 und 1865 


2) 2617, 2618. 
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waren die Ernten ſchlecht, 1866 fiel fie zwar gut aus, aber ein großer Teil 
der männlichen Bevölkerung ftand unter den Waffen, fo daß es an Arbeits- 
kräften fehlte; außerdem wurde Oſtpreußen damals von einer Cholera- 
epidemie heimgeſucht. Das Jahr 1867 aber brachte eine miſerable Ernte. 

Dieſe ungünſtige Lage machte ſich auch in einem lange nicht empfundenen 
Mißſtand, nämlich in nicht unerheblichen Zinſenreſten, fühlbar. Dieſe 
betrugen Anfang 1865 10059 Taler, ein Jahr danach 24 414 Taler, Anfang 
1868 74 327 Taler und erreichten Anfang 1869 mit 112 278 Talern einen 
Höhepunkt. Trotz dieſer Motjahre konnten ſich jedoch die Güterpreiſe be- 
haupten. Als Beifpiel fei angeführt, daß die Domänen des Regierungs- 
bezirks Königsberg 1855 34943 Taler an Pacht abwarfen, 1867 aber 
48098 Taler”). 

Der Generallandtag von 1862 hatte eine Kommiſſion zur Beratung über 
die Verwendung des eigentümlichen Fonds eingeſetzt. Diefe beriet vom 
11. bis 13. Oktober 1864. Zwei Meinungen bildeten ſich im Laufe dieſer 
Beratungen. Die Mehrheit ſchlug vor: Der Fonds iſt unantaſtbar, jedoch 
ſoll YY Million in unverzinslichen Geloͤſcheinen au porteur ausgegeben 
werden, die die Staatskaſſen zum Pariwert annehmen. Dieſer Betrag 
dient zu Meliorationsdarlehen mit kurzer Amortiſierungsfriſt, etwa von 
13% Jahren wie bei der Provinzialhilfskaſſe und zu Lombarddarlehen. 
Auf Meliorationsdarlehen ſollen nur zum Kreditverband gehörende Güter 
Anſpruch haben. Von den Einnahmen dieſes einer geſonderten Verwaltung 
unterſtehenden Inſtituts ſoll nach Abzug der Verwaltungskoſten je ein Drit- 
tel zum Refervefonds, zum disponiblen Fonds und zu wohltätigen Zwecken 
dienen. Die Minderheit machte einen weitergehenden Vorſchlag: Es wird 
eine Bank als ſeparates Zweiginſtitut eingerichtet, deren Geſchäfte im Dis— 
kontieren von Wechſeln, Annahme von Depoſiten, Lombarddarlehen, Er- 
öffnung eines Conto current für Beſitzer beſtehen, wie denn die Bank über- 
haupt nur für landfchaftsfähige Beſitzer benutzbar iſt. Die Landſchaft gibt 
500 ooo Taler in die Bank, die in Banknoten ausgegeben werden. Mit 
ihrem ſonſtigen Vermögen haftet ſie für die Geſchäfte der Bank nicht. Einig 
waren alſo alle Mitglieder der Kommiſſion in der Einſicht, daß die Land- 
ſchaft den Beſitzern erweiterte Kreditmöglichkeiten ſchaffen mußte. 

Aber das Plenarkolleg lehnte in feinem Bericht an den Generallandtag 
beide Vorſchläge ab und ſtellte ſich auf den Standpunkt, daß die Landfchafts- 
fonds ungeſchmälert ihrer Beſtimmung gemäß erhalten bleiben müßten. 
Sie teilte ferner mit, daß nur eine Arbeit über die Reform des Taxweſens 


8) v. d. Goltz im Jahrbuch für Geſetzgebung, Verwaltung und Volkswirtſchaft Bd. 7 
Heft 3 S. 77, 83, 117, Schubert im Archiv für Landeskunde der preußiſchen Monarchie 
Bd. 4 Teil 4 S. 254 ff., Kaſtner in Anſere zeit, Neue Folge Bd. 4 Teil 1 S. 371, 317 fl., 
Altrock S. 206, von Ernſthauſen, Erinnerungen eines preußiſchen Beamten 
S. 239-263. 
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eingereicht worden fei, der aber kein Preis habe zuerkannt werden können. 
Die Taxkommiſſion habe zwar einen neuen Entwurf ausgearbeitet, der aber 
keine weſentlichen Anderungen an den beſtehenden Prinzipien enthielte. Bei 
der Abſchätzung ſolle nach Möglichkeit auch weiterhin ein Syndikus 
anweſend ſein, um ſich vom Zuſtand des Gutes überzeugen und Zeugenaus⸗ 
ſagen beurteilen zu können. Die Beſtimmung, daß der Gutsbeſitzer die 
Wahl habe, ob ſein Gut nach der vorgefundenen Rotation oder nach den 
Grundſätzen der Dreifelderwirtſchaft abgeſchätzt wird, ſolle aufgehoben 
werden. 


Der Generallandtag begann am 16. März 1865. Über die Notwendig⸗ 


keit, unter Aufhebung des Beſchluſſes von 1862, mit Rüdficht auf den 


gefteigerten Güterwert die Beleihungsquote bis auf zwei Drittel des Tax⸗ 
werts zu erhöhen, war man einig, doch wohl auch in der Erkenntnis, daß die 
Landſchaft dem Kreditbedürfnis weiter als bisher entgegenkommen mußte. 
Allerdings wußte man, daß die oſtpreußiſchen Pfandbriefe auf dem Berliner 
Geldmarkt nicht ſonderlich beliebt waren, namentlich weil ſie nicht amorti⸗ 
ſierten. Alſo mußte mit der Erweiterung der Beleihungsquote eine Amorti⸗ 
ſation verbunden werden. Der Antrag des Generallandſchaftsrats Richter, 
das vierte Sechſtel mit 1 Prozent zu amortiſieren wurde daher diesmal 
angenommen. Auch der Antrag Kanitz wurde angenommen, daß bei ſolchen 
Beleihungen bereits erfolgte Taxen nur nach Berichtigung des Refultats 
nach Abzug der Grundſteuer unter den Ausgaben und Kapitaliſierung des 
dann ſich ergebenden Reinertrags zugrunde zu legen ſeien. 


Die Amortiſationszahlungen follen den Beſitzern unverkürzt gut- 
geſchrieben werden. Die Beſtände des Amortiſationskontos werden jährlich 
zweimal zum Ankauf 4prozentiger Pfandbriefe in Kurswert verwandt, der 
erworbene Geſamtbetrag wird nach dem Nominalwert auf die einzelnen 
Güter nach Verhältnis der zu amortiſierenden Darlehnsbeträge verteilt. 
Sobald dadurch 25 Prozent des vierten Sechſtels abgetragen find, kann der 
Beſitzer Löſchung oder Zeſſion verlangen und iſt dann nur noch zur Zahlung 
des Tilgungsbeitrags von dem nach Abzug von je 25 Prozent verbleibenden 
Reft des innerhalb des vierten Sechſtels genommenen Anleihebetrages ver- 
pflichtet. Kursdifferenzdarlehen dürfen auch bei Beleihungen bis zu zwei 
Drittel gewährt werden. 

Eichmann befürwortete die Erhöhung der Beleihung auf zwei Drittel 
des Taxwertes, weil eine ſolche Maßnahme einem dringenden Bedürfnis 
entſpräche. Das Miniſterium erklärte ſich damit grund ſätzlich einverſtanden, 
forderte aber einige Anderungen: Die neuen Pfandbriefe dürften mit den 
älteren, nur bis zur Hälfte des Wertes gehenden nicht in dieſelbe Kategorie 
kommen, ſondern müßten nach einem beſonderen Formular gearbeitet 
werden. Die Beſtimmung, daß die Beſtände des Amortifationsfonds nur 
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zum Anfauf von Pfandbriefen verwandt werden dürften, fei gerechtfertigt, 
wenn die Pfandbriefe höchſtens auf Pari ftünden; zur Vermeidung von 
Derluften müßten alſo Pfandbriefe auch durch Derlofung beſchafft werden. 
Auch müſſe der Beſtand im Amortiſationsfonds Pertinenz des Gutes fein 
und alſo auf ſeine Beſitzer übergehen. Die landͤſchaftlichen Fonds follen 
für die Beleihung über die Hälfte nicht haften, was auf den Formularen 
zum Ausdruck zu bringen iſt. 


Die Generaldirektion ſtellte dem Oberpräſidenten nach Empfang dieſer 
Entſcheidung vor, daß der höhere Kredit durch dieſe Bedingungen ſo erſchwert 
werden würde, daß er kaum noch Vorteile gewähren könnte. Schon ſei der 
dinsfuß infolge der Stockung des Geldmarktes ſehr hoch, dazu litte Oſt— 
preußen unter ſchlechten Ernten. Gleichwohl hätten die Güterpreiſe ſich 
behauptet, ſo daß die dringend erforderliche Erhöhung der Beleihungsquote 
feine Gefahr für die Landfchaft bedeute; man könnte unter Amſtänden 
zur weiteren Sicherung der Landfchaft den Quittungsgroſchen wieder ein— 
führen. 


Eichmann machte ſich dieſe Gründe zu eigen und ſchrieb dem Mini- 
ſterium am 15. März 1866, wohl noch nie hätten die oſtpreußiſchen Beſitzer 
eine Erhöhung des Realfredits fo nötig gehabt wie jetzt. Nach zweimaligen 
Mißernten hätten die Beſitzer keine Produkte zu verkaufen, ſondern müßten 
Brot- und Saatgetreide ſowie Viehfutter kaufen; Kredit feí nur unter 
großen Opfern zu haben. Die Güterpreiſe hätten ſich ziemlich gehalten und 
überſtiegen die landſchaftlichen Taxen meiſt um mehr als die Hälfte. Die 
Erhöhung auf zwei Drittel fei jetzt faſt einſtimmig beſchloſſen, was die Not— 
wendigkeit einer erhöhten Beleihung auch beweiſe. Von den vom Mini— 
ſterium geforderten Bedingungen empfahl er abzuſehen. 


Noch bevor eine neue Entſcheidung aus Berlin erfolgt war, beſchloß die 
Generaldirektion am 5. April 1866 die Einberufung eines neuen General- 
landtags im Mai. 

Doch kehren wir noch einmal zum Generallandtag von 1865 zurück. 
Generallandͤſchaftsrat Richter vertrat dort die Ergebniſſe einer Kommiſſions⸗ 
beratung über die Abſchätzungen auf Grund des bei der Grundſteuerver— 
anlagung ermittelten Reinertrages. Dieſe könnte nach folgenden Beftim- 
mungen erfolgen: Höchſtens dreißigfacher Betrag des Grundfteuerrein- 
ertrages, jedoch nur, wenn die Gebäude gut ſind und ein den vorhandenen 
Kulturflächen entſprechendes gutes Nutzungs- und Betriebsinventar vor 
handen iſt. Der Beſitzer muß außer einem vollſtändigen Hypothekenſchein 
ein amtliches Atteſt über den Grundfteuerreinertrag nebſt genauer Angabe 
der Größe und der Kulturflächen des Gutes und ein Atteſt über ſämtliche 
öffentlichen Abgaben vorlegen. Darauf erfolgt eine Anterſuchung durch 
das Taxreviſionskolleg, dem es freiſteht, eine ſolche Wertbeſtimmung abzu— 
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lehnen. Bei Einſchätzungen nach der Grundfteuerveranlagung, fo führte 
Richter weiter aus, blieben Wert der Gebäude, Inventar, alle Neben⸗ 
gewerbe, wie Ziegelei und Brennerei, unberückſichtigt. Daher könnte der ſo 
ermittelte Reinertrag zu 5 Prozent oder der zwanzigfache Betrag des 
Reinertrages dem Wert nicht entſprechen. Nach den bei 377 Gütern an- 
geſtellten Berechnungen würde man bis zum Zweiunddoͤreißigfachen gehen 
dürfen, doch werde ſicherheitshalber nur das Dreißigfache vorgeſchlagen. 
Dieſe Anträge wurden angenommen und gleichfalls von Eichmann warm 
befürwortet. Der Miniſter des Innern genehmigte ſie am 16. Februar 1866. 

Betreffend Mitwirkung des Syndikus bei den Abſchätzungen bemerkte 
der Miniſter, daß deſſen Anweſenheit nur ausnahmsweiſe erforderlich ſei; 
ſolche Fälle hätte die Generaldirektion feſtzuſtellen. 


Die neu redigierten Veranſchlagungsgrundſätze wurden nach Beſchluß 
des Plenarkollegs vom 24. Januar 1867 dem Miniſter des Innern vor= 
gelegt und von dieſem am 13. März 1867 beftätigt. 

Wiederholt ſchon war die Aufnahme ſtädtiſcher, landͤwirtſchaftlich ge— 
nutzter Ländereien in den Kreditverband erwogen worden. Die Kreditnot jener 
Jahre führte 1865 zu dem Beſchluß, ſolche Grundſtücke aufzunehmen, falls 
fie mindeſtens 5000 Taler Wert hätten, ſich zu einer ſelbſtändigen Acker 
nahrung eigneten, einen befonderen, außerhalb der Stadt gelegenen Wirt— 
ſchaftshof mit Wohnhaus für den Beſitzer oder Verwalter hätten und ſich 
der Generalgarantie unterwürfen. Eichmann empfahl, dieſen Beſchluß 
nicht zu beſtätigen. Das bringe ein fremdes Element in die Landfchaft; 
auch wären den ſtädtiſchen Beſitzern ſo viele läſtige Bedingungen auferlegt, 
daß fie kaum Nutzen von der landͤſchaftlichen Beleihung haben würden, 
zumal ſie kaum ein Bedürfnis nach einer ſolchen verſpürten. Der Miniſter 
zeigte ſich jedoch entgegenkommender und erklärte ſich zur Genehmigung 
eines entſprechenden neuen Beſchluſſes bereit, wenn ſolche Beſitzer ihre 
Anerkennung der Generalgarantie grundͤbuchlich eintragen laſſen wollten. 

Der Bankplan wurde abgelehnt; man war der Meinung, daß der Land- 
ſchaftsfonds nicht ſeiner Beſtimmung entzogen werden dürfe und daß mit 
einer Erhöhung der Beleihungsquote auf zwei Drittel des Taxwertes dem 
verſtärkten Kreditbedürfnis genügt fei’). 

Der Generallandtag von 1866 begann und ſchloß am 14. Mai. Er 
nahm das wichtige Regulatív an, das am 23. Juni 1866 vom König be⸗ 
ſtätigt wurde. Hiernach wird die Lanoͤſchaft zur Ausgabe von Pfand- 
briefen bis zu 5 Prozent ermächtigt; wann die Ausgabe höherer als 
4prozentiger Pfandbriefe begonnen oder eingeſtellt wird, entſcheidet das 
Plenarkolleg. Mit dieſer Beſtimmung, die darauf abzielte, das Kapital 


4) 9569, 2619, 2563, Rep. 2 Tit. 22 Ur. 54, Thayſſen in Beiträge zur Erläuterung 
des deutſchen Rechts Bd. 53 S. 5. 
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mehr als bisher der freditbedürftigen Landwirtſchaft zuzuleiten, hing aufs 
engſte die folgende zuſammen, daß Güter bis zu zwei Drittel ihres Wertes 
beleihbar fein ſollten, eine Maßnahme, die in Brandenburg und Schleſien 
bereits 1858 durchgeſetzt worden war. Weiter wurde feſtgeſetzt: Der Guts- 
wert iſt nach den landfchaftlichen Beſtimmungen jedoch mit Ausſchluß gut- 
achtlicher Wertfeſtſetzungen zu beſtimmen. Die Eintragung einer dem Ge- 
ſamtbetrag der ausgefertigten Pfandbriefe nach ihrem Nennwert gleich— 
kommenden Darlehensforderung wird vom Kreisgericht im Hypotheten- 
buch eingetragen. Zwei Drittel werden nur bewilligt, wenn der Gutsbeſitzer 
ſich verpflichtet, in den erſten ſechs Jahren außer den Zinſen und zugleich 
mit dieſen 1 Prozent vom ganzen Darlehen und dann Prozent von dem 
die erſte Hälfte des Gutswerts überſteigenden Darlehen jährlich zu amorti- 
ſieren. Bleibt die Beleihung innerhalb fünf Achtel des Gutswerts, ſo wird 
% Prozent von dem die erſte Hälfte überſchreitenden Betrag amortiſiert. 
Bleibt der Schuldner ohne beſondere Anglücksfälle über ein halbes Jahr 
mit der Amortiſation im Rüdftand, fo kann ihm das Darlehen gekündigt 
werden. Die für die Landfchaft eingetragenen Darlehensforderungen find 
ausſchließlich den Inhabern neuer Pfandbriefe zu ihrer Sicherheit an- 
gewieſen und können von andern Gläubigern der Landfchaft nicht be⸗ 
anſprucht werden. Dieſe darf über fie nur zur Einlöſung neuer Pfand- 
briefe verfügen und ſonſt nur ſoweit, als ein entſprechender Teil von Pfand- 
briefen zuvor aus dem Amlauf zurückgezogen und kaſſiert oder nach 
erfolgtem Aufgebot präkludiert worden iſt. Die Inhaber der neuen Pfand⸗ 
briefe haben Barzahlung des Kapitals zu fordern, wenn der Pfandbrief 
zur Einlöſung öffentlich aufgerufen wird, dürfen ihn aber nicht kündigen. 
Für jene Zahlungen haften das Kreditinſtitut mit feinem ganzen Vermögen 
und alle Güter. Die Tilgungsbeträge werden dem Gut unverkürzt gut- 
geſchrieben. Der Beſtand des Amortiſationskontos wird jährlich zweimal in 
neuen Pfandbriefen verzinslich belegt. Die dazu erforderlichen Pfandbriefe 
werden durd) Kündigung nach dem Loſe und Bareinlöſung nach dem Nenn— 
wert oder durch Ankauf beſchafft und für immer dem öffentlichen Verkehr 
entzogen. Sobald 25 Prozent der über die erſte Werthälfte hinausgehenden 
Anleihe getilgt find, darf der Beſitzer Löſchung oder Zeſſion des angeſam⸗ 
melten Betrages fordern und braucht von dieſem Betrage dann weder Zinſen 
noch Amortiſationsbeitrag zahlen. Sucht er dann eine neue Anleihe nach, ſo 
gelten dieſelben Beſtimmungen wie bei neuen Beleihungen. Das Amor- 
tiſationsguthaben iſt untrennbarer Beſtandteil des Gutes, Kursdifferenz⸗ 
darlehen dürfen nur bei Beleihungen bis zur Hälfte des Wertes gewährt 
werden. Bis zur erſten Werthälfte dürfen alte Pfandbriefe zu 3% und 
4 Prozent ausgeliehen werden. Die ausgeloſten Pfandbriefe werden mit 
ſechsmonatiger Friſt durch dreimalige Inſertion im Staatsanzeiger, in den 
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beiden Regierungsamtsblättern und in je einer Berliner und Königsberger 
Zeitung gefündigt. 


Auf Antrag der Generaldireftion genehmigte der König am 19. No- 
vember 1866, daß nach den obigen Beſtimmungen bisher bis zu einem 
viertel beleihbare Güter fortan bis zu fünf Sechzehntel oder einem Drittel 
beliehen werden durften“). 


Am 9. Juli 1866, vielleicht unter dem Eindruck des wenige Tage vorher 
erkämpften Sieges von Königgrätz beſchloß das Plenarkolleg, zunächſt nur 
Pfandbriefe zu 444, nicht zu 5 Prozent auszugeben. 


In Berliner Börſenkreiſen ſah man als Grund für den unbefriedigenden 
Stand der oſtpreußiſchen Pfandbriefe - die 4 prozentigen hatten 1867 
einen Durchſchnittskurs von 88,5, die 4prozentigen von 82,1, die 344- 
prozentigen von 74,5 - das Fehlen einer ausreichenden Amortiſation an. 
So empfahl der Miniſter des Innern am 8. November 1867 dem Ober- 
präſidenten, die Einführung einer allgemeinen Amortiſation von 1 Prozent 
anzuregen; nach Tilgung eines gewiſſen Teils, z. B. von 10 Prozent der 
Anleihe, könnte dem Schuldner neuer Kredit gewährt werden. In der Tat 
beſchloß das Plenarkolleg am 16. Dezember, dem nächſten Generallandtag 
die Einführung einer allgemeinen Amortiſation, allerdings nur von 
Ya Prozent vorzuſchlagen. Allein der raſch wachſende Notſtand veranlaßte 
die Generaldirektion, bereits am 4. Januar 1868 dem Oberpräſidenten zu 
ſchreiben, daß ſie vorläufig im Hinblick auf die großen Kalamitäten die Ein⸗ 
führung einer Zwangsamortiſation nicht für angebracht hielte und daher 
dem Generallandtag nur eine freiwillige Amortiſation vorſchlagen wolle“). 


Dieſer Generallandtag trat am 30. März 1868 unter Eichmanns Dor- 
ſitz zuſammen. Der Bericht ergab eine raſch anwachſende Zunahme der 
Derfur. Don 1864-1867 war dieſe um 3865400 Taler geſtiegen, 1862 
bis 1865 um 2645150 Taler, während fie 1858-1861 um 665650 und 
1855-1858 um 38225 Taler abgenommen hatte. Das ftarfe Kreditbedürf⸗ 
nis und die Herabſetzung der von den Schuldnern zu zahlenden Zinſen 
hatten hauptſächlich dieſen Aufſchwung verurſacht. Endlich fing auch der 
bäuerliche Beſitz an, vom landͤſchaftlichen Kredit lebhafter Gebrauch zu 
machen; 1867 waren 346 Bauerngüter mit 610500 Talern bepfandbrieft, 
während 1864 nur 323925 Taler an Bauern entliehen waren. Die zins- 
bare Derfur betrug 19 237350 Taler, die geſamte Verſur 22 094 250 Taler 
und zwar in Pfandbriefen zu 316 Prozent 11 158 325 Taler, zu 4 Prozent 
8646625 und zu 4% Prozent 2309300 Taler; unverzinslich im Depot 
waren 2856900 Taler in Pfandbriefen. Die Zahl der ſequeſtrierten Güter 


5) 2645. R. 2 Tit. 22 Sr. 55, Mauer S. 42. 
6) 9645, 4060, Rep. 2 Tit. 22 Nr. 55, Denkſchrift zum 125 jährigen Jubiläum, Anlage 3. 
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erreichte in dieſer Sotzeít die Höhe von 55; 19 Güter ftanden in Sub- 
haftation. 

Der damaligen Notlage entfprechend beſchloß die Derfammlung, von 
einer allgemeinen Zwangsamortiſation abzuſehen, aber jedem Gutsbeſitzer 
eine freiwillige Amortiſation zu ermöglichen, wenn er ſich verpflichtete, in 
fünf Jahren je % Prozent der ganzen Anleihe zu amortiſieren. 

Die Aufnahme ſtädtiſcher Grundͤſtücke wurde in derfelben Weiſe wie 
vom letzten Generallandtag beſchloſſen, da man der Anſicht war, daß dieſe 
ein ſtarkes Bedürfnis nach unkündbarem Kredit hätten. Diesmal fand der 
Beſchluß die miniſterielle Genehmigung (am 25. Juli 1868). 

Die Mitwirkung von zwei aſſoziierten Nachbarn bei den gutachtlichen 
Veranſchlagungen fällt fort, weil es ſich gezeigt hat, daß deren Mitarbeit 
weder auf das Gutachten des Kreislandſchaftsrats noch auf das Arteil des 
Taxreviſionskollegs von Einfluß geweſen iſt. 

Für die Wertſchätzungen nach dem Grundfteuerreinertrag hatten einige 
Kreiſe die Erhöhung des Multiplikators von 30 auf 50 beantragt, während 
das Plenarkolleg 40 als Multiplikator empfohlen hatte, jedoch mit den 
Einſchränkungen, daß es bei kleinen Gütern bei 30 bliebe, daß der Morgen 
nicht über 30 Taler eingeſchätzt werden durfte und daß dieſer Höchſtſatz nur 
zuläſſig ſei, wenn vier Fünftel des Bodens in Acker und Wieſen beſtänden. 
Beſchloſſen wurde Annahme des Multiplikators 30 für kleine und 40 für 
größere Güter unter Wegfall der ſonſtigen einſchränkenden Vorſchläge des 
Plenarkollegs. 

Die Zahlſtellen in Mohrungen und Angerburg follen aufgehoben werden. 

Der wichtigſte Derhandlungsgegenftand war die Schaffung einer Bank. 
Die Not der Zeit ließ auch dieſen alten Plan nun endlich Geſtalt gewinnen. 
Der Berichterſtatter, der Deputierte Geydel-Cheldyen, hob hervor, daß die 
Befriedigung des Perſonalkredits unvermeidlich geworden ſei, daß der 
landwirtſchaftliche Zentralverein für Litauen und Maſuren die Schaffung 
einer Kreditbank dringend gefordert hätte. Die Staatsbank diene haupt- 
ſächlich kaufmänniſchen Intereſſen, während der Landwirt dort wie ein 
Gaſt erſcheine. Die Einrichtung einer Bank als landfchaftliches Zweig— 
inſtitut mit gefonderter Verwaltung wurde am 3. April einſtimmig be= 
ſchloſſen. Die Bank ſoll dem Perſonalkredit der aſſoziationsfähigen Be— 
fíger dienen, die für den Realfredit erforderlichen Operationen erleichtern 
und einen Teil der landfchaftlihen Fonds nutzbringend anlegen. Sie 
gewährt ländlichen genoſſenſchaftlichen Vereinen begrenzten Kredit, beleiht 
oſtpreußiſche Pfandbriefe, Staatspapiere und andere kursfähige provin- 
zielle Papiere ſowie gedeckte Hypothefendofumente, vermittelt das Am— 
ſchreiben von Pfandbriefen in Pfandbriefdarlehen von höherem Zinsfuß, 
eröffnet Kurrentkontos mit Sicherſtellung durch Kaution oder Wechſel 
innerhalb des zuläſſigen landfdaftliden Kredits. Sie gewährt Zuſchuß⸗ 
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darlehen zum Ausgleich von Kursdifferenzen in Pfandbriefen. Sie wird 
zu Inkaſſogeſchäften, zur Annahme von Depoſiten und zur Einrichtung 
einer Tilgungskaſſe ermächtigt. Die Landfchaft gibt 300000 Taler in die 
Bank, weiter haftet ſie für dieſe nicht. Die Bank hat das Recht, Banknoten 
bis zum höchſten im Verhältnis zum Einlagekapital zuläſſigen Betrage 
auszugeben. Der Aufſichtsrat beſteht aus neun Mitgliedern, drei von der 
Generaldirektion und ſechs vom Generallandtag gewählten; die General- 
direktion wählt ihre Mitglieder ſelbſt. Die Direktion beſteht aus drei Mit⸗ 
gliedern, der vollziehende Direktor muß kaufmänniſche Bildung beſitzen. 
Das Statut iſt auf Grund dieſer Beſchlüſſe auszuarbeiten und durch eine 
Deputation mit der Regierung in Berlin zu beraten. Bis die Entſcheidung 
erfolgt iſt, vertagt ſich der Generallandtag. 

Indes das Miniſterium des Innern machte an dieſem Plan einige 
weſentliche Abſtriche, und das Refultat der Verhandlungen in Berlin war 
ein Statutenentwurf vom 14. Oktober 1868, in dem entſprechend dem 
geringeren Aufgabenkreis das neue Inſtitut nicht mehr Bank, ſondern land⸗ 
ſchaftliche Darlehnskaſſe hieß. Der Zweck bleibt der gleiche. Auch darf die 
Landſchaft die Darlehnskaſſe mit einem Grundkapital von 300 ooo Talern 
dotieren, die aber nur aus Aberſchüſſen genommen werden dürfen, denn 
ein Fonds von 850000 Talern muß erhalten bleiben. Die Kaſſe gewährt 
Darlehen gegen Verpfändung von Pfandbriefen, Staatspapieren und 
kursfähigen Papieren und gegen Verpfändung von Hypothefenforderungen. 
Die Papiere dürfen nur bis 10 Prozent unter dem Kurswert und niemals 
über dem Nennwert beliehen werden und das Anterpfand muß angemeſſen 
verſtärkt werden, wenn der Kurs um mehr als 5 Prozent ſinkt. Ferner 
gewährt die Kaſſe den Beſitzern Kredit in Kontokurrent gegen Kaution 
oder Wechſel innerhalb des zuläſſigen Pfandbrieffredits; dies Konto 
iſt mindeſtens einmal jährlich auszugleichen. Genoſſenſchaften, die ins 
Genoſſenſchaftsregiſter eingetragen find und deren Teilnehmer Guts- 
beſitzer ſind, können Anleihen gegen Wechſel erhalten, die in früheſtens 
drei Monaten der Diskontierung verfallen. Die Kaſſe darf Wertpapiere 
gegen Proviſion kaufen und verkaufen, Inkaſſogeſchäfte vornehmen, Depo- 
ſiten annehmen, eine Tilgungskaſſe einrichten. Die Depoſiten dürfen den 
doppelten Betrag des Vermögens der Darlehnskaſſe nicht überſteigen; eine 
ein⸗ bis zweimonatliche Kündigungsfriſt iſt bei den Depoſiten zu bedingen. 
Beleihung von Hypotheken iſt nur zuläſſig zur Erleichterung in der Be— 
nutzung des landſchaftlichen Realfredits und zwar a) zur Einlöſung von 
Hupothekenkapital, das in Pfandbriefdarlehen umgeſchrieben werden ſoll, 
p) zur Deckung der Kursdifferenz bei neu ausgefertigten Pfandbriefen. 
Im Fall a) muß der Beſitzer feinen Anſpruch an die Landſchaft auf Heraus- 
gabe der auszufertigenden Pfandbriefe der Darlehnskaſſe bis zu dem Se- 
trage abtreten oder verpfänden, der zur Deckung des Darlehens nebſt Zinſen 
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erforderlich iſt. Fall b) ift nur bei den jeweils höchſt verzinslichen Pfand⸗ 
briefen zuläffig und darf 10 Prozent vom Nennwert der Pfandbriefe nicht 
überfteigen; die Darlehen find mit mindeſtens 5 Prozent zu verzinſen und 
in zehn gleichmäßigen Semeſterraten zurückzuzahlen. Bei Nichtzahlung 
einer Rate wird der ganze Reft des Darlehens ſofort fällig. Die Dar- 
lehnskaſſe wird von einem Verwaltungsrat und von einem von dieſem zu 
beſtellenden Vorſtand verwaltet. Der Verwaltungsrat beſteht aus der 
Generaldirektion und ſechs vom Generallandtag auf drei Jahre erwählten 
Mitgliedern. Grundfägliche Angelegenheiten, Revifionen, Beamtenfachen 
erledigt der Derwaltungsrat. Er wählt zur Dorbereitung feiner Arbeiten 
mindeſtens einen Kurator und zwei Dorftandsbeamte. Der Dorftand ver- 
tritt die Darlehnskaſſe nach außen, beforgt ihre Geſchäfte und verwaltet 
ihr Vermögen. Er reicht dem Verwaltungsrat monatlich Aberſichten ein. 
Der Reingewinn wird bis zu 150000 Talern geſammelt, über die Der- 
wendung des weiteren Reingewinnes entſcheidet der Generallandtag. Der 
Jahresabſchluß iſt dem vom Generallandtag zu wählenden dreiköpfigen 
Kechnungsausſchuß zur Prüfung vorzulegen. Die definitive Decharge 
erteilt der Generallandtag. Statutenänderungen nimmt der General— 
landtag vorbehaltlich landesherrlicher Genehmigung vor. 

Das Miniſterium des Innern erklärte ſich am 27. November 1868 mit 
dieſem Statut unter der Bedingung einverſtanden, daß zur Stärkung des 
landͤſchaftlichen Fonds wieder der Quittungsgroſchen eingeführt würde. 

So war es klar, welche Beſchlüſſe der am 17. Dezember wieder zu- 
ſammentretende Generallandtag zu fallen hatte, nachdem an der Not⸗ 
wendigkeit zur Schaffung einer Bank kein Zweifel mehr beſtehen konnte. 
Dieſe Tagung leitete übrigens der Regierungsvizepráfident von Ernſt⸗ 
haufen, da Oberpräſident Eichmann inzwiſchen penfioniert worden war. 
Das Statut wurde angenommen und es wurde beſchloſſen, von Eröffnung 
der Darlehnskaſſe an von ſämtlichen Schuloͤnern jährlich ein Zehntel Pro— 
zent und von neu zu bewilligenden Darlehen in den erſten zehn Jahren 
ein Fünftel Prozent, dann auch ein zehntel Prozent als Quittungsgroſchen zu 
erheben. Die Aufhebung des Quittungsgroſchens wird in Ausſicht ge- 
nommen, fobald ein allen landſchaftlichen Bedürfniſſen genügender Fonds 
geſammelt iſt. Wenn ein ausreichender Fonds vorliegt, ſoll dieſer zum 
Ausgleich von Pfanobriefkursdifferenzen dienen. Ein Fonds bis zu 
850 000 Talern ſoll unantaftbar fein. 

Daß die Darlehnskaſſe zur Ausgabe von Banknoten nicht befugt war, 
fei noch beſonders erwähnt‘). 

Am 1. Juli 1869 trat der Verwaltungsrat der Darlehnskaſſe zu ſeiner 
erſten Sitzung zuſammen. Er beſchloß, die Kaſſe zu eröffnen, ſobald die 


7) 4072, 2691, Rep. 2 Tit. 22 Ur. 56. 
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für dieſe erforderlichen Ambauten im Landſchaftsgebäude beendet fein 
würden, das heißt in vier bis ſechs Wochen. Es ſollten drei Kuratoren 
beſtellt werden, je ein Beſitzer, Syndikus und Kaufmann. In einer Sitzung 
am 14. Auguſt wählte er die beiden Vorſtandsbeamten und in das Kura- 
torium den mit Kreditkaſſengeſchäften beſonders vertrauten Syndikus 
Winckler, der dieſe Stellung bis zu ſeinem 1876 erfolgten Tode bekleidete; 
er war erſt 1869 zum Syndikus gewählt worden. 

Hingegen lagen die wichtigen Pfandbriefoperationen hauptſächlich in 
der Hand des Syndikus von Gerhard (1860-1882). Die unſicheren poli- 
tiſchen Verhältniſſe in den letzten Jahren Napoleons III. und die dem land- 
wirtſchaftlichen Kredit ohnehin wenig günſtige Geldmarftlage hatten auch 
den 4 prozentigen Pfandbriefen einen günſtigen Kurs verwehrt. Dieſe 
ſtanden 1809 auf durchſchnittlich 88, die 4prozentigen auf 81,5 und die 
SYoprozentigen auf 75,4. So beſchloß das Plenarkolleg am 18. Dezember 
1869 die Ausgabe Sprozentiger Pfandbriefe. Damals waren ausgefertigt: 


Pfandbriefe zu 3% Prozent für 8 884 500 Taler 


" „ 4 5 „ nee 
" „ 4% " GETAVATIDOO HU, 
zufammen . . 28015000 Taler 


davon gelöſcht 3084725 „ 


es blieben alſo 24 930 275 Taler 

Am 7. Januar 1870 teilte die Generaldirektion dem neuen Oberpräſi⸗ 
denten Horn dieſen Entſchluß mit und bat ihn zugleich, beim Miniſterium 
zu befürworten, daß der Verkauf der Pfandbriefe ihr ſelbſt übertragen 
werden möchte, fo daß fie den Erlös dem Beſitzer oder Hypothekengläubiger 
auszahlen würde. Solange auf dem Pfandbrief das verpfändete Gut 
genannt war, konnte dem Beſitzer die Verfügung über die Pfandbriefe 
gelaſſen werden. Aber ſeit die Landſchaft als Korporation auftritt und 
unmittelbar als Darlehnsgeberin und auf Grund der für ſie eingetragenen 
Darlehnsforderungen im gleichen Betrage die Pfandbriefe als eigene 
Schuldverſchreibungen ausfertigt, iſt dies Rechtsverhältnis weſentlich ge- 
ändert. Gleich den Hypothefenbanten müßte die Landſchaft jetzt den Der- 
kauf ihrer Pfandbriefe ſelbſt übernehmen dürfen, zumal davon günſtigere 
Ergebniſſe zu erwarten wären als von dem bisherigen Verfahren. 

Koch bevor eine Entſcheidung aus Berlin eingehen konnte, am 13. Ja= 
nuar 1870, beſchloß das Plenarkolleg, daß der Verkauf der Sprozentigen 
Pfandbriefe allein durch die Landͤſchaft erfolgen ſollte; wäre bei den Der- 
handlungen mit den Banken aber kein angemeſſener Verkaufspreis für 
ſolche Pfandbriefe zu erzielen, fo ſoll wegen des Verkaufs 4% prozentiger 
Pfandbriefe in größeren Summen verhandelt werden. Sonſt aber ſollen 
mehrere Millionen in S5prozentígen Pfandbriefen ausgegeben werden. 
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Deren Verkauf foll in einer Geſamtſumme mit Hilfe von Interimsſcheinen 
durch Vermittlung der Darlehnskaſſen erfolgen. Kanitz wird bevollmächtigt, 
den Verkauf mit einem oder mehreren Bankhäuſern zu vereinbaren und 
das Nähere über Lieferungstermine, Kurs, Derzinfung zu verabreden, 
auch der Darlehnskaſſe das Recht vorzubehalten, den Käufern einen Teil 
der Pfandbriefe zu einem voraus zu vereinbarenden Preiſe abzunehmen. 

Horn war im Zweifel, ob der Antrag der Generaldirektion zuläſſig wäre, 
und das Miniſterium des Innern erwiderte ihm am 28. Januar 1870, 
wenn die Generaldirektion die Sache nicht für zweifelhaft und nur für der 
bisherigen Praxis nicht entſprechend hielt, ſo könnte ſie von ſich aus über 
die Zuläſſigkeit entſcheiden. Andernfalls wäre eine Deklaration des 
Reglements nötig, die weder er noch die Landſchaftsbehörden vornehmen 
dürften, ſondern nur ein Generallandtag. 

Das Plenarkolleg beſchloß darauf am 17. Februar die alsbaldige Ein⸗ 
berufung eines außerordentlichen Generallandtags. Außer der Regelung 
der Pfandbriefausgabe ſollte dieſer über eine Erhöhung des Multiplikators 
bei Wertſchätzungen nach dem Grundfteuerreinertrag auf 45 für größere 
Güter beraten; kleinere Güter ſollten jedoch von dieſer Erhöhung aus— 
geſchloſſen bleiben, und wenn bei größeren über den Multiplikator 30 hin- 
ausgegangen wird, ſoll der Wert ſolcher Güter auf höchſtens 30 Taler für 
den Morgen feſtgeſetzt werden‘). 

Die Abſicht, den Verkauf der geplanten 5prozentigen Pfandbriefe für 
die Landſchaft zu monopoliſieren, wurde am 19. Februar den Kreistagen 
bekanntgegeben. Danach ſtammte der Vorſchlag aus Bankierskreiſen, die 
davon eine Beſſerung des Kurſes erwarteten. Jetzt verkaufe der Schuldner 
fein Pfandbriefdarlehen zur Befriedigung feiner Hppothekengläubiger zu 
dem gerade notierten Tageskurs ohne Kückſicht darauf, ob er zu anderer 
Zeit oder einem andern Ort einen beſſeren Kurs bekäme. Abernähme die 
Landſchaft den Verkauf, ſo würde ſie den Käufern zugleich zuſichern, daß 
nicht gleichzeitig Pfandbriefe derſelben Art anderweitig auf den Geld- 
markt kämen. 

Der außerordentliche Generallandtag begann und ſchloß am 28. März 
1870. In dem ihm vorgelegten Bericht wurde noch empfohlen, je nach 
Lage des Geldmarfts auch kommiſſionsweiſe gegen Proviſion oder durch 
öffentliche Aufforderung zu Zeichnungen Pfandbriefe zu beſtimmtem Kurs 
verkaufen zu dürfen, da nicht ſtets mit Sicherheit unbedingt günſtige Ab⸗ 
ſchlüſſe bei Geſamtverkäufen erwartet werden könnten. 

Die Vorſchläge des Plenarkollegs über die Art der Ausgabe Sprozen⸗ 
tiger Pfandbriefe wurden angenommen und die Durchführung dieſer 
Operation wurde ganz dem Ermeſſen des Generallandſchaftskollegs über⸗ 
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laſſen. Mit 22 gegen 20 Stimmen wurde der Vorſchlag angenommen, 
daß mit Ausnahme der kleinen Güter als Multiplikator bei Wertein— 
ſchätzungen nach dem Keinertrag 45 gelten ſollte, jedoch ohne die vom 
Plenarkolleg empfohlenen ſonſtigen Einſchränkungen. 

Die Genehmigung des Beſchluſſes über die Art des Verkaufs S5prozen- 
tiger Pfandbriefe erfolgte am 23. Mai 1870 mit der Einſchränkung, daß 
fie nur für Beſitzer gelten ſollte, die neue Darlehen nehmen wollten. Hin— 
gegen hatte Horn empfohlen, den Beſchluß über den Multiplikator 4s nicht 
zu beſtätigen; die Ausnahme kleiner Güter biete zu wenig Gewähr gegen 
übertriebene Wertſchätzungen, wie ſie bei Güterkäufen in Oſtpreußen gerade 
in den letzten Jahren vorgekommen ſeien; fo könnte der Kredit der Land- 
ſchaft dadurch leicht erſchüttert werden. Der Miniſter des Innern lehnte 
denn auch dieſen Beſchluß am 30. April ab, weil dadurch die Gefahr von 
Derluften ſehr wachſen würde“). 

Bereits am 29. März bevollmächtigte die Generaldirektion Kanitz und 
Gerhard zu Derhandlungen über die Ausgabe Sprozentiger Pfandbriefe. 
Am 21. Mai kam ein Vertrag mit der Diskontogeſellſchaft und den Bant- 
häuſern othſchild und Simon darüber zuſtande. Dies Konſortium über— 
nahm die Unterbringung von zunächſt 1 Million ſolcher Pfandbriefe zum 
Kurs von 97½ bis Mitte Juni. Zwei Monate lang wird die Landſchaft 
keine weiteren Sprozentigen Pfandbriefe verabfolgen. Nach Ablauf dieſer 
Marktfreiheit kann das Konſortium die Ausgabe einer zweiten Million 
unter den gleichen Bedingungen fordern. Gibt die Landschaft dann noch 
weitere Sprozentige Pfandbriefe aus, Jo hat das Konſortium ein Vorkaufs— 
recht zu mindeſtens 97%. Gebote anderer Käufer dürfen nur berüd- 
ſichtigt werden, wenn fie mindeſtens % Prozent höher liegen. Das Vor— 
kaufsrecht gilt nicht, falls die Landſchaft zum Einzelverkauf zurückkehrt. 
An beiden Millionen iſt die Darlehnskaſſe mit je 100000 Talern beteiligt. 

Am 2. Juli 1870, zu einer Zeit, als man den baldigen Kriegsausbruch 
noch nicht vorausſehen konnte, forderte das Konſortium die Ausgabe der 
zweiten Million. Im Gktober lehnten die Diskontogeſellſchaft und Roth- 
ſchild die Abernahme weiterer Sprozentiger Pfandbriefe, die ihnen die 
Landſchaft angeboten hatte, unter Hinweis auf den Krieg ab, es ſei von der 
zweiten Million noch nicht viel untergebracht. Das Bankhaus Simon 
aber war unternehmungsluſtiger und vereinbarte am 18. Oktober die Aber— 
nahme von 1650000 Talern in Kommiſſion gegen Yo Prozent Proviſion; 
es garantierte einen Kurs von 9544; Gewinne von 95-97% Prozent ſollten 
ihm zufallen, höhere Gewinne zwiſchen den Vertragspartnern geteilt 
werden. Am 18. Januar 1871 übernahm Simon noch weitere 200 ooo 
Taler zu 95 Prozent. Dann ſtiegen die Kurſe. Am 1. März übernahm 
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Simon 400 000 Taler zu 96%4 und je 300 ooo Taler zu 90 und 96°/,. Am 
17. Mai kam ein Vertrag mit der Deutſchen Anionbank und der Königs⸗ 
berger Vereinsbank zuſtande, wonach dieſe 750000 Taler Sprozentiger 
Pfandbriefe zu 98 ohne Provifion übernahmen. Gewinne aus Kursſteige⸗ 
rungen ſollten den Banken zufließen. Die Landfchaft verpflichtete ſich, vor 
Mitte Juli keine neuen Sprozentigen Pfandbriefe an den Markt zu bringen. 

Am 14. Juli 1871 beſchloß das Generallandfchaftsfolleg die Freigabe 
des Verkaufs der Sprozentigen Pfandbriefe, da deren Kurs ſich auf 109% 
hielte und ein weiteres Steigen nicht im Intereſſe der Gutsbeſitzer läge. 
Dauere die gegenwärtige Kursentwicklung an, ſo ſolle die Ausgabe ſolcher 
Pfandbriefe allmählich eingeſtellt und für einen beſſeren Markt der 
4 prozentigen Pfandbriefe geforgt werden; diefe hatten 1871 einen mitt— 
leren Kurs von 93,7. Am 9. Dezember 1871 beſchloß das Plenarkolleg 
die Einſtellung der weiteren Ausgabe 5prozentiger Pfandbriefe, von denen 
7014725 Taler in Verkehr, 2244075 ausgefertigt aber noch nicht aus⸗ 
gegeben waren“). 

Der Bericht, der dem am 16. März 1871 unter Horns Vorſitz eröffneten 
Landtag vorgelegt wurde, konnte von einer ungewöhnlichen Steigerung 
der Verſur berichten. Dieſe erklärte ſich um fo mehr aus der glücklichen 
Führung der Landͤſchaft hinſichtlich der Zinserhöhung und der Gründung 
der Darlehnskaſſe, als die Berichtszahlen noch in die Kriegszeit fielen. 
Der wirtſchaftliche Aufſchwung infolge des Krieges kommt alſo in dieſen 
Zahlen noch nicht zum Ausdruck. Der Bericht gibt an: Die Derfur habe 
von 1867 bis zum 1. Oktober 1870 um 7636300 Taler zugenommen, 
gegen 3865400 Taler in den Jahren 1865-1868 und 3. B. 665 650 Taler 
in den Jahren 1858-1861. Sie betrage zinsbar 26873650 Taler. Die 
Zahl der bepfandbrieften Güter ift auf 2705 gegen 1958 im Jahre 1867 
geftiegen, die Fahl der fequeftrierten Güter ift von 55 auf 25 gefallen. 
772 Bauerngüter find mit 1781700 Talern bepfandbrieft, während 1868 
nur 610500 Taler Pfandbriefſchulden auf ſolchen Gütern eingetragen 
waren. 

Die Darlehnskaſſe war am 1. Oktober 1869 eröffnet worden. Sie hat 
bisher für 651653 Taler Hypothekenvorſchüſſe gewährt und für 141780 
Taler auf Effekten. Sehr lebhaft iſt der Amſatz im Effektengeſchäft 
geweſen. Es wurden 3. B. für 894000 Taler Pfandbriefe zu 4% Prozent 
gekauft und für 884 775 Taler verkauft. Ihre Derwaltungstoften betrugen 
3361 Taler, davon 1540 Taler für Gehälter. Die günſtige Entwicklung der 
Darlehnskaſſe veranlaßte den Verwaltungsrat zu dem Antrag auf Erweite- 
rung des Geſchäftskreiſes. Außer in den bereits beſtimmten Fällen ſollen 
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Darlehen gewährt werden dürfen auf alle von deutſchen Staaten oder von 
landſchaftlichen Verbänden emittierten oder garantierten Staatspapiere, 
auf Hypothekenforderungen gegen Wechſel innerhalb der zuläſſigen Be- 
leihungsgrenze, endlich auf leicht verderbliche landͤwirtſchaftliche Erzeug⸗ 
niſſe bis zur Hälfte, ausnahmsweiſe bis zu zwei Drittel gegen Wechſel. 
Im allgemeinen ſollen alle dieſe Darlehen nur auf drei Monate erfolgen. 
Anterpfänder für nicht pünktlich eingelöſte Lombarddarlehen follen verkauft 
werden. Die Darlehnskaſſe ſoll ermächtigt werden, mit Eigentümern von 
ihr einkaſſierter oder bei ihr deponierter Gelder in Kontokurrent oder Giro— 
verkehr zu treten, auch wenn die Eigentümer nicht aſſoziationsfähige Guts- 
beſitzer find. Der Verwaltungsrat foll Mitglied des Generallandtags 
werden, damit er dort ſelbſt Rechenſchaft geben und feine Propoſition ver= 
treten kann. 

Den letzten Vorſchlag lehnte der Generallandtag ab, die übrigen An— 
träge genehmigte er. 

Im Einvernehmen mit einigen Kreiſen beantragte das Plenarkolleg 
die Erhöhung des Multiplikators bei Einſchätzungen nach dem Grundfteuer- 
wert auf 40, jedoch mit der Einſchränkung, daß der Wert des Morgens 
auf höchſtens 40 Taler geſchätzt werden dürfte, falls über den Multiplikator 
30 hinausgegangen würde. Man hatte bei 205 Taxen ermittelt, daß durch— 
ſchnittlich der 42 fache Betrag des Grundfteuerreinertrages dem Taxwert 
entſpräche. Die Verſammlung beſchloß mit großer Mehrheit die Erhöhung 
auf 40 unter Wegfall der vorgeſchlagenen Einſchränkung. Jedoch Horn 
empfahl dem Miniſter des Innern die Ablehnung dieſes Beſchluſſes, die 
auch am 13. Dezember 1871 erfolgte. 


Zur Verbilligung des Taxverfahrens bei kleinen Gütern wurde be— 
ſchloſſen, daß dazu bei Gütern unter 300 Talern Reinertrag ein Land— 
ſchaftsrat genügen ſollte, bei ſolchen bis 1500 Taler außerdem ein Depu— 
tierter und daß bei größeren Gütern ein zweiter Deputierter zugezogen 
werden ſollte. Dieſen Beſchluß beſtätigte der Miniſter des Innern am 
20. Januar 1872 mit dem überraſchenden Zuſatz, daß in jedem Fall ein 
Syndikus bei der Taxaufnahme mitzuwirken hätte. 

Die 1868 beſchloſſene Aufnahmefähigkeit ſtädtiſcher Ländereien wurde 
dahin erweitert, daß auch ſtädtiſche und ländliche zu einer ſelbſtändigen 
Vorwerkswirtſchaft vereinigte Ländereien unter denfelben Bedingungen 
bepfandbrieft werden durften. Es verſtand ſich eigentlich von ſelbſt, daß 
weiter feſtgeſetzt wurde, daß die Kommunalabgaben bei der Taxierung 
berückſichtigt werden und ſolche Grundftüce ſich der Generalgarantie unter= 
werfen ſollten. Dieſer Beſchluß wurde am 13. Dezember 1871 beftátigt. 


Während die Generallandtage ſeit Jahren die Stellung der Landͤſchafts⸗ 
behörden geſtärkt hatten, wurde trotz der guten Erfahrungen, die das 
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Kreditſyſtem damit gemacht hatte, auf Antrag eines Kreiſes beſchloſſen: Ein 
außerordentlicher Generallandtag iſt einzuberufen, wenn auf Antrag eines 
Kreiſes drei Kreiſe dies befürworten. Ein Kreistag iſt auf Antrag von 
15 ſtimmberechtigten Mitgliedern vom Landfchaftsrat einzuberufen. Die 
Deputierten werden auf drei Jahre gewählt, alſo auch für außerordentliche 
Landtage. Horn empfahl dem Miniſter die Ablehnung dieſes Beſchluſſes, 
da dieſer „einen Mißbrauch des parlamentariſchen Apparates, mit dem das 
Inſtitut ausgeſtattet iſt, in ſich ſchließt, und eine gewiſſe Unruhe in das- 
ſelbe hineintragen würde, die dem Zwecke, dem Anſehen und dem Kredit 
der Landſchaft wenig entſprechen dürfte“. Wäre ein außerordentlicher 
Generallandtag nötig, ſo würden dafür die beſtehenden Beſtimmungen 
genügen. Das Miniſterium ſtimmte Horns Darlegungen zu und lehnte 
den Beſchluß ab"). 

Ein außerordentlicher Generallandtag mußte bereits im Februar 1872 
einberufen werden. Es handelte ſich einmal um den Beitritt der oſt— 
preußiſchen Landſchaft zu der „Fentrallandfchaft für die preußiſchen 
Staaten“. Als dies Inſtitut erſt Planung war, hatte der Generallandtag 
von 1870 die Generaldirektion ermächtigt, ſich an der Gründung zu be— 
teiligen und namentlich wegen Unterbringung der Sprozentigen Pfand- 
briefe mit ihm Fühlung zu nehmen. Jedoch gerade die Aufnahme von 
Verhandlungen brachte die Generaldirektion von dem Gedanken eines 
Beitritts zu der inzwiſchen gegründeten Zentrallandſchaft ab und das 
Plenarkolleg beſchloß demgemäß im Dezember 1871, davon abzuſehen. 
Der dem Generallandtag von 1872 vorgelegte Bericht begründete das 
näher: Wenn auch die derzeitigen, dem Realfredit ſehr günſtigen Konjunk— 
turen vielleicht nicht anhalten würden und wenn auch eine Sicherung der 
Landfchaft und der Gutsbeſitzer gegen die ſcharfe Konkurrenz „der neuen 
Zeit“ nötig fein und die gemeinſame Emiſſion landſchaftlicher Fentral- 
pfandbriefe und die Vermittlung des Abſatzes durch die Zentrallandſchaft 
ſich als geeignetes Mittel dazu erweiſen könnte, fo empfiehlt das Plenar- 
kolleg doch die Ablehnung des Beitritts, weil ſie der Meinung ſei, daß die 
Zentrallanoſchaft in ihrer derzeitigen Verfaſſung nicht zur Erfüllung folder 
Aufgaben geeignet fei. Im beſonderen fehle jede Feſtſetzung über ein Grund— 
kapital und über die Haftung der einzelnen Lanoͤſchaften. Ihre Aufgaben 
wären im weſentlichen rein kaufmänniſcher Natur und trotzdem ſolle ſie 
nur aus je einem Mitglied der angeſchloſſenen Kreditverbände beftehen. 


Die Verſammlung erkannte dieſe Bedenken an und lehnte den Beitritt 
mit 21 gegen 11 Stimmen ab, aber ſie erklärte den Beitritt für erwünſcht, 
falls die Verfaſſung der Zentrallanoͤſchaft geändert würde. Die Derhand- 
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lungen follten daher weitergehen, und falls fie glückten, wolle der General- 
landtag ſich zur Beſchlußfaſſung wieder verſammeln; inzwiſchen vertagte 
er ſich. Beim Wiederzuſammentritt am 30. September mußte Kanitz mit⸗ 
teilen, daß eine Anderung in der Verfaſſung der Fentrallandfchaft zwar 
nicht erfolgt ſei, daß inzwiſchen aber Weſtpreußen, Pommern, Mark, Lauſitz 
und Sachſen ſich zum Beitritt entſchloſſen, Schleſien und Poſen einen 
ſolchen jedoch abgelehnt hätten. Mit 24 gegen 21 Stimmen wurde nun 
der Beitritt Oſtpreußens doch beſchloſſen. Der Verwaltungskoſtenbeitrag 
ſollte bis zu einem Beſchluß des nächſten Generallandtags dem landſchaft⸗ 
lichen Fonds entnommen werden. Beſitzer, die landfchaftlihe Zentral⸗ 
pfandbriefe nehmen, ſollen vorläufig dieſelben Koſtenbeiträge zahlen wie 
bei den oſtpreußiſchen Pfandbriefen. Zum Vertreter in der Fentralland- 
ſchaft wurde der Abgeordnete Sepdel-Chelchen gewählt. 


Wichtiger als die Frage eines Beitritts zur Fentrallandfchaft war die 
einer Konvertierung der Sprozentigen Pfandbriefe und der damit in Der- 
bindung ſtehenden Ausdehnung der Befugniſſe zur Gewährung von Kurs- 
differengdarlehen. Schon im Dezember 1871 hatte das Plenarkolleg be= 
ſchloſſen, mit Kückſicht auf die günſtige Lage des Geldmarkts keine 5prozen- 
tigen Pfandbriefe mehr auszugeben und ſchon bewilligte Darlehen in 
ſolchen in 4 oder 442prozentigen Pfandbriefen zu geben unter Gewährung 
eines Kursdifferenzzuſchuſſes bis zu 6 Prozent. Es war weiter beſchloſſen 
worden, aus den Fondsbeſtänden die 5 und 4 prozentigen und einen Teil 
der 3 prozentigen Pfandbriefe zum Ankauf 4prozentiger Pfandbriefe zu 
verwenden, zunächſt im Betrage von 250 000 Talern. Die Ankäufe ſollten 
in Königsberg durch die Darlehnskaſſe, in Berlin durch die Seehandlung 
und daneben durch den Agenten Warſchauer erfolgen. Es ſei erwähnt, 
daß 1871 die Sprozentigen Pfandbriefe einen mittleren Kurs von 99,1 
hatten, die 4½ prozentigen von 93,7, die 4prozentigen von 87,1 und die 
3loprozentigen von 79,8. 


Zur weiteren Vorbereitung der offenbar erwogenen Konvertierung 
4% prozentiger in 4prozentige Pfandbriefe hatte die Generaldirektion am 
18. Januar 1872 weiter beſchloſſen, daß auch bei neuen 4prozentigen An⸗ 
leihen 6 Prozent Kursdifferenzzuſchüſſe zu gewähren ſeien und bei Am⸗ 
wandlung 4% prozentiger Anleihen in 4prozentige 3 Prozent. Die Er⸗ 
ſtattung wurde auf jährlich 1 Prozent feſtgeſetzt, jedoch ſollten auf Antrag 
des Beſitzers bereits geleiſtete Amortiſationsbeiträge darauf verrechnet 
werden können. Als Zuſchuß bei der Umwandlung 4 prozentiger An⸗ 
leihen in 4prozentige wurden 100000 Taler bereitgeſtellt. 


Die ganze Operation wurde dann mit dem Miniſterium durchberaten 
und kam in einer alſo tatſächlich bereits ſo gut wie genehmigten Form am 
15. und 16. Februar 1872 vor den Generallandtag, der das „Regulativ” 
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annahm, das dann am 6. April die tal. Genehmigung fand. Das Regu= 
latív befagte: Die Landfchaft ftellt die Ausgabe S5prozentiger Pfandbriefe 
ein und will die ausgegebenen zugunſten und für Rechnung der betreffen— 
den Pfandbriefſchuldner auf halbjährliche Kündigung durch Zahlung des 
Nennwerts aus dem Verkehr ziehen und dieſe Pfandbriefe in 4% oder 
Aprozentige umſchreiben. Zeitpunkt und Umfang der Kündigungen be— 
ſtimmt die Generaldirektion. Sie darf die Sprozentigen Pfandbriefe durch 
Ankauf oder mit Zuftimmung des Inhabers durch Austauſch gegen die 
andern Pfandbriefe beſchaffen, erforderlichenfalls durch Zuzahlung einer 
Prämie, deren Höhe die Generaldirektion beſtimmt. Zur Durchführung 
der Konvertierung darf die Generaldirektion die Guthaben der Schuldner 
am Amortifationsfonds verwenden und bis zum Betrag dieſer Guthaben 
Pfandbriefe aus dem Amortiſationsfonds wieder in Kurs ſetzen; aus dem 
eigentümlichen Fonds dürfen 800-850 000 Taler dazu verwandt werden, 
doch darf deſſen Beſtand 400 000 Taler nicht unterſchreiten. An Stelle der 
gekündigten und nicht konvertierten, bar einzulöſenden Sprozentigen Pfand⸗ 
briefe darf fie die ausgefertigten 4 oder 4% prozentigen Pfandbriefe zur 
Beſchaffung der Valuta veräußern; auch darf ſie zur Konvertierung Dar— 
lehen aufnehmen oder von der Darlehnskaſſe Vorſchüſſe nehmen. Die 
Koſten der Konvertierung tragen die jedesmal beteiligten Beſitzer. Zur 
Erſtattung der auf das einzelne Gut treffenden Vorſchüſſe ift von jedem 
Gut das durch die Konvertierung gewonnene % oder 1 Prozent Zinſen 
ſowie der Amortiſationsbetrag von 1 Prozent von der ganzen Anleihe bis 
zur vollſtändigen Ausgleichung feines Kontos zu erheben. Bei Konver— 
tierung auf 4½ Prozent beſtimmt die Generaldirektion, ob und welcher 
Betrag außer dem erfparten 42 Prozent von den Beſitzern halbjährlich zu 
zahlen iſt, keinesfalls darf das mehr als 1 Prozent des Darlehens ſein; 
Beſitzer, die auf 4 Prozent amortiſieren wollen, müſſen bei dem Antrag 
den zur Deckung der höheren Kursdifferenz nötigen Zuſchuß, den die 
Generaldirektion beſtimmt, ſelbſt einzahlen, ſoweit er durch ihr Guthaben 
am Amortifationsfonds nicht gedeckt iſt. Erſt nach Erſtattung der Vor— 
ſchüſſe erfolgt Herabſetzung der Zinſen auf 4 bzw. 4% Prozent. Der 
Amortiſationsbeitrag iſt dann ſo weiter zu entrichten, als ob ein neues 
Darlehen bewilligt wäre. Nach Kündigung der Sprozentigen Pfandbriefe 
iſt die Generaldirektion ermächtigt, für die dabei beteiligten Güter 414 
oder 4prozentige Pfandbriefe auszufertigen, die nur zur Einlöſung der 
gekündigten Pfandbriefe dienen dürfen. Die zum Amortiſationsfonds 
erforderlichen Pfandbriefe find künftig nicht nach Ermeſſen der General— 
direktion durch Kündigung und Bareinlöſung oder Ankauf zu beſchaffen, 
ſondern nach dem Tageskurs zu kaufen. Die Landfdaft wird zwar auch 
weiterhin Pfandbriefe mit ſechsmonatlicher Friſt kündigen und durch 
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Zahlung des Nennwertes einlöfen dürfen, aber für den Amortifations= 
fonds foll das nur bei einem Kurs von mehr als 102 geſchehen; in dieſem 
Fall follen die für den Amortiſationsfonds ausgeloften Pfandbriefe zur 
Vergütung etwaigen Zinsverluſtes wegen verſpäteter Einlieferung der 
Pfandbriefe mit 2 Prozent Amortiſationsentſchädigung, alſo mit 102, ein⸗ 
gelöſt werden. Der Generaldirektion bleibt es überlaſſen, für die Dar- 
lehnsnehmer den Verkauf auch der nach diefem Regulativ ausgefertigten 
oder ihm unterworfenen Pfandbriefe zu übernehmen, ſie in größeren Ge— 
ſamtſummen im voraus auf Lieferung zu geben und darüber Interims⸗ 
ſcheine auszugeben, die demnächſt gegen Pfandbriefe einzutauſchen find. 
Die Zuſchußdarlehen find an ſich auf Beleihungen bis fünf Achtel des Tax- 
oder fünf Sechzehntel des Erwerbswerts beſchränkt, können aber auch bei 
höheren Beleihungen gewährt werden, ſolange der Kurs unter Pari ſteht. 
Solche Zuſchüſſe ſind mit 5 Prozent zu verzinſen und durch regelmäßige 
Beiträge zu amortiſieren. 


Bei ſeinem Wiederzuſammentritt am 30. September 1872 beſchloß der 
Generallandtag die Schaffung eines befonderen Pfandbrieffündigungs- 
fonds, in den außer 400000 Talern vom eigentümlichen Fonds die Aus⸗ 
fertigungsgebühren für die neuen 4 und 4 prozentigen Pfandbriefe zu 
überweiſen wären“). 


Nach einem am 26. März 1872 getroffenen Abereinkommen übernahm 
die Staatsbank die Konvertierung ſämtlicher Sprozentiger Pfandbriefe in 
4% prozentige, gegen Erſatz der Auslagen und gegen eine Provifion von 
ein Sechſtel Prozent, jedoch nicht unter 5000 Taler. Für die Einlöſung 
der Kupons ſollte die Bank außerdem ihre Auslagen und 4 Prozent Pro- 
viſion bekommen. Alle Fahlftellen der Bank nehmen fortan Kupons in 
Zahlung. 


Der Eintauſch der Pfandbriefe durch die Gutsbeſitzer vollzog ſich ſehr 
raſch. Allein vom 28. März bis zum 11. April wurden bei der General- 
landſchaftskaſſe von 409 Schuldnern 1128225 Taler und bei der Dar⸗ 
lehnskaſſe von 386 Schuloͤnern 1355500 Taler eingetauſcht. Am 
12. April beſchloß die Generaldirektion die einſtweilige Einſtellung des 
Amtauſches; 3% Millionen waren bereits eingetauſcht, eine Million ſollte 
noch eingetauſcht werden. 


Die Kündigung der 5prozentigen Pfandbriefe erfolgte am 7. Mai; ihre 
Derzinfung follte am 15. November aufhören. Am felben Tage beſchloß 
die Generaldirektion, in 3-4 Wochen eine Million 4 prozentiger Pfand- 
briefe durch Geſamtverkauf zu begeben. Die Verhandlungen darüber 
wurden dem Syndikus von Gerhard übertragen. Jedoch wurde dieſe 


12) 9734, 2728, 2729, Anlage 3 zur Denkſchrift zum 125 jährigen Jubiläum der Landfchaft. 
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Summe bald auf 1600000 Taler erhöht. Das Königsberger Bankhaus 
Samter erbot ſich am 12. Juni dieſe Summe in 4% prozentigen Pfand- 
briefen zu mindeſtens 100 Prozent zu begeben; würde Samter mehr 
erzielen, fo wäre das fein Gewinn; Speſen beanſpruchte er nicht. Da die 
Ausfertigung der neuen Pfandbriefe ſich hinzog, konnte erſt Mitte Auguſt 
mit den Bankhäuſern Samter und Berneker dahin abgeſchloſſen werden, 
daß fie gegen Zuſicherung von Marktfreiheit bis Mitte September 
1600000 Taler in 4½ prozentigen Pfandbriefen in Berlin zu 100% ver- 
kaufen und ſich um weitere Kursſteigerung bemühen ſollten. 


Die Hauptkonvertierung übernahm das Berliner Bankhaus Plauth. 
Kanitz und Gerhard vereinbarten mit Plauth am 30. Oktober 1872, daß 
ihm bis zum 15. Januar 1873 3 Millionen 4 prozentiger Pfandbriefe 
zu 98% zu verkaufen ſeien; die Landfchaft gewährte Marktfreiheit bis 
Ende 1872 und verpflichtete ſich, weitere Pfandbriefe bis zum 15. Januar 
nicht unter 99% zu verkaufen. Sie mußte die zu jedem Zinstermin er- 
forderlichen Barmittel und eine Provifion von Y Prozent zur Verfügung 
ftellen. Die Staatsbank gewährte der Landfchaft zur Einlöſung ein Lom— 
barddarlehen von 1600000 Talern. 


Am 5. Oktober 1872 beſchloß die Generaldirektion in Erweiterung des 
Beſchluſſes vom 28. Januar, den Beſitzern bei Umwandlung in 4prozentige 
Anleihen nicht bloß 3 Prozent, fondern das ganze erforderliche Kurs— 
differenzdarlehen zu bewilligen. Der Verkauf der Aprozentigen Pfand⸗ 
briefe ſollte durch die Darlehnskaſſe erfolgen, und zwar zur möglichſten 
Verhütung von Kursrückgängen allmählich; nach erfolgtem Verkauf ſollte 
ein Durchſchnittskurs errechnet und allen Gütern gleichmäßig in Rechnung 
geſtellt werden. Da jedoch der befürchtete Kursſturz doch eintrat, wurde 
den Beſitzern am 14. Dezember geraten, beſſer nur die Amwandlung in 
4% prozentige Anleihen zu beantragen, weil dieſe höher ftanden. Nach 
einer Zuſammenſtellung vom 5. Juni 1873 hatten nur 28 Güter mit 915 250 
Talern die Umwandlung in 4prozentige Anleihen beantragt und 56615 
Taler Zuſchußdarlehen erhalten, deren Rückzahlung ſich übrigens bis 1887 
hingezogen hat. 


Der Kursrückgang war nur von kurzer Dauer. Immerhin beſchränkte 
die Generaldirektion am 29. Januar 1873 den Verkauf 4% prozentiger 
Pfandbriefe auf den inneren Verkehr der Darlehnskaſſe, um die bereits 
wieder begonnene Kursverbeſſerung zu fördern. Ein Jahr danach, am 
16. Januar 1874, konnte Gerhard der Generaldirektion erklären, daß der 
Kurs der 4%½prozentigen Pfandbriefe ſich auf 101, der der 4prozentigen 
auf über 93 hielte. In neuen Anleihenſachen lägen nur 50000 4 prozen⸗ 
tige Pfandbriefe vor, die zum größten Teil nicht ſofort verkäuflich wären. 
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Unter diefen Amſtänden könnte man wieder den Beſitzern den Verkauf ihrer 
Pfandbriefe geſtatten. Eine entſprechende Bekanntgabe der Generaldirek— 
tion erging am 21. Januar”). 


Aber die Durchführung der Konvertierung wurde dem am 23. März 
1874 unter Horns Vorſitz zuſammengetretenen Generallandtag ausführlich 
Kechenſchaft gelegt. Indem die Generaldirektion ſelbſt den Verkauf der 
Pfandbriefe übernahm, ſo heißt es in dem Bericht, hat ſie die Konvertierung 
von 8 Millionen Pfandbriefen ohne weſentliche Beeinträchtigung der Guts- 
beſitzer ermöglicht. Trotz der Finanzkriſis, die Ende 1872 infolge der maſſen⸗ 
haften Aktienemiſſion ausbrach und infolge der Nachwirkung der Wiener Bör- 
fen= und der amerikaniſchen Finanzkriſis noch im Jahr 1873 fortdauerte, 
gelang es, den Kurs der oſtpreußiſchen Pfandbriefe, ungeachtet der Aus— 
gabe von 3 Millionen 4 prozentiger Pfandbriefe, nicht bloß ebenſo hoch 
wie den aller andern Pfandbriefe zu halten, ſondern ſogar auf den höchſten 
Stand aller Pfandbriefe überhaupt zu bringen. Die Konvertierungskoſten 
waren bei 181 Gütern einfach dadurch zu berichtigen, daß deren Amortiſa— 
tionsguthaben höher war und dazu diente. 150 Güter haben den Beitrag 
durch Fortzahlung von 5 Prozent berichtigt. Alle erhielten Kursdifferenz— 
zuſchüſſe von 2% Prozent, ſoweit fie nicht zur Realifierung ihrer Pfand— 
briefe eine günſtigere Zeit abwarten konnten; Weihnachten 1875 ſchuldeten 
von dieſen 258 Güter noch 24377 Taler. Von den 7779675 Talern 
Sprozentiger Pfandbriefe find gegen 4% prozentige Interimsſcheine 
4785 450 eingetauſcht, Jos 775 bar angekauft und 2645225 bar ein⸗ 
gelöſt, fo daß noch 40 225 Taler einzulöſen bleiben. Die geſamten Kon- 
vertierungskoſten betragen 90758 Taler gegen 365168 Taler bei der 
erſten Konvertierung von 1841. Dieſer große Anterſchied erklärt ſich dar— 
aus, daß diesmal die Landfchaft ſelbſt nur mit Anterſtützung durch die 
Staatsbank mit Lombarddarlehen die Konvertierung durchgeführt hat, 
während damals die Konvertierung von der Seehandlung vorgenommen 
wurde. 


Daß die Landſchaft mit ihrer Konvertierungspolitik auf dem rechten 
Wege war, bewies die raſche Zunahme der Derfur, die Johannis 1870 
26873650 Taler betragen hatte und drei Jahre danach auf 35640 500 
Taler geſtiegen war. 1870 hatten 2705 Güter Darlehen genommen, 1873 
waren es 3545, davon 1122 Bauerngüter mit 2951 150 Talern. Nur ein 
Gut ſtand in Sequeſter und vier in Subhaſtation. Das Vermögen der 
Landſchaft betrug 1001519 Taler; außerdem hatte fie an Zinſen und 
Vorſchüſſen 87 550 Taler ausſtehen. Der Aberſchuß der Einnahmen aus 


18) 1965, 1164, 254, 269. 
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Quittungsgroſchen, Pfandbriefausfertigunastoften und Zinſen der Sonds= 
pfandbriefe (84 124 Taler) über die Verwaltungskoſten (41184 Taler), 
belief ſich auf 42940 Taler. 


Auch die Darlehnskaſſe konnte einen ſehr guten Bericht erſtatten. Sie 
betonte als weſentlich für ihre günſtige Entwickelung, daß ſie ſich im Herbſt 
1871 einen ihrer Bedeutung entſprechenden Kredit bei der Staatsbank 
geſichert hätte und daß ſie dank der Anterſtützung durch den Oberprafi- 
denten mit den Provinzialverbänden und einer großen Zahl von Kreiſen 
dauernde Verbindung angeknüpft hätte. Go fei fie nicht bloß bei Effekten⸗ 
umſätzen viel beanſprucht worden, ſondern habe auch hohe Depoſiteneinlagen 
erhalten, wodurch fie inſtand geſetzt wurde, die Landfchaft bei der Konver— 
tierung der Sprozentigen Pfandbriefe zu unterſtützen und bei den Geſamt⸗ 
verkäufen mitzuwirken. So konnte ſie im erſten Vierteljahr 1873 faſt 
2 Millionen neu emittierte 4 prozentige Pfandbriefe der Landfchaft zu 
Pari und mehr abnehmen und unterbringen. Anter den Amſätzen find 
am höchſten die Bevorſchuſſungen auf Bepfandbriefungen ſowie Effekten⸗ 
und Depoſitenumſätze. Bevorſchuſſungen erfolgten 1870/71 auf 304 Konten 
mit 2951811 Talern, 1872/73 auf 343 Konten mit 4428 114 Talern. 
An Depoſiteneinlagen erhielt die Darlehnskaſſe 1870/71 335 820 Taler auf 
126 Poſten, 1872/73 1172253 Taler auf 460 Poſten. Die Zahl der 
Beamten iſt dem wachſenden Amfang der Geſchäfte entsprechend von 
4 auf 15 erhöht worden. 


Der Generallandtag genehmigte die von der Darlehnskaſſe gewünſchte 
Erweiterung ihres Geſchäftsbereichs: Effektenbeleihungen in den Fällen, 
in denen es der Staatsbank geftattet iſt, Kreditbewilligungen bei gleich- 
zeitiger Wechſelhinterlegung, Beleihung von Hypotheken und Grundfchuld- 
briefen, ſofern der Betrag die Kreditgrenze nicht um mehr als ein Sechſtel 
überſteigt, ferner Krediteröffnung in laufender Rechnung an Aſſoziations⸗ 
fähige, wenn dafür Hypothek bis höchſtens über ein Sechſtel der Be- 
leihungsgrenze geſtellt werden kann oder die durch Amortisation frei ge⸗ 
wordene Hypothekenſtelle der Darlehnskaſſe abgetreten oder verpfändet 
wird, oder endlich durch verbiirgte Wechſel. Auch Nichtbeſitzer follen Kredite 
in laufender Rechnung erhalten, ebenfo ſtaatlich genehmigte Meliorations- 
verbände. Weiter wurde beſchloſſen, daß die Darlehnskaſſe ein Grund- 
kapital von 500000 und einen Refervefonds von 100000 Talern ſammeln 
ſollte; von den ſpäteren Aberſchüſſen ſollten der Landfchaft neun Zehntel 
zufließen. 


Die günſtige Lage der Landfchaft hatte einen Kreis zu dem Antrag 
veranlaßt, die Amortiſation ganz aufzuheben oder bei Anleihen bis zu 
zwei Drittel doch auf das letzte Sechſtel mit 1 Prozent zu beſchränken, 
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und das Plenarfolleg hatte vorgeſchlagen, beſſer mit % Prozent der ganzen 
Anleihe zu amortifieren, bis fünf Achtel des Beleihungswertes erreicht 
wären. Allein die Verſammlung war für Befeitigung der Amortiſation, 
weil durch dieſe praktiſch 5% Prozent Zinſen gezahlt werden müßten, 
fo daß es ſchwer fei, zweite Hypotheken zu bekommen; auch hätte die 
ſetzige Art der Amortiſation wenig Nutzen, denn nach ſechs Jahren könnte 
der Beſitzer ſchon ſeine Beiträge wieder herausziehen und den frei gewor- 
denen Hypothekenlocus wieder belegen; es käme alſo weder zu einer 
größeren Kapitalanſammlung noch zu einer erhöhten Sicherheit der Land— 
ſchaft. Es wäre beſſer, wenn die Gutsbeſitzer ſtatt zu amortiſieren ihr Geld 
gleich in das Gut ſtecken würden. Obwohl Horn die Beſtätigung dieſes 
Beſchluſſes befürwortete, lehnte der König am 28. Auguſt die Aufhebung 
der Amortiſation ab. 


Gleichzeitig verfiel der Beſchluß, den Multiplikator bei Einſchätzungen 
nach dem Grundfteuerreinertrag auf 40 zu erhöhen, der Ablehnung. Einige 
Kreiſe hatten deſſen Erhöhung auf 40-45 vorgeſchlagen, das Plenarkolleg 
hatte 35 empfohlen, der Generallandtag 40 beſchloſſen. 


Bei der Behandlung der Taxgrundſätze ſtanden ſich zwei Anſichten 
gegenüber. Die einen, darunter der künftige Generallandfchaftsdireftor 
Boltz, empfahlen die Einführung von Grund- und Bodentaxen, weil dieſe 
ein „Bild des dauernden Wertes repräſentierten“, während Ertragstaxen 
vorübergehend und von der Perſon des jeweiligen Beſitzers allzu abhängig 
wären, die andern, darunter Kanitz, warnten vor der Annahme von Grund— 
und Bodentaxen, weil der Boden in Oſtpreußen allzu verſchiedenartig zu 
ſolchen fei. Kanitz hat ſich übrigens ſpäter von der Richtigkeit des Grund- 
und Bodenfyftems überzeugt. Zur Vorbereitung der neuen Taxgrundſätze 
für den nächſten Generallandtag wurde eine Kommiſſion eingeſetzt. 


Auf Antrag von Boltz wurde eine Vereinfachung des Aufnahmever— 
fahrens, im beſonderen des umſtändlichen Zeugenverhörs beſchloſſen; auch 
ſollte ein Syndikus nur ausnahmsweiſe dabei mitwirken. Das Miniſterium 
erklärte jetzt jedoch die Anweſenheit eines Syndikus oder Richters wieder 
für notwendig; die lanoͤſchaftlichen Taxen erfreuten ſich hoher Anerkennung, 
alſo ſollte an dem Verfahren nichts Grund ſätzliches geändert werden, wohl 
aber wäre eine Vereinfachung des allzu ſchematiſchen Zeugenverhörs 
möglich. f 

Die günſtige Entwicklung der Landwirtſchaft, deren zu Anfang dieſes 
Abſchnittes gedacht iſt, hielt während des ganzen Zeitraumes an. Die 
Preiſe für die landwirtſchaftlichen Produkte waren dauernd im Steigen. 
So brachte der Zentner Roggen 1871 7,17 , 1877 jedoch 8,00 .M; der 
Preis für den Zentner Kartoffeln ſtieg im gleichen Zeitraum von 2,29 auf 
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2,87 M. Dieſe günftige Entwicklung erklärt ſich in erſter Linie natürlich 
aus dem raſchen Aufſchwung des jungen Deutſchen Reiches nach dem 
Kriege, für Oſtpreußen im beſondern aber auch aus der Verbeſſerung der 
Derfehrsverhältniffe. 1862 hatte die Provinz 1663 Kilometer Chauſſeen, 
1875 bereits 3673 Kilometer. Die geſamte Eifenbahnlänge in der Provinz 
betrug 1862 257 Kilometer, 1868 537 Kilometer und 1874 832 Kilometer. 
Die Ausfuhr Königsbergs zur See machte an landͤwirtſchaftlichen Erzeug— 
niſſen 1857 2313045, 1881 bereits 3 825 994 Zentner aus“). 


14) 2699, 2705, Rep. 2. Tit. 22 Nr. 60, Eckert, Lanoͤſchaftliche Erinnerungen S. 13 
bis 17, Leweck, Eckert S. 6, v. d. Goltz im Jahrbuch für Geſetzgebung, Verwaltung 
und Volkswirtſchaft 7. Ja. Heft 3 S. 91, 110, 112, 115-117, 194, 
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Neunter Abſchnitt 


Grund⸗ und Bodentaxen und neue enen 
(1877-1888) 


Am 19. März 1877 trat ein ordentlicher Generallandtag zufammen. 
Wohl konnte ihm berichtet werden, daß die Derfur von Johannis 1873 bis 
1. Oktober 1876 um 21071450 MM) geftiegen war, aber diefe Zunahme 
lag um 5232100 HM geringer als in den drei Jahren vorher und die 
Zahl der bepfandbrieften Güter hatte ſich nur um 470 gegen 840 von 
1870-1873 vermehrt. Die zinsbare Derfur hatte am 1. Oftober 1876 
127992950 M betragen, die Zahl der bepfandbrieften Güter 3975; 
davon 1270 Bauerngüter mit 9702000 M. Der eigentümliche Fonds 
enthielt bar, in Pfandbriefen und andern Dokumenten 3796495 M. 
Die Derwaltungsfoften machten im Jahresdurchſchnitt 159297 M aus, 
Quittungsgroſchen, Zinſen der Fondspfandbriefe, Anteil am Reingewinn 
der Darlehnskaſſe (33748 M) und Pfand briefausfertigungskoſten 357780 , 
Jo daß ſich ein Jahresüberſchuß von 198 483 M ergab. 


Bei den Verhandlungen kam zunächſt der Austritt aus der Zentral- 
landfchaft zur Sprache. Dieſe hatte nicht bloß keine allgemeine Kursſteige⸗ 
rung erwirken können, ſondern vielmehr nur Koſten verurſacht und ſie war 
an die Generaldirektion mit der Bitte herangetreten, ihr zur Hebung ihrer 
Pfandbriefe Mittel zu gewähren. Das Plenarkolleg empfahl unter dieſen 
Amſtänden den Austritt, der auch von einer großen Mehrheit beſchloſſen 
wurde. Wie wenig dieſes Inſtitut in Oſtpreußen hatte Boden gewinnen 
können, ergibt ſich am beſten daraus, daß nur vier Güter insgeſamt 
333150 M in ihren Pfandbriefen genommen hatten; dieſe nahmen 
nun oſtpreußiſche Pfandbriefe zu 4½ Prozent. 

Der zunehmende Gefchäftsbetrieb, namentlich auch der Darlehnskaſſe, 
erforderte einen Erweiterungsbau. Bei einer Beſprechung am 14. Novem⸗ 
ber 1876 wurde beſchloſſen, dieſen durch rechtwinkligen Anbau an dem 
Haufe Landhofmeifterftraße 17 nach der Hoffeite auszuführen. Das Plenar⸗ 
kolleg beantragte zur Ausführung dieſes Baus die Bewilligung von 100 ooo 
bis 120000 „ und der Generallandtag bewilligte 100000 M und 


1) Am 1. Januar 1876 war im Deutſchen Reich die Markwährung eingeführt worden. 
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beſchloß außerdem, das alte Haus folle ähnlich abgeputzt werden wie der 
Neubau. 


Weitaus die wichtigſte Frage, die dieſen Generallandtag beſchäftigte, 
war jedoch die Einführung der Grund- und Bodentaxen. In den letzten 
Jahren hatten die Wertſchätzungen nach dem Grundͤſteuerreinertrag ſich be— 
ſonderer Beliebtheit erfreut. Don 1869-1876 waren von 2514 Taxen 1960 
auf diefe Weiſe aufgenommen oder 78 Prozent, auf Grund formeller 
Taxen 343 (13,6 Prozent), auf Grund gutachtlicher Wertfeſtſtellung 113 
(4,5 Prozent) und auf Grund des Erwerbswerts 98 (3,9 Prozent). Auf 
dem Generallandtag herrſchte allgemein die Anſicht, daß man ein ſchnelle— 
res, billigeres und allgemein verſtändlicheres Verfahren als das bisherige 
finden müßte; leicht möglich, daß auch die immer erneute Ablehnung 
der Regierung gegen die Erhöhung des Multiplikators bei den Wert— 
ſchätzungen nach dem Grundfteuerreinertrag den Wunſch nach einer voll— 
ſtändigen Anderung lebendig werden ließ. Mit großer Mehrheit beſchloß 
die Derfammlung am 21. März den Erſatz der Ertrags- durch die Grund— 
und Bodentaxen. In der Annahme, daß dadurch viel Arbeit erſpart wer— 
den würde, beſchloß man den künftigen Wegfall der dritten Syndikusſtelle. 
Am 24. März vertagte fid) der Generallandtag bis zur Entſcheidung der 
Regierung über die Taxfrage. 


Dieſe Genehmigung erfolgte zwar bereits am 29. Mai, aber während 
der Generallandtag beſchloſſen hatte, daß wenigſtens bei kleineren Gütern 
die Mitwirkung eines Syndikus oder Richters bei der Taxaufnahme ver- 
meidbar wäre, beftand der Miniſter für Landwirtſchaft auf der Anwefen= 
heit einer rechtskundigen Perſon. Die Generaldirektion warnte am 3. Juli 
vor dieſer Anderung, weil es allzu ſchwer wäre, geeignete Richter hierfür 
zu finden; deren obligatoriſche Mitwirkung würde eine ſchwere Störung 
des landſchaftlichen Betriebes zur Folge haben. Dieſe Dorftellung und 
ein Beſuch des Königsberger Direktors Boltz und des Syndikus von 
Gerhard hatten Erfolg; der Miniſter verzichtete auf die geforderte 
Anderung. Bei ſeinem Wiederzuſammentritt am 19. Oktober konnte der 
Generallandtag enoͤgültig über die Einführung der bis auf weiteres allein 
gültigen Grund- und Bodentaxen beſchließen. 

Am 24. März beſchloß der Generallandtag noch den Wegfall des 
Quittungsgroſchens ab 1. Januar 1878, da die erreichte Höhe des Fonds 
das geftattete; die kal. Genehmigung erfolgte am 26, September. 

Im März 1877 hatte der Generallandtag den Graf Kanitz einſtimmig 
zum Generallandſchaftsdirektor wiedergewählt. Bereits am 24. Juni ſtarb 
Kanitz. Beim Wiederzuſammentritt des Landtags am 19. Oktober wurde 
Boltz einſtimmig zu feinem Nachfolger gewählt. Boltz war 1851 Land- 
ſchaftsrat im Königsberger Departement geworden, 1859 als erſter 
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Bolt -Pareyken 


General=Landfchafte=Direktor 1877-1887. 


Bürgerlicher Direktor diefes Departements; nun ftieg er, wie feine beiden 
Amtsvorgänger, von diefer Stellung zum Generallandfchaftsdireftor auf. 
Er blickte alſo auf eine lange landſchaftliche Erfahrung zurück“. 

Die Beteiligung an der Landfchaft war in den nächſten Jahren in 
raſchem Steigen. 1875 hatten 3924 Güter eine Pfandͤbriefſchuld von 
128 654 825 M gehabt, 1880 waren 4910 Güter mit 163932275 M 
beteiligt. Am 1. Oftober 1879 hatten 1650 Bauerngüter eine Pfand- 
briefſchuld von 13 494 500 M; gerade die Bauern alſo fingen jetzt befonders 
lebhaft an, ſich an der Landſchaft zu beteiligen. Der eigentümliche Fonds 
wuchs 1880 auf 4791960 M. Es iſt wohl möglich, daß ſich dieſe günftige 
Entwicklung aus der Anwendung der leicht verſtändlichen Grund- und 
Bodentaxen erklärt. Dazu kam die Verbilligung des Pfandbriefkredits 
durch den Wegfall des Quittungsgroſchens. 

Aber die raſche Kreditzunahme erklärt ſich doch wohl kaum nur aus 
günſtigen Amſtänden. Es kam offenbar auch ein ſich Ende der 70er Jahre 
ankündigender Rückgang in der land wirtſchaftlichen Preisbildung hinzu, 
der zu einer ſahrzehntelang anhaltenden Agrarkriſis führte. Der un— 
kündbare Landfchaftsfredit mußte unter ſolchen Amſtänden beſonders 
willkommen ſein. Aber dieſer Kredit mußte den veränderten Verhältniſſen 
entſprechend auch ſo billig wie möglich gehalten werden, wenn er ſeinen 
Zweck, der Landwirtſchaft zu helfen, wirklich erfüllen ſollte“). Der General- 
landtag von 1880 wurde der Notwendigkeit dieſer Verbilligung gerecht 
durch den Beſchluß, die 4½ prozentigen Pfandbriefe in 4prozentige zu 
konvertieren. 

Dieſer Generallandtag trat am 15. März 1880 zuſammen. Der Bericht 
des Plenarkollegs ſtellte mit Genugtuung den günſtigen Einfluß der 
Grund- und Bodentaxen auf die Entwicklung des landfchaftlihen Kredits 
feſt. 1877 waren 60, 1879 bereits 802 ſolcher Taxen aufgenommen 
worden; die Verſur hatte in den letzten drei Jahren um rund 17 Mil- 
lionen A zugenommen und die Zahl der bepfandbrieften Güter um 471. 
Auf der zweiten Werthälfte der Güter find 25604775 eingetragen, 
wovon durch Amortiſation und Zuzahlung rund 3% Millionen getilgt 
find. In Sequefter ſtehen 22 Güter. Zur Vereinfachung des Wahlver— 
fahrens ſchlug das Plenarkolleg vor: Bei allen Wahlen gilt jeder, der 
die abſolute Mehrheit erhält, als gewählt; kommt keine ſolche zuſtande, 
ſo erfolgt Stichwahl zwiſchen den beiden Gewählten, die die meiſten 
Stimmen auf ſich vereinigt haben. Wahl durch Akklamation iſt zuläſſig, 
wenn kein Widerſpruch erfolgt. Dieſe Vorſchläge wurden angenommen 
und vom König am 25. September beſtätigt. 

2) 9693, 2838, 2730, 198, 3852, Rep. 2 Tit. 22 Mr. 61, Altrock S. 33 ff., 165 
Denkſchrift zum 12s jährigen Jubiläum S. 56, 58, 60. 

3) Altrock, S. 114, 118, 129, 173. 
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Das Plenarkolleg beantragte ferner: Dom jährlichen Gewinn der 
Darlehnskaſſe kommt die eine Hälfte an den Fonds der Landfchaft, die 
andere an den Refervefonds der Darlehnskaſſe, bis deren Grundkapital 
und Keſervefonds 2 Millionen M umfaſſen, dann fließt der ganze Gewinn 
der Landfchaft zu. Dieſer Antrag iſt durch die Ausdehnung des Gefchäfts- 
betriebes der Darlehnskaſſe begründet. Am 1. Oktober 1879 ſtanden aus: 
Hypothekenvorſchußforderungen zur Bepfandbriefung der Güter 1615472, 
Forderungen auf laufende Rechnung an Gutsbefiger 877510 , Lom= 
bardforderungen 585700 . Hinzu kommt der an Vorrat zu haltende 
Beſtand an Effekten, der 750000 Buchwert beträgt. Einem ſolchen 
Geſchäftsumfang entſprechen die der Darlehnskaſſe zu Gebote ſtehenden 
Mittel nicht mehr, und da eine Einſchränkung der Arbeit der Darlehns⸗ 
kaſſe weder im Intereſſe der Landfchaft noch in dem der Darlehnskaſſe 
und der Gutsbeſitzer liegt, ſo iſt eine ſchnellere und ſich etwas höher 
erſtreckende Anſammlung des Refervefonds notwendig. Die Verſamm— 
lung ſtimmte dieſem Antrag zu. : 

Bereits am erften Sitzungstage erteilte der Generallandtag dem Plenar- 
folleg die beantragte Ermächtigung, die Ausgabe 4 prozentiger Pfand- 
briefe einzuſtellen, dieſe den Inhabern zur Einlöſung nach dem Nennwert 
zu kündigen und fie in 4prozentige Pfandbriefe umzuſchreiben. Es iſt 
bezeichnend für den Weitblick der verantwortlichen Leiter der Landſchaft, 
daß dieſer Antrag nur mit einer Mehrheit von 23 gegen 19 Stimmen durch— 
ging. Nach Schluß des Generallandtags, am 12. April 1880, bat die 
Generaldirektion den Oberpräſidenten, ſich für die Genehmigung dieſes 
Beſchluſſes einzuſetzen; die Konvertierung würde nur erfolgen, wenn die 
Geldmarktverhältniſſe es geſtatteten. Der König gab ſeine Zuſtimmung am 
20. Juli“). 

Die Landſchaft hatte nun die Hände für die notwendige Konvertierung 
frei. Schon vor dem Generallandtag, am 27. Februar 1880, hatte das 
Berliner Bankhaus Warſchauer der Generaldirektion geſchrieben, wenn die 
Konvertierung beſchloſſen werden follte, fo könnte fie nur durch eine mäch⸗ 
tige Vereinigung von Finanzkräften ermöglicht werden. Zum Eintritt in 
das Konſortium ſeien bereit: Diskontogeſellſchaft, Bleichröder, Deutſche 
Bank, Bank für Handel und Induſtrie, Berliner Handelsgeſellſchaft, Bant- 
haus Mendelsſohn, Rothſchild und in Königsberg Simon, der die Vor- 
verhandlungen führen könnte. Die Generaldirektion hatte darauf am 
4. März ſehr zurückhaltend geantwortet, alles hänge vom Beſchluß des 
Generallandtags ab, bisher hätte nur ein Kreis die Konvertierung angeregt. 

Erſt nachdem der König feine Zuſtimmung erteilt hatte, am 26. Auguſt 
1880, beſchloß die Generaldirektion, Boltz und Gerhard zum Abſchluß von 


4) 2908, 2731, Rep. 2 Tit. 22 Mr. 62, Denkſchrift zum 100 jährigen Jubiläum S. 47. 
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Konvertierungsverhandlungen nad) Berlin zu fenden. Tags zuvor hatte 
das Plenarfolleg bereits die Einftellung der Ausgabe 4% prozentiger 
Pfandbriefe beſchloſſen. Die damals in Berlin mit dem von Warſchauer 
genannten Konſortium und mit der Seehandlung geführten Verhandlungen 
ſcheiterten jedoch, weil der Landſchaft zu ungünſtige Bedingungen geſtellt 
wurden; auch verurſachte die damals eingetretene Erhöhung des Bank— 
diskonts weſentliche Veränderungen der Geldͤmarktverhältniſſe. 

Erſt am 23. November 1880 fam der Vertrag der Landfchaft mit dem 
Konſortium, deſſen Führung die Seehandlung übernommen hatte, über die 
Konvertierung zuſtande. Danach verpflichtete ſich die Landfdaft, zum 
1. Juni 1881 zur Konvertierung der 4½ prozentigen Pfandbriefe, von 
denen 41004000 MM in Verkehr waren, 21 Millionen zu kündigen und 
zur Beſchaffung der Einlöſungsvaluta 21 Millionen 4prozentiger Pfand- 
briefe auszugeben, die ſie bis zum 31. Mai dem Konſortium zu 98 verkauft. 
Als entſprechende Kaution waren gute, unter 10 Prozent des Tageskurſes 
zu veranſchlagende Wertpapiere bei der Seehandlung und bei der General- 
ſtaatskaſſe zu hinterlegen. In Höhe der Kaution werden ſo ſchnell als 
möglich 4prozentige Pfandbriefe geliefert. Werden 4 prozentige Pfand- 
briefe als Kaution geſtellt, fo find dieſe zu 100 zu berechnen. Soweit die 
Landfchaft den Beſitzern bis zum 1. April 1881 4prozentige Darlehen 
bewilligt, find die Pfandbriefe nicht dieſen auszuhändigen, ſondern der 
Darlehnskaſſe, und ſoweit dieſe ſie nicht zum Tageskurs übernimmt, ſind 
fie dem Konſortium zum Tageskurs anzubieten. Das Konſortium iſt berech— 
tigt, die Lieferung des Reftbetrages der 4% prozentigen Pfandbriefe zum 
Kurſe von 98 ½ zu fordern, deren Kündigung dann ſpäteſtens zum 15. Juli 
1881 erfolgen muß. 

Die Verpflichtung, Pfandbriefe dem Konſortium gegebenenfalls zum 
Tageskurs anbieten zu müſſen ſtatt zu dem niedrigeren Konvertierungs— 
kurs, empfand die Landſchaft als ſehr läſtig, mußte fie aber in Berückſich⸗ 
tigung der damals nicht allzu günſtigen Geloͤmarktlage bewilligen. 

Am 26. November beſchloß die Generaldirektion: Die Erſtattung der 
vorſchüſſe bei der Konvertierung foll zunächſt durch das in Zukunft erſparte 
1% Prozent Zinſen erfolgen; den Gutsbeſitzern wird der Beitritt zur 
Konvertierung jedoch nur unter der Bedingung geſtattet, daß außerdem auch 
die ſchon gezahlten und die künftigen Amortiſationsbeiträge zur Erſtattung 
der Koſten zu verwenden ſind. Die Beſitzer traf die Kursdifferenz von 
2 Prozent und ½ Prozent Ausfertigungsgebühren. Da die meiften aber 
über die Hälfte ihres Gutwerts Pfandbriefdarlehen und alſo Amortiſa— 
tionsguthaben hatten, konnte bei diefen die Zinsherabſetzung ſofort erfolgen, 
während ſie bei den übrigen ſich wenigſtens in ziemlich kurzer Zeit ermög⸗ 
lichen ließ, fo daß alſo ein für die Beſitzer recht günſtiges Refultat erzielt 
worden war. Nötigenfalls wurden die zur Konvertierung erforderlichen 
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vorſchüſſe von der Landfchaft gegen 5 Prozent Zinſen hergegeben. Auf die 
4prozentigen Pfandbrieffdulden waren die Amortiſationsbeträge fo weiter⸗ 
zuzahlen, als ob ein neues Darlehen bewilligt war. 


von dem Optionsrecht machte das Konſortium keinen Gebrauch, erklärte 
ſich aber zur Abernahme des ganzen Betrages 4prozentíger Pfandbriefe 
bereit, der bei Kündigung ſämtlicher 4½prozentiger Pfandbriefe zur Aus⸗ 
gabe gelangen würde. Darauf kam am 7. Februar 1881 zu den gleichen 
Bedingungen wie im November 1880 ein Vertrag mit der Landſchaft 
zuſtande, dem zufolge die Landſchaft die noch im verkehr befindlichen 
78% Millionen 4½ prozentiger Pfandbriefe zum 1. September kündigen 
und zu dieſem Termin den gleichen Betrag in 4prozentigen Pfandbriefen 
emittieren ſollte. Die Kündigung erfolgte am 10. Februar. 


Am den Gutsbeſitzern möglichſt entgegenzukommen, beſchloß die General— 
direktion am 24. Mai, alle Ankoſten an Pfandbriefmaterial, Ausfertigungs- 
koſten, Infertionen, Porto u. a. auf die für den Landſchaftsfonds zu er- 
hebenden Ausfertigungsgebühren von / Prozent zu übernehmen und nur 
die Zuſchüſſe zur Einlöſungsvaluta auf die Güter nach der Rate der ein⸗ 
zelnen konvertierten Pfandbriefbeträge zu verteilen; diefer Betrag wurde 
am 29. Auguft auf 1,93 Prozent berechnet. Der Beſchluß vom 24. Mai 
war inſofern durchaus gerechtfertigt, als die geſamten Geſchäftsunkoſten 
rund 130000 „ betrugen, während das / Prozent 344000 & aus- 
machte, fo daß ſich noch ein Aberſchuß von 214 000 M zugunften der Land⸗ 
ſchaft ergab. 


115 525 675 A in 4½prozentigen Pfandbriefen waren zu konvertieren. 
Davon waren bis Auguſt 1880 von den Gutsbeſitzern 10619175 M frei- 
willig konvertiert worden. 1761 425 M wurden zurückgezahlt und ſchieden 
aus der Derfue aus. So blieben zur allgemeinen Konvertierung 
103145075 übrig, die auf 3708 Gütern ftanden. Von dieſen haben bis 
zum Schluß der Teilnehmerliſte am 21. November 1881 22 mit 621 500 M 
ihren Beitritt zu erklären verſäumt, doch meldeten ſich nachträglich noch 
einige. 15 Güter mit 461 700 haben den Beitritt abgelehnt. Für dieſe 
mußte die Landſchaft die Konvertierungskoſten tragen, beſchloß aber, auch 
dieſen nach Deckung der Koften durch das % Prozent 4 Prozent zu ge⸗ 
währen. Die bei der allgemeinen Konvertierung beteiligten 3708 Güter 
erſparten jährlich 515725 M an Zinfen. 


Welches große Maß an Arbeit die landſchaftlichen Behörden in dieſen 
Jahren neben der Konvertierung zu leiſten hatten, ergibt ſich daraus, daß 
das laufende Geſchäft von Johannis 1879 mit 145 026925 M zu Johan⸗ 
nis 1882 auf 182 317 150 , ftieg und daß in dieſem Zeitraum 1029 Güter 
neu bepfandbrieft und 1885 neu taxiert werden. Neue Beamte wurden 


210 


Es 


Landhofmeifterftraße 16/18 nach dem im Jahre 1887 vollendeten Umbau. 


trotzdem nicht eingeftellt, wohl aber erhielten die Beamten für die Mehr— 
arbeit einmalige ſehr beträchtliche Vergütungen. 
Zu Weihnachten 1881 betrug die Derfur 174 797 650 „ und das Der= 


mögen der Landfchaft in bar, Pfandbriefen und andern Dokumenten 
3 830 303 . 


Nicht lange nach der Beendigung der Konvertierung, am 28. Februar 
1885, trat dem Reglement entſprechend ein Generallandtag zuſammen. 
Er währte nur einen Tag, da nur ein weſentlicher Beſchluß zu fallen war: 
Die raſche Zunahme der Geſchäfte machte eine Abänderung des Beſchluſſes 
von 1880 über den Refervefonds dahin nötig, daß bei der Darlehnskaſſe 
nach Anſammlung von 2 Millionen ein neuer Refervefonds dadurch 
gebildet werden ſollte, daß ein Zehntel der Aberſchüſſe in dieſen floffen und 
neun Zehntel an die Landſchaft abgeführt wurden. Die Stärkung der 
Fonds der Darlehnskaſſe wurde damit begründet, daß die Hauptbeſtim⸗ 
mung der Darlehnskaſſe, Vermittlung von Pfandbriefen und deren Anter— 
bringung zu angemeſſenen und möglichſt gleichmäßigen Preiſen, nur durch 
Stärkung ihrer Referven aufrechtzuerhalten wäre. Die Verſammlung 
erkannte die Berechtigung dieſes Antrags des Plenarkollegs an. 


Aus dem dem Generallandtag vorgelegten Bericht, der ſich hauptſächlich 
mit einer Darlegung der Durchführung der Konvertierung beſchäftigte, ſei 
erwähnt: Die Verſur ift ſeit 1879 um 32 437 500 M geftiegen, die Zahl der 
bepfandbrieften Güter im gleichen Zeitraum von 4446 auf 5475. 

Dieſen Generallandtag leitete übrigens Oberpräſident von Schlieck— 
mann; Horn war 1882 penſioniert worden. Auch der Mann, dem an der 
glücklichen Durchführung der Konvertierung wohl das größte Verdienſt 
zukommt, Syndikus von Gerhard, fehlte auf dieſem Generallandtag; er 
war 1882 geſtorben, nachdem er dieſe große Arbeit noch zu Ende geführt 
hatte. Sein eigentlicher Nachfolger wurde der ſeit 1876 als Sundikus 
tätige Engelbrecht'). 

Die wenig befriedigende Lage der Landwirtidaft, die unter ſinkenden 
Preiſen zu leiden anfing, einerſeits, der Amſtand, daß das Geld billig blieb, 
anderſeits, veranlaßte die Landfchaft, alsbald eine weitere Konvertierung 
ins Auge zu faſſen. Aber bevor auf die Verhandlungen des Generallandtags 
von 1886, dem dieſe Konvertierung das Gepräge gab, eingegangen wird, 
ſei kurz der Entwicklung zwiſchen 1885 und 1886 gedacht. 


1885 ging die Berliner Agentur ein, weil die Reichsbank forderte, daß 
Zinsſcheine außer bei der Landſchaft nur bei ihren Zahlſtellen eingelöſt 
werden durften. Die Landͤſchaft ging hierauf gern ein, weil die Einlöſung 


5) 1198, 1199, 2731, 1188, 1177, 2839, 1180, 298. 
6) 9839, Lewed in Altpreußiſche Monatsſchrift Bd. 52 S. 16 und 19. 
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der Zinsſcheine durch die Reichsbank für die Beliebtheit und den Kurs der 
Pfandbriefe wichtig war. 


1885 erfolgten 532 Taxen in einer Geſamtfläche von 70 974 Hektar 
mit einem Geſamttaxwert von 27326000 M, dagegen 1886 945 Taxen 
auf 121 674 Hektar mit einem Geſamtwert von 48 900 358 M. In dieſem 
raſchen Anſteigen dürfte bereits die Auswirkung der im Februar 1886 
erfolgten erneuten Zinſenherabſetzung zu ſehen fein’). 


Am 22. Februar 1886 wurde der ordentliche Generallandtag unter 
Leitung des Oberpräſidenten von Schlieckmann eröffnet. Die Aberſicht 
ergab ein Steigen der zinsbaren Derfur von 177 404 425 M zu Johannis 
1882 auf 207 818 150 M zu Johannis 1885. Die Zahl der bepfandbrieften 
Güter war im gleichen Zeitraum von 5475 auf 6499 gewachſen; 3178 
Bauerngrundftüde waren mit 28354950 M beliehen. 10 Güter ſtanden 
in Sequeſter und 17 in Subhaſtation. Das Vermögen der Landſchaft 
betrug 5654914 M. Die Verwaltungskoſten machten im Jahresdurch⸗ 
Schnitt 200091 AM aus und wurden von den Einnahmen aus Pfandbrief- 
ausfertigungsgebühren, Zinſen der Sondspfandbriefe, Quittungsgroſchen 
und Anteil am Reingewinn der Darlehnskaſſe um 166159 W übertroffen; 
den höchſten Poſten ſtellten hier die Zinſen der Fondspfandbriefe mit 
186159 / dar, an zweiter Stelle ftand der Quittungsgroſchen mit 
87 120 M. 


Die Generaldirektion machte folgende Vorſchläge: Das Plenarkolleg 
wird ermächtigt, nach Einſtellung der Ausgabe 4prozentiger Pfandbriefe 
dieſe den Inhabern gegen Zahlung des Nennwertes zu kündigen und ſie 
in 3 prozentige Pfandbriefe umzuſchreiben. Nach erfolgter Konvertierung 
ſoll zur Erleichterung der Gutsbeſitzer der über fünf Achtel des Gutswerts 
hinausgehende Darlehnsbetrag nicht mit 1 Prozent, ſondern nur mit 
Y, Prozent der ganzen Darlehnsſumme amortiſiert werden. Ausfälle eines 
Pfandbriefdarlehens bei einer Zwangsverſteigerung werden zunächſt aus 
dem Guthaben am Amortiſationsfonds gedeckt. Pfandbriefe, die infolge 
einer zwangsverſteigerung eingelöft werden müſſen, kann die Generaldirek⸗ 
tion durch Kündigung und Bareinlöſung nach dem Nennwert oder durch 
Ankauf zum Tageskurs beſchaffen und in beiden Fällen als Koſten der 
Einlöſung einen halbjährlichen Zinſenbetrag liquidieren, wofern ſie im 
erſten Fall nicht einen höheren Betrag nachweiſt. Dieſe Beſtimmungen ſind 
nötig, weil es nach $ 30 des Geſetzes vom 5. Mai 1872 betreffs Eigen- 
tumserwerb und dingliche Belaftung der Grundſtücke fraglich iſt, ob den 
landschaftlichen Nebenforderungen ein dingliches Recht zuſteht. Der ſtändig 
wachſende Amfang der Geſchäfte macht einen großen Erweiterungsbau des 


7) 1006, Altrock S. 142. 
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Haufes Landhofmeiſterſtraße 16-18 notwendig, der auf 160000 / ver= 
anſchlagt iſt; der hiſtoriſche Saal ſoll davon nicht betroffen werden. 

Die ſämtlichen Vorſchläge wurden angenommen. Weiter beſchloß der 
Generallandtag, den Kaiſer zur bevorſtehenden Jahrhundertfeier um ſein 
Bild zu bitten; auch Generallandfhaftsdireftor Boltz wurde um fein Bild 
gebeten. Für das Jubiläum wurden 25000 „ bewilligt. Am 27. Februar 
ſchloß der Generallandtag. 

Anfang März bat die Generaldirektion den Oberpräſidenten um Befür- 
wortung dieſer Beſchlüſſe in Berlin. Sie bemerkte noch, daß die Guts— 
beſitzer künftig über ihre Amortiſationsguthaben erſt verfügen ſollten, wenn 
die Hälfte des über fünf Sechſtel hinausgehenden Betrages getilgt wäre. 
Erfolgten in ſolchen Fällen Neubeleihungen, fo fei bisher ſtets eine Beſich— 
tigung des Gutes vorgenommen, ohne daß dieſe koſtſpielige Beſichtigung 
außer in feltenen, ohnehin faßbaren Einzelfällen zu einem Derfagen der 
Neubeleihung geführt hätte; es möchte daher künftig im Ermeſſen der 
Generaldirektion ſtehen, ob Beſichtigungen erfolgten oder nicht. 

Die Konvertierung der Pfandbriefe wurde am 19. April genehmigt. Der 
Landwirtſchaftsminiſter bemerkte dazu, daß dies nur mit Rückſicht auf die 
Einſtimmigkeit dieſes Generallandſchaftsbeſchluſſes geſchehe, da die Konver— 
tierung die Beliebtheit der oſtpreußiſchen Pfandbriefe beim Publikum nicht 
erhöhen dürfte. 

Am 9. Mai 1886 genehmigte der König, daß nach Tilgung von 25 ies 
zent der über die erfte Werthälfte hinausgehenden Anleihe eine neue An- 
leihe in gleicher Höhe ohne die für Neubeleihungen beſtehenden Sormalí= 
täten erfolgen könne. Der über fünf Achtel hinausgehende Betrag iſt mit 
% Prozent der ganzen Anleihe zu tilgen und dann mit Y Prozent des 
über die erſte Hälfte hinausgehenden Betrages. Auch die vom General- 
landtag beſchloſſene Abertragung der bisher den Gerichten obliegenden Be— 
glaubigung, Ausfertigung, Kaſſation und Vernichtung von Pfandbriefen 
auf die Generaldirektion und auf die Gyndici wurde damals genehmigt. 
Die Syndici und ihre Stellvertreter erhielten die Befugnis, die für die 
Durchführung der Bepfandbriefungen erforderlichen Schuldurkunden und 
ſonſtigen Erklärungen aufzunehmen und auszufertigen. 

Erſt nach längeren Verhandlungen, am 23. Februar 1887, genehmigte 
der König: „Jeder Ausfall, den ein Pfandbriefdarlehen bei der Zwangs⸗ 
verſteigerung eines Gutes erleidet, wird zunächſt aus deſſen Guthaben am 
Amortiſationsfonds gedeckt.“ Hingegen gelang zunächſt keine Derftán= 
digung wegen der ſogenannten landfchaftlichen Mebenforderungen. 

Die Bitte des Generallandtags, der Landſchaft ſein Bild zu ſchenken, 
hat der alte Kaiſer erfüllt. 1882 war übrigens von der Stadt Mohrungen 
ein Bild Friedrich Wilhelms II., des Stifters der Landfchaft, erworben 
worden, das der Königsberger Maler Neide reſtauriert hatte. 
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Der beſchloſſene Neubau wurde in den Jahren 1886 und 1887 aus- 
geführt‘). 

Bereits in einer Sigung der Generaldireftion vom 13. März 1886 
konnte Boltz mitteilen, daß der Präfident der Seehandlung ihm zugefagt 
hätte, dasſelbe Konſortium, das die letzte Konvertierung durchgeführt hätte, 
werde auch dieſe übernehmen. Der Vertrag mit dieſem Konſortium wurde 
am 8. Mai geſchloſſen. Danach kündigt die Landfchaft die 4prozentigen 
Pfandbriefe zum 1. Dezember, deren Derzinfung dann endet, und liefert 
dem Konſortium gleichzeitig 183 Millionen M in J prozentigen Pfand- 
briefen zum Kurſe von 97,6. Die Kautionsbeſtimmungen find dieſelben 
wie 1883. Das Konſortium bringt die gekündigten Pfandbriefe bei Zahlung 
des Kaufpreiſes zum Nennwert zuzüglich der laufenden Stückzinſen in 
Anrechnung. Die Schlußabrechnung erfolgt ſpäteſtens am 1. Juni 1887. 
Am 14. Mai erging an die Gutsbeſitzer die Aufforderung zum Beitritt zur 
Konvertierung; ſofort nach Deckung der Konvertierungskoſten würden die 
Zinſen auf 3% Prozent herabgeſetzt werden. Den Inhabern 4prozentiger 
Pfandbriefe wurde am 5. Juni der Amtauſch mit Kupons über die Finfen 
vom 1. Januar 1886 ab gegen den gleichen Nennwert von 3 prozentigen 
Pfandbriefen mit Kupons über die Finfen vom 1. Juli 1886 unter folgenden 
Bedingungen angeboten: Sie erhalten 2 Prozent für die am 1. Juli fälligen 
Kuponzinſen der 4prozentigen Pfandbriefe, 0,21 Prozent für die Differenz 
der Stückzinſen vom 1. Juli bis zum 1. Dezember, 1,19 Prozent Prämie, zu— 
ſammen alfo 3,40 Prozent. Der Amtauſch iſt bis zum 30. Juni möglich. 
Dies Anerbieten führte zu einem ſehr ſchleunigen Amtauſch. Am 1. De- 
zember waren nur noch 22005800 M einzulöfen und am 1. Juni 1887 
nur noch 882 800 M. Nur acht Güter mit 105225 Anleihe lehnten den 
Beitritt ab, fo daß die Landſchaft die Konvertierungskoſten für dieſe vor- 
läufig tragen mußte. Die Koſten der Konvertierung kamen hauptſächlich 
aus der Kursdifferenz von 97,6 zu dem zu kündigenden Nominalwert, der 
Kündigung, Einlöſung und dem Pfandbriefmaterial. Sie betrugen 
5049473 M oder 2,29 Prozent der zu konvertierenden Summe; außer 
dieſen 2,29 Prozent trafen die Gutsbeſitzer die Ausfertigungsgebühren mit 
0,33 Prozent, zuſammen alſo 2,62 Prozent. Durch Amortiſationsguthaben, 
erſparte Finfen, freiwillige Konvertierungsbeiträge wurden 2853606 M 
gedeckt. Die zur Einlöſung der Aprozentigen Pfandbriefe erforderlichen 
Barmittel wurden durch ein Lombarddarlehen von 3 Millionen .” beim 
Konſortium ergänzt. Dieſes wurde bezahlt aus dem Erlös der verkauften 
Pfandbriefe des Amortiſationsguthabens mit 1% Millionen &, aus dem 
verkauf von Sondspfandbriefen und ſonſtigen Mitteln der Generalland- 
ſchaftskaſſe mit 200000 , durch ein Darlehen von 300 000 M zu Y. Pro- 


8) 1085, 2971, 2972, 3811, Rep. 2 Tit. 22 Nr. 64. 
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Bon-Neuhaufen 


General=sLandfchafts=Direktor 1887-1905. 


zent bei der Darlehnskaſſe und durch ein Darlehn von 1 Million gleichfalls 
zu Y, Prozent beim Königsberger Bankhaus Simon. 


Die Landfchaft hatte nun vorläufig (bis 1895) nur 3yprozentige 
Pfandbriefe ebenſo wie in den Jahren 1838-1858, nachdem fie bis 1837 
nur ſolche zu 4 Prozent gehabt hatte. 1887 hatten die 3 prozentigen 
Pfandbriefe einen mittleren Kurs von 97,4, 1888 von 100°). 


Die Wirkung der Konvertierung fei zunächſt an einem Einzelbeiſpiel 
gezeigt. Die Beſitzer aus dem Kreiſe Pillkallen baten im Dezember 1880, 
den allzu großen Kreis Inſterburg⸗Nord zu teilen in die landrätlichen 
Kreiſe Tilfit, Ragnit, Pillkallen einerſeits, Memel, Heydefrug und Niede⸗ 
rung anderſeits. Er ſei der größte Kreis und habe die ſchlechteſten Der- 
bindungen. Namentlich Pillkallen leide unter ſeiner Entlegenheit, die es 
verſchulde, daß mitunter ein Jahr vergehe, bis ein Darlehnsantrag bewilligt 
Jet; dadurch würden viele abgehalten, ſich an die Landſchaft zu wenden. 
Die Konvertierung werde außerdem das Bedürfnis nach Anleihen derart 
wachſen laſſen, daß ein Landſchaftsrat für ein ſo weites Gebiet nicht 
genügen könnte. Der Generallandtag von 1889 hat dieſem Antrag ent- 
ſprechend beſchloſſen. 


Im großen aber darf die Fahlenangabe genügen, daß die Weihnachts⸗ 
verſur von 1884 202,5 Millionen , die von Weihnachten 1887 239,5 
Millionen M betrug, während die Zahl der bepfandbrieften Güter im 
gleichen Zeitraum von 6499 auf 7447 ſtieg. Am 1. Oktober 1888 waren 
3741 Bauerngüter mit 33 784 150 M bepfandbrieft. 


Es war Boltz noch vergönnt, die glückliche Durchführung der Konver— 
tierung zu erleben. Er ſtarb am 2. März 1887 im Alter von 71 Jahren. 
Zur Wahl feines Nachfolgers wurde ein außerordentlicher Generallandtag 
auf den 2. November 1887 berufen. Es war eigentlich ſchon Tradition 
geworden, den Königsberger Landſchaftsdirektor zum Generallandſchafts⸗ 
direktor zu wählen. Aber diesmal wurde nicht bloß mit dieſem Brauch 
gebrochen, ſondern es wurde ein Mann mit der Leitung der Landfchaft 
betraut, der zwar im öffentlichen Leben, im landwirtſchaftlichen Zentral⸗ 
verein und als Dizepräfident des Provinziallandtags eine große Volle 
geſpielt, aber noch kein land ſchaftliches Amt bekleidet hatte, der liberale 
Gutsbeſitzer Jean Pierre Louis Bon-Neuhauſen, der 23 Stimmen erhielt, 
während dem konſervativen Grafen Kanitz-Podangen, der gleichfalls noch 
kein landſchaftliches Amt innegehabt hatte, 22 Stimmen zufielen”). 

9) 1085, 2841, Denkſchrift zum 128 jährigen Jubiläum Anlage 3. 

10) 534, 2973, Anlage 1 zur Denkſchrift zum 125 jährigen Jubiläum, Altrock S. 199; 
‘ über Bon Leweck in Altpreußiſche Monatsſchrift Bd. 43 S. 1-28, 
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Aus der Rede, die Bon bei der Jahrhundertfeier der Landſchaft hielt, 
die zugleich ein geſchichtlicher Rückblick und ein Programm war, ſeien 
einige Sätze hier wiedergegeben: 

„Die Geſchichte der Landfchaft ſteht im engſten Zuſammenhang mit dem 
ganzen Staate. Wir ſehen, wie jede ihrer Phaſen mit einer Phaſe der 
preußiſchen Geſchichte zufammenfällt ... Wir können mit Stolz ſagen, 
daß unſere Landſchaft mit jeder Entwicklungsphaſe den Anforderungen der 
Zeit gefolgt, ja den meiſten unſerer älteren Schweſterinſtitute voran= 
gegangen iſt“).“ 

Mit dieſen Worten wird der weſentliche Inhalt der Geſchichte der 
oſtpreußiſchen Landfchaft im erſten Jahrhundert ihres Beſtehens zweifellos 
richtig charakteriſiert. Arſprünglich nur für den adligen Grunoͤbeſitz be⸗ 
ſtimmt, nimmt die Landſchaft in der Motzeit nach dem unglücklichen Kriege 
zunächſt den kölmiſchen Beſitz auf und trägt den Forderungen einer neuen 
zeit noch vor der Revolution von 1848 durch den Beſchluß, auch die 
Bauern aufzunehmen, Rechnung. Die urſprüngliche Verteilung der Kräfte 
auf vier Stellen, die Generaldirektion und die drei Departements, weicht 
unter dem Zwang der wachſenden Verantwortung der einheitlichen Leitung. 
Arſprünglich ein ſtändiſches Inſtitut, das ſich gern in politiſche Fragen 
allgemeiner Art miſcht, ſchwere Konflikte mit dem Staat nicht ſcheut, wird 
die Landſchaft ſeit der Mitte des 19. Jahrhunderts, nachdem ſie ihren 
politiſchen Charakter ſchon um 1825 verloren hat, mehr und mehr ein 
reines Kreditinftitut. Arſprünglich in der Provinz wurzelnd, tritt fie je 
länger je mehr und ganz unverkennbar ſeit der Reichsgründung in immer 
nähere Verbindung zum Großkapital, um ihren Aufgaben noch gerecht 
werden zu können, in derſelben Zeit, in der das provinzielle Eigenleben 
überhaupt völlig erliſcht und dem immer mächtiger werdenden, in unſeren 
Tagen voll zum Siege gelangten zug nach einer vollen Einheit des Volkes 
Platz macht. Alle äußeren Wandlungen, die die Landſchaft erlebt, geſchahen 
in Erfüllung des Zweckes, den ihr die Stiftungsurkunde von 1788 geſetzt 
hatte, „den Kredit auf einen ſoliden und dauerhaften Fuß zu ſetzen“. Daß 
ſie dieſen Zweck erfüllt und dadurch mitgeholfen hat an der Erhaltung eines 
gefunden Grundbeſitzes, iſt ihr großes Derdienft um das deutſche Volk. 


11) Denkſchrift zum 128 jährigen Jubiläum S. 15 E 
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